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1862/2020
Gesetz 

zur Änderung des Kindertagesförderungsgesetzes*)
Vom 10. Dezember 2020

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Kindertagesförderungsgesetzes

Das Kindertagesförderungsgesetz vom 12. Dezem-
ber 2019, verkündet als Artikel 1 des KiTa-Reform-
Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 759), zuletzt geändert durch Artikel 27 des Ge-
setzes vom 8. Mai 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 220) 
wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht erhalten die Überschrift 
des § 27 die Fassung „§ 27 Offene Arbeit, Ergän-
zungs- und Randzeitenförderung“ und die Über-
schrift des § 34 die Fassung „§ 34 Förderung in 
einem anderen Bundesland oder im Ausland“.

2. In § 1 Absatz 1 wird das Wort „Teil“ durch das 
Wort „Abschnitt“ ersetzt.

3. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Das Onlineportal informiert die Eltern über 
das Platzangebot und die pädagogische Kon-
zeption und ermöglicht beiderseits unverbind-
liche Voranmeldungen bei den Kindertagesein-
richtungen und zur Förderung in Kindertages-
pflege.“

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Der Einrichtungsträger übermittelt dem 
örtlichen Träger über das Verwaltungssystem

1. die Daten nach Absatz 3 Nummer 1 bis 3 
aller geförderten Kinder,

2. den für die einzelnen Kinder vereinbarten 
zeitlichen Förderungsumfang und

3. die von den einzelnen Kindern besuchte 
Gruppe oder die besuchten Gruppen.

Als zeitlicher Förderungsumfang gilt die auf 
eine halbe Stunde abgerundete vereinbarte 
wöchentliche Förderungszeit des Kindes, in 
Kindertageseinrichtungen einschließlich einer 
Förderung in Randzeiten.“

c) Folgender neuer Absatz 5 wird eingefügt:

„(5) Die Kindertagespflegeperson oder deren 
Anstellungsträger übermittelt dem örtlichen 
Träger oder der zuständigen Vermittlungs-
stelle für die Kindertagespflege den Namen 
der Kindertagespflegestelle, den Namen, den 
Vornamen, die Betreuungsanschrift und gege-
benenfalls eine abweichende Postanschrift der 

Kindertagespflegeperson, ihre Qualifikation, 
den Ort der Betreuung, die Daten des Kindes 
nach Absatz 3 Nummer 1 bis 3 sowie den 
jeweiligen vereinbarten zeitlichen Förderungs-
umfang. Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend.“

d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und wie 
folgt gefasst:

„(6) Das Ministerium, die örtlichen Träger, die 
kreisangehörigen Gemeinden und Vermitt-
lungsstellen für die Kindertagespflege dürfen 
personenbezogene Daten zu folgenden Zwe-
cken als gemeinsam Verantwortliche in einem 
gemeinsamen Verfahren verarbeiten, soweit es 
für die jeweilige Erfüllung folgender Zwecke 
erforderlich ist:

1. Daten nach Absatz 3 Nummer 1 bis 6 zur 
Erfüllung der Ansprüche nach § 5 und § 7, 
zur Vermittlung von Plätzen nach § 6 und 
zur Korrektur bei einem nicht erfolgreichen 
Abgleich mit den Daten der Meldebehör-
den nach Satz 3,

2. Daten nach Absatz 4 und 5 zur Bestandser-
fassung und Bedarfsermittlung nach § 9, 
Förderung der Kindertageseinrichtungen 
nach Teil 5, Abrechnung der laufenden 
Geldleistung nach § 44 und § 45, Kos-
tenbeteiligung nach § 50, Abrechnung der 
Finanzierungsbeiträge des Landes und der 
Wohngemeinden nach Teil 7, Abwicklung 
von ergänzender Förderung nach § 16 Ab-
satz 1 sowie zur Durchführung der Evalu-
ation nach § 58.

Personenbezogene Daten sind bei einer Ver-
arbeitung zum Zweck der Bestandserfassung 
und Bedarfsermittlung nach § 9 oder der 
Durchführung der Evaluation nach § 58 zu 
anonymisieren. Die kreisangehörigen Gemein-
den und die örtlichen Träger können die Daten 
zu den Zwecken nach Satz 1 mit den Daten 
der Meldebehörden abgleichen.“

e) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7 und wie 
folgt geändert: 

Die Angabe „gemäß den Absätzen 1 bis 5“ 
wird durch die Angabe „gemäß Absatz 1 bis 6“ 
ersetzt.

4. § 4 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Wahlberechtigt und wählbar sind die Delegier-
ten nach § 32 Absatz 1 Satz 2 sowie Delegierte 
aus den Reihen der Eltern von im Gebiet des ört-
lichen Trägers in Kindertagespflege geförderten 
Kindern.“

*) Ändert Ges. vom 12. Dezember 2019, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. B 850-1
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 5.  § 5 Absatz 6 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Anspruchsberechtigten können zwischen 
den verschiedenen nach diesem Gesetz geför-
derten Kindertageseinrichtungen sowie den An-
geboten der Kindertagespflege sowohl innerhalb 
der Wohngemeinde des Kindes als auch an ei-
nem anderen Ort im Rahmen freier Kapazitäten 
wählen.“

 6.  § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Komma nach 
dem Wort „mehrere“ gestrichen und durch 
die Wörter „mit Hauptwohnung“ ersetzt.

b) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: „Der 
örtliche Träger kann darüber hinausgehende 
Ermäßigungsregelungen treffen, die insbe-
sondere auch in Kindertageseinrichtungen 
und schulischen Betreuungsangeboten geför-
derte schulpflichtige Kinder berücksichtigen 
können.“

 7.  In § 9 Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Bedürfnisse“ die Wörter „der Eltern“ eingefügt.

 8.  § 10 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Öffnungszeiten der Gruppe werden im 
ersten Abschnitt des Bedarfsplans auf höchstens 
50 Wochenstunden festgelegt. Die Öffnungs-
zeiten einer Gruppe sind auf die halbe Stunde 
anzugeben. Der Bedarfsplan kann einen Rahmen 
vorgeben, innerhalb dessen der Einrichtungsträ-
ger die Öffnungszeiten festlegen kann. Er kann 
Gruppen vorsehen, in denen Kinder außerhalb 
ihrer Stammgruppen gefördert werden (Ergän-
zungs- und Randzeitengruppen). Soweit der 
Bedarfsplan nichts Abweichendes regelt, kann 
der Einrichtungsträger darüber hinaus in eigener 
Verantwortung Randzeitenangebote schaffen, in 
denen Kinder bis zu fünf Wochenstunden geför-
dert werden.“

 9.  In § 11 Absatz 2 wird folgender Satz 2 einge-
fügt: „Dabei ist auch die Vielfalt der Bedürfnisse 
der Eltern nach verschiedenen Förderungsum-
fängen zu berücksichtigen.“

10.  § 17 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) In Gruppen, in denen die Kinder überwie-
gend in der freien Natur gefördert werden (Na-
turgruppen), dürfen nur Kinder ab der Vollendung 
des zwanzigsten Lebensmonats aufgenommen 
werden.“

11.  § 22 wird wie folgt gefasst:

„§ 22  
Schließzeiten

(1) Die planmäßigen Schließzeiten der Gruppe 
dürfen 20 Tage im Kalenderjahr, davon höchs-
tens drei Tage außerhalb der Schulferien in 
Schleswig-Holstein, nicht übersteigen. Planmä-

ßige Schließzeiten für eine längere Zeitspanne 
als drei Wochen sind unzulässig. 

(2) Abweichend von Absatz 1 sind planmäßige 
Schließzeiten von bis zu 30 Tagen zulässig, 
wenn

1. die Einrichtung nicht mehr als drei Gruppen 
hat oder

2. während der zusätzlichen Schließtage eine 
Förderung der Kinder in einer anderen Gruppe 
der Einrichtung sichergestellt ist.

(3) Planmäßige Schließzeiten sind die Tage, an 
denen die Gruppe abweichend von den regelmä-
ßigen Öffnungszeiten geplant geschlossen ist 
mit Ausnahme der gesetzlichen Feiertage. Die 
Anzahl der zulässigen Schließtage nach Absatz 1 
und 2 bezieht sich auf eine Gruppe mit einer 
regelmäßigen Öffnungszeit von fünf Tagen pro 
Woche. Beträgt die regelmäßige Öffnungszeit 
weniger oder mehr als fünf Tage pro Woche, 
verringert oder erhöht sich die Anzahl der zu-
lässigen Schließtage entsprechend.“

12. § 25 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Gruppengröße beträgt für

 1. Regel-Krippengruppen zehn Kinder, 

 2. Natur-Krippengruppen acht Kinder,

 3. kleine Krippengruppen fünf Kinder,

 4. altersgemischte Regelgruppen 20 rech-
nerische Kinder,

 5. altersgemischte Naturgruppen 16 rech-
nerische Kinder,

 6. kleine altersgemischte Gruppen 10 rech-
nerische Kinder,

 7. Regel-Kindergartengruppen 20 Kinder,

 8. integrative Kindergartengruppen 19 rech-
nerische Kinder,

 9. Natur-Kindergartengruppen 16 Kinder,

10. mittlere Kindergartengruppen 15 Kinder,

11. kleine Kindergartengruppen zehn Kinder,

12. Regel-Hortgruppen 20 Kinder,

13. Natur-Hortgruppen 16 Kinder,

14. mittlere Hortgruppen 15 Kinder und für

15. kleine Hortgruppen zehn Kinder.“

b) Es wird folgender Absatz 2 eingefügt:

„(2) Zur Ermittlung der rechnerischen Kinder-
zahl werden in altersgemischten Gruppen die 
Kinder unter drei Jahren und in integrativen 
Kindergartengruppen die Kinder mit Behinde-
rung und die Kinder, die von Behinderung be-
droht sind, doppelt gezählt. Kleine altersge-
mischte Gruppen sind nur als Ergänzungs- und 
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Randzeitengruppen (§ 10 Absatz 2 Satz 3) 
mit einer wöchentlichen Öffnungszeit bis zu 
15 Stunden förderfähig.“

c) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Ab-
sätze 3 bis 5.

13. § 26 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) In der direkten Arbeit mit den Kindern 
müssen stets mindestens tätig sein

1. eine Fachkraft in kleinen Gruppen,

2. eine Fachkraft für die gesamte Öffnungs-
zeit und eine zweite Fachkraft für die 
Hälfte der wöchentlichen Öffnungszeit 
in mittleren Gruppen sowie

3. zwei Fachkräfte in Regelgruppen, integ-
rativen Kindergartengruppen und Natur-
gruppen.“

b) In Absatz 4 Satz 1 werden vor dem Wort „an-
wesenden“ die Wörter „in der Kindertages-
einrichtung“ und vor dem Wort „Gruppen“ 
das Wort „geöffneten“ eingefügt. 

14. § 27 wird wie folgt gefasst:

„§ 27  
Offene Arbeit, Ergänzungs- 
und Randzeitenförderung

(1) Die Vorschriften über geförderte Gruppen, 
zur Gruppengröße und zum Betreuungsschlüssel 
gelten für Kindertageseinrichtungen mit offener 
Arbeit sowie Ergänzungs- und Randzeitengrup-
pen (§ 10 Absatz 2 Satz 4) entsprechend. Ergän-
zungs- und Randzeitengruppen gelten nicht als 
Gruppen im Sinne des § 22 Absatz 2 Nummer 1, 
des § 29 Absatz 2 und des § 39 Absatz 2. § 29 
Absatz 1 findet auf sie keine Anwendung.

(2) In Randzeitenangeboten nach § 10 Absatz 2 
Satz 5 muss in der direkten Arbeit mit den Kin-
dern stets mindestens eine Fachkraft je zehn 
anwesende Kinder, in Naturgruppen je acht an-
wesende Kinder, tätig sein. Eine Fachkraft muss 
über eine Qualifikation nach § 28 Absatz 1 
verfügen. Jeweils zwanzig anwesende Kinder 
zählen als Gruppe nach § 26 Absatz 4 Satz 1. 
Sind während des Randzeitenangebots in einer 
Einrichtung nicht mehr als zehn Kinder anwe-
send, genügt es abweichend von § 26 Absatz 4 
Satz 1, dass neben der nach § 28 Absatz 1 qua-
lifizierten Fachkraft eine weitere Betreuungskraft 
anwesend ist. Kinder unter drei Jahren sowie 
Kinder mit Behinderung oder von Behinderung 
bedrohte Kinder aus Integrationsgruppen und 
nach § 25 Absatz 4 werden für die Berechnun-
gen nach Satz 1 bis 3 doppelt, Kinder unter neun 
Monaten vierfach gezählt.“

15.  § 31 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Maßgeblich ist der vereinbarte oder dem 
Nutzungsverhältnis zugrundeliegende För-
derungsumfang.“

b) Im bisherigen Absatz 1 Satz 2 wird das Wort 
„Betreuungsumfang“ jeweils durch das Wort 
„Förderungsumfang“ ersetzt.

c) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze ange-
fügt:

„Beginnt oder endet die Vertragslaufzeit 
oder das Nutzungsverhältnis im Laufe eines 
Monats, verringern sich die Beträge nach 
Satz 1 für diesen Monat entsprechend. Ist 
in den Schulferien für ein Kind ein längerer 
Förderungsumfang vorgesehen, wird für die 
Ermittlung der höchstens zu entrichtenden 
Elternbeiträge nach Satz 1 die durchschnitt-
liche Anzahl der wöchentlichen Betreuungs-
stunden im Monat zugrunde gelegt. Die 
Elternbeiträge für gebuchte Einzelstunden 
dürfen 1,80 Euro für Kinder, die das dritte 
Lebensjahr zu Beginn des Monats noch nicht 
vollendet haben, und 1,41 Euro für ältere 
Kinder nicht übersteigen.“

d) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Auslagen“ 
durch die Wörter „eine Auslagenerstattung“ 
ersetzt.

16.  § 32 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Der Einrichtungsträger lädt im Kindergarten-
jahr zu mindestens einer Elternversammlung auf 
Gruppen- oder Einrichtungsebene pro Halbjahr 
ein. Bis zum 30. September jeden Jahres wer-
den auf der Elternversammlung oder den Eltern-
versammlungen eine Elternvertretung sowie die 
Delegierten für die Wahl der Kreiselternvertre-
tung nach § 4 Absatz 1 gewählt. Die Zahl der 
Delegierten entspricht der Zahl der Gruppen der 
Einrichtung; Ergänzungs- und Randzeitengrup-
pen bleiben unberücksichtigt. Die Eltern haben 
gemeinsam eine Stimme pro Kind. Der Einrich-
tungsträger gestaltet gemeinsam mit den Eltern 
das Wahlverfahren. Er meldet die gewählte El-
ternvertretung und die gewählten Delegierten 
mit den Kontaktdaten an die Kreis- und Landes-
elternvertretung. Die Elternvertretung wählt aus 
ihrer Mitte eine Sprecherin oder einen Sprecher 
und eine Stellvertretung.“

17.  § 34 wird wie folgt gefasst:

„§ 34  
Förderung in einem anderen Bundesland oder 

im Ausland

(1) Für Kindertageseinrichtungen in einem ande-
ren Bundesland kann der örtliche Träger durch 
Vertrag mit dem Einrichtungsträger bei entspre-
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chender Anpassung des Fördersatzes Ausnah-
men von den Fördervoraussetzungen dieses Teils 
zulassen, wenn dort auf Wunsch der Eltern ein-
zelne Kinder aus Schleswig-Holstein gefördert 
werden sollen und die Kindertageseinrichtung 
nach den Vorschriften des anderen Bundeslan-
des mit öffentlichen Mitteln gefördert wird. Der 
örtliche Träger stellt sicher, dass die Eltern keine 
nach § 31 unzulässig hohen Elternbeiträge zu 
zahlen haben.

(2) Für die Förderung in einer Kindertagesein-
richtung im Ausland gilt Absatz 1 Satz 1 ent-
sprechend. Absatz 1 Satz 2 gilt, soweit dies 
nicht mit unverhältnismäßigen Mehrkosten für 
den örtlichen Träger verbunden ist.“

18.  § 36 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 wird wie folgt 
gefasst:

„5. soweit Kinder in Randzeitenangeboten 
nach § 10 Absatz 2 Satz 5 gefördert 
werden.“

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Das Ministerium kann durch Rechtsverord-
nung nähere Bestimmungen zum Berech-
nungsverfahren der Fördersätze nach Absatz 1 
und 2 treffen. Es stellt eine Software zur 
allgemeinen Nutzung zur Verfügung, mit de-
ren Hilfe die Fördersätze berechnet werden 
können.“

19.  § 37 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Die Gruppenöffnungszeit ist auf die halbe 
Stunde abzurunden.“

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

„Sind für die Schulferien längere Gruppen-
öffnungszeiten vorgesehen, ist für die be-
troffenen Monate die auf eine halbe Stunde 
abgerundete durchschnittliche Gruppenöff-
nungszeit maßgeblich.“

20.  § 38 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Der Anteil für das nichtpädagogische Per-
sonal und Sachkosten (Sachkostenanteil) setzt 
sich zusammen aus

1. einem Gemeinkostenzuschlag in Höhe von 
15 % des Personalkostenanteils nach § 37 
Absatz 1,

2. einem Sachkostenbasiswert von 552,50 Euro 
multipliziert mit dem Personalbedarf nach 
§ 37 Absatz 2 und

3. einem Sachkostenzuschlag von 12,47 Euro 
pro Platz; maßgeblich sind die Gruppengrö-
ßen nach § 25 Absatz 1, abweichend werden 
für altersgemischte Regelgruppen und inte- 

grative Gruppen 15 Plätze, für altersgemischte 
Naturgruppen 12 Plätze zugrunde gelegt.

Bei Ergänzungs- und Randzeitengruppen entfällt 
der Sachkostenzuschlag.“

21.  § 40 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Zur Berechnung des monatlichen pau-
schalen Gruppenfördersatzes sind für Krip-
pengruppen und integrative Gruppen 93 %, 
für andere Gruppen 96 % der bei Ausschöp-
fung der Höchstbeträge für Elternbeiträge 
nach § 31 Absatz 1 zu erwartenden Ein-
nahmen in Abzug zu bringen. Für altersge-
mischte Regelgruppen und altersgemischte 
Naturgruppen ist von einem Höchstbetrag 
von 6,18 Euro und für kleine altersgemischte 
Gruppen von 6,32 Euro monatlich pro wö-
chentlicher Betreuungsstunde auszugehen. 
Maßgeblich sind die Gruppengrößen nach 
§ 25 Absatz 1; abweichend werden für al-
tersgemischte Regelgruppen und integrative 
Gruppen 15 Plätze, für altersgemischte Na-
turgruppen 12 Plätze und für kleine altersge-
mischte Gruppen 7 Plätze zugrunde gelegt.“

b) In Absatz 2 wird nach der Angabe „§ 41“ 
die Angabe „Absatz 1“ eingefügt.

22.  § 41 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„§ 40 Absatz 1 Satz 3 findet Anwendung.“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Im Fall des § 36 Absatz 2 Nummer 5 ent-
spricht der monatliche pauschale Fördersatz 
pro betreutem Kind für unterdreijährige Kinder 
dem Fördersatz nach Absatz 1 für ein Kind 
in einer Ergänzungs- oder Randzeitengruppe 
als Regel-Krippengruppe und für überdreijäh-
rige Kinder dem Fördersatz nach Absatz 1 
für ein Kind in einer Ergänzungs- oder Rand-
zeitengruppe als Regel-Kindergartengruppe. 
Es sind für die Berechnung eine Gruppen-
öffnungszeit, welche dem vereinbarten wö-
chentlichen Förderungsumfang des Kindes 
in einem Randzeitenangebot nach § 10 Ab-
satz 2 Satz 5 entspricht sowie Schließzeiten 
von 15 Tagen zugrunde zu legen. Wurden im 
Vormonat Einzelstunden zum regulär verein-
barten Förderungsumfang hinzugebucht, ist 
zum regulär vereinbarten Förderungsumfang 
ein Viertel der gebuchten Einzelstunden hin-
zuzuaddieren und das Ergebnis auf eine halbe 
Stunde abzurunden. § 37 Absatz 1 Satz 2 
findet keine Anwendung.“

23. § 42 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„In den Fällen des § 36 Absatz 2 erhält der Trä-
ger für jeden Platz, um den er die Gruppengröße 
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nach § 25 Absatz 3 oder Absatz 4 verringert, 
zudem einen zusätzlichen monatlichen pauscha-
len Fördersatz.“

24.  § 44 wird wie folgt geändert:

a) In § 44 Absatz 1 Satz 3 wird das Wort „Be-
treuungsumfang“ jeweils durch das Wort 
„Förderungsumfang“ ersetzt.

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Erstattungsanspruch nach Absatz 1 
Satz 2 Nummer 3 richtet sich in diesem Fall 
nach den nachgewiesenen Aufwendungen 
des Anstellungsträgers; soweit die Vergü-
tung der Kindertagespflegeperson die Höhe 
des Anerkennungsbetrags übersteigt, besteht 
kein Anspruch auf Erstattung der daraus re-
sultierenden Sozialversicherungsbeiträge.“

c) Absatz 4 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

„2. selbst oder durch ihren Anstellungsträger 
in schriftlicher oder elektronischer Form 
ihre Daten sowie die Daten des Kindes 
nach § 3 Absatz 5 übermittelt hat,“

d) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

„Die Kindertagespflegeperson verlangt mit 
Ausnahme eines angemessenen Entgelts für 
die Verpflegung und einer Auslagenerstattung 
für Ausflüge keine zusätzlichen Elternbeiträge. 
Vergütungen aufgrund eines Arbeitsverhältnis-
ses zwischen den Eltern und der Kindertages-
pflegeperson sind keine Elternbeiträge. Entge-
gen Satz 1 verlangte Elternbeiträge werden 
auf die laufende Geldleistung angerechnet.“

e) Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: 

„Insbesondere darf die Gewährung der lau-
fenden Geldleistung nicht versagt werden, 
weil für ein Kind, das das dritte Lebensjahr 
vollendet hat, ein Platz in einer Kindertages-
einrichtung zur Verfügung stünde.“

25.  § 46 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe „4,73 Euro“ 
durch die Angabe „4,84 Euro“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Weist die Kindertagespflegeperson nach, 
dass sie vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der 
Anforderungen der Kindertagespflege in ei-
nem qualifizierten Lehrgang mit mindestens 
300 Unterrichtsstunden erworben hat oder 
über die Qualifikation einer Fachkraft in einer 
Kindertageseinrichtung nach § 28 verfügt, 
beträgt der Anerkennungsbetrag mindestens 
5,16 Euro.“

26. § 47 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe 
„1,10 Euro“ durch die Angabe „1,12 Euro“ 
ersetzt.

b) In Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe 
„1,33 Euro“ durch die Angabe „1,36 Euro“ 
ersetzt.

c) In Absatz 2 Nummer 1 wird die Angabe 
„2,08 Euro“ durch die Angabe „2,12 Euro“ 
ersetzt.

d) In Absatz 2 Nummer 2 wird die Angabe 
„2,54 Euro“ durch die Angabe „2,59 Euro“ 
ersetzt.

27.  § 53 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 wird die Angabe „33,52 Euro“ 
durch die Angabe „34,23 Euro“ ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Für die Berechnung der Pauschalsätze 
pro Kind ist der zum monatlichen Stichtag 
vereinbarte auf eine halbe Stunde abgerun-
dete wöchentliche Förderungsumfang des 
Kindes, in Kindertageseinrichtungen ein-
schließlich einer Förderung in Randzeiten, 
maßgeblich. Ist für die Schulferien ein länge-
rer Förderungsumfang vorgesehen, wird für 
die betroffenen Monate der auf eine halbe 
Stunde abgerundete durchschnittliche För-
derungsumfang zugrunde gelegt. Wurden im 
Vormonat Einzelstunden zum regulär verein-
barten Förderungsumfang hinzugebucht, ist 
zum regulär vereinbarten Förderungsumfang 
ein Viertel der gebuchten Einzelstunden hin-
zuzuaddieren und das Ergebnis auf eine halbe 
Stunde abzurunden.“

28.  § 54 wird wie folgt geändert:

Das Wort „stellt“ wird durch das Wort „kann“ 
und das Wort „fest“ durch das Wort „feststel-
len“ ersetzt.

29.  § 55 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 und 3 wird das Wort „Sachkosten-
pauschale“ durch das Wort „Sachaufwand-
pauschale“ ersetzt.

b) Satz 4 wird gestrichen.

c) Der bisherige Satz 5 wird wie folgt gefasst: 

„Alle Beträge werden auf einen Cent kauf-
männisch gerundet.“

30.  In § 56 Absatz 1 Nummer 7 wird die Angabe „Ab-
satz 1“ durch die Angabe „§ 55 Satz 2 und 3“ 
ersetzt.

31.  § 57 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„Im Kindergartenjahr 2020/2021 bleiben ab-
weichend von § 4 die nach § 17a des Kin-
dertagesstättengesetzes vom 12. Dezember 
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1991 (GVOBl. Schl.-H. S. 220) gewählten 
Kreiselternvertretungen und die Landesel-
ternvertretung im Amt. Gleiches gilt für die 
Elternvertretungen und Beiräte nach § 17 und 
§ 18 des Kindertagesstättengesetzes, soweit 
der Einrichtungsträger nichts Abweichendes 
regelt.“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Vom 1. Januar 2021 bis zum 31. De-
zember 2024 (Übergangszeitraum) gelten 
folgende abweichende Bestimmungen:

1. Der Förderanspruch nach § 15 Absatz 1 
sowie der Anspruch auf einen Ausgleich 
für Platzzahlreduzierungen nach § 42 
steht der jeweiligen Standortgemeinde zu, 
es sei denn, die Einrichtung befindet sich 
außerhalb Schleswig-Holsteins. Der An-
spruch besteht unabhängig von einer För-
derung über Investitionsförderprogramme.

2. Wird die Einrichtung nicht von der Stand-
ortgemeinde betrieben, hat der Einrich-
tungsträger unter den Voraussetzungen 
des § 15 Absatz 1 einen Anspruch auf 
Abschluss einer Vereinbarung über die 
Finanzierung und die die Finanzierung 
betreffenden Angelegenheiten mit der 
Standortgemeinde. Die Vereinbarung kann 
insbesondere eine Fehlbedarfsfinanzie-
rung vorsehen und muss den Betrieb der 
Kindertageseinrichtung unter Einhaltung 
der Fördervoraussetzungen nach Teil 4 
sicherstellen. Sie umfasst die Kosten der 
Kindertagesförderung von Kindern mit und 
ohne Behinderung und von Behinderung 
bedrohten Kindern einschließlich der Kos-
ten für Platzzahlreduzierungen nach § 42. 
Die Vergütung für Fachleistungen der Ein-
gliederungshilfe darf von dem Förderbe-
trag nicht in Abzug gebracht werden. Bei 
der Bemessung von Eigenleistungen der 
Einrichtungsträger ist deren unterschied-

liche Finanzkraft zu berücksichtigen. Im 
Rahmen der Vereinbarung sollen Stand-
ortgemeinde und Einrichtungsträger einen 
gemeinsamen Weg für einen im Über-
gangszeitraum angemessenen Abbau 
von Eigenmitteln des Einrichtungsträgers 
für die Standardqualität festlegen. Beste-
hende Vereinbarungen sind mit Wirkung 
ab dem 1. Januar 2021 den Anforderun-
gen nach Satz 2 bis 6 anzupassen.

3. § 15 Absatz 2 und 3 und § 38 Absatz 2 
Satz 2 und 3 finden keine Anwendung.“

32.  § 58 wird wie folgt geändert:

a) Folgender Absatz 3 wird eingefügt:

„(3) Die Standortgemeinden der Kinderta-
geseinrichtungen erstellen zum Zwecke der 
Evaluation bis zum 30. Juni 2021 auf ei-
nem elektronischen Formular des Ministe-
riums eine Überleitungsbilanz. Diese ist zu 
veröffentlichen und dem Ministerium anzu-
zeigen. Die Überleitungsbilanz stellt insbe-
sondere die Veränderungen der finanziellen 
Aufwendungen der Gemeinde für die Kinder-
tagesförderung auf Basis von Ist-Zahlen und 
Hochrechnungen, der Elternbeiträge, des Be-
treuungsangebots und der finanzierten Qua-
litätsstandards im Gemeindegebiet im Ver-
gleich der Jahre 2019 und 2021 dar. Weist 
die Überleitungsbilanz Unrichtigkeiten auf, 
kann das Ministerium die Standortgemeinde 
insoweit zur Berichtigung verpflichten. Die 
Verpflichtung zur Berichtigung hat schriftlich 
zu erfolgen und ist zu begründen sowie mit 
der Standortgemeinde zu erörtern.“

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und die 
Angabe „Absatz 1 und 2“ wird durch „Absatz 1 
bis 3“ ersetzt.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2021 in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 10. Dezember 2020

 D a n i e l  G ü n t h e r D r.  H e i n e r  G a r g
 Ministerpräsident  Minister
  für Soziales, Gesundheit, Jugend,
  Familie und Senioren
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1861/2020
Krankenhausgesetz für das Land Schleswig-Holstein 

-Landeskrankenhausgesetz- (LKHG)
Vom 10. Dezember 2020
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2120-23

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht

Teil 1 Allgemeine Bestimmungen

 § 1 Grundsätze

 § 2 Geltungsbereich

 § 3 Sicherstellung der Krankenhausversorgung

 § 4 Selbstverwaltungsaufgaben

Teil 2 Mitwirkung der Beteiligten

 § 5 Beteiligte

 § 6 Mitwirkung der Beteiligten

Teil 3 Krankenhausplanung

 § 7 Aufstellung eines Krankenhausplans

 § 8 Inhalt des Krankenhausplans

 § 9 Aufnahme in den Krankenhausplan

§ 10 Wechsel des Trägers oder Eigentümers 

Teil 4 Förderung der Krankenhäuser

§ 11 Grundsätze der Förderung

§ 12 Aufbringung der Mittel

§ 13 Aufstellung des Investitionsprogramms

§ 14 Inhalt des Investitionsprogramms

§ 15 Förderung der Errichtung und Erstausstattung

§ 16 Förderung der Nutzung von Anlagegütern

§ 17 Förderung der Anlauf-, Umstellungs- und 
Grundstückskosten

§ 18 Förderung von Lasten aus Darlehen

§ 19 Förderung der mit Eigenmitteln beschafften 
Anlagegüter

§ 20 Pauschale Förderung

§ 21 Förderung bei Schließung oder Umstellung auf 
andere Aufgaben

§ 22 Beginn der Förderung

§ 23 Nebenbestimmungen bei der Bewilligung der 
Fördermittel

§ 24 Erstattung von Fördermitteln

§ 25 Verwendungsnachweisprüfung

§ 26 Förderung von Ausbildungsstätten

Teil 5 Pflichten der Krankenhäuser

§ 27 Aufnahmen, Dienstbereitschaft und Notauf-
nahme

§ 28 Patientinnen und Patienten mit besonderem 
Betreuungsbedarf

§ 29 Zusammenarbeit im Gesundheitswesen

§ 30 Krankenhausalarmplanung

§ 31 Sozialdienst im Krankenhaus, Krankenhaus-
seelsorge und ehrenamtliche Hilfe

§ 32 Sonstige Pflichten

Teil 6 Krankenhausstruktur

§ 33 Jahresabschluss und Wirtschaftsprüfung 

§ 34 Betriebsleitung, ärztlicher, psychotherapeuti-
scher und pflegerischer Dienst

Teil 7 Patientendatenschutz

§ 35 Allgemeine Bestimmungen, Begriffsbestim-
mungen

§ 36 Datenverarbeitung im Krankenhaus

§ 37 Datenverarbeitung im Auftrag

§ 38 Verarbeiten von Patientendaten im Rahmen 
von Forschungsvorhaben

§ 39 Auskunft und Akteneinsicht

§ 40 Löschen von Patientendaten und Einschrän-
kung der Verarbeitung

Teil 8 Krankenhausaufsicht

§ 41 Krankenhausaufsicht und Befugnisse

§ 42 Zuständigkeiten

Teil 9 Ordnungswidrigkeiten

§ 43 Ordnungswidrigkeiten

Teil 10 Schlussvorschriften

§ 44 Experimentierklausel

§ 45 Inkrafttreten; Außerkrafttreten

Teil 1  
Allgemeine Bestimmungen

§ 1  
Grundsätze

(1) Ziel dieses Gesetzes ist es,

1. eine qualitativ hochwertige, patienten- und be-
darfsgerechte Versorgung der Bevölkerung des 
Landes Schleswig-Holstein mit leistungsfähigen, 
wirtschaftlich gesicherten, sparsam und eigen-
verantwortlich wirtschaftenden Krankenhäusern 
sicherzustellen und zu sozial tragbaren Entgelten 
beizutragen,

2. eine vernetzte, kooperative und sektorenübergrei-
fende Gesundheitsversorgung zu ermöglichen,

3. die Patientenrechte zu stärken und die Kranken-
häuser in die Lage zu versetzen, die Patientensi-
cherheit zu stärken.



Nr. 22 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2020; Ausgabe 23. Dezember 2020 1005

(2) Bei der Durchführung dieses Gesetzes sind die 
öffentlichen Interessen, insbesondere die Ziele und 
Erfordernisse der Landesplanung, der Raumordnung 
sowie der mittelfristigen Finanzplanung des Landes 
und der Kreise und kreisfreien Städte, ferner die Viel-
falt der Krankenhausträger zu berücksichtigen.

§ 2  
Geltungsbereich

(1) Soweit nichts Anderes bestimmt ist, gilt dieses 
Gesetz für alle Krankenhäuser im Land Schleswig-
Holstein, die der allgemeinen akutstationären oder 
teilstationären Versorgung dienen, soweit diese nach 
dem Gesetz zur wirtschaftlichen Sicherung der Kran-
kenhäuser und zur Regelung der Krankenhauspflege-
sätze nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 10. April 1991 
(BGBl. I S. 886), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 22. November 2019 (BGBl. I S. 1759) 
(Krankenhausfinanzierungsgesetz – KHG) förderfä-
hig sind und für das Universitätsklinikum Schleswig-
Holstein sowie für die mit diesen notwendigerweise 
verbundenen Ausbildungsstätten.

(2) Die Vorschriften des vierten Teils gelten nur für 
Krankenhäuser, die in den Krankenhausplan des 
Landes aufgenommen sind; sie gelten nicht für das 
Universitätsklinikum Schleswig-Holstein.

(3) Für Krankenhäuser im Maßregelvollzug gelten die 
Vorschriften des fünften Teils mit Ausnahme des § 27 
entsprechend. Die Vorschriften des Maßregelvoll-
zugsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung blei-
ben unberührt.

(4) Für Krankenhäuser im Sinne des Absatzes 1, die 
von Religionsgemeinschaften mit dem Status einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts oder von die-
sen zuzuordnenden Einrichtungen betrieben werden, 
gelten die Vorschriften des siebten Teils nur, soweit 
die Religionsgemeinschaften keine gleichwertigen 
Regelungen getroffen haben.

(5) Die Regelungen des § 34 Absatz 1 gelten nicht 
für Krankenhäuser, die von Religionsgemeinschaften 
mit dem Status einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts oder von diesen zuzuordnenden Einrichtungen 
betrieben werden. Satz 1 gilt unabhängig von der 
Rechtsform der Einrichtung. Die Religionsgemein-
schaften treffen für diese Krankenhäuser in eigener 
Zuständigkeit Regelungen, die den Zielen dieser Vor-
schrift entsprechen. 

(6) Für kommunale Krankenhäuser bleiben die Vor-
schriften des Kommunalverfassungsrechtes durch 
die §§ 33 und 34 unberührt. 

§ 3  
Sicherstellung der Krankenhausversorgung

(1) Das Land, die Kreise und kreisfreien Städte stellen 
die Versorgung der Bevölkerung mit Krankenhäusern 
(Krankenhausversorgung) in öffentlich-rechtlicher, 
freigemeinnütziger oder privater Trägerschaft si-

cher. Hierzu stimmen sich das Land und die Kreise 
und kreisfreien Städte regelmäßig ab. Die besondere 
Situation auf den Inseln und Halligen ist dabei zu 
berücksichtigen.

(2) Das Land gewährt zur Sicherstellung der Kranken-
hausversorgung Fördermittel nach den Regelungen 
dieses Gesetzes.

§ 4  
Selbstverwaltungsaufgaben

Die Aufgaben der Kreise und kreisfreien Städte nach 
diesem Gesetz sind Selbstverwaltungsaufgaben.

Teil 2  
Mitwirkung der Beteiligten

§ 5  
Beteiligte

(1) Unter Leitung des für das Gesundheitswesen 
zuständigen Ministeriums wird ein Landeskranken-
hausausschuss gebildet, dem

 1.  die Krankenhausgesellschaft Schleswig-Holstein 
e.V.,

 2.  die AOK Nordwest,

 3.  der BKK Landesverband Nordwest,

 4.  die IKK Nord, 

 5.  Knappschaft 

 6.  Sozialversicherung der Landwirtschaft, Forsten 
und Gartenbau als Landwirtschaftliche Kranken-
kasse, 

 7.  der Verband der Ersatzkassen e.V., 

 8.  der Verband der Privaten Krankenversicherung 
e.V. – Landesausschuss Schleswig-Holstein –

 9.  der Städtetag Schleswig-Holstein,

10.  der Schleswig-Holsteinische Landkreistag,

11.  der Städtebund Schleswig-Holstein,

12.  der Schleswig-Holsteinische Gemeindetag

13.  die Hochschulmedizin, deren Vertreterin oder 
Vertreter von dem für die Wissenschaft zustän-
digen Ministerium benannt wird 

als unmittelbare Beteiligte nach § 7 Absatz 1 Satz 2 
des Krankenhausfinanzierungsgesetzes mit jeweils 
einer Vertreterin oder einem Vertreter angehören.

(2) Neben den unmittelbar Beteiligten nach Absatz 1 
können die

1. die Deutsche Rentenversicherung Nord,

2. die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e.V. 
– Landesverband Nordwest –,

3. die Landes-Arbeitsgemeinschaft der freien Wohl-
fahrtsverbände Schleswig-Holstein e.V.,

4. der Verband der Privatkliniken in Schleswig-Hol-
stein e.V.,

5. die Ärztekammer Schleswig-Holstein,
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6. die Kassenärztliche Vereinigung Schleswig-Holstein, 

7. die Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein,

8. die Patientenombudsperson und

9. die Psychotherapeutenkammer

mit jeweils einer Vertreterin oder einem Vertreter an 
dem Landeskrankenhausausschuss mit beratender 
Stimme teilnehmen. 

(3) Die in Absatz 2 Nummer 6 Genannte ist bei 
sektorenübergreifenden Fragestellungen unmittelbar 
Beteiligte.

(4) Die Mitglieder des Landeskrankenhausausschus-
ses benennen dem für das Gesundheitswesen zu-
ständigen Ministerium die jeweiligen Vertreterinnen 
und Vertreter sowie die Stellvertreterinnen und Stell-
vertreter. 

(5) Den Vorsitz und die Geschäfte des Landeskran-
kenhausausschusses führt das für das Gesundheits-
wesen zuständige Ministerium. Der Landeskranken-
hausausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

(6) Das für das Gesundheitswesen zuständige Mi-
nisterium berichtet dem für Gesundheit zuständigen 
Ausschuss des Landtages zweimalig innerhalb ei-
ner Legislaturperiode in schriftlicher Form über die 
Ergebnisse der Sitzungen des Landeskrankenhaus-
ausschusses zur Krankenhausplanung und Investi-
tionsfinanzierung. 

§ 6  
Mitwirkung der Beteiligten

(1) Das für das Gesundheitswesen zuständige Mi-
nisterium erörtert den Entwurf für die Aufstellung 
sowie Fortschreibung des Krankenhausplans und des 
Investitionsprogramms mit den unmittelbar Beteilig-
ten nach § 5 Absatz 1 im Rahmen des Landeskran-
kenhausausschusses.

(2) Es sind einvernehmliche Regelungen anzustreben.

(3) Ist mit den unmittelbar Beteiligten kein Einver-
nehmen zu erzielen, entscheidet das für das Ge-
sundheitswesen zuständige Ministerium grundsätz-
lich nach erneuter Abstimmung, es sei denn eine 
Entscheidung nach einmaliger Abstimmung ist für 
die Sicherstellung der bedarfsgerechten Versorgung 
dringend erforderlich. 

Teil 3  
Krankenhausplanung

§ 7  
Aufstellung eines Krankenhausplans

(1) Das für das Gesundheitswesen zuständige Mi-
nisterium stellt einen Krankenhausplan gemäß § 6 
des Krankenhausfinanzierungsgesetzes auf, schreibt 
ihn nach Bedarf, mindestens alle sechs Jahre, fort 
und passt ihn an die Entwicklung des Versorgungs-
bedarfs an. Nach Beschluss des Landeskrankenhaus-
ausschusses wird dem für Gesundheit zuständigen 

Ausschuss des Landtages der Krankenhausplan zur 
Kenntnisnahme vorgelegt. 

(2) Die Fortschreibung gemäß Absatz 1 erfolgt durch 
Änderung des Allgemeinen Teils und Anpassung 
des Besonderen Teils. Die Bedarfsanpassung erfolgt 
durch Änderung des Besonderen Teils.

(3) Der Krankenhausplan sowie seine Änderungen 
sind im Amtsblatt für Schleswig-Holstein sowie zu-
sätzlich auf der Internetseite des Landes Schleswig-
Holstein zu veröffentlichen.

(4) Die Krankenhausträger und die Sozialleistungs-
träger haben dem für das Gesundheitswesen zu-
ständigen Ministerium auf Anfrage zeitnah die für 
die Krankenhausplanung erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen, insbesondere über die Belegung des Kran-
kenhauses, die Verweildauer, die in Anspruch ge-
nommenen Krankenhausleistungen sowie allgemeine 
statistische Angaben über die Patientinnen und Pa-
tienten sowie ihre Verletzungen und Erkrankungen.

§ 8  
Inhalt des Krankenhausplans

(1) In den Krankenhausplan sind die für eine quali-
tativ hochwertige, patienten- und bedarfsgerechte 
Versorgung der Bevölkerung erforderlichen Kranken-
häuser aufzunehmen.

(2) Der Krankenhausplan legt den Stand und die 
vorgesehene Entwicklung der für eine, bedarfsge-
rechte, leistungsfähige und wirtschaftliche Versor-
gung der Bevölkerung erforderlichen Krankenhäuser 
einschließlich der Standorte fest. Der Krankenhaus-
plan weist die bedarfsgerechten Krankenhäuser nach 
gegenwärtiger und zukünftiger Aufgabenstellung 
aus, insbesondere nach Standort, voll- und teilstati-
onären Behandlungsplätzen, Fachgebieten, Intensiv-
betten getrennt nach Erwachsenen und Kindern, Ver-
sorgungsauftrag und Trägerschaft. Gegebenenfalls 
können Fachgebiete auch nach Leistungsgruppen 
differenziert ausgewiesen werden. Der Krankenhaus-
plan weist daneben die Ausbildungsstätten gemäß 
§ 2 Nummer 1a Krankenhausfinanzierungsgesetz 
aus. Je Standort eines Krankenhauses werden Fach-
richtungen und deren Umfang, Ausbildungsstätten 
nach Satz 4 und auch die besonderen Aufgaben von 
Zentren und Schwerpunkten (§ 2 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 4 Krankenhausentgeltgesetz vom 23. Ap-
ril 2002 (BGBl. I S. 1412), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 15. November 2019 (BGBl. I S. 1604)) 
festgelegt. Der Krankenhausplan berücksichtigt die 
Versorgungsangebote benachbarter Länder. Die pfle-
gerischen Leistungserfordernisse nach dem Elften 
Buch Sozialgesetzbuch sind zu berücksichtigen.

(3) Der Krankenhausplan besteht aus einem Allgemei-
nen Teil und einem Besonderen Teil. Der Allgemeine 
Teil enthält insbesondere die Planungsgrundsätze, 
Planungsziele, Versorgungsstruktur und Qualitätsvor-
gaben. Der Besondere Teil enthält insbesondere eine 
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Übersicht über die in den Krankenhausplan aufge-
nommenen Krankenhausstandorte mit den jeweiligen 
Gesamtkapazitäten sowie die Krankenhausplanungs-
blätter der Plankrankenhäuser und des Universitäts-
klinikums Schleswig-Holstein mit Ausweisung der 
Kapazitäten je Fachrichtung oder gegebenenfalls 
Leistungsgruppen, besonderen Ausweisungen und 
Ausbildungsstätten je Standort.

(4) Die besonderen Anforderungen der Hochschulkli-
niken sind angemessen zu berücksichtigen. 

(5) Die Erfüllung der gesetzlichen Vorgaben zu den 
Pflegepersonaluntergrenzen sind bei den Festlegun-
gen zu beachten.

(6) Bei der Aufstellung des Krankenhausplans sind 
auch die in §§ 135 bis 139c des Fünften Buchs 
Sozialgesetzbuch entwickelten Qualitätsindikatoren 
zu berücksichtigen.

(7) Die Empfehlungen des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses zu den planungsrelevanten Qualitätsindika-
toren gemäß § 136c Absatz 1 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch werden gemäß § 6 Absatz 1a 
Krankenhausfinanzierungsgesetz Bestandteil des 
Krankenhausplans, sofern und soweit das für das 
Gesundheitswesen zuständige Ministerium dieses 
beschließt. § 7 Absatz 3 gilt entsprechend.

(8) Bei den Festlegungen ist die Möglichkeit einer 
wirtschaftlichen Betriebsführung zu beachten. 

(9) Das für das Gesundheitswesen zuständige Minis-
terium wird ermächtigt, aus Gründen der Qualitätssi-
cherung Mindestfallzahlen für die Erbringung beson-
derer Leistungen festzulegen. Ausnahmetatbestände 
und Übergangsregelungen für die Festlegungen nach 
Satz 1 können ebenfalls festgelegt werden. 

§ 9  
Aufnahme in den Krankenhausplan

(1) Das für das Gesundheitswesen zuständige Mi-
nisterium stellt die Aufnahme oder Nichtaufnahme 
in den Krankenhausplan durch Verwaltungsakt (Fest-
stellungsbescheid) fest. Der Feststellungsbescheid 
kann mit Nebenbestimmungen versehen werden. Ein 
Rechtsanspruch auf Aufnahme in den Krankenhaus-
plan besteht nicht. 

(2) Das Krankenhaus kann ganz oder teilweise aus 
dem Krankenhausplan herausgenommen werden, 
wenn das Krankenhaus von den Feststellungen nach 
Absatz 3 abweicht. Die Teilherausnahme oder die 
Herausnahme wird von dem für das Gesundheitswe-
sen zuständigen Ministerium durch Feststellungsbe-
scheid entsprechend des Absatzes 1 Satz 1 und 2 
festgestellt. Das Krankenhaus und der zuständige 
Kreis oder die zuständige kreisfreie Stadt sind vor der 
Teilherausnahme oder der Herausnahme anzuhören. 

(3) Der die Aufnahme begründende Feststellungsbe-
scheid gemäß Absatz 1 enthält 

1. den Namen und den Standort des Krankenhauses 
und eventueller Betriebsstellen,

2. die Bezeichnung, Rechtsform und den Sitz des 
Krankenhausträgers sowie den Eigentümer des 
Krankenhauses,

3. das Datum der Aufnahme in den Krankenhaus-
plan.

Darüber hinaus enthält der Feststellungsbescheid je 
Krankenhausstandort mindestens 

1. die Gesamtzahl der Planbetten und Behandlungs-
plätze,

2. die Fachrichtungen mit ihrer Planbettenzahl und 
ihren Behandlungsplätzen,

3. die Zuweisung von Leistungsbereichen innerhalb 
einer Fachabteilung, 

4. die Zentren und Schwerpunkte nebst ihren be-
sonderen Aufgaben,

5. Ausbildungsstätten nach § 2 Nummer 1a Kran-
kenhausfinanzierungsgesetz,

6. die Teilnahme bzw. Nicht-Teilnahme an der Not-
fallversorgung gemäß den Regelungen zu einem 
gestuften System von Notfallstrukturen in Kran-
kenhäusern gemäß § 136c Absatz 4 Fünftes Buch 
Sozialgesetzbuch und 

7. sofern erforderlich die Vorgabe zur psychiatrischen 
Pflichtversorgung aufgrund der Festlegungen der 
Einzugsgebiete (Unterbringungsplan) nach § 13 
Absatz 2 des Gesetzes zur Hilfe und Unterbrin-
gung psychisch kranker Menschen (Psychisch-
Kranken-Gesetz – PsychKG) vom 14. Januar 2000 
(GVOBl. Schl.-H. S. 106, ber. S. 206), zuletzt 
geändert durch Artikel 32 des Gesetzes vom 
2. Mai 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 162). 

(4) Anträge auf Aufnahme in den Krankenhausplan 
oder auf Änderung des Krankenhausplans haben die 
für die Entscheidung erforderlichen Informationen 
zu enthalten. Antragstellerinnen und Antragsteller 
haben insbesondere Angaben zum geplanten Stand-
ort, Versorgungsumfang, Fachrichtungen und ihrem 
Umfang zu machen. Auf Aufforderung des für das 
Gesundheitswesen zuständigen Ministeriums ist 
eine detaillierte Wirtschaftlichkeitsberechnung ein-
zureichen.

(5) Rechtsbehelfe gegen einen Feststellungsbescheid 
im Sinne des Absatzes 1 haben keine aufschiebende 
Wirkung.

§ 10  
Wechsel des Trägers oder Eigentümers

(1) Sobald für ein in den Krankenhausplan aufgenom-
menes Krankenhaus ein Wechsel des Krankenhaus-
trägers beabsichtigt ist, hat der bisherige Kranken-
hausträger das für das Gesundheitswesen zuständige 
Ministerium hierüber unverzüglich zu informieren.
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(2) Mit dem Wechsel des Trägers eines in den Kran-
kenhausplan aufgenommenen Krankenhauses schei-
det dieses aus dem Krankenhausplan aus. Wird das 
Krankenhaus auf Antrag des neuen Trägers wieder in 
den Krankenhausplan aufgenommen, gehen Rechte 
und Pflichten nach diesem Gesetz und aus den auf 
seiner Grundlage erlassenen Bescheiden auf den 
neuen Träger über. Neben dem neuen Träger haftet 
der bisherige Träger für die ordnungsgemäße Verwen-
dung bereits verwendeter Fördermittel. Der bisherige 
Krankenhausträger hat dem neuen Krankenhausträ-
ger noch nicht verwendete Fördermittel zu überlas-
sen; die Überlassung ist dem für das Gesundheits-
wesen zuständigen Ministerium anzuzeigen.

(3) Die Verpflichtung aus Absatz 1 gelten für einen 
Eigentümerwechsel eines Krankenhauses entspre-
chend. 

Teil 4  
Förderung der Krankenhäuser

§ 11  
Grundsätze der Förderung

(1) Das für das Gesundheitswesen zuständige Mi-
nisterium bewilligt auf Antrag Fördermittel nach den 
Vorschriften dieses Teils. Dabei sind insbesondere 
den Investitionsmaßnahmen Vorrang zu gewähren, 
die für die Sicherstellung der Versorgung der Bevöl-
kerung unabdingbar sind.

(2) Förderanträge haben die für die Bewilligungs-
entscheidung erforderlichen Informationen zu ent-
halten. Antragstellerinnen und Antragsteller haben 
insbesondere die Notwendigkeit von Investitionen, 
die Erforderlichkeit ihres Umfanges sowie deren Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit darzustellen und zu 
belegen; auf Verlangen der Bewilligungsbehörde ha-
ben sie auch Folgekosten- und Wirtschaftlichkeits-
berechnungen vorzulegen.

(3) Das für das Gesundheitswesen zuständige Mi-
nisterium soll vor Auszahlung oder Übertragung von 
Fördermitteln sicherstellen, dass für mögliche Rück-
forderungsansprüche in geeigneter Weise Sicherhei-
ten gewährleistet sind. 

(4) Bei der Verwendung von Fördermitteln müssen 
die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit sowie die Vergabevorschriften eingehalten wer-
den. Zinserträge sind ebenfalls zweckentsprechend 
im Sinne des Satzes 1 zu verwenden.

(5) Von dem Antragserfordernis nach Absatz 1 ausge-
nommen sind die Pauschalen Fördermittel gemäß § 20.

§ 12  
Aufbringung der Mittel

(1) Die Kreise und kreisfreien Städte beteiligen sich 
an der Aufbringung der Fördermittel nach den Vor-
schriften dieses Teils jährlich mit einem Betrag in 
Höhe des vom Land bereitgestellten Betrages.

(2) Der Beitrag jedes Kreises und jeder kreisfreien 
Stadt wird ermittelt, indem ein von dem für das 
Gesundheitswesen zuständigen Ministerium jähr-
lich festzustellender Betrag mit der Einwohnerzahl 
des Kreises oder der kreisfreien Stadt multipliziert 
wird. Als Einwohnerzahl gilt der vom Statistischen 
Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein nach dem 
Stand vom 31. März des vorangegangenen Jahres 
fortgeschriebene Bevölkerungsstand der Gemeinden 
Schleswig-Holsteins. 

§ 13  
Aufstellung des Investitionsprogramms

Das für das Gesundheitswesen zuständige Ministe-
rium stellt ein mehrjähriges Investitionsprogramm zur 
Förderung von Krankenhausbaumaßnahmen nach § 9 
Absatz 1 Nummer 1 des Krankenhausfinanzierungs-
gesetzes auf der Grundlage des Krankenhausplans 
auf und passt es der Entwicklung an.

§ 14  
Inhalt des Investitionsprogramms

(1) Das Investitionsprogramm enthält insbesondere

1. die zu fördernden Krankenhausbaumaßnahmen,

2. die zu fördernden Ergänzungen von Anlagegütern, 
soweit diese über die übliche Anpassung der vor-
handenen Anlagegüter an die medizinische und 
technische Entwicklung wesentlich hinausgeht, 

3. den voraussichtlichen Gesamtbetrag der jeweili-
gen Förderung und

4. die auf die einzelnen Haushaltsjahre entfallenden 
voraussichtlichen Fördermittel.

(2) Ein Rechtsanspruch auf Aufnahme in das Inves-
titionsprogramm besteht nicht.

§ 15  
Förderung der Errichtung und Erstausstattung

(1) Zur Durchführung von Krankenhausbaumaßnah-
men im Sinne des § 9 Absatz 1 Nummer 1 des 
Krankenhausfinanzierungsgesetzes bewilligt das für 
das Gesundheitswesen zuständige Ministerium auf 
Antrag Fördermittel. Dies gilt auch für die Ergänzung 
von Anlagegütern, soweit diese über die übliche An-
passung der vorhandenen Anlagegüter an die me-
dizinische und technische Entwicklung wesentlich 
hinausgeht. Der Anspruch auf Fördermittel entsteht 
frühestens mit dem Zugang des Bewilligungsbeschei-
des. Dieser Bescheid darf erst erteilt werden, wenn 
das für das Gesundheitswesen zuständige Ministe-
rium die förderungsfähigen Kosten auf der Grundlage 
von ihm geprüfter Bauunterlagen festgesetzt hat.

(2) Mit Zustimmung des Krankenhausträgers können 
die Fördermittel ganz oder teilweise als Festbetrag 
bewilligt werden; dieser kann aufgrund pauschaler 
Werte ermittelt werden. Das für das Gesundheitswe-
sen zuständige Ministerium und der Krankenhausträ-
ger können eine nur teilweise Förderung mit Restfi-
nanzierung durch den Krankenhausträger vereinba-
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ren. Die bewilligten und zugewiesenen Fördermittel 
sind von den Empfängern nach den Bestimmungen 
der Landeshaushaltsordnung zeitnah und für die vor-
gesehenen Investitionen einzusetzen. 

(3) Zusätzliche Fördermittel können nur bewilligt 
werden, soweit Mehrkosten, insbesondere durch 
Preisentwicklungen und nachträglich genehmigte 
Planänderungen, für den Krankenhausträger unab-
weisbar sind und dieser das für das Gesundheits-
wesen zuständige Ministerium unverzüglich über 
die entstehenden oder entstandenen Mehrkosten 
unterrichtet hat.

(4) Wird ein Krankenhaus nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes erstmals in den Krankenhausplan aufgenom-
men, werden die vor der Aufnahme entstandenen In-
vestitionskosten nicht gefördert. § 19 bleibt unberührt.

(5) Fördermittel nach Absatz 1 können auch gewährt 
werden

1. in Form der Übernahme von Zinsen, Tilgung und 
Verwaltungskosten von Darlehen (§ 2 Nummer 3 
Buchstabe b des Krankenhausfinanzierungsgeset-
zes) zum Zeitpunkt ihrer Fälligkeit, soweit diese 
Darlehen zur Finanzierung einer Krankenhausbau-
maßnahme nach Absatz 1 aufgenommen worden 
sind, oder

2. als Ausgleich für Kapitalkosten (§ 2 Nummer 3 
Buchstabe d des Krankenhausfinanzierungsge-
setzes).

§ 16  
Förderung der Nutzung von Anlagegütern

(1) Das für das Gesundheitswesen zuständige Mi-
nisterium bewilligt anstelle der Förderung nach § 9 
Absatz 1 Nummer 1 des Krankenhausfinanzierungs-
gesetzes auf Antrag Fördermittel für die Kosten der 
Nutzung von Anlagegütern, wenn

1. die Maßnahme in das Investitionsprogramm auf-
genommen ist,

2. wichtige Gründe für ein Nutzungsverhältnis vor-
liegen,

3. hierdurch eine wirtschaftlichere Verwendung der 
Fördermittel zu erwarten ist und

4. es der Nutzungsvereinbarung zugestimmt hat.

(2) Einer Nutzungsvereinbarung darf nachträglich nur 
in begründeten Ausnahmefällen zugestimmt werden, 
insbesondere, wenn für den Krankenhausträger sonst 
eine unzumutbare Härte entstehen würde. Bei Nut-
zungsvereinbarungen über bereits in Betrieb befind-
liche Krankenhäuser entfällt die Voraussetzung des 
Absatzes 1 Nummer 1.

§ 17  
Förderung der Anlauf-, Umstellungs- 

und Grundstückskosten

(1) Das für das Gesundheitswesen zuständige Minis-
terium bewilligt auf Antrag Fördermittel für

1. Anlaufkosten,

2. Umstellungskosten bei innerbetrieblichen Ände-
rungen sowie

3. Erwerb, Erschließung, Miete und Pacht von Grund-
stücken.

(2) Fördermittel nach Absatz 1 sind nur in den Fällen 
zu bewilligen, in denen ohne die Förderung die Auf-
nahme oder die Fortführung des Krankenhausbetriebs 
auch unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen 
Situation des Krankenhausträgers gefährdet wäre.

§ 18  
Förderung von Lasten aus Darlehen

(1) Das für das Gesundheitswesen zuständige Mi-
nisterium bewilligt auf Antrag Fördermittel zur Fi-
nanzierung von Kosten aus Darlehen, die vor der 
Aufnahme des Krankenhauses in den Krankenhaus-
plan für förderungsfähige Investitionskosten aufge-
nommen worden sind.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Darlehen, die der Kran-
kenhausträger zur Ablösung von Eigenkapital aufge-
nommen hat. Fördermittel werden nicht gewährt für 
erhöhte Lasten aus einer Umschuldung, es sei denn, 
dass diese unvermeidbar war.

(3) Sind während der Zeit der Förderung die geför-
derten Tilgungsbeträge höher als die Abschreibungen 
für die Investitionen, ist bei einem Ausscheiden des 
Krankenhauses aus dem Krankenhausplan der Un-
terschiedsbetrag zurückzuzahlen. § 117a Absatz 3 
des Landesverwaltungsgesetzes gilt entsprechend.

§ 19  
Förderung der mit Eigenmitteln 

beschafften Anlagegüter

(1) Sind in einem Krankenhaus bei Beginn der För-
derung mit Eigenmitteln des Krankenhausträgers be-
schaffte Anlagegüter vorhanden, deren durchschnitt-
liche Nutzungsdauer noch nicht abgelaufen ist, be-
willigt das für das Gesundheitswesen zuständige 
Ministerium auf Antrag bei einem Ausscheiden des 
Krankenhauses aus dem Krankenhausplan Fördermit-
tel als Ausgleich für die Abnutzung während der Zeit 
der Förderung. Sind für die Wiederbeschaffung des 
Anlagegutes Fördermittel bewilligt worden, entfällt 
der Ausgleichsanspruch, soweit zu dem nach Satz 1 
für diesen Anspruch maßgebenden Zeitpunkt die 
Fördermittel oder ihr Gegenwert noch im Vermögen 
des Krankenhausträgers vorhanden sind.

(2) Für die Berechnung des Ausgleichsanspruchs sind 
der Wert der Anlagegüter bei Beginn der Förderung 
und die restliche Nutzungsdauer während der Zeit 
der Förderung zu Grunde zu legen. Auszugehen ist 
von der durchschnittlichen Nutzungsdauer der je-
weiligen Gruppe der Anlagegüter; eine im Einzelfall 
kürzere oder längere Nutzungsdauer des Anlagegutes 
bleibt außer Betracht.
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§ 20  
Pauschale Förderung

(1) Das für das Gesundheitswesen zuständige Mi-
nisterium bewilligt die Fördermittel als jährliche Pau-
schalbeträge für

1. die Wiederbeschaffung von kurzfristigen Anla-
gegütern mit einer durchschnittlichen Nutzungs-
dauer von mehr als 3 und bis zu 15 Jahren sowie

2. kleine bauliche Maßnahmen bis zu einem Betrag 
von 50.000,00 Euro ohne Umsatzsteuer.

(2) Die Auszahlung der Pauschalbeträge an die Kran-
kenhäuser wird jeweils zum 30. September eines 
Jahres veranlasst.

(3) Das für das Gesundheitswesen zuständige Minis-
terium wird ermächtigt, die Bemessung der Pauschal-
förderung gemäß Absatz 1 durch Rechtsverordnung 
zu regeln. Als Bemessungsgrundlagen kann es ins-
besondere Planbetten, Fallzahlen, Ausbildungsplätze 
sowie Intensivbetten heranziehen. Die Pauschalbe-
träge sind auch für die Kosten der Nutzung der geför-
derten Anlagegüter zu verwenden, sofern diese für 
den Krankenhausbetrieb notwendig sind und die Kos-
ten nicht den Betriebskosten zuzuordnen sind. Das 
für das Gesundheitswesen zuständige Ministerium 
kann im Ausnahmefall einen anderen Pauschalbetrag 
festsetzen, soweit dies zur Erhaltung der Leistungs-
fähigkeit des Krankenhauses unter Berücksichtigung 
seiner im Krankenhausplan festgelegten Aufgaben 
notwendig ist.

(4) Das für das Gesundheitswesen zuständige Minis-
terium wird ermächtigt, in regelmäßigen Abständen 
durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium den Haushaltsansatz für die jähr-
liche Pauschale Förderung entsprechend der durch-
schnittlichen Kostenentwicklung dieser Investitionen 
neu festzusetzen.

§ 21  
Förderung bei Schließung oder Umstellung 

auf andere Aufgaben

(1) Scheidet ein Krankenhaus ganz oder teilweise aus 
dem Krankenhausplan aus, weil es für die bedarfsge-
rechte Versorgung der Bevölkerung nicht mehr erfor-
derlich ist, bewilligt das für das Gesundheitswesen 
zuständige Ministerium auf Antrag Fördermittel, so-
weit diese erforderlich sind, um bei der Umstellung 
des Krankenhauses auf andere Aufgaben oder im 
Fall der Schließung des Krankenhausbetriebs unzu-
mutbare Härten zu vermeiden. Fördermittel können 
insbesondere bewilligt werden für

1. unvermeidbare Kosten der Abwicklung von Ver-
trägen,

2. angemessene Aufwendungen zum Ausgleich oder 
zur Milderung wirtschaftlicher Nachteile, die den 
im Krankenhaus Beschäftigten infolge der Um-
stellung oder Schließung entstehen, und

3. Investitionen zur Umstellung auf andere Aufga-
ben, vor allem auf solche der Gesundheitsversor-
gung, soweit diese nicht anderweitig öffentlich 
gefördert werden.

(2) Das für das Gesundheitswesen zuständige Mi-
nisterium kann die Mittel nach Absatz 1 in Abhän-
gigkeit von der Anzahl der reduzierten Planbetten 
pauschalieren. Im Fall der vollständigen Schließung 
eines Krankenhauses können die Pauschalen erhöht 
werden. Das für das Gesundheitswesen zuständige 
Ministerium wird ermächtigt, die Höhe der Pauschale 
durch Rechtsverordnung festzusetzen.

§ 22  
Beginn der Förderung

Fördermittel nach den §§ 17 bis 19 und des § 21 
werden bei Vorliegen der Voraussetzungen vom Be-
ginn des Monats an bewilligt, in dem der Antrag bei 
dem für das Gesundheitswesen zuständige Ministe-
rium eingegangen ist.

§ 23  
Nebenbestimmungen bei der Bewilligung 

der Fördermittel

(1) Der Bescheid über die Bewilligung der Fördermit-
tel kann mit Nebenbestimmungen versehen werden, 
soweit sie erforderlich sind

1. zur Verwirklichung des Gesetzeszwecks, insbe-
sondere zur Sicherstellung einer wirtschaftlichen 
und sparsamen Verwendung der Fördermittel,

2. zur Sicherung der Rückforderung; insoweit kann 
auch die Stellung geeigneter Sicherheiten gefor-
dert werden,

3. zur Erreichung der Ziele des Krankenhausplans, 
oder

4. aus Gründen der Krankenhaushygiene.

(2) Der Bescheid über die Bewilligung der Förder-
mittel nach § 21 kann außerdem mit Nebenbestim-
mungen versehen werden, die für die Umstellung 
oder für die Schließung des Krankenhausbetriebes 
erforderlich sind.

(3) Bei der Bewilligung ist sicherzustellen, dass die 
gewährten Fördermittel nicht für Zwecke außerhalb 
des geförderten Krankenhauses verwendet werden.

§ 24  
Erstattung von Fördermitteln

Bewilligungsbescheide sind zu widerrufen, soweit 
das Krankenhaus seine Aufgabe nach dem Kranken-
hausplan gemäß den §§ 7 und 8 nicht erfüllt. Glei-
ches gilt, wenn der Krankenhausträger die zweck-
entsprechende Verwendung der Fördermittel oder die 
Erfüllung der Nebenbestimmungen gemäß der §§ 23 
und 25 dem für das Gesundheitswesen zuständigen 
Ministerium nicht nachweist. Im Übrigen gelten die 
Regelungen des Landesverwaltungsgesetzes über 
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den Widerruf und die Rücknahme von Verwaltungs-
akten entsprechend.

§ 25  
Verwendungsnachweisprüfung

(1) Der Fördermittelempfänger muss dem für das Ge-
sundheitswesen zuständigen Ministerium die zweck-
entsprechende und wirtschaftliche Verwendung 
der gewährten Fördermittel sowie die Beachtung 
der mit der Bewilligung verbundenen Nebenbestim-
mungen unmittelbar nach Abschluss der geförderten 
Maßnahme, in Ausnahmefällen nach wesentlichen 
Teilabschnitten, nachweisen. Das für das Gesund-
heitswesen zuständige Ministerium oder eine von 
ihm beauftragte Stelle überprüft die Verwendungs-
nachweise. Für die Überprüfung gilt § 41 Absatz 3 
einschließlich der Einschränkung des Grundrechts 
auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) entsprechend.

(2) Bei Fördermitteln nach § 20 ist der Verwendungs-
nachweis jährlich zu erbringen und auf Kosten des 
Krankenhauses durch eine Wirtschaftsprüferin oder 
einen Wirtschaftsprüfer zu attestieren. Im Falle der 
Einschränkung oder Versagung des Bestätigungsver-
merks sind die Prüfungsfeststellungen vom Kranken-
hausträger unverzüglich dem für das Gesundheits-
wesen zuständigen Ministerium mitzuteilen.

§ 26  
Förderung von Ausbildungsstätten

Für die Förderung von Ausbildungsstätten im Sinne 
des § 2 Nummer 1a des Krankenhausfinanzierungs-
gesetzes gelten die Vorschriften dieses Teils entspre-
chend.

Teil 5 
Pflichten der Krankenhäuser

§ 27  
Aufnahmen, Dienstbereitschaft und Notaufnahme

(1) Das Krankenhaus ist verpflichtet, entsprechend 
seines Versorgungsauftrages, wie er sich aus dem 
Feststellungsbescheid gemäß § 9 Absatz 3 und aus 
dem Krankenhausplan ergibt, alle, die seine Leis-
tungen benötigen, nach Art und Schwere der Er-
krankungen zu versorgen. Notfallpatientinnen und 
Notfallpatienten haben Vorrang. Zu den Kranken-
hausleistungen nach Satz 1 zählen auch die aktive 
Mitwirkung bei der Organspende.

(2) Das Krankenhaus ist so zu führen, dass eine 
seinem Versorgungsauftrag entsprechende Dienst- 
und Aufnahmebereitschaft jederzeit gewährleistet 
ist. Das gilt insbesondere für die Aufnahme von Not-
fallpatientinnen und Notfallpatienten (Notaufnahme); 
unabhängig vom Vorhalten einer Notaufnahme ist 
jedes Krankenhaus zumindest zur medizinisch ge-
botenen ärztlichen Erstversorgung sowie zur Organi-
sation einer gegebenenfalls erforderlichen Verlegung 
verpflichtet. 

(3) Das Krankenhaus ist zur Zusammenarbeit mit dem 
Rettungsdienst verpflichtet. Es hat die für den lan-
desweit einheitlichen Behandlungskapazitätennach-
weis gemäß § 17 Absatz 6 Schleswig-Holsteinisches 
Rettungsdienstgesetz vom 28. März 2017 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 256), zuletzt geändert durch Artikel 8 des 
Gesetzes vom 12. Dezember 2018 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 896) erforderlichen Daten stets zeitaktuell und 
unverzüglich in die Datenbank einzustellen; die Ver-
antwortlichkeiten sind durch Dienstanweisung vom 
Krankenhaus festzulegen. Das Krankenhaus ist ins-
besondere seinen gemeldeten Kapazitäten entspre-
chend verpflichtet, vom Rettungsdienst zugeführte 
Patientinnen und Patienten zu versorgen und im Be-
darfsfall aufzunehmen. 

(4) Die Aufnahmeverpflichtung der Absätze 1 bis 3 
geht der elektiven Leistungserbringung vor. 

(5) Krankenhäusern und ihren Trägern ist es nicht 
gestattet, für die Zuweisung von Patientinnen oder 
Patienten ein Entgelt oder andere Vorteile zu gewäh-
ren, zu versprechen, sich gewähren oder versprechen 
zu lassen.

§ 28 
Patientinnen und Patienten mit 
besonderem Betreuungsbedarf

(1) Das Krankenhaus hat bei Patientinnen und Patien-
ten mit besonderen Bedürfnissen die Betreuung und 
die Besuchszeiten entsprechend zu gestalten. Dies 
betrifft insbesondere Kinder und Jugendliche, Pati-
entinnen und Patienten mit Behinderung, Demenzer-
krankte sowie sterbende Patientinnen und Patienten.

(2) Bei Kindern und Jugendlichen ist die aus medi-
zinischen Gründen notwendige Mitaufnahme einer 
Begleitperson vom Krankenhaus sicherzustellen. Glei-
ches gilt bei Patientinnen und Patienten mit Behinde-
rung, soweit es sich bei der Begleitperson um eine 
besondere Pflegekraft im Sinne des § 63b Absatz 4 
Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch han-
delt. Die medizinische Notwendigkeit ist von der ver-
antwortlichen Ärztin oder dem verantwortlichen Arzt 
im Krankenhaus zu dokumentieren. Im Übrigen ist 
die Mitaufnahme einer Begleitperson zu ermöglichen, 
wenn hierdurch die Aufnahme und Versorgung von 
Patientinnen und Patienten nicht beeinträchtigt wird

1. bei Kindern,

2. bei sterbenden Patientinnen und Patienten,

3. bei Patientinnen und Patienten mit Behinderung, 
oder

4. bei Menschen mit Demenz, 

soweit die verantwortliche Krankenhausärztin oder 
der verantwortliche Krankenhausarzt dies aufgrund 
der Art und der Schwere der Behinderung oder der 
Schwere der Demenz befürwortet. 

(3) Das Krankenhaus hat die Patientin oder den Pa-
tienten vorab darauf hinzuweisen, wenn keine ge-
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setzliche Pflicht der Kostenträger zur Übernahme der 
Kosten der Mitaufnahme besteht.

(4) Sterbende Patientinnen und Patienten haben in 
besonderem Maße einen Anspruch auf eine ihrer 
Würde entsprechende Behandlung. Nach dem Tod 
der Patientin oder des Patienten hat das Krankenhaus 
Maßnahmen dafür zu treffen, dass Hinterbliebene 
angemessen Abschied nehmen können.

§ 29  
Zusammenarbeit im Gesundheitswesen

(1) Auf der Grundlage des Krankenhausplans sollen 
die nach § 108 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch zugelassenen Krankenhäuser innerhalb des Ein-
zugsbereichs entsprechend ihrer Aufgabenstellung 
zusammenarbeiten.

(2) Die Krankenhäuser sollen im Interesse der durch-
gehenden Sicherstellung der Versorgung der Patien-
ten eng mit den niedergelassenen Ärzten und bei 
psychotherapeutischen Patientinnen und Patienten, 
mit niedergelassenen Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten, sowie den übrigen an der Patienten-
versorgung beteiligten ambulanten und stationären 
Diensten und Einrichtungen des Gesundheits- und 
Sozialwesens zusammenarbeiten. Dabei ist eine Zu-
sammenarbeit insbesondere im Rahmen der Notfall-
versorgung anzustreben.

§ 30  
Krankenhausalarmplanung

(1) Die Krankenhäuser haben sich unter Berücksichti-
gung ihrer Größe und ihres Versorgungsauftrags auf 
interne und externe Schadenslagen vorzubereiten, 
insbesondere durch das Aufstellen und Fortschreiben 
von Alarm- und Einsatzplänen. § 22 des Landeskata-
strophenschutzgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 10. Dezember 2000 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 664), zuletzt geändert durch Artikel 13 des Ge-
setzes vom 2. Mai 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 162), 
in der jeweils gelten Fassung gilt entsprechend. Über 
die Alarm- und Einsatzpläne ist mit dem zuständigen 
Träger des Rettungsdienstes Einvernehmen herzu-
stellen; sie sind dem für das Gesundheitswesen zu-
ständigen Ministerium nach Erstellung, spätestens 
ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes, sowie 
jeweils nach Fortschreibung vorzulegen. 

(2) Die Krankenhausleitungen richten für die Koordi-
nierung der Maßnahmen des Katastrophenschutzes 
sowie zur Bewältigung eines Massenanfalls von Ver-
letzten oder Erkrankten eine Einsatzleitung ein und 
bestellen eine Beauftragte oder einen Beauftragten 
für den Brandschutz.

(3) Die Krankenhäuser führen regelmäßig Alarmübun-
gen zur Überprüfung der Alarm- und Einsatzpläne 
in eigener Verantwortung durch. Die Krankenhäuser 
setzen das für das Gesundheitswesen zuständige Mi-
nisterium über die Durchführung einer Krankenhausa-
larmübung vorab in Kenntnis und berichten schriftlich 

über die wesentlichen Ergebnisse. Übungen nach 
Satz 1 können mit solchen nach § 6 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 des Landeskatastrophenschutzgesetzes 
oder nach § 9 Absatz 3 der Landesverordnung zur 
Durchführung des Schleswig-Holsteinischen Ret-
tungsdienstgesetzes vom 4. Dezember 2018 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 830) verbunden werden.

(4) Soweit nichts Anderes bestimmt ist, tragen die 
Krankenhausträger die sich aus der Erfüllung dieser 
Aufgaben ergebenden Kosten selbst.

(5) Das für das Rettungswesen zuständige Minis-
terium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
im Benehmen mit dem für den Katastrophenschutz 
zuständigen Ministerium Näheres zum Inhalt der 
Alarm- und Einsatzpläne, zu den Aufgaben der Ein-
satzleitungen und der Beauftragten oder des Beauf-
tragten für den Brandschutz, zu den Zuständigkeiten 
und zum Verfahren der gegenseitigen Unterstützung 
sowie zur Bevorratung der für die Bewältigung der 
Schadenslagen notwendigen Arzneimittel und Sa-
nitätsmaterialien einschließlich der Kostentragungs-
pflicht zu regeln.

(6) Die Krankenhäuser haben sich ferner für den 
Fall einer Pandemie oder einer vergleichbaren ge-
sundheitlichen Lage, insbesondere durch Erstellung 
und Fortschreibung entsprechender Pandemiepläne 
sowie durch Vorhaltung von ausreichend persönlicher 
Schutzausrüstung entsprechend ihres Versorgungs-
auftrages, vorzubereiten. Das für das Gesundheits-
wesen zuständige Ministerium kann Näheres hierzu 
durch Rechtsverordnung regeln.

§ 31  
Sozialdienst im Krankenhaus, 

Krankenhausseelsorge und ehrenamtliche Hilfe

(1) Das Krankenhaus stellt unter Berücksichtigung 
seiner Größe und seines Versorgungsauftrags die 
soziale Beratung und Betreuung der Patientinnen und 
Patienten (Sozialdienst im Krankenhaus) sicher; es 
hat die Patienten in geeigneter Weise darüber zu 
informieren.

(2) Der Sozialdienst im Krankenhaus kann kranken-
hausintern oder krankenhausextern organisiert wer-
den. Ein krankenhausinterner Sozialdienst ist ein 
rechtlich unselbstständiger, gegebenenfalls zentra-
lisierter Teil des Krankenhauses.

(3) Aufgabe des Sozialdienstes im Krankenhaus ist 
es, die Patientinnen und Patienten und gegebenen-
falls deren Bezugspersonen in sozialen Fragen be-
darfsgerecht zu beraten und zu betreuen und ihnen 
erforderlichenfalls Hilfen nach den Büchern des So-
zialgesetzbuches zu vermitteln; insbesondere hat er 
ein Entlassmanagement (§ 39 Absatz 1a des Fünf-
ten Buches Sozialgesetzbuch) sicherzustellen. Seine 
Aufgaben erfüllt der Sozialdienst im Krankenhaus in 
enger Abstimmung mit den ärztlichen, psychothera-
peutischen und pflegerischen Diensten.
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(4) Die Krankenhäuser haben den Kirchen und Re-
ligionsgemeinschaften in angemessenem Umfang 
Gelegenheit zu geben, Patientinnen und Patienten 
seelsorgerisch zu betreuen.

(5) Die Krankenhäuser fördern die ehrenamtliche 
Hilfe zugunsten von Patientinnen und Patienten. Sie 
arbeiten mit den ehrenamtlichen Helferinnen und Hel-
fern eng zusammen.

(6) Sozialer Dienst, Krankenhausseelsorge und eh-
renamtliche Hilfseinrichtungen werden nicht gegen 
den Wunsch der Patientin oder des Patienten tätig.

§ 32  
Sonstige Pflichten

(1) Das Krankenhaus unterstützt die schulische Be-
treuung von ihm versorgter Schulpflichtiger.

(2) Das Krankenhaus wirkt im Rahmen seiner Mög-
lichkeiten durch die Freistellung von Notärztin-
nen und Notärzten im Sinne des § 13 Absatz 2 
Schleswig-Holsteinisches Rettungsdienstgesetz vom 
28. März 2017 (GVOBl. Schl.-H. S. 256), zuletzt 
geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 12. De-
zember 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 896) am Rettungs-
dienst mit. Bei arztbegleiteten Sekundärtransporten 
zur Verlegung zwischen Krankenhäusern hat das ab-
gebende Krankenhaus grundsätzlich die verlegungs-
ärztliche Begleitung im Sinne des § 14 Absatz 1 
Schleswig-Holsteinisches Rettungsdienstgesetz vom 
28. März 2017 (GVOBl. Schl.-H. S. 256), zuletzt 
geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 12. De-
zember 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 896) sicherzu-
stellen, sofern dies nicht durch das aufnehmende 
Krankenhaus oder durch Dritte geschieht.

(3) Die Förderung der Organ- und Gewebespende 
und die Zusammenarbeit mit den für die Umsetzung 
des Transplantationsgesetzes zuständigen Stellen ist 
als Gemeinschaftsaufgabe aller an der Gesundheits-
versorgung beteiligten auch Aufgabe des Kranken-
hauses im Rahmen seines Versorgungsauftrags; die 
Vorschriften des Transplantationsgesetzes bleiben 
unberührt.

(4) Das Krankenhaus hat eine angemessene Absiche-
rung gegen Personenschäden vorzunehmen. Hierzu 
bedarf es einer Haftpflichtversicherung, einer Garan-
tie oder einer ähnlichen Regelung, die im Hinblick 
auf ihren Zweck gleichwertig oder im Wesentlichen 
vergleichbar und nach Art und Umfang dem Risiko 
angemessen ist. Das Bestehen einer solchen Re-
gelung ist der zuständigen Behörde auf Verlangen 
nachzuweisen.

(5) Die Krankenhäuser sind verpflichtet, entspre-
chend dem jeweiligen Stand der medizinischen 
Wissenschaft und der infektionsschutzrechtlichen 
Bestimmungen alle erforderlichen Maßnahmen zur 
Erkennung, Verhütung und Bekämpfung von noso-
komialen Infektionen zu treffen. Die Krankenhäuser 
haben insbesondere die jeweiligen Empfehlungen der 

Kommission für Krankenhaushygiene und Infektions-
prävention (KRINKO) und der Kommission Antiin-
fektiva, Resistenz und Therapie (ART) beim Robert 
Koch-Institut zu beachten und umzusetzen.

Teil 6  
Krankenhausstruktur

§ 33  
Jahresabschluss und Wirtschaftsprüfung 

(1) Der Jahresabschluss ist unter Einbeziehung der 
Buchführung durch eine Wirtschaftsprüferin, einen 
Wirtschaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft (Abschlussprüfung) zu prüfen. Hat das 
Krankenhaus einen Lagebericht aufzustellen, so ist 
auch dieser in die Prüfung einzubeziehen. 

(2) Die zweckentsprechende, sparsame und wirtschaft-
liche Verwendung der nach § 20 Absatz 1 bewilligten 
Fördermittel ist ebenfalls durch einen Wirtschaftsprü-
fer oder durch eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
festzustellen. Sind nach dem Ergebnis dieser Prüfung 
Einwendungen gegen eine zweckentsprechende, spar-
same und wirtschaftliche Verwendung zu erheben, ist 
dies in der Bestätigung gesondert zu vermerken und 
der zuständigen Behörde vorzulegen.

§ 34  
Betriebsleitung, ärztlicher, psychotherapeutischer 

und pflegerischer Dienst

(1) Im Krankenhaus wird eine Betriebsleitung gebildet; 
Träger mehrerer Krankenhäuser können eine gemein-
same Betriebsleitung bilden. An der Betriebsleitung 
sind eine Leitende Ärztin oder ein Leitender Arzt, die 
Leitende Pflegefachperson und die Leiterin oder der 
Leiter des Wirtschafts- und Verwaltungsdienstes sowie 
in psychiatrischen/ psychotherapeutischen Kliniken 
eine Leitende Psychotherapeutin oder ein Leitender 
Psychotherapeut gleichrangig zu beteiligen. Kompe-
tenzen einer übergeordneten Geschäftsführung, z. B. 
bei einer Kapitalgesellschaft, einer Stiftung oder einer 
Kommunalgesellschaft als Krankenhausträger, bleiben 
hierdurch unberührt. Andere Formen der Betriebslei-
tung sind zulässig, wenn die in Satz 2 genannten 
Funktionsbereiche angemessen vertreten sind.

(2) Das Krankenhaus ist nach ärztlich überschau-
baren Verantwortungsbereichen und medizinischen 
Gesichtspunkten nach den Vorgaben der Feststellun-
gen des Krankenhausplans in Abteilungen gegliedert.

(3) Das Krankenhaus hat für jede Abteilung mindes-
tens eine Leitende Abteilungsärztin oder einen Lei-
tenden Abteilungsarzt und eine Leitende Pflegefach-
person zu bestellen, die oder der in medizinischen 
beziehungsweise pflegerischen Angelegenheiten 
nicht weisungsgebunden ist und auch nicht durch 
anderweitige vertragliche Anreize in der Unabhän-
gigkeit der medizinischen beziehungsweise pflegeri-
schen Entscheidungen beeinträchtigt wird. Sie oder 
er sind für die Untersuchung, Behandlung und pfle-
gerische Versorgung der Patientinnen und Patienten 



1014 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2020; Ausgabe 23. Dezember 2020 Nr. 22

in der Abteilung verantwortlich. Auch Belegärztin-
nen und Belegärzte können die Abteilungen unter 
Einbindung einer Leitenden Pflegefachperson leiten. 
Für Abteilungen, die Patientinnen und Patienten be-
handeln, bei denen Psychotherapie angezeigt ist, 
können Psychologische Psychotherapeutinnen oder 
Psychologische Psychotherapeuten sowie Kinder- 
und Jugendpsychotherapeutinnen oder Kinder- und 
Jugendpsychotherapeuten als Abteilungspsychothe-
rapeuten sowie als Abteilungsleiter oder Abteilungs-
leiterin bestellt werden, die bei der Untersuchung 
und Behandlung dieser Patientinnen und Patienten 
eigenverantwortlich und selbstständig tätig sind.

Teil 7  
Patientendatenschutz

§ 35  
Allgemeine Bestimmungen, Begriffsbestimmungen

(1) Alle Patientendaten im Krankenhaus unterliegen 
unabhängig von der Form ihrer Verarbeitung dem 
Datenschutz.

(2) Patientendaten im Sinne dieses Gesetzes sind Ein-
zelangaben über persönliche oder sachliche Verhält-
nisse bestimmter und bestimmbarer Patientinnen und 
Patienten eines Krankenhauses. Als Patientendaten 
gelten auch personenbezogene Daten von Angehö-
rigen oder anderen Bezugspersonen der Patientinnen 
und Patienten sowie sonstiger Dritter, die dem Kran-
kenhaus im Zusammenhang mit einer Behandlung 
bekannt werden. Als Krankenhäuser im Sinne dieses 
Teils gelten auch stationäre und teilstationäre Einrich-
tungen der medizinischen Rehabilitation.

§ 36  
Datenverarbeitung im Krankenhaus

(1) Patientendaten dürfen verarbeitet werden, soweit 
dies durch eine Rechtsvorschrift zugelassen oder so-
weit dies erforderlich ist

1. zur Erfüllung einer gesetzlichen Behandlungs- 
oder Mitteilungspflicht,

2. zur Erfüllung des Behandlungsvertrages ein-
schließlich der Erfüllung der ärztlichen Dokumen-
tationspflicht und der Pflegedokumentation sowie 
der Durchführung einer Mit- oder Nachbehand-
lung, soweit die Patientin oder der Patient nach 
Hinweis auf die beabsichtigte Offenlegung nicht 
etwas Anderes bestimmt hat,

3. zur sozialen Betreuung und Beratung der Patientin 
oder des Patienten durch die in § 31 genannten 
Stellen,

4. zur Unterrichtung von Angehörigen oder anderen 
Bezugspersonen, soweit die Einwilligung der Pati-
entin oder des Patienten auf Grund des Gesund-
heitszustandes nicht eingeholt werden kann und 
keine sonstigen Anhaltspunkte dafür bestehen, 
dass eine Übermittlung nicht dem Willen der Pa-
tientin oder des Patienten entspricht,

 5.  zum Zwecke des Patienten- und Mitarbeiter-
schutzes sowie zur Durchführung entsprechen-
der Hygienemaßnahmen in unmittelbarem Zu-
sammenhang mit einer Verlegung, Überweisung 
oder Entlassung; dies gilt für Informationen zu 
übertragbaren Erkrankungen, die das Einhalten 
von über die Basishygiene hinausgehenden Maß-
nahmen erfordern,

 6.  zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Le-
ben, körperliche Unversehrtheit oder persönliche 
Freiheit der Patientin oder des Patienten oder 
Dritter, wenn diese Rechtsgüter das Geheimhal-
tungsinteresse der Patientin oder des Patienten 
wesentlich überwiegen und die Gefahr nicht 
anders abwendbar ist,

 7.  zur Rechnungsprüfung durch den Krankenhaus-
träger, einer von ihm beauftragten Wirtschafts-
prüferin oder eines von ihm beauftragten Wirt-
schaftsprüfers oder durch den Landesrechnungs-
hof und zur Überprüfung der Wirtschaftlichkeit 
durch Beauftragte im Rahmen des § 113 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch und des Pfle-
gesatzverfahrens nach der Bundespflegesatz-
verordnung vom 26. September 1994 (BGBl I 
S. 2750) in der jeweils geltenden Fassung,

 8.  zur Auswertung der Tätigkeit des Krankenhauses 
zu organisatorischen oder statistischen Zwecken, 

 9.  zur Überprüfung der Tätigkeit der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter des Krankenhauses, 

10.  zur Durchführung qualitätssichernder Maßnah-
men sowie zur Qualitätskontrolle der Leistungen 
des Krankenhauses,

11.  zur Aus-, Fort- und Weiterbildung,

soweit diese Zwecke mit anonymisierten oder pseu-
donymisierten Daten nicht erreicht werden können 
und im Einzelfall überwiegende schutzwürdige Inte-
ressen der Betroffenen nicht entgegenstehen.

(2) Die Einwilligung der Patientin oder des Patienten 
in die Verarbeitung von Daten im Sinne des Artikels 9 
Absatz 1 der Datenschutz-Grundverordnung1 bedarf 
grundsätzlich der revisionssicheren Dokumentation. 
Wird die Einwilligung mündlich erteilt, ist sie aufzu-
zeichnen. Die Patientin oder der Patient ist über Art, 
Umfang und Zweck der beabsichtigten Verarbeitung 
zu unterrichten und aufzuklären. 

(3) Personen oder Stellen, denen nach dieser Vor-
schrift Patientendaten übermittelt werden, dürfen 
diese nur zu dem Zweck verwenden, zu dem sie 
in zulässiger Weise übermittelt wurden. Im Übrigen 

1 Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABl. L 119 S. 1, ber. 2016 ABl. L 314 
S. 72 und ber. 2018, ABl. L 127 S. 2)
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haben sie die Daten in demselben Umfang geheim zu 
halten wie das Krankenhaus selbst nach diesem Ge-
setz. Sofern die Vorschriften dieses Teils für die Per-
sonen oder Stellen, denen nach diesen Vorschriften 
Patientendaten übermittelt werden, nicht gelten, hat 
der Krankenhausträger sicherzustellen, dass diese 
Personen oder Stellen die Vorschriften entsprechend 
anwenden.

§ 37 
 Datenverarbeitung im Auftrag

(1) Patientendaten sind grundsätzlich im Kranken-
haus zu verarbeiten. Das Krankenhaus kann sich zur 
Verarbeitung von Patientendaten anderer Personen 
oder Stellen bedienen.

(2) Dem Auftragsverarbeiter dürfen Patientendaten 
nur offenbart werden, soweit dies für die Auftrags-
erfüllung erforderlich ist. Der Krankenhausträger hat, 
soweit dies für den Auftragszweck ausreichend ist, 
dem Auftragsverarbeiter anonymisierte Daten zur 
Verfügung zu stellen; ist eine Anonymisierung nicht 
möglich, müssen die Daten pseudonymisiert werden. 

§ 38  
Verarbeiten von Patientendaten im Rahmen von 

Forschungsvorhaben

(1) Für Forschungsvorhaben dürfen Patientendaten, 
unter Einhaltung der sonstigen gesetzlichen Bestim-
mungen, verarbeitet werden, soweit die Patientin 
oder der Patient hinreichend aufgeklärt wurde und 
in die Datenverarbeitung für die Zwecke der wis-
senschaftlichen Forschung eingewilligt hat. Für die 
Einwilligung gilt § 36 Absatz 2 entsprechend.

(2) Soweit es für den Forschungszweck ausreichend 
ist, muss die Verarbeitung in anonymisierter Form 
sobald möglich erfolgen. 

(3) Sobald der Forschungszweck es erlaubt, sind 
die Merkmale, mit deren Hilfe ein Patientenbezug 
hergestellt werden kann, gesondert zu speichern. Die 
Merkmale sind zu löschen, sobald der Forschungs-
zweck dies gestattet.

(4) Soweit es sich bei dem nach dieser Vorschrift 
gestatteten Datenverarbeitungsvorgang um eine Über-
mittlung handelt, gilt § 36 Absatz 3 entsprechend mit 
der Maßgabe, dass auch der Kreis der betroffenen 
Personen sowie das von der empfangenden Stelle be-
nannte Forschungsvorhaben zu dokumentieren sind.

(5) Die Regelungen der Absätze 1 bis 4 gelten auch 
für im Krankenhaus gewonnene Biomaterialien, so-
fern deren Nutzung für Forschungszwecke die Be-
handlung der Patientinnen und Patienten nicht beein-
trächtigt und dem keine weiteren Rechtsvorschriften 
widersprechen. 

§ 39  
Auskunft und Akteneinsicht

(1) Soweit die Auskunfts- und Einsichtsansprüche 
medizinische Daten betreffen, sollen sie durch eine 

Ärztin oder einen Arzt oder eine Psychotherapeutin 
oder einen Psychotherapeuten des Krankenhauses 
erfüllt werden. 

(2) Soweit der Einsichtnahme erhebliche therapeu-
tische Gründe oder sonstige erhebliche Rechte Drit-
ter entgegenstehen, kann im Einzelfall die Auskunft 
über die gespeicherten Daten oder die Akteneinsicht 
eingeschränkt werden. Die Notwendigkeit der Ein-
schränkung ist zu begründen und zu dokumentieren.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, soweit 
Dritte Auskunft über die zu ihrer Person gespeicher-
ten Daten verlangen und schutzwürdige Belange der 
Patientinnen und Patienten nicht entgegenstehen.

§ 40  
Löschen von Patientendaten und Einschränkung 

der Verarbeitung

(1) Im Krankenhaus gespeicherte Patientendaten sind 
zu löschen, wenn sie zur Erfüllung der Aufgaben in 
§ 36 und § 37 nicht mehr in personenbezogener 
Form erforderlich sind und sich aus Rechtsvorschrif-
ten keine längere Aufbewahrungsfrist ergibt. 

(2) Bei Patientendaten, die in Akten oder auf Kartei-
karten gespeichert sind, kann die Anonymisierung 
oder Löschung durch die Einschränkung der Verar-
beitung ersetzt werden, solange andere in der Akte 
oder auf der Karteikarte enthaltene Patientendaten 
noch zur Aufgabenerfüllung benötigt werden oder 
aufgrund von Rechtsvorschriften aufzubewahren 
sind. Nach Abschluss der Behandlung unterliegen 
personenbezogene Daten, die in automatisierten Ver-
fahren gespeichert und direkt abrufbar sind, dem 
alleinigen Zugriff der jeweiligen Fachabteilung. 

Teil 8  
Krankenhausaufsicht

§ 41  
Krankenhausaufsicht und Befugnisse

(1) Die Krankenhäuser, ihre gemeinschaftlichen Ein-
richtungen und die mit den Krankenhäusern not-
wendigerweise verbundenen Ausbildungsstätten 
unterliegen der Rechtsaufsicht des Landes (Kran-
kenhausaufsicht).

(2) Die Aufsicht erstreckt sich auf die Beachtung der 
für die in Absatz 1 genannten Einrichtungen gelten-
den Vorschriften dieses Gesetzes. Die Vorschriften 
über die Aufsicht über die Gemeinden und Gemein-
deverbände, das Universitätsklinikum Schleswig-Hol-
stein sowie über die Krankenhäuser im Straf- oder 
Maßregelvollzug bleiben unberührt.

(3) Die in Absatz 1 genannten Einrichtungen sind 
verpflichtet, der zuständigen Aufsichtsbehörde die 
für die Durchführung der Aufsicht erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen und Unterlagen gegebenen-
falls vorzulegen sowie deren Beauftragten Zutritt zu 
gewähren. Bei Gefahr im Verzug ist der Zutritt jeder-
zeit zu gestatten. Insoweit wird das Grundrecht der 



1016 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2020; Ausgabe 23. Dezember 2020 Nr. 22

Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 
des Grundgesetzes) eingeschränkt. 

(4) Werden die Vorschriften dieses Gesetzes durch 
das Handeln oder Unterlassen eines Krankenhauses 
verletzt, soll die Aufsichtsbehörde zunächst beratend 
darauf hinwirken, dass das Krankenhaus die Rechts-
verletzung binnen einer angemessenen Frist behebt. 
Geschieht dies nicht, kann die Aufsichtsbehörde 
das Krankenhaus unter Fristsetzung verpflichten, 
die Rechtsverletzung zu beheben. Die Verpflichtung 
kann mit den Mitteln des Verwaltungsvollzugsrechts 
durchgesetzt werden, wenn ihre sofortige Vollzie-
hung angeordnet worden oder sie unanfechtbar ge-
worden ist.

(5) Bei wiederholten oder erheblichen Verstößen 
gegen Vorschriften dieses Gesetzes, insbesondere 
auch bei Nichteinhaltung des Versorgungsauftrages 
in dem im Feststellungsbescheid genannten Umfang, 
kann der Versorgungsauftrag des Krankenhauses ein-
geschränkt oder entzogen werden. Die Kreise und 
kreisfreien Städte sind in das rechtsaufsichtliche Ver-
fahren angemessen mit einzubeziehen. § 9 Absatz 5 
gilt entsprechend.

§ 42  
Zuständigkeiten

(1) Aufsichtsbehörde nach diesem Gesetz ist das 
für das Gesundheitswesen zuständige Ministerium. 
Abweichend hiervon übt das für die Wissenschaft 
zuständige Ministerium die Aufsicht über das Uni-
versitätsklinikum Schleswig-Holstein, dessen Aus-
bildungsstätten sowie Tochtergesellschaften aus. 

(2) In den Fällen, in denen eine rechtsfähige Stiftung 
bürgerlichen Rechts Träger eines Krankenhauses ist, 
hat die nach Absatz 1 Satz 1 zuständige Aufsichts-
behörde ihre Entscheidungen im Einvernehmen mit 
der nach § 16 Absatz 2 Stiftungsgesetz zuständigen 
Stiftungsaufsichtsbehörde zu treffen. 

Teil 9  
Ordnungswidrigkeiten

§ 43  
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als verantwortliche 
Leiterin oder verantwortlicher Leiter eines Kranken-
hauses vorsätzlich oder fahrlässig entgegen

1. § 7 Absatz 4 der Aufsichtsbehörde keine Aus-
kunft erteilt,

2. § 27 Absatz 2 Satz 1 die Dienst- und Aufnahme-
bereitschaft nicht gewährleistet,

3. § 27 Absatz 3 Satz 2 die erforderlichen Daten 
nicht oder nicht Zeit aktuell und unverzüglich in 
die Datenbank einstellt oder

4. § 41 Absatz 3 der zuständigen Aufsichtsbehörde 
die erforderlichen Auskünfte nicht erteilt, die er-
forderlichen Unterlagen nicht vorlegt oder deren 
Beauftragten den Zutritt verweigert.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
bis zu 500.000 Euro geahndet werden.

(3) Zuständige Verwaltungsbehörde für die Verfol-
gung und Ahndung der Ordnungswidrigkeiten nach 
Absatz 1 ist das für das Gesundheitswesen zustän-
dige Ministerium. 

Teil 10  
Schlussvorschriften

§ 44  
Experimentierklausel

Das für das Gesundheitswesen zuständige Ministe-
rium kann abweichende Regelungen zur Erprobung 
neuer Modelle der Krankenhausversorgung im Ein-
vernehmen mit dem Finanzministerium durch Rechts-
verordnung treffen. Dazu zählen unter anderem die 
Übertragung von Aufgaben nach diesem Gesetz auf 
einen anderen Rechtsträger und die mögliche Ge-
währung von Investitionsfördermitteln anhand von 
Investitionspauschalen. Mit den Kreisen und Städ-
ten ist bei abweichenden Regelungen zu Investiti-
onsfinanzierung nach Satz 1 und Satz 2 Benehmen 
herzustellen. Den Beteiligten nach § 5 Absatz 1 ist 
hierzu die Möglichkeit zur Stellungnahme zu geben. 

§ 45  
Inkrafttreten; Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 01.01.2021 in Kraft. Gleich-
zeitig tritt das Gesetz zur Ausführung des Kranken-
hausfinanzierungsgesetzes vom 12. Dezember 1986 
(GVOBl. Schl.-H. S. 302)*), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 12. Dezember 2018 (GVOBl. Schl.-H. 
2019 S. 2), außer Kraft.

Kiel, 10. Dezember 2020

 Dan i e l  Gün the r  D r.  He i ne r  Ga rg
 Ministerpräsident  Minister für Soziales, Gesundheit, Jugend,
  Familie und Senioren

*) GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2120-6
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1863/2020
Gesetz  

zur Änderung des Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes Schleswig-Holstein*)
Vom 11. Dezember 2020

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz Schles-
wig-Holstein vom 1. Juni 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 92), 
zuletzt geändert durch Artikel 27 des Gesetzes vom 
2. Mai 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 162), Ressortbezeich-
nungen zuletzt ersetzt durch Artikel 18 der Verord-
nung vom 16. Januar 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 30), 
wird wie folgt geändert:

1. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Die Unterlagen nach Absatz 1 Nummern 2 
bis 4 sind der zuständigen Stelle in Form von 
Kopien vorzulegen oder elektronisch zu über-
mitteln.“

b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) Bestehen begründete Zweifel an der 
Echtheit oder der inhaltlichen Richtigkeit der 
vorgelegten Unterlagen, kann die zuständige 
Stelle die Antragstellerin oder den Antragstel-
ler auffordern, innerhalb einer angemessenen 
Frist Originale, beglaubigte Kopien oder wei-
tere geeignete Unterlagen vorzulegen.“

2. In § 6 wird folgender Absatz 6 angefügt:

„(6) Das Verfahren kann auch über die Einheitliche 
Stelle im Sinne des § 138a Absatz 1 Landesver-
waltungsgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 2. Juni 1992 (GVOBl. Schl.-H. S. 243, 
ber. S. 534), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 1. September 2020 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 508), abgewickelt werden.

3. In § 7 Absatz 1 werden nach dem Wort „schriftli-
chen“ die Wörter „oder elektronischen“ eingefügt.

4. § 12 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Satz 1 bis 3 wird wie folgt gefasst:

„Die Unterlagen nach § 5 Absatz 1 Nummer 2 
bis 4 sowie die Bescheinigung nach Absatz 1 
sind der zuständigen Stelle in Form von Kopien 
vorzulegen oder elektronisch zu übermitteln. 
Von den Unterlagen nach § 5 Absatz 1 Num-
mer 3 und 4 sowie der Bescheinigung nach 
Absatz 1 sind Übersetzungen in deutscher 
Sprache vorzulegen. Darüber hinaus kann die 
zuständige Stelle von den Unterlagen nach § 5 
Absatz 1 Nummer 2 und allen nachgereichten 
Unterlagen Übersetzungen in deutscher Spra-
che verlangen.“

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
„(3) Die zuständige Stelle kann abweichend 
von Absatz 2 eine andere Form für die vorzu-
legenden Dokumente zulassen.“

c) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
„(5) Bestehen begründete Zweifel an der Echt-
heit oder der inhaltlichen Richtigkeit der vorge-
legten Unterlagen, kann die zuständige Stelle 
die Antragstellerin oder den Antragsteller auf-
fordern, innerhalb einer angemessenen Frist Ori-
ginale, beglaubigte Kopien oder weitere geeig-
nete Unterlagen vorzulegen. Bei Unterlagen, die 
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder einem weiteren Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
ausgestellt oder anerkannt wurden, kann sich 
die zuständige Stelle im Fall begründeter Zwei-
fel an der Echtheit der Unterlagen sowohl an 
die zuständige Stelle des Ausbildungs- oder 
Anerkennungsstaats wenden als auch die An-
tragstellerin oder den Antragsteller auffordern, 
beglaubigte Kopien vorzulegen. In den Fällen 
des Satzes 2 hemmt eine solche Aufforderung 
nicht den Fristablauf nach § 13 Absatz 3.“

5. § 13 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Auf Antrag erteilt die zuständige Stelle der 
Antragstellerin oder dem Antragsteller einen 
gesonderten Bescheid über die Feststellung der 
Gleichwertigkeit ihrer oder seiner Berufsquali-
fikation oder entscheidet auf Antrag nur über 
die Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation.“

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Im Fall des § 12 Absatz 4 und 5 Satz 1 ist 
der Lauf der Frist nach Absatz 3 bis zum Ab-
lauf der von der zuständigen Stelle festgelegten 
Frist gehemmt. Im Fall des § 14 ist der Lauf 
der Frist nach Absatz 3 bis zur Beendigung des 
sonstigen geeigneten Verfahrens gehemmt.“

6. Nach § 14 wird folgender § 14a eingefügt:
„§ 14a 

Beschleunigtes Verfahren im Fall des § 81a 
des Aufenthaltsgesetzes

(1) Im Fall des § 81a des Aufenthaltsgesetzes er-
folgt die Feststellung der Gleichwertigkeit nach den 
§§ 4 und 9 auf Antrag bei der dafür zuständigen 
Stelle. Antragsberechtigt ist jede Person, die im 
Ausland einen Ausbildungsnachweis im Sinne des 
§ 3 Absatz 2 erworben hat. Die Zuleitung der An-
träge erfolgt durch die zuständige Ausländerbe-
hörde nach § 71 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes.

*) Ändert Ges. vom 1. Juni 2014, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 800-5
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(2) Die zuständige Stelle bestätigt der Antragstel-
lerin oder dem Antragsteller innerhalb von zwei 
Wochen den Eingang des Antrags einschließlich 
der nach § 5 Absatz 1 oder § 12 Absatz 1 vorzu-
legenden Unterlagen. In der Empfangsbestätigung 
ist das Datum des Eingangs bei der zuständigen 
Stelle mitzuteilen und auf die Frist nach Absatz 3 
und die Voraussetzungen für den Beginn des Frist-
laufs hinzuweisen. Sind die nach § 5 Absatz 1 oder 
§ 12 Absatz 1 vorzulegenden Unterlagen unvoll-
ständig, teilt die zuständige Stelle innerhalb der Frist 
des Satzes 1 mit, welche Unterlagen nachzureichen 
sind. Die Mitteilung enthält den Hinweis, dass der 
Lauf der Frist nach Absatz 3 erst mit Eingang der 
vollständigen Unterlagen beginnt. Der Schriftwech-
sel erfolgt über die zuständige Ausländerbehörde 
nach § 71 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes.

(3) Die zuständige Stelle soll innerhalb von zwei 
Monaten über die Gleichwertigkeit entscheiden. 
Die Frist beginnt mit Eingang der vollständigen 
Unterlagen. Sie kann einmal angemessen verlän-
gert werden, wenn dies wegen der Besonder-
heiten der Angelegenheit gerechtfertigt ist. Die 
Fristverlängerung ist zu begründen und rechtzeitig 
mitzuteilen. Der Schriftwechsel erfolgt über und 
die Zustellung der Entscheidung erfolgt durch die 
zuständige Ausländerbehörde nach § 71 Absatz 1 
des Aufenthaltsgesetzes an den Arbeitgeber oder 
die Arbeitgeberin.

(4) In den Fällen des § 5 Absatz 4 oder 5 oder § 12 
Absatz 4 oder 5 Satz 1 ist der Lauf der Frist nach 
Absatz 3 bis zum Ablauf der von der zuständigen 
Stelle festgelegten Frist gehemmt. In den Fällen 
des § 14 ist der Lauf der Frist nach Absatz 3 bis 
zur Beendigung des sonstigen geeigneten Ver-
fahrens gehemmt.

(5) Die Entscheidung der zuständigen Stelle rich-
tet sich nach dem jeweiligen Fachrecht. Das 
beschleunigte Verfahren kann auch über die Ein-
heitliche Stelle im Sinne des § 138a Landesver-
waltungsgesetz abgewickelt werden.

(6) Der Antrag auf Feststellung nach § 4 soll 
abgelehnt werden, wenn die Gleichwertigkeit im 
Rahmen anderer Verfahren oder durch Rechts-
vorschrift bereits festgestellt ist.“

 7.  In § 15 Absatz 3 werden nach dem Wort „schrift-
lich“ die Wörter „oder elektronisch“ eingefügt.

 8.  § 17 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. Staatsangehörigkeit, Geschlecht, 
Wohnort der Antragstellerin oder des 
Antragstellers, Datum der Empfangs-
bestätigung, Datum der Vollständig-
keit der vorzulegenden Unterlagen,“

bb) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

„3. Datum der Entscheidung, Gegenstand 
und Art der Entscheidung, Besonder-
heit im Verfahren,“

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 2 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt.

bb) Folgende Nummer 3 wird angefügt:

„3. Datensatznummer.“

 9.  § 18 wird gestrichen.

10.  Der bisherige § 19 wird § 18.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung 
in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 11. Dezember 2020

 Dan i e l  Gün the r  D r.  Be rnd  Buchho l z
 Ministerpräsident Minister
  für Wirtschaft, Verkehr,
  Arbeit, Technologie und Tourismus

 C l aus  Ch r i s t i a n  C l aussen  D r.  Sab i ne  Sü t t e r l i n -Waack
 Minister Ministerin
 für Justiz, Europa und Verbraucherschutz für Inneres, ländliche Räume,
  Integration und Gleichstellung

 Jan  Ph i l i p p  A l b rech t  zugleich für die
 Minister, Ministerin
 für Energiewende, Landwirtschaft Umwelt,  für Bildung, Wissenschaft und Kultur
 Natur und Digitalisierung

 Mon i ka  He i no l d  D r.  He i ne r  Ga rg
 Finanzministerin Minister
  für Soziales, Gesundheit, Jugend,
  Familie und Senioren
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1859/2020
Maßregelvollzugsgesetz (MVollzG)

Vom 11. Dezember 2020
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2126-14

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht 

Erster Teil  
Allgemeines 

 § 1 Anwendungsbereich 

 § 2 Ziele und Aufgaben des Maßregelvollzugs 

 § 3 Grundsätze des Maßregelvollzugs 

 § 4 Rechtsstellung der untergebrachten Menschen 

 § 5 Aufgabenträgerschaft, Zuständigkeit 

Zweiter Teil  
Gestaltung des Maßregelvollzugs

Abschnitt 1 
Behandlung der untergebrachten Menschen

 § 6 Behandlung 

 § 7 Therapie- und Eingliederungsplan 

 § 8 Externe Begutachtung 

 § 9 Ärztliche Zwangsbehandlung 

Abschnitt 2 
Rechtsstellung der untergebrachten Menschen

§ 10 Aufenthalt im Freien und Freizeit 

§ 11 Religionsausübung und Seelsorge 

§ 12 Informationsfreiheit und persönlicher Besitz 

§ 13 Besuche 

§ 14 Schriftwechsel 

§ 15 Pakete 

§ 16 Telefongespräche 

§ 17 Andere Formen der Telekommunikation 

§ 18  Eingriffe in das Brief-, Post- und Fernmeldege-
heimnis, in die Informations-und Besuchsrecht 
und den persönlichen Besitz

§ 19 Dokumentation von Eingriffen 

§ 20 Geschäftsverbot 

§ 21  Ordnung in der Einrichtung des Maßregelvollzugs 

§ 22 Besuchskommission 

Abschnitt 3  
Finanzielle Regelungen 

§ 23 Verfügung über Eigengeld, Barbeträge, Konten 

§ 24 Taschengeld 

§ 25 Arbeitsentgelt, Zuwendungen 

§ 26 Überbrückungsgeld 

Abschnitt 4  
Sicherungsmaßnahmen 

§ 27 Erkennungsdienstliche Maßnahmen 

§ 28 Durchsuchung 

§ 29 Sicherungs- und Zwangsmaßnahmen 

§ 30 Besondere Sicherungsmaßnahmen 

§ 31 Unmittelbarer Zwang 

Abschnitt 5  
Vollzugslockerungen, offener Vollzug, Bewährung

§ 32 Vollzugslockerungen, offener Vollzug 

§ 33  Weisungen, Widerruf von Vollzugslockerungen 
und des offenen Vollzugs 

§ 34 Beteiligung der Strafvollstreckungsbehörde 

§ 35  Anregung einer Aussetzung zur Bewährung 
oder zur Erledigung der Maßregel 

Abschnitt 6  
Gerichtlicher Rechtsschutz 

§ 36 Gerichtliches Verfahren und Rechtsbehelfe 

Dritter Teil  
Datenschutz 

§ 37 Datenverarbeitung 

§ 38  Datenerhebung bei untergebrachten Menschen 
und Dritten 

§ 39 Datenübermittlung 

§ 40 Datenübermittlung für wissenschaftliche Zwecke 

§ 41 Einsatz optisch-elektronischer Einrichtungen 

§ 42  Berichtigung, Löschung und Einschränkung der 
Verarbeitung 

§ 43 Auskunft, Akteneinsicht 

§ 44 Entsprechende Anwendung anderer Vorschriften 

Vierter Teil  
Kosten der Unterbringung 

§ 45 Kosten der Unterbringung 

§ 46 Kostenbeteiligung 

Fünfter Teil  
Schlussvorschriften 

§ 47 Einschränkung von Grundrechten 

§ 48 Inkrafttreten; Außerkrafttreten 

Erster Teil  
Allgemeines 

§ 1 
Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt den Vollzug der als Maß-
regeln der Besserung und Sicherung angeordneten 
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus 
und in einer Entziehungsanstalt (Maßregelvollzug). 

(2) Für den Vollzug der einstweiligen Unterbringung 
nach § 126 a der Strafprozessordnung (StPO) sowie 
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der Unterbringung zur Vorbereitung eines Gutachtens 
nach § 81 StPO und der Sicherungshaft nach § 463 
in Verbindung mit § 453 c StPO gilt dieses Gesetz 
nur, soweit sich aus diesem Gesetz oder Bundesrecht 
nichts Abweichendes ergibt. 

§ 2  
Ziele und Aufgaben des Maßregelvollzugs 

(1) Der Vollzug der Maßregeln ist darauf auszurich-
ten, die untergebrachten Menschen durch Behand-
lung und Betreuung (Therapie) so weit wie möglich 
zu heilen oder ihren Zustand so weit zu verbessern, 
dass sie keine erhebliche Gefahr mehr für die Allge-
meinheit darstellen. Zudem sind sie auf eine selbst-
ständige Lebensführung außerhalb einer Einrichtung 
des Maßregelvollzugs vorzubereiten und zu befähi-
gen, ein möglichst autonomes, in der Gemeinschaft 
eingegliedertes Leben in Freiheit zu führen. Er dient 
gleichzeitig dem Schutz der Allgemeinheit. 

(2) Der Maßregelvollzug ist so zu gestalten, dass 
die Vollzugsziele in möglichst kurzer Zeit erreicht 
werden. Es finden regelmäßig reflektierende Betrach-
tungen der Maßnahmen statt. 

(3) Die Einrichtungen des Maßregelvollzugs sollen 
mit Behörden, Gerichten, Einrichtungen der Wis-
senschaft und Forschung sowie sonstigen Stellen 
und Personen zusammenarbeiten, soweit sie die Ver-
wirklichung der Ziele des Maßregelvollzugs fördern 
können. 

(4) Während des Maßregelvollzugs ist die Aufrecht-
erhaltung bestehender und der Aufbau neuer sozialer 
Kontakte der untergebrachten Menschen zu fördern, 
soweit diese ihrer Wiedereingliederung dienen. Ins-
besondere sollen Angehörige und andere naheste-
hende Bezugspersonen in ihren Bemühungen bei der 
Wiedereingliederung der untergebrachten Menschen 
von der Einrichtung unterstützt werden. 

(5) Zur Vorbereitung der Wiedereingliederung arbeitet 
die Einrichtung des Maßregelvollzugs insbesondere 
mit den Trägern und Einrichtungen der Sozial- und 
Eingliederungshilfe, rechtlichen Betreuerinnen und 
Betreuern, der gesetzlichen Vertretung, der Woh-
nungslosenhilfe, der Wohnungswirtschaft, den Kran-
kenkassen, den Institutionen zur beruflichen Wie-
dereingliederung, dem Sozialpsychiatrischen Dienst, 
der Führungsaufsichtsstelle und der Bewährungshilfe 
zusammen. 

(6) Soziale und behandlungsfördernde Strukturen in-
nerhalb der Einrichtung, organisatorische Regelungen 
und baulich-technische Vorkehrungen sollen zur Er-
reichung der in Absatz 1 genannten Ziele beitragen. 

§ 3  
Grundsätze des Maßregelvollzugs 

(1) Im Umgang mit den im Maßregelvollzug unterge-
brachten Menschen sind ihre Rechte, ihre Würde und 
ihr Befinden sowie ihre kulturellen und weltanschauli-
chen Lebensumstände zu beachten. Ihren Wünschen 

nach Hilfen und Gestaltung des Maßregelvollzugs soll 
nach Möglichkeit entsprochen werden; Wünsche sol-
len nach Möglichkeit in einer Patientenvereinbarung 
vor Behandlungsbeginn festgehalten werden. Die Ein-
richtung unterstützt die untergebrachten Menschen 
dabei, eine Behandlungsvereinbarung oder Patienten-
verfügung zu geeigneten Aspekten der Behandlung im 
Maßregelvollzug abzuschließen. Personen ihres Ver-
trauens sind in geeigneter Weise einzubeziehen. Kein 
Mensch darf im Rahmen des Maßregelvollzugs auf 
Grund des Geschlechts, der ethnischen Herkunft, ei-
ner rassistischen oder antisemitischen Zuschreibung, 
der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, 
einer chronischen Erkrankung, des Lebensalters, der 
Sprache, der sexuellen oder geschlechtlichen Identität 
sowie des sozialen Status diskriminiert werden. 

(2) Die Behandlung, Betreuung und Unterbringung 
während des Maßregelvollzugs haben den aktuellen 
therapeutischen Erfordernissen des Einzelfalls Rech-
nung zu tragen. Die unterschiedlichen individuellen 
Erfordernisse und Bedürfnisse der untergebrachten 
Menschen sind zu berücksichtigen. 

§ 4  
Rechtsstellung der untergebrachten Menschen 

(1) Die untergebrachten Menschen wirken an der 
Erreichung der Vollzugsziele nach § 2 und an der 
Gestaltung des Vollzugs mit. Ihre Bereitschaft hierzu 
und ihr Verantwortungsbewusstsein ist zu wecken 
und zu fördern. 

(2) Untergebrachte Menschen sind über ihre Rechte 
und Pflichten während der Unterbringung unverzüglich 
nach der Aufnahme aufzuklären; dies betrifft auch das 
Beschwerderecht. Die Aufklärung hat in einer ihnen 
verständlichen Sprache zu erfolgen. Diese Informatio-
nen sind ihnen in leicht verständlicher Form schriftlich 
auszuhändigen. Erlaubt der Gesundheitszustand des 
untergebrachten Menschen die Aufklärung nicht im 
unmittelbaren Zusammenhang mit der Aufnahme, ist 
sie nachzuholen, sobald dies möglich ist. 

(3) Die untergebrachten Menschen unterliegen wäh-
rend des Maßregelvollzugs nur den in diesem Gesetz 
vorgesehenen Beschränkungen ihrer Freiheit. Ent-
sprechende Eingriffe müssen im Hinblick auf die Ziele 
des Maßregelvollzugs oder zur Aufrechterhaltung der 
Sicherheit oder zur Abwendung einer schwerwie-
genden Störung der Ordnung der Einrichtung des 
Maßregelvollzugs unerlässlich sein.

§ 5  
Aufgabenträgerschaft, Zuständigkeit 

(1) Das Land Schleswig-Holstein ist Träger der Auf-
gaben nach § 1. Die oberste Landesgesundheitsbe-
hörde vollzieht die Maßregeln sowie die einstweilige 
Unterbringung nach § 1 in psychiatrischen Kranken-
häusern und Entziehungsanstalten des Landes; sie 
kann sich der Hilfe und der geeigneten Einrichtungen 
Dritter bedienen. 
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(2) Geeigneten privatrechtlich verfassten Einrichtun-
gen kann durch einen von der obersten Landesgesund-
heitsbehörde im Einvernehmen mit der obersten Lan-
desjustizbehörde zu erlassenden Verwaltungsakt der 
Maßregelvollzug sowie der Vollzug der einstweiligen 
Unterbringung nach § 1 als Aufgabe zur Erledigung 
in den Handlungsformen des öffentlichen Rechts un-
ter der Aufsicht des Landes widerruflich übertragen 
werden. Der Verwaltungsakt ist öffentlich bekannt 
zu geben. Das Rechtsverhältnis zur Einrichtung kann 
ergänzend durch öffentlich-rechtlichen Vertrag mit der 
obersten Landesgesundheitsbehörde geregelt werden. 

(3) Die oberste Landesgesundheitsbehörde kann ge-
eigneten psychiatrischen Krankenhäusern und Ent-
ziehungsanstalten, die von Trägern der Verwaltung 
in öffentlich-rechtlicher Organisations- und Hand-
lungsform geführt werden, auf Antrag ihres Trägers 
durch Verordnung den Maßregelvollzug sowie den 
Vollzug der einstweiligen Unterbringung nach § 1 
zur Erfüllung nach Weisung widerruflich übertragen. 

(4) Der Umfang und die Mittel der Aufsicht über die 
öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlich verfass-
ten Einrichtungen des Maßregelvollzugs richten sich 
nach § 15 Absatz 2, § 16 Absatz 1 und 3 sowie § 18 
Absatz 3 des Landesverwaltungsgesetzes. Aufsichts-
behörde ist die oberste Landesgesundheitsbehörde 
oder die von ihr durch Verordnung bestimmte Lan-
desbehörde. Die Beschäftigung des Personals der pri-
vatrechtlich verfassten Einrichtungen des Maßregel-
vollzugs, das am Vollzug der Unterbringung beteiligt 
ist, bedarf der Zustimmung der Aufsichtsbehörde im 
Hinblick auf die fachliche und persönliche Eignung. 
Die Bevollmächtigten der Aufsichtsbehörde haben ein 
jederzeitiges direktes Weisungsrecht auch gegenüber 
dem Personal. Im Falle der Nichtbefolgung können 
die Bevollmächtigten bei Gefahr im Verzug die an-
gewiesenen Maßnahmen auf Kosten der Einrichtung 
selbst ausführen oder ausführen lassen. Im Falle eines 
Widerrufs der Aufgabenübertragung nach Absatz 2 
oder 3 kann die oberste Landesgesundheitsbehörde 
Maßnahmen unter Inanspruchnahme von Personal 
der Einrichtung sowie der vor dem Widerruf von ihr 
genutzten Räumlichkeiten und Sachmittel treffen, 
um den Maßregelvollzug aufrechtzuerhalten, bis die 
Aufgabe anderweitig geregelt werden kann. Für die 
Inanspruchnahme Dritter ist eine Entschädigung un-
ter entsprechender Anwendung der §§ 221 bis 226 
des Landesverwaltungsgesetzes zu leisten. 

(5) Die oberste Landesjustizbehörde regelt im Einver-
nehmen mit der obersten Landesgesundheitsbehörde 
die örtliche und sachliche Zuständigkeit der Einrich-
tungen des Maßregelvollzugs in einem Vollstreckungs-
plan. Vom Vollstreckungsplan darf im Einzelfall abge-
wichen werden, wenn der Zweck der Unterbringung 
hierdurch gefördert wird oder wenn die Abweichung 
aus Gründen der Vollzugsorganisation erforderlich ist. 

(6) Die Einrichtungen des Maßregelvollzugs leisten 
nach Maßgabe der §§ 32 bis 34 des Landesverwal-

tungsgesetzes den Strafvollzugsanstalten im Einzelfall 
Amtshilfe bei der ambulanten und stationären Be-
handlung von psychisch kranken Gefangenen und Un-
tersuchungshäftlingen; die Kosten sind zu erstatten. 

Zweiter Teil  
Gestaltung des Maßregelvollzugs 

Abschnitt 1  
Behandlung der untergebrachten Menschen 

§ 6  
Behandlung 

(1) Bei der Aufnahme ist der untergebrachte Mensch 
ärztlich zu untersuchen. Die Untersuchung ist so zeit-
nah durchzuführen, wie es der körperliche und psy-
chische Zustand der aufzunehmenden Person erlaubt. 
Die Untersuchung soll auch die Umstände berücksich-
tigen, die maßgeblich für die Anordnung der Maß-
regel waren und deren Kenntnis für die Erarbeitung 
des Therapie- und Eingliederungsplanes notwendig 
ist. Als Ergebnis der Untersuchung ist auch festzu-
halten, in welcher Weise von der untergebrachten 
Person gegenwärtig erhebliche rechtswidrige Taten zu 
erwarten sind. Danach ist das Maß der zur Sicherung 
der untergebrachten Person erforderlichen Freiheits-
einschränkungen auszurichten und festzulegen.

(2) Ein untergebrachter Mensch hat Anspruch auf 
die notwendige Behandlung. Die Behandlung bedarf 
vorbehaltlich der Regelungen in § 9 der Einwilligung 
des untergebrachten Menschen. Ist dieser nicht in 
der Lage, eine wirksame Entscheidung über die Ein-
willigung zu treffen, ist die Einwilligung der Betreue-
rin oder des Betreuers erforderlich. Hat der unterge-
brachte Mensch noch keine Betreuerin oder keinen 
Betreuer, ist die Bestellung beim Betreuungsgericht 
zu beantragen. 

(3) Ärztliche Eingriffe, die mit Lebensgefahr oder 
erheblicher Gefahr für die Gesundheit des unter-
gebrachten Menschen verbunden sind, dürfen nur 
mit seiner Einwilligung vorgenommen werden. Bei 
Volljährigen, welche die Bedeutung und Tragweite 
der Behandlung und der Einwilligung nicht beurteilen 
können, und bei Minderjährigen ist für die Einwilli-
gung die Erklärung der gesetzlichen Vertreterin oder 
des gesetzlichen Vertreters über den mutmaßlichen 
Patientenwillen maßgebend.

§ 7  
Therapie- und Eingliederungsplan 

(1) Für jeden untergebrachten Menschen ist unter 
Berücksichtigung seines Geschlechts, seiner Persön-
lichkeit, seines Alters, seines Entwicklungsstandes, 
seiner Lebensverhältnisse, seiner Störung und auf 
Grundlage des Ergebnisses des Diagnoseverfahrens, 
in den ersten sechs Wochen ab Rechtskraft der Ent-
scheidung ein Therapie- und Eingliederungsplan über 
die während des Maßregelvollzugs vorgesehenen 
therapeutischen, pädagogischen und pflegerischen 
Maßnahmen zu entwickeln. Der Therapie- und Ein-
gliederungsplan soll gemeinsam mit dem unterge-
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brachten Menschen erarbeitet werden und insbe-
sondere Angaben enthalten über 

1. die Behandlung einschließlich ärztlicher, medizini-
scher, psychiatrisch-psychotherapeutischer, pflege-
rischer, soziotherapeutischer und heilpädagogischer 
Behandlung und pädagogischer Maßnahmen, 

2. die Form der Unterbringung, 

3. die Teilnahme an Unterrichtsveranstaltungen und 
an Maßnahmen der beruflichen Ausbildung, Fort-
bildung und Umschulung einschließlich Alphabe-
tisierungs- und Deutschkursen,

4. die Einbeziehung von dem untergebrachten Men-
schen nahestehenden Personen zur Aufrechter-
haltung, Förderung und Gestaltung von Außen-
kontakten, 

5. sozialunterstützende Maßnahmen, 

6. Ausgleich von Tatfolgen einschließlich Täter-Op-
fer-Ausgleich,

7. Trainingsmaßnahmen zur Verbesserung der sozi-
alen Kompetenzen,

8. Schuldnerberatung und Schuldenregulierung und 

9. Angebote zur Freizeitgestaltung und Sportange-
bote. 

Der Therapie- und Eingliederungsplan ist regelmäßig 
spätestens nach sechs Monaten zu überprüfen und 
dem Krankheitsverlauf sowie der sozialen Entwick-
lung anzupassen. Zu einem geeigneten Zeitpunkt 
sind in den Therapie- und Eingliederungsplan Voll-
zugslockerungen und Maßnahmen zur Vorbereitung 
der Entlassung aufzunehmen. 

(2) Der Therapie- und Eingliederungsplan und spätere 
Änderungen sind mit dem untergebrachten Menschen 
und, wenn er gesetzlich vertreten wird, auch mit der ge-
setzlichen Vertreterin oder dem gesetzlichen Vertreter 
zu erörtern und auszuhändigen. Die Erörterung mit dem 
untergebrachten Menschen soll von hierfür geschultem 
Fachpersonal mit geeigneten Methoden durchgeführt 
werden, sofern es der Gesundheitszustand zulässt.

§ 8  
Externe Begutachtung 

Sofern aus Behandlungsgründen ein Bedarf für eine 
externe Begutachtung besteht, kann die Einrichtung 
mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde externe Gut-
achten in Auftrag geben. Der untergebrachte Mensch 
ist hierzu und zur Auswahl des Gutachters oder der 
Gutachterin anzuhören. 

§ 9  
Ärztliche Zwangsbehandlung 

(1) Eine medizinische Behandlung gegen den natürli-
chen Willen des untergebrachten Menschen (ärztliche 
Zwangsbehandlung) darf nur durchgeführt werden

1. mit dem Ziel, die tatsächlichen Voraussetzungen 
der freien Selbstbestimmung des untergebrachten 

Menschen so weit herzustellen, dass ein selbst-
bestimmtes, in der Gemeinschaft eingegliedertes 
Leben ermöglicht wird, oder 

2. soweit die Maßnahme erforderlich ist, um eine 
gegenwärtige Lebensgefahr oder Gefahr einer 
schwerwiegenden Schädigung der Gesundheit 
des untergebrachten Menschen abzuwenden. 

Eine ärztliche Zwangsbehandlung ist nur zulässig, wenn 

1. der untergebrachte Mensch aufgrund einer psy-
chischen Krankheit oder einer geistigen oder 
seelischen Behinderung die Notwendigkeit der 
ärztlichen Maßnahme nicht erkennen oder nicht 
nach dieser Einsicht handeln kann, 

2. sie im Hinblick auf das Behandlungsziel, das ihren 
Einsatz rechtfertigt, Erfolg verspricht, 

3. mildere Mittel, insbesondere eine weniger eingrei-
fende Behandlung, au sichtslos sind und 

4. der zu erwartende Nutzen der Behandlung die 
zu erwartenden Beeinträchtigungen deutlich fest-
stellbar überwiegt. 

Eine wirksame Patientenvereinbarung ist zu beach-
ten. Im Rahmen einer einstweiligen Unterbringung 
nach § 1 Absatz 2 ist eine ärztliche Zwangsbehand-
lung gemäß Satz 2 Nummer 1 nicht zulässig. 

(2) Eine ärztliche Zwangsbehandlung setzt voraus, dass 

1. eine den Verständnismöglichkeiten des unterge-
brachten Menschen entsprechende Information 
über die beabsichtigte Behandlung und ihre Wir-
kungen vorausgegangen ist, 

2. vor Beginn der Behandlung ernsthaft versucht 
wurde, eine auf Vertrauen gegründete, freiwillige 
Zustimmung des untergebrachten Menschen zu 
erreichen, 

3. die Behandlung von einer Ärztin oder einem Arzt 
angeordnet oder selbst durchgeführt, überwacht 
und dokumentiert wird, 

4. die Behandlung angekündigt und mit dem Hin-
weis auf die Möglichkeit, dagegen vorbeugenden 
Rechtsschutz in Anspruch nehmen zu können, 
versehen wurde und

5. das Gericht, das ein Sachverständigengutachten 
einholt, die ärztliche Zwangsbehandlung auf Antrag 
der Einrichtung anordnet; die Mitwirkung einer Ver-
teidigerin oder eines Verteidigers ist erforderlich. 

Abschnitt 2  
Rechtsstellung der untergebrachten Menschen 

§ 10  
Aufenthalt im Freien und Freizeit 

(1) Den untergebrachten Menschen ist der tägliche 
Aufenthalt im Freien für mindestens eine Stunde zu 
ermöglichen. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung 
der ärztlichen Leitung der Einrichtung des Maßre-
gelvollzugs und sind begründet zu dokumentieren. 
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(2) Die untergebrachten Menschen erhalten für die 
Gestaltung der therapiefreien Zeit Gelegenheit zur 
sinnvollen Beschäftigung. Die Einrichtung macht den 
untergebrachten Menschen regelmäßige Angebote 
zu sportlichen, künstlerischen, musikalischen und 
gesellschaftlichen Betätigungen mit dem Ziel der 
Förderung von sozialer Wiedereingliederung.

§ 11  
Religionsausübung und Seelsorge 

(1) Der untergebrachte Mensch ist berechtigt, innerhalb 
der Einrichtung des Maßregelvollzugs an Gottesdiens-
ten oder anderen religiösen Veranstaltungen seines 
Bekenntnisses teilzunehmen. An Veranstaltungen von 
Religionsgemeinschaften, die nicht seinem Bekenntnis 
entsprechen, ist eine Teilnahme möglich, wenn deren 
Seelsorgerin oder deren Seelsorger zustimmt. 

(2) Ein Ausschluss von religiösen Veranstaltungen 
kann nur erfolgen, wenn andernfalls die Ziele des 
Maßregelvollzugs oder die Sicherheit in der Einrich-
tung gefährdet oder die Ordnung in der Einrichtung 
schwerwiegend gestört würden. Ob die Vorausset-
zungen für einen Ausschluss vorliegen, entscheidet 
die Einrichtung des Maßregelvollzugs nach Anhörung 
der Seelsorgerin oder des Seelsorgers. 

(3) Der untergebrachte Mensch ist berechtigt re-
ligiöse Betreuung durch eine Seelsorgerin oder ei-
nen Seelsorger in Anspruch zu nehmen. Auf seinen 
Wunsch ist ihm zu helfen, mit einer Seelsorgerin 
oder einem Seelsorger seiner Religionsgemeinschaft 
in Verbindung zu treten.

(4) Der untergebrachte Mensch darf religiöse Schrif-
ten sowie Gegenstände des religiösen Gebrauchs 
besitzen. Diese dürfen nur bei erheblichen Nachtei-
len für den Gesundheitszustand des untergebrachten 
Menschen oder für die Sicherheit in der Einrichtung 
entzogen werden. Die Seelsorgerin oder der Seelsor-
ger ist nach Möglichkeit vorher zu hören. 

§ 12  
Informationsfreiheit und persönlicher Besitz 

(1) Untergebrachte Menschen sind berechtigt, die in 
den Gemeinschaftsräumen vorgehaltenen Hörfunk 
und Fernsehgeräte zu nutzen. Für die Inbetriebnahme 
eigener Hörfunk- und Fernsehgeräte sowie anderer 
Geräte der Informations- und Unterhaltungselektro-
nik gilt Absatz 4.

(2) Untergebrachte Menschen sind berechtigt, Zei-
tungen und Zeitschriften in angemessenem Umfang 
unter Beteiligung der Einrichtung des Maßregelvoll-
zugs zu beziehen. 

(3) Untergebrachte Menschen sind berechtigt, per-
sönliche Kleidung zu tragen. Beschränkungen sind 
zulässig, wenn der untergebrachte Mensch nicht für 
Reinigung, Instandsetzung und regelmäßigen Wech-
sel auf eigene Kosten sorgt. 

(4) Untergebrachte Menschen sind berechtigt, sons-
tige persönliche Habe, insbesondere Erinnerungsstü-
cke von persönlichem Wert und Gegenstände für Fort-
bildung und Freizeit in angemessenem Umfang zu 
erwerben oder zu besitzen. Der Erwerb oder der Besitz 
sowie die Weitergabe von Büchern, Ton-, Bild- und 
Datenträgern kann von einer Überprüfung abhängig 
gemacht werden. Persönliche Habe, die der unterge-
brachte Mensch nicht in Gewahrsam haben darf, ist 
für ihn aufzubewahren, sofern dies der Einrichtung 
des Maßregelvollzugs nach Art und Umfang möglich 
ist. Im Falle der Vernichtung oder Veräußerung ist die 
Zustimmung der Eigentümerin oder des Eigentümers 
oder der oder des Bevollmächtigten einzuholen. 

(5) Beschränkungen der Rechte nach den Absätzen 1 
bis 4 sind nur unter den Voraussetzungen des § 18 
zulässig. Im Übrigen regelt die Hausordnung das Nä-
here des Verfahrens. 

§ 13  
Besuche 

(1) Untergebrachte Menschen sind berechtigt, ent-
sprechend den Besuchsregelungen Besuch zu emp-
fangen oder abzulehnen. Besuche von Angehörigen, 
insbesondere von Kindern, werden besonders unter-
stützt. Die Besuchsdauer richtet sich nach den indivi-
duellen Umständen des untergebrachten Menschen. 
Die Gesamtbesuchsdauer beträgt mindestens vier 
Stunden im Monat. 

(2) Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit in der Ein-
richtung kann der Besuch allgemein oder im Ein-
zelfall davon abhängig gemacht werden, dass sich 
die Besucherin oder der Besucher mit technischen 
Hilfsmitteln absuchen und Kleidung und mitgeführte 
Gegenstände durchsuchen lässt. Frauen und Mäd-
chen sollen nur durch weibliches Personal, Männer 
und Jungen nur durch männliches Personal durch-
sucht werden. Nicht zugelassene Sachen werden für 
die Dauer des Besuches in Verwahrung genommen. 
Verteidigerbesuche sind von der Absuchung und 
Durchsuchung ausgenommen. 

(3) Wird ein Besuch auf Grund einer Anordnung nach 
§ 18 Absatz 1 überwacht, sind der untergebrachte 
Mensch und die Besucherin oder der Besucher zu 
Beginn des Besuchs darüber zu unterrichten. 

(4) Besuche durch die gesetzliche Vertreterin oder den 
gesetzlichen Vertreter des untergebrachten Menschen, 
durch Verteidigerinnen oder Verteidiger, durch Be-
treuerinnen oder Betreuer, durch Rechtsanwältinnen, 
Rechtsanwälte, Notarinnen oder Notare in einer den 
untergebrachten Menschen betreffenden Rechtssache 
und durch eine Seelsorgerin oder einen Seelsorger 
dürfen nicht untersagt werden. Bei diesen Besuchen 
dürfen Schriftstücke, die mit dem Anlass des Besuches 
im Zusammenhang stehen, übergeben werden; § 18 
Absatz 2 findet entsprechend Anwendung. 
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(5) Andere Gegenstände als Schriftstücke dürfen 
bei Besuchen nur mit Erlaubnis übergeben werden. 

§ 14  
Schriftwechsel 

(1) Untergebrachte Menschen sind berechtigt, 
Schriftwechsel zu führen. 

(2) Beschränkungen des Schriftwechsels sind nur 
unter den Voraussetzungen des § 18 zulässig. 

(3) Nicht beschränkt wird der Schriftwechsel eines 
untergebrachten Menschen mit

1. Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten, der ge-
setzlichen Vertreterin oder dem gesetzlichen Ver-
treter und seiner Betreuerin oder seinem Betreuer,

2. Behörden, Gerichten, Staatsanwaltschaften, Seel-
sorgerinnen und Seelsorgern sowie Mitgliedern 
der Besuchskommission, 

3. Volksvertretungen der Europäischen Union, des 
Bundes und der Länder sowie deren Mitgliedern 
und den jeweiligen Beauftragten von Europa, 
Bund und Ländern, 

4. Vertretungskörperschaften der Gemeinden und 
Gemeindeverbände sowie deren Mitgliedern, 

5. dem Europäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte, 

6. Mitgliedern der Nationalen Stelle zur Verhütung 
von Folter, des Europäischen Ausschusses zur 
Verhütung von Folter und unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder Strafe (CPT), des 
Menschenrechtsausschusses der Vereinten Nati-
onen, des Ausschusses der Vereinten Nationen 
gegen Folter sowie des zugehörigen Unteraus-
schusses zur Verhütung von Folter und 

7. bei ausländischen Staatsbürgerinnen und Staats-
bürgern auch mit der konsularischen oder diplo-
matischen Vertretung des Heimatlandes,

8. sonstige Organisationen oder Einrichtungen, mit 
denen der Schriftverkehr aufgrund völkerrechtli-
cher Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutsch-
land geschützt wird.

§ 15  
Pakete 

(1) Untergebrachte Menschen sind berechtigt, Pakete 
abzusenden und zu empfangen. 

(2) Der Inhalt von Paketen kann in Gegenwart des 
untergebrachten Menschen daraufhin überprüft wer-
den, ob darin 

1. Schreiben oder sonstige Nachrichten oder 

2. Gegenstände, deren Besitz Ziele des Maßregel-
vollzugs oder die Sicherheit in der Einrichtung 
gefährden oder die Ordnung der Einrichtung 
schwerwiegend stören würde, 

enthalten sind. 

(3) Auf Schreiben oder sonstige Nachrichten, die in 
Paketen enthalten sind, sind § 14 und § 18 Absatz 2 
entsprechend anzuwenden. Enthält ein Paket Gegen-
stände der in Absatz 2 Nummer 2 genannten Art, 
sind diese Gegenstände der Absenderin oder dem 
Absender oder der Eigentümerin oder dem Eigentü-
mer zurückzugeben. Ist dies nicht möglich oder aus 
besonderen Gründen nicht zweckmäßig, sollen sie 
aufbewahrt oder an eine von dem untergebrachten 
Menschen oder seiner gesetzlichen Vertreterin oder 
seinem gesetzlichen Vertreter benannte Person ver-
sandt werden, soweit dies nach Art und Umfang 
möglich ist. 

(4) Eine Maßnahme nach Absatz 3 ist auch gegen-
über der Absenderin oder dem Absender bekannt-
zugeben und zu begründen. 

(5) Über Absatz 2 hinausgehende Beschränkungen bei 
dem Empfang und dem Versenden von Paketen sind 
nur unter den Voraussetzungen des § 18 zulässig. 

§ 16  
Telefongespräche 

(1) Untergebrachte Menschen sind berechtigt, im 
Rahmen der Bestimmungen der Hausordnung Tele-
fongespräche zu führen. 

(2) Beschränkungen von Telefongesprächen sind nur 
unter den Voraussetzungen des § 18 zulässig. 

(3) Beschränkungen von Telefongesprächen mit den 
in § 14 Absatz 3 genannten Stellen sind unzulässig. 

(4) Telefongespräche dürfen nur dadurch überwacht 
werden, dass eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter 
der Einrichtung des Maßregelvollzugs in Gegenwart 
des untergebrachten Menschen den Gesprächsver-
lauf verfolgt und das Gespräch mithört. Wird ein Te-
lefongespräch überwacht, ist die Gesprächspartnerin 
oder der Gesprächspartner zu Beginn des Gesprächs 
darüber zu unterrichten. 

§ 17  
Andere Formen der Telekommunikation 

(1) Die Einrichtungen richten unter Berücksichtigung 
der Sicherheit Möglichkeiten zur Nutzung anderer 
Formen der Telekommunikation ein. Die Nutzung 
neuer Kommunikationsmedien soll durch die Einrich-
tung gefördert werden. 

(2) Beschränkungen sind nur unter den Vorausset-
zungen des § 18 zulässig. Im Übrigen regelt die 
Hausordnung das Nähere des Verfahrens. 

§ 18  
Eingriffe in das Brief-, Post- und 

Fernmeldegeheimnis, in die Informations- und 
Besuchsrechte und den persönlichen Besitz 

(1) Die für die Behandlung verantwortlichen Ärztin-
nen oder Ärzte oder die für die Behandlung verant-
wortlichen Psychologinnen oder Psychologen dürfen 
im Einzelfall Beschränkungen des Schriftwechsels, 
bei dem Empfang und dem Versenden von Paketen, 
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bei dem Führen von Telefongesprächen, bei der Nut-
zung anderer Formen der Telekommunikation, bei der 
Ausübung von Informationsrechten, des persönlichen 
Besitzes und bei Besuchen (§§ 12 bis 17) nur dann 
anordnen, wenn Tatsachen dafür sprechen, dass 
ohne diese Beschränkungen aufgrund der Krankheit 
erhebliche Nachteile für den Gesundheitszustand des 
untergebrachten Menschen zu erwarten sind oder 
der Zweck des Maßregelvollzugs oder die Sicherheit 
in der Einrichtung gefährdet werden könnte, oder 
dies zur Abwendung einer schwerwiegenden Störung 
der Ordnung der Einrichtung des Maßregelvollzugs 
unerlässlich ist. Beschränkungen nach Satz 1 sind 
Überwachung, Durchsuchung, Vorenthaltung, Entzug 
oder Untersagung. Weitergehende Beschränkungen 
sind nur nach Maßgabe der §§ 12 bis 17 zulässig. 

(2) Wenn der Verdacht besteht, dass mit einem 
Schriftstück unzulässigerweise Gegenstände über-
geben werden sollen, kann die für die Behandlung 
verantwortliche Ärztin oder der für die Behandlung 
verantwortliche Arzt oder die für die Behandlung ver-
antwortliche Psychologin oder der für die Behandlung 
verantwortliche Psychologe die vorherige Überprü-
fung von Schriftstücken auch anordnen, wenn die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllt sind. 
Dies gilt nur für Schriftstücke, die gefaltet oder in 
einen Umschlag eingelegt sind und von anderen als 
den in § 14 Absatz 3 genannten Personen übergeben 
werden sollen.

§ 19  
Dokumentation von Eingriffen 

Soweit in den §§ 12 bis 17 keine weitergehenden 
Regelungen enthalten sind, sind bei Beschränkungen
1. des Schriftwechsels, 
2. der Pakete, 
3. von Telefongesprächen, 
4. der Nutzung anderer Formen der Telekommunikation, 
5. der Informationsfreiheit, 
6. des persönlichen Besitzes und 
7. von Besuchen, 

ihre Gründe und die Durchführung aufzuzeichnen; die 
Aufzeichnung ist ebenso wie eine Stellungnahme des 
untergebrachten Menschen zu den Krankenakten zu 
nehmen. Entsprechendes gilt für die Durchsuchung 
nach § 28 und Beschränkungen der Religionsaus-
übung nach § 11. Der untergebrachte Mensch und 
seine gesetzliche Vertreterin oder sein gesetzlicher 
Vertreter erhalten auf Verlangen Einsicht in die Auf-
zeichnungen nach § 43 Absatz 2. 

§ 20  
Geschäftsverbot 

Geschäfte zwischen untergebrachten Menschen 
sowie zwischen dem Personal der Einrichtung und 
untergebrachten Menschen sind grundsätzlich ver-
boten. Ausnahmen für Geschäfte zwischen unter-

gebrachten Menschen werden in der Hausordnung 
festgelegt. 

§ 21  
Ordnung in der Einrichtung des Maßregelvollzugs 

Die Einrichtungen des Maßregelvollzugs erlassen eine 
Hausordnung, die der Zustimmung der Aufsichtsbe-
hörde bedarf. Den untergebrachten Menschen ist Ge-
legenheit zu geben, Anregungen und Vorschläge zu 
der Hausordnung einzureichen. Die Hausordnung soll 
nähere Bestimmungen über die Wahrnehmung der 
Rechte und Pflichten der untergebrachten Menschen 
nach diesem Gesetz und zur Sicherheit und Ordnung 
in der Einrichtung enthalten und die Grundsätze zur 
Ausübung des Hausrechts bestimmen. In ihr sind 
insbesondere zu regeln: 
 1.  die Einbringung und Verwahrung von Geld, Wert-

sachen und anderen Gegenständen, 
 2.  die Wahrnehmung der Informationsfreiheit durch 

Fernseh- und Hörfunkempfang sowie durch Zei-
tungen und Zeitschriften, 

 3.  die Ausgestaltung der Räume sowie das Verfah-
ren für die Durchsuchung, 

 4.  die Einkaufsmöglichkeiten, 
 5.  ein Rauchverbot, 
 6.  ein Alkoholverbot, 
 7.  ein Verbot der Einnahme mitgebrachter oder be-

schaffter Medikamente, 
 8.  die Besuchs- und Telefonzeiten, 
 9.  die Freizeitgestaltung, 
10.  der Aufenthalt im Freien und 
11.  weitere Verhaltensvorschriften, soweit sie zur 

Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung 
in der Einrichtung erforderlich sind. 

Die Hausordnung ist den untergebrachten Menschen 
bekannt zu geben und in schriftlicher Form auszuhän-
digen. Sie ist an allgemein zugänglichen Stellen in 
der Einrichtung des Maßregelvollzugs auszuhängen 
oder auszulegen. 

§ 22  
Besuchskommission 

(1) Zur Vertretung der Belange und Anliegen der im 
Maßregelvollzug untergebrachten Menschen bestellt 
die oberste Landesgesundheitsbehörde eine Besuchs-
kommission. 

(2) Die Besuchskommission soll die Einrichtungen 
des Maßregelvollzugs mindestens zweimal jährlich 
besuchen. Zwischen zwei Besuchen dürfen nicht 
mehr als sechs Monate liegen. Es ist sicherzustellen, 
dass die Besuchskommission auch zwischen den Be-
suchen für Anliegen und Beschwerden erreichbar ist. 
Die Besuchskommission soll prüfen, ob die Rechte 
der untergebrachten Menschen gewahrt werden und 
die Ziele des Maßregelvollzugs beachtet werden. Sie 
wirkt bei der Gestaltung des Maßregelvollzugs bera-
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tend mit. Aufgabe der Besuchskommission ist es, An-
regungen und Beschwerden der im Maßregelvollzug 
untergebrachten Menschen entgegenzunehmen und 
zu prüfen. Die Besuchskommission kann zu einem 
Besuch weitere geeignete Personen hinzuziehen, die 
nicht in der besuchten Einrichtung des Maßregelvoll-
zugs beschäftigt sind. Die Besuchskommission ist 
berechtigt, die Einrichtungen des Maßregelvollzugs 
unangemeldet zu besuchen. 

(3) Der Besuchskommission gehören sechs Perso-
nen an, die nicht in einer Einrichtung des Maßre-
gelvollzugs beschäftigt sind. Auf ein ausgewogenes 
Verhältnis von Frauen und Männern soll geachtet 
werden. Mitglieder sind
1. eine Ärztin oder ein Arzt, die oder der in der Psy-

chiatrie und im Maßregelvollzug erfahren ist, 
2. eine Psychologin oder ein Psychologe, die oder 

der in der Psychiatrie und im Maßregelvollzug 
erfahren ist, 

3. eine in Maßregelvollzugsangelegenheiten erfah-
rene Person mit Befähigung zum Richteramt, 

4. ein in Maßregelvollzugsangelegenheiten erfah-
renes Mitglied auf Vorschlag der Vereinigungen 
der Angehörigen und Freunde psychisch kranker 
Menschen, 

5. eine Vertreterin oder ein Vertreter aus dem Kreis 
psychiatrieerfahrener Menschen sowie bei Bedarf 
eine Assistenzperson und 

6. die oder der Bürgerbeauftragte für soziale Ange-
legenheiten. 

(4) Die Mitglieder wählen die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden und eine Vertreterin oder einen Vertre-
ter; Wiederwahl ist zulässig. Beim Ausscheiden eines 
Mitgliedes ist für die Restdauer der Amtszeit der 
Besuchskommission ein Ersatzmitglied zu bestellen. 

(5) In den Einrichtungen des Maßregelvollzugs ist 
durch Aushang an geeigneter Stelle unter Bekannt-
gabe des Namens und der Anschrift der oder des 
Vorsitzenden der Besuchskommission oder der Ver-
tretung auf die Besuchskommission und ihre Aufga-
ben hinzuweisen. 

(6) Der Besuchskommission ist ungehinderter Zu-
gang zu den Einrichtungen des Maßregelvollzugs zu 
gewähren; ihr sind die erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen und Einsicht in die Unterlagen zu gewähren. 
Personenbezogene Auskünfte bedürfen der Zustim-
mung der betroffenen untergebrachten Menschen. 
Bei den Besuchen ist den untergebrachten Menschen 
auch Gelegenheit zu geben, in Abwesenheit von 
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern der Einrichtung 
des Maßregelvollzugs Wünsche und Beschwerden 
vorzutragen. Die Besuchskommission ist zur Ver-
schwiegenheit nach den Bestimmungen des § 96 
Landesverwaltungsgesetz verpflichtet. 

(7) Über ihre Tätigkeit berichtet die Besuchskommis-
sion der obersten Landesgesundheitsbehörde und 

dem Sozialausschuss des Schleswig-Holsteinischen 
Landtages einmal jährlich. 

(8) Für die Tätigkeit in der Besuchskommission und für 
die nach Absatz 2 hinzugezogenen Personen gelten 
die Vorschriften für ehrenamtliche Tätigkeit. Für die 
Tätigkeit in der Besuchskommission ist eine Amtsdauer 
von mindestens vier und höchstens sechs Jahren fest-
zulegen; Wiederbestellung ist zulässig. Die Besuchs-
kommission bleibt nach Ablauf ihrer Amtsdauer bis zum 
Amtsantritt der neuen Besuchskommission im Amt. 

(9) Die oberste Landesgesundheitsbehörde und die 
Einrichtungen des Maßregelvollzugs haben die Be-
suchskommission bei ihrer Tätigkeit zu unterstüt-
zen. Die Besuchskommission kann für die organisa-
torische Erfüllung ihrer Aufgaben, insbesondere für 
Schreibarbeiten, Postversand und Telefongespräche, 
die Hilfe der Einrichtungen des Maßregelvollzugs in 
Anspruch nehmen. Die dadurch entstehenden Kosten 
gehören zu den Kosten des Maßregelvollzugs.

Abschnitt 3  
Finanzielle Regelungen 

 § 23  
Verfügung über Eigengeld, Barbeträge, Konten 

(1) Der untergebrachte Mensch kann über eigenes 
Geld nur mit vorheriger Zustimmung der Einrichtung 
verfügen, es sei denn, dass sich die Verfügungen nicht 
auf das Leben in der Vollzugseinrichtung auswirken. 

(2) Der untergebrachte Mensch hat Anspruch auf 
die Gewährung eines angemessenen Barbetrags aus 
seinem Eigengeld zur persönlichen Verfügung. Die 
Höhe des Barbetrags wird von der Einrichtung in der 
Hausordnung bestimmt. 

(3) Die Einrichtung richtet für jeden untergebrachten 
Menschen ein Eigengeldkonto ein. Auf diesem Konto 
werden alle Zahlungen der Einrichtung und die Geld-
beträge geführt, die der untergebrachte Mensch bei 
der Aufnahme einbringt und während der Unterbrin-
gung erhält. Verfügungsberechtigt ist der unterge-
brachte Mensch oder seine gesetzliche Vertretung. 

(4) Die Verfügbarkeit über Bargeld oder das Eigen-
geldkonto kann seitens der Einrichtung beschränkt 
werden, soweit dies erforderlich ist, um den Zweck 
der Unterbringung nicht zu gefährden, um erhebli-
che Rechtsgüter dritter Personen zu schützen, die 
Aufrechterhaltung der Sicherheit zu gewährleisten 
oder um eine schwerwiegende Störung der Ordnung 
in der Einrichtung abzuwenden. 

§ 24  
Taschengeld 

Der untergebrachte Mensch erhält ein Taschengeld 
nach den Grundsätzen und Maßstäben, die für den 
Barbetrag nach § 27b Absatz 2 und § 90 Absatz 2 
Nummer 9 des Zwölften Buchs Sozialgesetzbuch 
gelten. Die Verfügbarkeit über das Taschengeld kann 
beschränkt werden, soweit die Erreichung der Ziele 
des Maßregelvollzugs gefährdet werden.
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§ 25  
Arbeitsentgelt, Zuwendungen 

(1) Für die Leistung wirtschaftlich ergiebiger Arbeit 
erhält die untergebrachte Person vom Träger der 
Einrichtung ein angemessenes Entgelt, das Art und 
Umfang der Tätigkeit entspricht. 

(2) Für sonstige Tätigkeiten im Rahmen einer Ar-
beitstherapie, für die Teilnahme an beruflicher Ein-
gliederung, am Unterricht oder an heilpädagogischer 
Förderung können der untergebrachten Person Zu-
wendungen gewährt werden.

§ 26  
Überbrückungsgeld 

(1) Aus den erzielten Einnahmen nach § 25 ist ein 
Überbrückungsgeld zu bilden. Die Höhe des Über-
brückungsgeldes bestimmt sich nach dem Betrag, 
den die untergebrachte Person sowie deren Unter-
haltsberechtigte für die ersten vier Wochen nach 
der Entlassung als notwendigen Lebensunterhalt ent-
sprechend den Bestimmungen des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch benötigen. 

(2) Aus Zeiten im Justizvollzug vorhandenes Über-
brückungsgeld fließt in das Überbrückungsgeld ge-
mäß Absatz 1 ein. 

(3) Das Überbrückungsgeld ist in geeigneter Weise 
anzulegen oder von der Einrichtung in Höhe des für 
ein Sparbuch mit gesetzlicher Kündigungsfrist gel-
tenden Zinssatzes zu verzinsen. 

(4) Das Überbrückungsgeld wird dem untergebrach-
ten Menschen oder der gesetzlichen Vertretung bei 
der Entlassung ausgezahlt. Es kann auch bei der 
Gewährung von Urlaub teilweise ausgezahlt werden 
oder für sonstige Ausgaben verwendet werden, die 
unmittelbar der Wiedereingliederung dienen. Mit 
Zustimmung des untergebrachten Menschen kann 
die Auszahlung auch an Dritte erfolgen. Bei einer 
Verlegung in den Justizvollzug wird das während 
der Dauer des Maßregelvollzugs angesparte Über-
brückungsgeld als Überbrückungsgeld mitgegeben 
oder dem Eigengeld zugeführt, sofern kein Überbrü-
ckungsgeld gebildet wird. 

(5) Beabsichtigte Entscheidungen über die Bildung 
und die Auszahlung des Überbrückungsgeldes sind 
mit der untergebrachten Person oder der gesetzlichen 
Vertretung zu erörtern. 

(6) Für den Pfändungsschutz des Überbrückungs-
geldes gilt § 51 Absatz 4 und 5 Strafvollzugsgesetz 
(StVollzG). 

Abschnitt 4  
Sicherungsmaßnahmen 

§ 27  
Erkennungsdienstliche Maßnahmen 

(1) Zur Sicherung des Vollzugs der Maßregel, der 
einstweiligen Unterbringung und der Sicherungshaft 
sind als erkennungsdienstliche Maßnahmen zulässig 

1. die Abnahme von Finger- und Handflächenabdrü-
cken, 

2. die Aufnahme von Lichtbildern, 

3. die Feststellung äußerlicher körperlicher Merkmale 
und 

4. Messungen. 

(2) Die gewonnenen erkennungsdienstlichen Unterla-
gen sind in den Einrichtungen des Maßregelvollzugs 
getrennt von den Krankenakten aufzubewahren. Ent-
weicht der untergebrachte Mensch oder hält er sich 
sonst ohne Erlaubnis außerhalb der Einrichtung des 
Maßregelvollzugs auf, können die Unterlagen der 
Strafvollstreckungsbehörde und der Polizei zum Zwe-
cke der Fahndung und der Identifizierung übermittelt 
werden. Sie können auch zu kriminalpolizeilichen 
Sammlungen genommen werden. Eine Verwertung 
ist nur zulässig, soweit dies für die Fahndung oder 
Identifizierung oder kriminalpolizeiliche Zwecke er-
forderlich ist. 

(3) Nach Erledigung der Maßregel, der einstweiligen 
Unterbringung oder der Sicherungshaft sind die er-
kennungsdienstlichen Unterlagen aus Maßnahmen 
nach Absatz 1 unverzüglich zu vernichten. 

(4) Die Einrichtung des Maßregelvollzugs regelt die 
Herstellung der erkennungsdienstlichen Unterlagen 
nach Absatz 1, deren Aufbewahrung, Übermittlung 
und Vernichtung in der Einrichtung des Maßregelvoll-
zugs nach Absatz 2 und 3 sowie Einsichtsrechte in die 
erkennungsdienstlichen Unterlagen in der Einrichtung 
des Maßregelvollzugs durch Verfahrensvorschrift, die 
von der Aufsichtsbehörde zu genehmigen ist. 

§ 28  
Durchsuchung 

(1) Bei dem Verdacht der Gefährdung der Ziele des 
Maßregelvollzugs oder der Sicherheit in der Ein-
richtung oder zur Abwehr einer schwerwiegenden 
Störung der Ordnung der Einrichtung dürfen allge-
mein oder im Einzelfall die Sachen untergebrachter 
Menschen und die Unterbringungsräume durchsucht 
werden. § 14 Absatz 3 bleibt unberührt. 

(2) Wenn Tatsachen dafürsprechen, dass durch den 
untergebrachten Menschen eine erhebliche Gefahr 
für die Sicherheit in der Einrichtung des Maßregelvoll-
zugs oder eine erhebliche Selbstgefährdung droht, 
darf die betreffende Person einschließlich der am 
Körper getragenen Kleidung auf Anordnung der für 
seine Behandlung zuständigen Ärztin oder des für 
seine Behandlung zuständigen Arztes durchsucht 
werden, wenn diese Gefahr nicht anders abgewen-
det werden kann. Hat die Ärztin oder der Arzt die 
Behandlung zur selbstständigen Durchführung an 
eine Psychologin oder einen Psychologen übertra-
gen, kann die Durchsuchung auch von ihr oder ihm 
angeordnet werden. Satz 1 und 2 gilt nicht für die 
Durchsuchung nach Absatz 3. 
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(3) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 ist 
eine mit einer ganzen oder teilweisen Entkleidung 
verbundene körperliche Durchsuchung zulässig. Sie 
muss in einem geschlossenen Raum durchgeführt 
werden; andere untergebrachte Menschen dürfen 
nicht anwesend sein. Frauen und Mädchen sollen 
nur durch weibliches Personal, Männer und Jungen 
nur durch männliches Personal durchsucht werden. 
Das Schamgefühl ist zu schonen. Über die Durchsu-
chung nach Satz 1 bis 4 ist ein von der Ärztin oder 
dem Arzt zu unterzeichnendes Protokoll zu fertigen, 
das dem untergebrachten Menschen zur Kenntnis 
zu geben und zu den Krankenakten zu nehmen ist. 

(4) Die Leiterin oder der Leiter der Einrichtung kann 
allgemein anordnen, dass untergebrachte Menschen 
bei der Aufnahme und nach einer Abwesenheit von 
der Station oder aus der Einrichtung durchsucht 
oder abgesondet werden, es sei denn im Einzelfall 
ist davon auszugehen, dass die untergebrachte Per-
son nicht unerlaubt Gegenstände oder Drogen in die 
Einrichtung transportiert. 

§ 29  
Sicherungs- und Zwangsmaßnahmen 

(1) Auf Sicherungs- und Zwangsmaßnahmen gegen-
über dem untergebrachten Menschen soll grundsätz-
lich verzichtet werden. In den Einrichtungen sind Me-
thoden und Instrumentarien zu entwickeln, zu evalu-
ieren und anzuwenden, um Krisensituationen ohne 
Zwang zu bewältigen. Es ist sicherzustellen, dass 
bei der Anwendung von Sicherungs- und Zwangs-
maßnahmen das nach dem aktuellen medizinischen 
Stand am wenigsten eingreifende geeignete Mittel 
zur Verfügung steht. Dazu haben die Einrichtungen 
der Fachaufsicht ein auf die konkreten Gegebenhei-
ten vor Ort abzustellendes Konzept zur Vermeidung 
von Sicherungs- und Zwangsmaßnahmen vorzulegen 
und mit ihr abzustimmen.

(2) Wenn es zur Sicherung des Zwecks der Unter-
bringung, zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder 
zur Abwendung einer schwerwiegenden Störung 
der Ordnung der Einrichtung unerlässlich ist, dürfen 
Sicherungs- und Zwangsmaßnahmen angeordnet 
werden. In Betracht kommen insbesondere 

1. der Entzug oder das Vorenthalten von Gegenstän-
den, 

2. die Beobachtung des untergebrachten Menschen, 

3. die Absonderung von anderen untergebrachten 
Menschen oder 

4. das Festhalten des untergebrachten Menschen. 

Eine Maßnahme hat zu unterbleiben, wenn die Ge-
fahr unter Beachtung des aktuellen wissenschaftli-
chen Stands auch anders abgewendet werden kann 
oder ein durch die Maßnahme zu erwartender Scha-
den erkennbar außer Verhältnis zu dem angestrebten 
Erfolg steht. 

(3) Sicherungs- und Zwangsmaßnahmen sind vor 
ihrer Anwendung dem untergebrachten Menschen 
anzukündigen und zu begründen. Die Ankündigung 
darf nur dann unterbleiben, wenn die Umstände sie 
nicht zulassen. 

(4) Sicherungs- und Zwangsmaßnahmen dürfen nur 
von einer Ärztin oder einem Arzt mit Erfahrung auf 
dem Gebiet der Psychiatrie aufgrund eigener Unter-
suchung angeordnet werden. Sie sind zu befristen 
und unverzüglich aufzuheben, sobald die Voraus-
setzungen für ihre Anordnung entfallen. Die weitere 
Notwendigkeit der Maßnahme ist regelmäßig in an-
gemessenen Zeitabständen durch eine Ärztin oder 
einen Arzt zu überprüfen. 

(5) Bei Gefahr im Verzug dürfen die Sicherungs- und 
Zwangsmaßnahmen auch von einer therapeutischen 
Mitarbeiterin oder einem therapeutischen Mitarbeiter 
vorläufig durchgeführt werden; die Anordnung einer 
Ärztin oder eines Arztes ist unverzüglich herbeizu-
führen. 

§ 30  
Besondere Sicherungsmaßnahmen 

(1) Bei einem untergebrachten Menschen dürfen zeit-
weise besondere Sicherungsmaßnahmen angeord-
net werden, wenn und solange die Gefahr besteht, 
dass der untergebrachte Mensch gegen Personen 
gewalttätig wird oder sich selbst tötet oder erheblich 
verletzt. Für besondere Sicherungsmaßnahmen gilt 
§ 29 nach Maßgabe dieses Paragraphen. 

(2) Eine besondere Sicherungsmaßnahme darf nur 
angeordnet werden, wenn und soweit mildere Mittel 
nicht in Betracht kommen, insbesondere, weil Maß-
nahmen nach § 29 in der konkreten Situation aus-
sichtlos erscheinen oder bereits erfolglos geblieben 
sind und ein durch die Maßnahme zu erwartender 
Schaden nicht erkennbar außer Verhältnis zu dem 
angestrebten Erfolg steht. 

(3) Besondere Sicherungsmaßnahmen sind: 

1. die Unterbringung in einem besonderen Raum 
ohne gefährdende Gegenstände (Kriseninterven-
tionsraum) oder

2. die sedierende Medikation oder 

3. die Fixierung durch mechanische Hilfsmittel ein-
schließlich der medizinisch erforderlichen Medi-
kation (Fixierungsmaßnahme). Nicht umfasst ist 
die Fixierung an weniger als zwei Gliedern (so-
genannte 1-Punkt-Fixierung) zur Sicherstellung 
einer laufenden somatischen Behandlung.

(4) Der von einer besonderen Sicherungsmaßnahme 
betroffene Mensch ist in besonderem Maße zu über-
wachen und betreuen. Nach Beendigung der Maß-
nahme ist ihm die Möglichkeit einer Nachbespre-
chung im Hinblick auf eine therapeutische Aufarbei-
tung einzuräumen. 
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(5) Eine nicht nur kurzfristige oder sich regelmäßig 
wiederholende Fixierungsmaßnahme bedarf einer 
Anordnung des Gerichts auf schriftlichen Antrag der 
Einrichtung. Dem Antrag ist eine ärztliche Stellung-
nahme hinzuzufügen. 

(6) Bei Gefahr im Verzug darf eine Fixierungsmaß-
nahme von einer Ärztin oder einem Arzt aufgrund 
eigener Untersuchung angeordnet werden. Ein An-
trag auf richterliche Entscheidung ist unverzüglich 
nach Beginn der Maßnahme zu stellen. Die Beendi-
gung der Maßnahme ist dem Gericht mitzuteilen. Der 
untergebrachte Mensch ist nach Beendigung einer 
Fixierungsmaßnahme, die nicht richterlich angeord-
net oder genehmigt wurde, auf die Möglichkeit eines 
Antrags auf gerichtliche Überprüfung der durchge-
führten Maßnahme hinzuweisen. 

(7) Bei Fixierungsmaßnahmen ist kontinuierlich eine 
Betreuung durch unmittelbaren Sicht- und Sprech-
kontakt durch hinreichend geschultes Einrichtungs-
personal sicherzustellen. Auf eine unmittelbare räum-
liche Anwesenheit kann auf Wunsch des betroffenen 
Menschen oder in medizinisch begründeten Ausnah-
mefällen verzichtet werden; ein ständiger Sicht- und 
Sprechkontakt außerhalb des Fixierungsraumes zum 
fixierten Menschen ist aufrecht zu erhalten. Fixie-
rungs- und Isolierungsmaßnahmen müssen in ge-
sonderten Räumen so durchgeführt werden, dass 
die Privatsphäre des betroffenen Menschen soweit 
wie möglich gewahrt wird. 

(8) Die Anordnung und Durchführung besonderer 
Sicherungsmaßnahmen sind zu dokumentieren; es 
ist mindestens aufzuzeichnen: 

1. die Ankündigung und Begründung gegenüber dem 
untergebrachten Menschen oder ihr Unterbleiben, 

2. die Gründe für die Anordnung einschließlich der 
vergeblich ergriffenen milderen Mittel, 

3. die gerichtliche Anordnungsentscheidung, sofern 
erforderlich, 

4. die Art und der Beginn der Maßnahme, 

5. die Art der Betreuung, 

6. eine etwaige Verlängerung oder das Ende der 
Maßnahme, 

7. die Nachbesprechung und 

8. der Hinweis auf die Möglichkeit einer gerichtlichen 
Überprüfung der Maßnahme. 

Die Aufzeichnung ist zu den Krankenakten zu nehmen 
und von einer Ärztin oder einem Arzt zu verantworten. 
Die Aufzeichnung ist anonymisiert zu einer jährlichen 
Dokumentation zusammenzufassen und an das zu-
ständige Ministerium zu übermitteln. Das zuständige 
Ministerium berichtet einmal in der Legislaturperiode 
schriftlich an den Sozialausschuss des Landtages.

(9) Von der Anordnung einer besonderen Sicherungs-
maßnahme ist die gesetzliche Vertretung des unterge-
brachten Menschen unverzüglich zu benachrichtigen.

§ 31  
Unmittelbarer Zwang 

(1) Anordnungen nach diesem Gesetz dürfen von Voll-
zugskräften nach § 252 des Landesverwaltungsgeset-
zes im Wege des unmittelbaren Zwangs nach § 251 Ab-
satz 1 Nummer 1 und 2 des Landesverwaltungsgesetzes 
gegenüber untergebrachten Menschen durchgesetzt 
werden. Die Anwendung des unmittelbaren Zwangs ist 
mündlich anzudrohen. Die Androhung darf nur dann 
unterbleiben, wenn die Umstände sie nicht zulassen. 

(2) Das Recht zur Anwendung unmittelbaren Zwangs 
aufgrund anderer Vorschriften bleibt unberührt. 

Abschnitt 5  
Vollzugslockerungen, offener Vollzug, Bewährung 

§ 32  
Vollzugslockerungen, offener Vollzug 

(1) Im Vollzug der Maßregeln richtet sich das Maß 
des Freiheitsentzugs nach dem Erfolg der Behand-
lung. Gefährdungen der Allgemeinheit, die von dem 
untergebrachten Menschen ausgehen können, sind 
zu berücksichtigen. Der Vollzug der Maßregel ist 
dann zu lockern, wenn zu erwarten ist, dass 
1. dadurch die Ziele des Maßregelvollzugs nicht ge-

fährdet werden und
2. der untergebrachte Mensch die ihm eingeräumten 

Möglichkeiten nicht missbrauchen, insbesondere 
die Allgemeinheit nicht gefährden oder sich der 
weiteren Vollstreckung der Maßregel nicht ent-
ziehen wird. 

(2) Der untergebrachte Mensch ist bei Lockerungen 
des Vollzugs der Maßregel berechtigt,
1. regelmäßig einer Beschäftigung außerhalb des 

geschlossenen Vollzugs 
a) unter Aufsicht einer Mitarbeiterin oder eines 

Mitarbeiters der Einrichtung des Maßregelvoll-
zugs (Außenbeschäftigung) oder

b) ohne Aufsicht (Freigang) 
nachzugehen, 

2. zu bestimmten Zeiten den geschlossenen Vollzug 
a) unter Aufsicht einer Mitarbeiterin oder eines 

Mitarbeiters der Einrichtung des Maßregelvoll-
zugs (Ausführung) oder 

b) ohne Aufsicht (Ausgang) oder in Begleitung 
einer anderen geeigneten Person (Begleitaus-
gang) zu verlassen, 

3. über Nacht der Einrichtung fernzubleiben, ohne 
außerhalb zu wohnen, 

4. zur Vorbereitung auf ihre Entlassung in eine Ein-
richtung oder sonstige Obhut außerhalb der Ein-
richtung des Maßregelvollzugs verlegt zu werden 
(Probewohnen) oder 
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5. in den offenen Vollzug einer Einrichtung des Maß-
regelvollzugs verlegt zu werden. 

(3) Vollzugslockerungen der nach § 1 Absatz 2 un-
tergebrachten Menschen sind nur nach Maßgabe des 
Absatzes 1 und Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a 
zulässig; § 119 StPO bleibt unberührt. 

(4) Ausführung und Ausgang können aus wichtigen 
Gründen, insbesondere zur Erledigung persönlicher, 
familiärer, rechtlicher oder geschäftlicher Angelegen-
heiten des untergebrachten Menschen, auch dann 
zugelassen werden, wenn die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 Nummer 1 nicht erfüllt sind. Satz 1 gilt 
für die Ausführung entsprechend für die nach § 1 
Absatz 2 untergebrachten Menschen. 

(5) In einem Zeitraum von sechs Monaten vor einer 
vom Gericht in Aussicht gestellten Entlassung sind 
dem untergebrachten Menschen die zur Vorbereitung 
der Eingliederung erforderlichen Vollzugslockerungen 
nach Absatz 2 zu gewähren, sofern nicht aufgrund 
konkreter Tatsachen mit hoher Wahrscheinlichkeit zu 
erwarten ist, dass der untergebrachte Mensch sich 
dem Vollzug der Maßregel entziehen oder die Voll-
zugslockerungen zu Straftaten missbrauchen wird. 

§ 33 
Weisungen, Widerruf von Vollzugslockerungen 

und des offenen Vollzugs

(1) Vollzugslockerungen und Verlegungen in den 
offenen Vollzug können mit Weisungen verbunden 
werden, soweit es zur Förderung der Ziele des Maß-
regelvollzugs erforderlich ist. Untergebrachten Men-
schen kann insbesondere die Weisung erteilt werden, 
1. die seelische Störung, die zur Anordnung der 

Maßregel geführt hat, behandeln zu lassen, 
2. sich von einer bestimmten Stelle oder Person be-

aufsichtigen zu lassen, 
3. Anordnungen über den Aufenthalt oder ein be-

stimmtes Verhalten außerhalb der Einrichtung des 
Maßregelvollzugs zu befolgen und 

4. in bestimmten Abständen in die Einrichtung des 
Maßregelvollzugs zurückzukehren. 

(2) Vollzugslockerungen und Verlegungen in den 
offenen Vollzug können widerrufen werden, wenn 
1. Umstände eintreten oder bekannt werden, die 

eine Versagung gerechtfertigt hätten, oder 
2. untergebrachte Menschen die Vollzugslockerun-

gen nach § 32 Absatz 2 und 3 missbrauchen oder 
Weisungen nicht nachkommen. 

§ 34  
Beteiligung der Strafvollstreckungsbehörde 

(1) Die Einrichtung des Maßregelvollzugs benach-
richtigt die Strafvollstreckungsbehörde rechtzeitig 
vor dem beabsichtigten Beginn über 

1. eine Außenbeschäftigung, 
2. Freigang, 

3. Ausgang, 

4. die Verlegung in den offenen Vollzug, 

5. Fernbleiben aus der Einrichtung über Nacht bis 
zu drei Tagen, ohne außerhalb zu wohnen, 

6. Probewohnen und damit verbundene Weisungen. 
Urlaub von mehr als drei Tagen ist nach Anhö-
rung und unter Benachrichtigung der Strafvoll-
streckungsbehörde zulässig. 

(2) Die Strafvollstreckungsbehörde kann innerhalb 
von vier Wochen nach dem Zugang der Benachrich-
tigung gegen eine Maßnahme nach Absatz 1 Satz 1 
Bedenken erheben und hinsichtlich der Art der Maß-
nahme oder einer Weisung Änderungen vorschlagen. 
Die Strafvollstreckungsbehörde hat Bedenken und 
Änderungsvorschläge zu begründen. Der unterge-
brachte Mensch ist von der Einrichtung über die 
Bedenken und Änderungsvorschläge der Strafvoll-
streckungsbehörde zu informieren und darauf hin-
zuweisen, dass die den Bedenken der Strafvollstre-
ckungsbehörde Rechnung tragenden Maßnahmen 
gerichtlich überprüft werden können. 

(3) Die Einrichtung des Maßregelvollzugs ist an Be-
denken und Vorschläge der Vollstreckungsbehörde 
nicht gebunden. Die Gründe der Nichtberücksichti-
gung sind der Vollstreckungsbehörde mitzuteilen und 
zur Krankenakte zu nehmen. 

(4) Die Einrichtung des Maßregelvollzugs unterrichtet 
die Strafvollstreckungsbehörde über den Widerruf 
einer Maßnahme nach Absatz 1. 

(5) Hält sich ein untergebrachter Mensch ohne Er-
laubnis außerhalb der forensischen Klinik der Einrich-
tung des Maßregelvollzugs auf (Entweichung), hat 
die Einrichtung des Maßregelvollzugs dies unverzüg-
lich der zuständigen Strafvollstreckungs-, Polizei- und 
Aufsichtsbehörde nach Maßgabe des § 39 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 6 mitzuteilen. 

§ 35 
Anregung einer Aussetzung zur Bewährung oder 

zur Erledigung der Maßregel

Die Einrichtung des Maßregelvollzugs unterrichtet 
die Strafvollstreckungsbehörde und die Aufsichtsbe-
hörde, sobald es nach ihrer Beurteilung geboten ist, 
die Vollstreckung im Maßregelvollzug zur Bewährung 
auszusetzen oder die Maßregel zu erledigen. Entspre-
chendes gilt für die Aussetzung der einstweiligen 
Unterbringung nach § 126a StPO oder nach §§ 453c 
und 463 Absatz 1 StPO. 

Abschnitt 6  
Gerichtlicher Rechtsschutz 

§ 36  
Gerichtliches Verfahren und Rechtsbehelfe 

Für das gerichtliche Verfahren gilt § 138 Absatz 3 
und 4 StVollzG.
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Dritter Teil  
Datenschutz 

§ 37  
Datenverarbeitung 

(1) Die Einrichtung des Maßregelvollzugs und die 
Aufsichtsbehörde (verantwortliche Stellen) dürfen 
personenbezogene Daten verarbeiten, soweit dies 
zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben des Maßre-
gelvollzugs erforderlich ist. Die Aufsichtsbehörde darf 
personenbezogene Daten über die untergebrachten 
Menschen sowie die im Maßregelvollzug beschäftig-
ten Menschen auch verarbeiten, soweit dies zur Erfül-
lung der Aufsicht gemäß § 5 Absatz 4, nach §§ 34 
und 35 sowie zur Rechnungsprüfung erforderlich ist. 

(2) Die Verarbeitung besonderer Kategorien perso-
nenbezogener Daten durch die verantwortlichen Stel-
len ist nur zulässig, soweit dies zur Erfüllung der 
Aufgaben nach Absatz 1 unbedingt erforderlich ist. 

(3) Die Einrichtung des Maßregelvollzugs darf 

1. personenbezogene Daten über Verwandte, über 
Personen aus dem beruflichen und sozialen Um-
feld des untergebrachten Menschen sowie über 
Geschädigte und 

2. Namen und Anschriften von Besucherinnen und 
Besuchern, einschließlich der Besuchszeit und 
eventueller Erkenntnisse über Verwandtschafts- 
oder Beziehungsverhältnisse zum untergebrach-
ten Menschen in Listenform 

verarbeiten, soweit dies im Zusammenhang mit dem 
Vollzug der Unterbringung, zur Abwehr von Gefahren 
für die Sicherheit oder zur Abwendung schwerwie-
gender Störungen der Ordnung in der Einrichtung 
oder zur Verhinderung weiterer rechtswidriger Taten 
erforderlich ist und keine entgegenstehenden schutz-
würdigen Interessen dieser Dritten überwiegen. 

§ 38  
Datenerhebung bei untergebrachten 

Menschen und Dritten 

Personenbezogene Daten über die untergebrachte 
Person sollen grundsätzlich bei ihr erhoben werden. 
Sie dürfen bei Dritten erhoben werden, soweit die 
Daten zur Beurteilung des Gesundheitszustands der 
untergebrachten Person oder zu ihrer Eingliederung 
erforderlich sind und soweit eine Erhebung bei der 
untergebrachten Person nicht möglich ist. 

§ 39  
Datenübermittlung 

(1) Ärztinnen und Ärzte, sonstige behandelnde oder 
betreuende Personen, Gerichte, Staatsanwaltschaf-
ten und Behörden sind befugt, der Einrichtung des 
Maßregelvollzugs Strafurteile, staatsanwaltschaft-
liche Ermittlungssachverhalte, psychiatrische und 
psychologische Gutachten aus gerichtlichen oder 
staatsanwaltlichen Verfahren, den Lebenslauf und 
Angaben über die bisherige Entwicklung sowie An-

gaben über Krankheiten, Körperschäden und Verhal-
tensauffälligkeiten des untergebrachten Menschen 
durch Übermittlung offen zu legen, es sei denn, dass 
Rechtsvorschriften außerhalb der allgemeinen Rege-
lungen über die Berufs- und Amtsverschwiegenheit 
dies untersagen. Für besondere Kategorien perso-
nenbezogener Daten gilt dies nur, soweit dies zur 
rechtmäßigen Erfüllung der Zwecke, zu denen sie 
übermittelt werden sollen, unbedingt erforderlich ist. 

(2) Die Einrichtung des Maßregelvollzugs darf per-
sonenbezogene Daten an Dritte übermitteln, soweit 
dies erforderlich ist, 

 1.  zur Unterrichtung der Strafvollstreckungsbe-
hörde, des Gerichtes, der Führungsaufsichts-
stelle, der Bewährungshilfe, der rechtlichen Be-
treuerin oder des rechtlichen Betreuers oder der 
gesetzlichen Vertreterinnen oder Vertreter, 

 2.  zur Unterrichtung der Aufsichtsbehörde, 

 3.  für die Einleitung oder Durchführung eines Ver-
fahrens über eine rechtliche Betreuung des un-
tergebrachten Menschen, 

 4.  zur Weiterbehandlung des untergebrachten Men-
schen durch eine Einrichtung, in die der unterge-
brachte Mensch im Rahmen des Maßregelvoll-
zugs verlegt werden soll oder verlegt worden ist, 

 5.  zur Abwehr erheblicher Nachteile für den unter-
gebrachten Menschen, 

 6.  für Maßnahmen im Falle der Entweichung eines 
untergebrachten Menschen, 

 7.  für die Erstellung eines externen Gutachtens 
nach § 8, 

 8.  für die Verfolgung von Straftaten oder Ordnungs-
widrigkeiten, durch welche die Sicherheit und 
Ordnung der Einrichtung des Maßregelvollzugs 
gefährdet werden, 

 9.  zur Geltendmachung von Ansprüchen der Ein-
richtung des Maßregelvollzugs oder zur Abwehr 
von Ansprüchen, welche gegen die Einrichtung 
des Maßregelvollzugs oder ihre Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter gerichtet sind, 

10.  zur Abwehr von Gefahren für Leben, Gesundheit, 
persönliche Freiheit oder vergleichbare Rechts-
güter, 

11.  zur Auswertung der Tätigkeit der Einrichtung und 
der Tätigkeit der Beschäftigten der Einrichtung zu 
organisatorischen oder statistischen Zwecken, 

12.  zur Vorbereitung und Sicherstellung einer sach-
gerechten Nachsorge nach der Entlassung. 

Besondere Kategorien personenbezogener Daten dür-
fen nur übermittelt werden, soweit dies zur Erfüllung 
der Aufgaben nach Satz 1 unbedingt erforderlich ist. 

(3) Werden besondere Kategorien personenbezoge-
ner Daten verarbeitet, sind geeignete Garantien für 
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die Rechtsgüter der betroffenen Personen vorzuse-
hen. Geeignete Garantien können insbesondere sein

1. spezifische Anforderungen an die Datensicherheit 
oder die Datenschutzkontrolle,

2. die Festlegung von besonderen Aussonderungs-
prüffristen,

3. die Sensibilisierung der an Verarbeitungsvorgän-
gen Beteiligten,

4. die Beschränkung des Zugangs zu den personen-
bezogenen Daten innerhalb der verantwortlichen 
Stelle,

5. die von anderen Daten getrennte Verarbeitung,

6. die Pseudonymisierung personenbezogener Daten,

7. die Verschlüsselung personenbezogener Daten oder

8. spezifische Verfahrensregelungen, die im Fall ei-
ner Übermittlung oder Verarbeitung für andere 
Zwecke die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung si-
cherstellen.

Eine Verarbeitung genetischer und biometrischer 
Daten ist nur zulässig, wenn sie in einer Rechtsvor-
schrift vorgesehen ist.

(4) Die Übermittlung personenbezogener Daten ist 
auch zulässig, soweit sie für die Bearbeitung von 
Eingaben, parlamentarischen Anfragen, Aktenvorla-
geersuchen oder die Arbeit der Besuchskommission 
erforderlich ist und überwiegende schutzwürdige Inte-
ressen der betroffenen Person nicht entgegenstehen.

(5) Die Empfängerin oder der Empfänger darf die 
übermittelten personenbezogenen Daten nur für 
die Zwecke verarbeiten, zu denen sie übermittelt 
wurden. Eine Weiterübermittlung an andere darf nur 
erfolgen, wenn die personenbezogenen Daten auch 
unmittelbar von der Einrichtung des Maßregelvoll-
zugs durch Übermittlung offengelegt werden dürfen. 

(6) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Über-
mittlung trägt die übermittelnde Einrichtung des 
Maßregelvollzugs. Fordert die Aufsichtsbehörde zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben von der Einrichtung des 
Maßregelvollzugs Daten zur Übermittlung an, trägt 
sie die Verantwortung für die Zulässigkeit der Da-
tenübermittlung. 

§ 40  
Datenübermittlung für wissenschaftliche Zwecke 

Für die Übermittlung von Daten zu wissenschaft-
lichen Zwecken gilt § 476 StPO entsprechend mit 
der Maßgabe, dass auch elektronisch gespeicherte 
personenbezogene Daten übermittelt werden kön-
nen. Die Übermittlung kann auch auf elektronischem 
Wege erfolgen. 

§ 41  
Einsatz optisch-elektronischer Einrichtungen

(1) Die Einrichtung des Maßregelvollzugs darf Räume 
und Freiflächen mittels optisch-elektronischer Ein-

richtungen nur beobachten, soweit eine gesetzliche 
Bestimmung dies ausdrücklich für die Aufrechterhal-
tung der Sicherheit gestattet.

(2) Jede Einrichtung, die optisch-elektronische Ein-
richtungen einsetzt, hat ein einheitliches Konzept zur 
optisch-elektronischen Beobachtung der baulichen 
Anlagen zu erstellen. Das Konzept hat alle betriebs-
fähigen Einrichtungen sowie die von ihnen erfassten 
Bereiche in kartenmäßiger Darstellung zu enthalten 
und ist laufend fortzuschreiben.

(3) Bei der Planung optisch-elektronischer Einrich-
tungen ist sicherzustellen, dass

1. die Beobachtung nur insoweit erfolgt, als dies für 
die Aufrechterhaltung der Sicherheit erforderlich 
ist, insbesondere um das Betreten bestimmter 
Zonen durch Unbefugte zu verhindern und

2. den untergebrachten Menschen in der Einrichtung 
angemessene Bereiche verbleiben, in denen sie 
nicht mittels optisch-elektronischer Einrichtungen 
beobachtet werden.

(4) Die Beobachtung mittels optisch-elektronischer 
Einrichtungen (Monitoring) von Räumen und Frei-
flächen ist durch sprachliche und nicht sprachliche 
Zeichen auf eine Weise kenntlich zu machen, die 
die Tatsache und die Reichweite der Beobachtung 
jederzeit eindeutig erkennbar macht.

(5) Die Beobachtung eines öffentlich frei zugängli-
chen Raumes außerhalb der Grenzen der Einrichtung 
mittels optisch-elektronischer Einrichtungen ist nur 
und soweit zulässig, wie dies aufgrund der örtlichen 
Gegebenheiten zur Wahrnehmung des Hausrechts 
oder zur Aufrechterhaltung der Sicherheit der Ein-
richtung auch unter Berücksichtigung der Belange 
Dritter unerlässlich ist, insbesondere um Fluchtver-
suche sowie Überwürfe von Gegenständen auf das 
Einrichtungsgelände zu verhindern.

(6) Die Beobachtung des Einrichtungsgeländes so-
wie innerhalb der Einrichtung mittels optisch-elek- 
tronischer Einrichtungen ist zulässig, soweit dies aus 
Gründen der Sicherheit erforderlich ist und Absatz 8 
nichts anderes bestimmt.

(7) Die Beobachtung mittels Videotechnik in Inter-
ventions-, Aufenthalts-, Wohn- und Schlafräumen 
ist unzulässig. Im Rahmen einer Beobachtung ist 
die optisch-elektronische Beobachtung zulässig, so-
weit dies zur Abwehr einer gegenwärtigen erhebli-
chen Selbst- oder Fremdgefährdung erforderlich ist. 
Soweit die Erforderlichkeit entfällt, ist die optisch-
elektronische Beobachtung unverzüglich zu beenden. 
Die optisch-elektronische Beobachtung ist im Rah-
men der Anordnung der Beobachtung ausdrücklich 
schriftlich anzuordnen und zu begründen; in der An-
ordnung ist der Umfang der Beobachtung zu bestim-
men. Entfallen die Gründe, die zur Anordnung geführt 
haben, muss diese unverzüglich beendet werden. Sie 
ist spätestens nach 72 Stunden zu beenden, sofern 
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sie nicht durch eine neue Anordnung verlängert wird. 
Die Beobachtung mittels Videotechnik ist durch eine 
Ärztin oder einen Arzt anzuordnen. Die Anordnung 
bedarf der Zustimmung der ärztlichen Leitung der 
forensischen Klinik. Bei der Beobachtung mittels Vi-
deotechnik ist auf die Bedürfnisse des untergebrach-
ten Menschen nach Wahrung seiner Intimsphäre an-
gemessen Rücksicht zu nehmen, insbesondere sind 
sanitäre Einrichtungen, Behandlungszimmer oder 
der Kontakt zu Seelsorgern von der Überwachung 
auszunehmen. Der untergebrachte Mensch ist an 
der Wahl, ob mittels Videotechnik oder mit Eins-zu-
Eins-Betreuung überwacht wird, zu beteiligen. Die 
Beobachtung der Patientinnen soll durch weibliche 
Beschäftigte, die Beobachtung der Patienten durch 
männliche Beschäftigte erfolgen. Bei berechtigtem 
Interesse soll dem Wunsch, die Untersuchung einer 
Person oder einem Arzt bestimmten Geschlechts zu 
übertragen, entsprochen werden.

(8) Die mittels optisch-elektronischer Einrichtungen 
auf dem äußeren Klinikgelände zulässig erhobenen 
Daten dürfen nur gespeichert werden (Videoaufzeich-
nung), wenn dies zur Erreichung des die Erhebung 
gestattenden Zwecks erforderlich ist. Sobald dieser 
Zweck entfällt, sind die Daten unverzüglich, spätes-
tens nach 72 Stunden, zu löschen. Eine Speicherung 
darüber hinaus ist nur zulässig, soweit und solange 
dies zur Verfolgung einer Straftat oder Ordnungswid-
rigkeit erforderlich ist. Abweichend davon dürfen die 
erhobenen Daten nicht gespeichert werden. Mittels 
optisch-elektronischer Einrichtungen erhobene Da-
ten dürfen nicht weiter verarbeitet werden, soweit 
sie dem Kernbereich der privaten Lebensgestaltung 
unterfallen. Durch geeignete Maßnahmen und Prü-
fungen ist sicherzustellen, dass keine weitere Verar-
beitung dieser Daten erfolgt. Dennoch gespeicherte 
Daten sind unverzüglich zu löschen. Nicht erfasst 
sind Gespräche über Straftaten oder Gespräche, 
durch die Straftaten begangen werden. Die Verar-
beitung der mittels optisch-elektronischer Einrich-
tungen erhobenen Daten ist zu dokumentieren. Die 
Dokumentation darf ausschließlich für Zwecke der 
Datenschutzkontrolle verwendet werden. Sie ist zu 
löschen, wenn sie für diese Zwecke nicht mehr er-
forderlich ist, spätestens jedoch am Ende des Kalen-
derjahres, das dem Jahr der Dokumentation folgt. 

§ 42  
Berichtigung, Löschung und Einschränkung der 

Verarbeitung 

(1) Die unter dem Namen des untergebrachten Men-
schen vorhandenen personenbezogenen Daten sind 
von der Einrichtung spätestens zehn Jahre nach 
Vollzugsende zu löschen oder zu vernichten, soweit 
nicht nach anderen Vorschriften andere Aufbewah-
rungsfristen bestehen. Ist zu dem in Satz 1 genann-
ten Zeitpunkt ein Rechtsstreit anhängig, sind die für 
den Rechtsstreit benötigten Daten erst nach dessen 
Beendigung zu löschen. 

(2) Aufzeichnungen nach § 41 Absatz 5 Satz 2 sind 
spätestens nach Ablauf eines Monats zu löschen. 
Dies gilt nicht, soweit eine fortlaufende Speicherung 
oder Aufbewahrung zur Aufklärung und Verfolgung 
der aufgezeichneten Vorkommnisse unerlässlich ist. 

(3) Erhobene Daten nach § 37 Absatz 3 sind spä-
testens nach der Entlassung des untergebrachten 
Menschen zu löschen. 

(4) Soweit die Einrichtung im Vollzug eines unter-
gebrachten Menschen nach § 1 Absatz 2 von einer 
nicht nur vorläufigen Einstellung des Verfahrens, ei-
ner unanfechtbaren Ablehnung der Eröffnung des 
Hauptsacheverfahrens oder einem rechtskräftigen 
Freispruch Kenntnis erlangt, sind personenbezogene 
Daten nach spätestens einem Monat ab Kenntniser-
langung zu löschen. 

(5) Personenbezogene Daten sind zu berichtigen, 
wenn sie unrichtig, unvollständig oder nicht mehr 
aktuell sind. 

§ 43  
Auskunft, Akteneinsicht 

(1) Der untergebrachte Mensch, seine gesetzliche 
Vertreterin oder sein gesetzlicher Vertreter und seine 
Verteidigerin oder sein Verteidiger haben Anspruch 
auf Auskunft über die nach diesem Gesetz zum 
untergebrachten Menschen in der Einrichtung des 
Maßregelvollzugs gespeicherten Daten. Die Auskunft 
kann im beiderseitigen Einvernehmen mündlich durch 
eine Ärztin oder einen Arzt der Einrichtung des Maß-
regelvollzugs erteilt werden; ansonsten fertigt die 
Einrichtung gebührenfrei Kopien. Die Auskunft kann 
versagt werden, soweit die Verwirklichung der Ziele 
des Maßregelvollzugs wesentlich gefährdet würde. 
Dies gilt nicht für Auskünfte gegenüber seiner Ver-
teidigerin oder seinem Verteidiger. 

(2) Auf Antrag ist dem untergebrachten Menschen, 
seiner gesetzlichen Vertreterin oder seinem gesetzli-
chen Vertreter und seiner Verteidigerin oder seinem 
Verteidiger Akteneinsicht zu gewähren. Die Einsicht 
kann versagt werden, soweit die Verwirklichung der 
Ziele des Maßregelvollzugs wesentlich gefährdet wür-
den oder berechtigte Interessen einer dritten Person 
die Geheimhaltung der personenbezogenen Daten 
erfordern. Dies gilt nicht für die Einsicht seiner Ver-
teidigerin oder seines Verteidigers sowie seiner gesetz-
lichen Vertreterin oder seines gesetzlichen Vertreters. 

(3) Die Mitglieder einer Delegation des Europäi-
schen Ausschusses zur Verhütung von Folter und 
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder 
Strafe (CPT), des Unterausschuss der Vereinten Na-
tionen zur Prävention von Folter (SPT) sowie der 
Nationalen Stelle zur Verhütung von Folter erhalten 
während des Besuchs in der Einrichtung Einsicht in 
die vorhandenen Patientenakten, mit Ausnahme der 
Therapiegespräche, soweit dies zur Wahrnehmung 
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der Aufgaben des Ausschusses oder der Stelle un-
bedingt erforderlich ist. 

§ 44  
Anwendbarkeit weiterer Vorschriften 

Soweit in diesem Gesetz nicht etwas Abweichendes 
geregelt ist, gelten für die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten zum Zwecke des Maßregelvollzugs 
die Regelungen im Abschnitt 3 des schleswig-hol-
steinischen Landesdatenschutzgesetzes. 

Vierter Teil  
Kosten der Unterbringung 

§ 45  
Kosten der Unterbringung 

(1) Die notwendigen Kosten einer Unterbringung 
nach § 1 Absatz 1 trägt das Land, soweit nicht 
ein Sozialleistungsträger zur Erstattung der Kosten 
vorrangig verpflichtet ist oder der untergebrachte 
Mensch zu den Kosten beizutragen hat. 

(2) Wird die Aufgabe des Maßregelvollzugs gemäß § 5 
Absatz 2 oder Absatz 3 übertragen, erhält der Träger 
der Einrichtung ein jährliches Budget für Personal- und 
Sachkosten für jede von ihm betriebene Einrichtung 
oder Abteilung. Der Träger der Aufgabe im Sinne des 
§ 5 Absatz 2 oder Absatz 3 erhält für den Vollzug 
der Aufgaben des Maßregelvollzugs die tatsächlich 
entstandenen Kosten und Aufwendungen. 

(3) Die Aufsichtsbehörde nach § 5 Absatz 4 Satz 2 
legt nach Anhörung der Einrichtung das jährliche 
Personal- und Sachkostenbudget inklusive eines Stel-
lenplans fest. Das Personal- und Sachkostenbudget 
ist so zu bemessen, dass die notwendigen Kosten 
gemäß Absatz 1 gedeckt sind. Hierzu sind im Rah-
men einer Verwendungsnachweisprüfung nach Ab-
schluss des Budgetjahres zu viel geleistete Beträge 
zurückzufordern oder zu gering geleistete Beträge 
auszugleichen. Eine Verrechnung in den Folgejahren 
ist zulässig. 

§ 46  
Kostenbeteiligung 

(1) Von untergebrachten Menschen, die sich in ei-
nem freien Beschäftigungsverhältnis befinden, sich 
selbst beschäftigen, anderweitiges Vermögen besit-
zen oder über regelmäßige Einkünfte verfügen, ist 

für die Zeit im Maßregelvollzug ein Kostenbeitrag 
zu erheben. Der Kostenbeitrag kann von unterge-
brachten Menschen, die sich selbst beschäftigen, 
monatlich im Voraus ganz oder teilweise gefordert 
werden. Leistungen im Rahmen der Unterbringung 
bleiben unberücksichtigt. Von der Geltendmachung 
des Anspruchs ist abzusehen, soweit die Wiederein-
gliederung der untergebrachten Menschen hierdurch 
gefährdet würde. 

(2) Der Kostenbeitrag wird in Höhe des Betrages er-
hoben, der nach § 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch durchschnittlich 
zur Bewertung der Sachbezüge festgesetzt ist. Bei 
Selbstverpflegung entfallen die für die Verpflegung 
vorgesehenen Beträge. Für den Wert der Unterkunft 
ist die festgesetzte Belegungsfähigkeit maßgebend. 

Fünfter Teil  
Schlussvorschriften 

§ 47  
Einschränkung von Grundrechten 

Durch dieses Gesetz werden im Rahmen des Artikels 19 
Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes die Rechte 

1. auf freie Entfaltung der Persönlichkeit (Artikel 2 
Absatz 1 des Grundgesetzes), 

2. auf körperliche Unversehrtheit und Freiheit der 
Person (Artikel 2 Absatz 2 des Grundgesetzes), 

3. auf ungestörte Religionsausübung (Artikel 4 Ab-
satz 2 des Grundgesetzes), 

4. sich aus allgemein zugänglichen Quellen unge-
hindert zu unterrichten (Artikel 5 Absatz 1 des 
Grundgesetzes), 

5. Unverletzlichkeit des Brief-, Post- und Fernmelde-
geheimnisses (Artikel 10 des Grundgesetzes) und 

6. auf freie Verfügbarkeit über das Eigentum (Artikel 14 
Absatz 1 des Grundgesetzes) eingeschränkt. 

§ 48  
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt das Maßregelvollzugsgesetz 
vom 19. Januar 2000 (GVOBl. Schl.-H. S. 114)*), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 7. Mai 2015 
(GVOBl. Schl.-H. S. 106), außer Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 11. Dezember 2020

 D a n i e l  G ü n t h e r D r.  H e i n e r  G a r g
 Ministerpräsident Minister
  für Soziales, Gesundheit, Jugend,
  Familie und Senioren

 C l a u s  C h r i s t i a n  C l a u s s e n D r.  S a b i n e  S ü t t e r l i n – W a a c k
 Minister  Ministerin
 für Justiz, Europa und für Inneres, ländliche Räume,
 Verbraucherschutz  Integration und Gleichstellung

*) GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2126-9
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1860/2020
Gesetz  

zur Hilfe und Unterbringung von Menschen mit Hilfebedarf infolge  
psychischer Störungen (PsychHG) 

Vom 11. Dezember 2020
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2126-15

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
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 § 3 Arbeitskreise für gemeindenahe Psychiatrie 
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Hilfen 

 § 4 Begriff und Ziel der Hilfen 

 § 5 Gewährung von Hilfen 

 § 6 Kontaktaufnahme, Vorladung, Untersuchung 

Teil 3  
Unterbringung 

Abschnitt 1  
Gerichtliches Unterbringungsverfahren 

 § 7 Voraussetzung der Unterbringung 

 § 8 Unterbringungsantrag 
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§ 13 Vollzug der Unterbringung 
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§ 36 Datenlöschung 
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Teil 1 
Allgemeines 

§ 1  
Anwendungsbereich, Grundsätze 

(1) Dieses Gesetz regelt 

1. die Gewährung von Hilfen für Menschen, die auf-
grund psychischer Störungen hilfsbedürftig sind 
(betroffene Menschen), und 

2. die Durchführung einer Unterbringung zur Ab-
wendung von Eigen- oder Fremdgefährdungen 
aufgrund psychischer Störungen. 

(2) Psychische Störung im Sinne dieses Gesetzes 
sind nur solche, die nach medizinischer Einschät-
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zung behandlungsbedürftig sind, unabhängig von 
ihrer Ursache. 

(3) Bei allen Hilfen und Schutzmaßnahmen aufgrund 
dieses Gesetzes ist die Würde des betroffenen Men-
schen und sein Recht auf Selbstbestimmung zu ach-
ten. Dabei sind besondere Bedürfnisse des betroffenen 
Menschen zu berücksichtigen und seine Persönlichkeit 
sowie seine individuelle Autonomie zu respektieren. 

(4) Zur Stärkung des Rechts auf Selbstbestimmung 
soll die Partizipation des betroffenen Menschen ge-
fördert werden. Dabei sind insbesondere die Erstel-
lung von Patientenverfügungen, Behandlungsver-
einbarungen, Vorsorgevollmachten und ähnlichen 
Instrumenten zu fördern.

(5) Maßnahmen gegen den natürlichen oder freien 
Willen des betroffenen Menschen sind nur in den in 
diesem Gesetz geregelten Ausnahmefällen zulässig. 
Auf Wunsch des betroffenen Menschen sind Personen 
seines Vertrauens in geeigneter Weise einzubeziehen. 

(6) Ambulante und teilstationäre Formen der Hilfen 
haben Vorrang vor stationären und sollen frühzeitig 
und unter Ausschöpfung der verfügbaren erfolgver-
sprechenden Möglichkeiten erbracht werden. 

(7) Um eine Unterbringung nach diesem Gesetz zu 
vermeiden, soweit wie möglich zu verkürzen oder 
einem betroffenen Menschen nach Beendigung der 
Unterbringung die notwendige Hilfestellung mit dem 
Ziel einer gesundheitlichen Verbesserung und sozia-
len Eingliederung zu gewähren, sind alle vorhande-
nen vorsorgenden, begleitenden und nachsorgenden 
Hilfen im Sinne von § 4 auszuschöpfen. 

§ 2  
Sozialpsychiatrischer Dienst 

(1) Träger der Aufgaben nach diesem Gesetz sind 
die Kreise und kreisfreien Städte. Sie nehmen die 
Aufgaben zur Erfüllung nach Weisung wahr. 

(2) Die Kreise und kreisfreien Städte richten zur Er-
füllung ihrer in diesem Gesetz genannten Aufgaben 
Sozialpsychiatrische Dienste ein. Mehrere Kreise und 
kreisfreien Städte können mit Zustimmung der für 
Gesundheit zuständigen obersten Landesbehörde 
einen gemeinsamen Sozialpsychiatrischen Dienst 
einrichten. Der Sozialpsychiatrische Dienst ist multi-
professionell zu besetzen. Dabei können qualifizierte 
Peers, EX-IN-Kräfte und Genesungsbegleitungen ein-
gebunden werden, um die Peer-Beratung zu stärken.

(3) Der Sozialpsychiatrische Dienst steht unter Lei-
tung einer Ärztin oder eines Arztes oder einer psy-
chologischen Psychotherapeutin oder eines psycho-
logischen Psychotherapeuten. 

(4) Zu den Aufgaben des Sozialpsychiatrischen 
Dienstes zählen insbesondere 

1. die Beratung und Gewährung von Hilfen, 

2. die Krisenintervention und Unterbringungsmaß-
nahmen, 

3. die Koordinierung der psychiatrischen Versorgung 
in den Kommunen, 

4. die Fachaufsicht über die beliehenen Krankenhäuser, 

5. das Beschwerdemanagement und 

6. die ärztliche psychiatrische Beurteilung. 

(5) Der Sozialpsychiatrische Dienst soll im Interesse 
des betroffenen Menschen zur Erreichung der Ziele 
dieses Gesetzes mit anderen Stellen zusammenarbei-
ten. Zu anderen Stellen zählen insbesondere Gemein-
den, Krankenhäuser, niedergelassene Ärztinnen und 
Ärzte sowie niedergelassene Psychotherapeutinnen 
und Psychotherapeuten, Einrichtungen und Dienste 
der gemeindepsychiatrischen Versorgung, Einglie-
derungshilfe- und Pflegeeinrichtungen, Träger der 
Sozial-, Eingliederungs- und Jugendhilfe sowie der 
Suchthilfe, Verbände der Freien Wohlfahrtspflege, Be-
troffenen- und Angehörigenorganisationen, Betreu-
ungsbehörden und –vereine, Polizei-, Ordnungs- und 
Justizbehörden sowie Stellen der Arbeitsverwaltung. 

(6) Kinder- und jugendpsychiatrische Belange sowie 
die Belange von Kindern psychisch erkrankter Eltern 
sind besonders zu berücksichtigen. 

§ 3 
Arbeitskreise für gemeindenahe Psychiatrie 

(1) Zur Koordination der Hilfsangebote für betroffene 
Menschen richten die Kreise und kreisfreien Städte 
Arbeitskreise für gemeindenahe Psychiatrie ein. Die 
für Gesundheit zuständige oberste Landesbehörde 
erlässt eine Empfehlung zur Zusammensetzung der 
Arbeitskreise. 

(2) Der Arbeitskreis für gemeindenahe Psychiatrie 
wirkt auf eine Zusammenarbeit aller an der Versor-
gung von betroffenen Menschen beteiligten Perso-
nen, Behörden, Institutionen und Verbände innerhalb 
des Kreises oder der kreisfreien Stadt hin und unter-
stützt ihre Arbeit.

Teil 2  
Hilfen

§ 4  
Begriff und Ziel der Hilfen 

(1) Hilfen nach diesem Gesetz sind Maßnahmen 
für betroffene Menschen, die sie befähigen sollen, 
menschenwürdig und selbstbestimmt in der Gemein-
schaft zu leben. Sie sollen den betroffenen Men-
schen in Form von vorsorgenden, begleitenden sowie 
nachsorgenden Hilfemaßnahmen gewährt werden. 
Sie sind im Sinne von Subsidiarität und Vorrangigkeit 
von freier Wohlfahrtspflege entsprechend des § 17 
des Ersten Buches Sozialgesetzbuch – Allgemeiner 
Teil – zu leisten. 

(2) Ziel der Hilfen ist es insbesondere 

1. die selbstbestimmte Teilhabe am gesellschaftli-
chen Leben zu erhalten oder wiederherzustellen, 
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2. die Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft zu 
erleichtern und zu fördern, 

3. Behandlungen zu unterstützen, 

4. Maßnahmen nach § 6 oder eine Unterbringung zu 
vermeiden oder auf das für eine nachhaltige soziale 
Integration erforderliche Maß zu beschränken, 

5. dazu beizutragen, dass Funktionseinschränkun-
gen, Störungen, Krankheiten und Behinderungen 
frühzeitig erkannt und angemessen behandelt 
werden, und 

6. den betroffenen Menschen zu befähigen, die An-
gebote zur Erreichung der Ziele dieses Gesetzes 
in geeigneter Form und im geeigneten Umfeld 
selbstständig in Anspruch zu nehmen. 

(3) Die Hilfen sollen sich auch auf die Beratung 
von Personen erstrecken, die betroffene Menschen 
gesetzlich vertreten oder die zu dem persönlichen 
Umfeld des betroffenen Menschen gehören, um bei 
ihnen Verständnis für die besondere Lage zu we-
cken und ihre Bereitschaft zur Mitwirkung bei der 
Wahrnehmung der Hilfen zu erhalten und zu fördern. 
Durch Aufklärung über psychische Störungen und 
Beratung soll Stigmatisierung entgegengewirkt und 
das Verständnis und damit die Hilfsbereitschaft in 
der Bevölkerung gefördert werden. 

(4) Im Anschluss an eine stationäre Behandlung sol-
len die Hilfen den betroffenen Menschen vornehm-
lich den Übergang zu einem selbstverantwortlichen 
Leben und das Leben außerhalb des Krankenhauses 
erleichtern. 

§ 5  
Gewährung von Hilfen 

(1) Hilfen werden nach dem individuellen Hilfebe-
darf durch Informationen, persönliche Beratung und 
Begleitung, Vermittlung von geeigneten Hilfs- und 
Leistungsangeboten sowie Kooperationen mit Ein-
richtungen und Institutionen erbracht; dafür sollen 
auch Hausbesuche angeboten werden. 

(2) Der betroffene Mensch hat einen Anspruch auf 
Hilfen nach diesem Gesetz, wenn eine Hilfebedürf-
tigkeit aufgrund der psychischen Störung vorliegt 
und die Aufgaben nicht von anderen Stellen erfüllt 
werden. Weitere Ansprüche, insbesondere auf Heil-
behandlung, Pflege, Geld- oder Sachleistungen be-
stehen nach diesem Gesetz nicht. 

(3) Ehrenamtliche Hilfe, Angehörigenarbeit und 
Selbsthilfe sollen in die Versorgung von betroffenen 
Menschen einbezogen werden.

§ 6  
Kontaktaufnahme, Vorladung, Untersuchung 

(1) Liegen Anzeichen dafür vor, dass ein betroffener 
Mensch infolge seiner psychischen Störung eigene 
Rechtsgüter oder bedeutende Rechtsgüter anderer 
gefährdet, nimmt der Kreis oder die kreisfreie Stadt 
in geeigneter Weise Kontakt zu ihm auf, um eine 

Klärung herbeizuführen, Hilfen anzubieten oder eine 
ärztliche Untersuchung durchzuführen. Bleibt die 
Kontaktaufnahme ohne Erfolg, sind ein oder meh-
rere Hausbesuche durchzuführen. 

(2) Wenn mindestens ein Hausbesuch erfolglos war 
und Anzeichen dafür vorliegen, dass der betroffene 
Mensch infolge seiner psychischen Störung bedeu-
tende eigene oder fremde Rechtsgüter gefährdet, 
kann er vorgeladen werden. Der betroffene Mensch 
ist verpflichtet, einer Vorladung zu folgen und eine 
ärztliche Untersuchung zu dulden. § 30 gilt entspre-
chend. Auf die Pflicht, der Vorladung zu folgen, und 
auf die Möglichkeit zur zwangsweisen Durchsetzung, 
ist in der Vorladung hinzuweisen. 

(3) In der Vorladung ist dem betroffenen Menschen 
anheim zu stellen, statt der Vorladung zu folgen, 
sich unverzüglich in die Behandlung einer Ärztin oder 
eines Arztes zu begeben. Der betroffene Mensch 
hat dem Kreis oder der kreisfreien Stadt den Namen 
und die Anschrift dieser Ärztin oder dieses Arztes 
mitzuteilen und die Ärztin oder den Arzt zu ermäch-
tigen, den Kreis oder die kreisfreie Stadt von der 
Übernahme der Behandlung zu unterrichten. 

(4) Bei Gefahr im Verzuge kann der Kreis oder die 
kreisfreie Stadt die Wohnung oder den Raum, in dem 
sich der betroffene Mensch aufhält, betreten, um 
ihn in diesen Räumlichkeiten ärztlich zu untersuchen 
oder ihn einer ärztlichen Untersuchung zuzuführen, 
wenn gewichtige Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
dass dies zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr 
für bedeutende eigene oder fremde Rechtsgüter auf-
grund der psychischen Störung erforderlich ist. 

(5) Das Ergebnis einer ärztlichen Untersuchung ist 
dem betroffenen Menschen mitzuteilen. Die Mittei-
lung kann unterbleiben, wenn nach ärztlicher Ein-
schätzung durch die Mitteilung erhebliche Nachteile 
für seinen Gesundheitszustand zu erwarten sind. 
Begibt sich der betroffene Mensch nach der Un-
tersuchung in ärztliche, psychologisch-psychothe-
rapeutische oder kinder- und jugendlichenpsycho-
therapeutische Behandlung, teilt der Kreis oder die 
kreisfreie Stadt den Untersuchungsbefund den Be-
handelnden mit; der betroffene Mensch ist darüber 
zu informieren. 

Teil 3  
Unterbringung 

Abschnitt 1  
Gerichtliches Unterbringungsverfahren 

§ 7  
Voraussetzung der Unterbringung 

(1) Der betroffene Mensch kann gegen oder ohne 
seinen natürlichen Willen in einem geeigneten Kran-
kenhaus untergebracht werden, wenn und solange 
er infolge seiner psychischen Störung sein Leben, 
seine Gesundheit oder bedeutende Rechtsgüter an-
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derer erheblich gefährdet und die Gefahr nicht anders 
abgewendet werden kann. 

(2) Eine Unterbringung im Sinne dieses Gesetzes 
liegt vor, wenn ein betroffener Mensch gegen seinen 
natürlichen Willen in den abgeschlossenen Teil einer 
geeigneten Einrichtung eingewiesen wird oder dort 
verbleiben soll. Eine Unterbringung liegt auch dann 
vor, wenn ihm untersagt wird, eine nicht abgeschlos-
sene Einrichtung zu verlassen, oder wenn er daran 
gehindert wird.

(3) Eine Gefahr im Sinne von Absatz 1 besteht ins-
besondere dann, wenn sich die psychische Störung 
so auswirkt, dass ein schadenstiftendes Ereignis 
unmittelbar bevorsteht oder unvorhersehbar ist, je-
doch wegen besonderer Umstände jederzeit damit 
gerechnet werden muss. 

(4) Absatz 1 ist auch anwendbar, wenn eine zur 
Unterbringung des betroffenen Menschen befugte 
Vertretung untätig bleibt oder der Unterbringung 
widerspricht. 

(5) Erfolgt bereits eine Unterbringung auf einer ande-
ren Rechtsgrundlage, ist in der Regel davon auszuge-
hen, dass die Gefahr durch die andere Unterbringung 
abgewendet werden kann. 

§ 8  
Unterbringungsantrag 

(1) Die Unterbringung kann nur auf schriftlichen 
Antrag des Kreises oder der kreisfreien Stadt ange-
ordnet werden. 

(2) Dem Antrag ist eine ärztliche Stellungnahme ei-
ner auf dem Gebiet der Psychiatrie erfahrenen Ärztin 
oder eines auf dem Gebiet der Psychiatrie erfahrenen 
Arztes beizufügen, in dem die Erfüllung der Voraus-
setzungen für die Unterbringung durch entsprechende 
Tatsachenfeststellungen bescheinigt wird. Die ärztli-
che Stellungnahme muss auf einer persönlichen Be-
gutachtung des betroffenen Menschen beruhen. 

§ 9  
Zuständigkeit der Amtsgerichte 

Für gerichtliche Entscheidungen nach diesem Gesetz 
sind die Amtsgerichte zuständig. 

§ 10  
Geltung der Vorschriften über die freiwillige 

Gerichtsbarkeit 

Für das gerichtliche Verfahren gelten die Vorschriften 
des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
15. August 2019 (BGBl. I S. 1294). 

§ 11  
Vorläufige Unterbringung 

(1) Kann eine gerichtliche Entscheidung nicht recht-
zeitig herbeigeführt werden, kann der Kreis oder die 

kreisfreie Stadt die Unterbringung im Rahmen des 
Artikels 104 Absatz 2 des Grundgesetzes vorläufig 
vornehmen, längstens jedoch bis zum Ablauf des auf 
die Unterbringung folgenden Tages; § 8 Absatz 2 
gilt entsprechend. In diesem Falle ist unverzüglich 
beim Gericht ein Antrag auf Unterbringung zu stellen. 

(2) Der Kreis oder die kreisfreie Stadt hat eine der 
nachstehend genannten Personen unverzüglich über 
die Unterbringung nach Absatz 1 zu unterrichten: 

1. die Ehegattin oder den Ehegatten, die eingetra-
gene Lebenspartnerin oder den eingetragenen 
Lebenspartner des betroffenen Menschen, wenn 
beide nicht dauernd getrennt leben, 

2. einen Elternteil oder ein Kind, bei dem der betrof-
fene Mensch lebt oder bei Einleitung des Verfah-
rens gelebt hat, 

3. bei minderjährigen Kindern eine personensorge-
berechtigte Person, 

4. eine gesetzliche Vertreterin oder einen gesetzli-
chen Vertreter, 

5. die Vorsorgebevollmächtigte oder der Vorsorge-
bevollmächtigte, 

6. eine volljährige Person, mit der der betroffene 
Mensch eine Lebensgemeinschaft führt, 

7. die Leiterin oder den Leiter der Einrichtung, in der 
der betroffene Mensch lebt, sowie 

8. eine Person des Vertrauens des betroffenen Men-
schen, nach welcher der betroffene Mensch zu 
befragen ist, sofern eine solche nicht bereits be-
kannt ist. 

Ein betroffener volljähriger Mensch hat das Recht, 
eine Unterrichtung der in den Nummern 1, 2, 6, 7 
oder 8 genannten Personen zu untersagen. 

Abschnitt 2  
Rechtsstellung während der Unterbringung 

und Behandlung 

§ 12  
Rechtsstellung des betroffenen Menschen 

(1) Während der Unterbringung und Behandlung 
dürfen einem betroffenen Menschen nur die in die-
sem Gesetz vorgesehenen Beschränkungen seiner 
Freiheit auferlegt werden, soweit sie sich zwingend 
aus den Zwecken der Unterbringung oder aus den 
Anforderungen zur Abwendung einer schwerwiegen-
den Störung der Ordnung und zur Aufrechterhaltung 
der Sicherheit in einem Krankenhaus ergeben. Dabei 
sind alle vorzunehmenden Beschränkungen mit dem 
geringstmöglichen Eingriff in die persönliche Freiheit 
und die körperliche Unversehrtheit vorzunehmen, 
regelmäßig zu überprüfen und im Hinblick auf die 
Verhältnismäßigkeit anzupassen. 

(2) Der betroffene Mensch ist unverzüglich in geeig-
neter Weise aufzuklären 
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1. über seine Rechte und Pflichten während der 
Unterbringung einschließlich des Rechts auf ge-
richtliche Entscheidung gegen Maßnahmen zur 
Regelung einzelner Angelegenheiten im Vollzug 
einer Unterbringungsmaßnahme, 

2. über die bestellte Anliegenvertretung (§ 26) und 
deren Kontaktdaten, 

3. über sein Petitionsrecht und die Kontaktdaten des 
Petitionsausschusses des Landtags sowie 

4. über seine Kommunikationsmöglichkeiten in der 
Einrichtung (§§ 18 bis 22). 

Die Informationen sind dem betroffenen Menschen 
in schriftlicher Form auszuhändigen und für jeden 
Betroffenen zugänglich in der Einrichtung auszu-
hängen. Im Rahmen der Aufklärung des betroffe-
nen Menschen ist bei Bedarf auf eine Übersetzung 
hinzuwirken. 

(3) Den Wünschen und Bedürfnissen des betroffenen 
Menschen zur Gestaltung der Unterbringung und Be-
handlung ist nach Möglichkeit Rechnung zu tragen. 
Dabei sind auch geschlechtsspezifische Aspekte zu 
beachten.

(4) Sofern eine Unterbringungsnotwendigkeit be-
steht, sollen Kinder und Jugendliche in Einrichtungen 
der Kinder- und Jugendpsychiatrie untergebracht und 
behandelt werden. 

§ 13  
Vollzug der Unterbringung 

(1) Die Entscheidung, durch welche die Unterbrin-
gung angeordnet worden ist, wird von dem Kreis 
oder der kreisfreien Stadt vollzogen. 

(2) Die Unterbringung erfolgt grundsätzlich in ei-
nem für die Behandlung der psychischen Störung 
geeigneten psychiatrischen Krankenhaus oder in 
einer geeigneten psychiatrischen Abteilung eines 
Krankenhauses. Erfordert die psychische Störung 
oder eine sonstige Erkrankung vorrangig eine so-
matische Behandlung, kann die Unterbringung in 
einem dafür geeigneten somatischen Krankenhaus 
oder einer geeigneten somatischen Abteilung eines 
Krankenhauses vollzogen werden. Der Kreis oder die 
kreisfreie Stadt bestimmt, in welchem geeigneten 
Krankenhaus die Unterbringung erfolgt. Bei der Be-
stimmung des Krankenhauses ist der von der für 
Gesundheit zuständigen obersten Landesbehörde 
veröffentlichte Unterbringungsplan zu beachten, in 
dem Einzugsbereiche festgelegt werden. Ein Wunsch 
des betroffenen Menschen bei der Auswahl des Kran-
kenhauses ist nach Möglichkeit zu berücksichtigen. 

(3) Die Kreise und kreisfreien Städte können den na-
türlichen und juristischen Personen des Privatrechts, 
die den Krankentransport durchführen, den Trägern 
privater oder freigemeinnütziger Krankenhäuser so-
wie einem Zweckverband als Träger eines Kranken-
hauses Aufgaben der öffentlichen Verwaltung beim 

Vollzug der Unterbringungsanordnung und der Unter-
bringung zur Erledigung in den Handlungsformen des 
öffentlichen Rechts übertragen. Die Landrätin oder 
der Landrat oder die Bürgermeisterin oder der Bür-
germeister der kreisfreien Stadt ist Aufsichtsbehörde. 
Für den Umfang und die Mittel der Aufsicht gelten 
§ 15 Absatz 2, § 16 Absatz 1, 3 und 4 und § 18 
Absatz 3 des Landesverwaltungsgesetzes entspre-
chend. Die Beschäftigung des Personals der nicht 
öffentlichen Krankenhausträger, das am Vollzug der 
Unterbringung beteiligt ist, bedarf der Zustimmung 
der Aufsichtsbehörde im Hinblick auf die fachliche 
und persönliche Eignung. Wenn andere Maßnahmen 
nicht ausreichend erscheinen, um den rechtmäßi-
gen und zweckmäßigen Vollzug der Unterbringung 
sicherzustellen, kann die Aufsichtsbehörde gegen-
über dem Personal eines beliehenen Krankenhauses 
Einzelweisungen in Bezug auf die Durchführung des 
Vollzugs der Unterbringung erteilen. 

(4) Beim Transport in das in Absatz 2 bestimmte Kran-
kenhaus dürfen Vollzugskräfte nach § 252 des Lan-
desverwaltungsgesetzes auch außerhalb des Bezirks 
des zuständigen Kreises oder der zuständigen kreis-
freien Stadt unmittelbaren Zwang anwenden. § 27 
Absatz 2 und 3, § 28 Absatz 3 Nummer 2 und 3, 
Absatz 4, 6 Satz 3 sowie § 30 Absatz 1 gelten 
entsprechend. 

§ 14  
Behandlung 

(1) Ein betroffener Mensch hat Anspruch auf die not-
wendige Behandlung. Die Behandlung erfolgt nach 
einem Behandlungsplan. Sie umfasst ebenfalls Maß-
nahmen, die erforderlich sind, um dem betroffenen 
Menschen nach der Entlassung ein eigenverantwort-
liches Leben in der Gemeinschaft zu ermöglichen. 

(2) Der Behandlungsplan ist mit dem betroffenen 
Menschen und gegebenenfalls seiner befugten Ver-
tretung in geeigneter Weise zu erörtern und nach 
Möglichkeit gemeinsam zu entwickeln. Sie sind über 
die erforderlichen diagnostischen Verfahren und die 
Behandlung sowie die damit verbundenen Risiken 
umfassend aufzuklären. Um das angestrebte Behand-
lungsziel zu erreichen, soll die Unterbringung nach 
Möglichkeit in offenen und freien Formen erfolgen, 
soweit der Zweck der Unterbringung dies zulässt. 

(3) Ist der betroffene Mensch einwilligungsfähig, 
bedarf die Behandlung seiner Einwilligung. Die Be-
handlung darf nicht gegen den natürlichen Willen des 
betroffenen Menschen vorgenommen werden. Ärzt-
liche Eingriffe, die mit Lebensgefahr oder erheblicher 
Gefahr für die Gesundheit des betroffenen Menschen 
verbunden sind, dürfen nur mit seiner Einwilligung 
vorgenommen werden. Bei Volljährigen, welche den 
Grund, die Bedeutung und Tragweite der Behandlung 
wie auch der Einwilligung nicht beurteilen können, 
sowie bei Minderjährigen, ist für die Einwilligung der 
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Wille der gesetzlichen Vertretung maßgebend. § 29 
bleibt unberührt. 

(4) Die Behandlung muss von einer Ärztin oder einem 
Arzt angeordnet oder selbst durchgeführt werden. 
Sie muss fachgerecht überwacht und dokumentiert 
werden. 

(5) Bei der Aufnahme ist der betroffene Mensch 
unverzüglich ärztlich zu untersuchen. Hierbei muss 
eigenverantwortlich festgestellt werden, ob die Vo-
raussetzungen der Unterbringung noch vorliegen. 

(6) Der betroffene Mensch kann den Wunsch äußern, 
bei der Untersuchung sowie im Rahmen der weiteren 
Behandlung und bei ärztlichen Eingriffen entweder 
von einer Ärztin oder von einem Arzt untersucht zu 
werden. Der Wunsch sollte in einer Patientenverfü-
gung festgehalten werden. Dem Wunsch ist nach 
Möglichkeit zu entsprechen. 

§ 15  
Ordnung im Krankenhaus 

(1) Die notwendigen Regelungen zur Ordnung im 
Krankenhaus erlassen unbeschadet der §§ 16 bis 24 
sowie der §§ 27 und 30 die Träger der öffentlichen 
und die nach § 13 Absatz 3 Satz 1 beliehenen Träger 
der privaten oder freigemeinnützigen Krankenhäuser 
durch Satzung, insbesondere über 

1. die Einbringung und Verwahrung von Geld, Wert-
sachen und anderen Gegenständen, 

2. die Ausgestaltung der Räume, 

3. die Einkaufsmöglichkeiten, 

4. ein Rauchverbot oder die Festlegung von Rau-
cherbereichen, 

5. ein Alkohol- und Drogenverbot, 

6. ein Verbot der Einnahme mitgebrachter oder be-
schaffter Medikamente, 

7. die Besuchszeiten,

8. die Freizeitgestaltung und 

9. den Aufenthalt im Freien. 

(2) Der betroffene Mensch unterliegt der Hausord-
nung des Krankenhauses. Durch die Hausordnung 
dürfen seine Rechte nicht über die Regelungen dieses 
Gesetzes hinaus eingeschränkt werden. Die Haus-
ordnung ist dem Kreis oder der kreisfreien Stadt zur 
Kenntnisnahme vorzulegen. 

§ 16  
Religionsausübung und Seelsorge 

(1) Der betroffene Mensch ist berechtigt, seinen 
Glauben nach den Regeln der Religions-, Glaubens- 
oder Weltanschauungsgemeinschaft auszuüben, so-
weit andere Menschen dadurch nicht beeinträchtigt 
werden. Er hat das Recht, innerhalb des Kranken-
hauses an Gottesdiensten oder anderen religiösen 
Veranstaltungen seines Bekenntnisses teilzunehmen, 
sofern diese angeboten werden. 

(2) Ein Eingriff in die Freiheit der Religionsausübung 
kann nur erfolgen, wenn und solange der Zweck der 
Unterbringung oder die Sicherheit im Krankenhaus 
gefährdet oder die Ordnung im Krankenhaus schwer-
wiegend gestört wird. Die Entscheidung, ob die Vo-
raussetzungen für einen Eingriff vorliegen, trifft das 
Krankenhaus nach vorheriger Anhörung der Seelsorge. 

(3) Das Recht auf Inanspruchnahme der Seelsorge 
bleibt unberührt. 

§ 17  
Aufenthalt im Freien und Freizeit 

(1) Dem betroffenen Menschen soll der tägliche Auf-
enthalt im Freien für mindestens eine Stunde ermög-
licht werden, solange die Sicherheit im Krankenhaus 
dadurch nicht gefährdet wird. 

(2) Der betroffene Mensch erhält für die Gestaltung 
der therapiefreien Zeit Gelegenheit zur sinnvollen 
Beschäftigung. Das Krankenhaus macht den un-
tergebrachten Menschen regelmäßige Angebote zu 
sportlichen, künstlerischen, musikalischen und ge-
sellschaftlichen Betätigungen.

§ 18  
Außenkontakte 

Der betroffene Mensch hat unter Berücksichtigung 
des § 15 ein Recht auf Außenkontakte. Die Auf-
rechterhaltung bestehender sozialer und familiärer 
Kontakte sowie der Aufbau neuer Kontakte ist wäh-
rend der Unterbringung zu erhalten und zu stärken, 
soweit nicht therapeutische Gründe entgegenstehen. 
Einschränkungen sind nur aufgrund der §§ 19 bis 22 
zulässig. 

§ 19  
Schriftwechsel 

(1) Der betroffene Mensch ist berechtigt, Schrift-
wechsel zu führen. Die Nutzung neuer Kommunika-
tionsmedien soll durch das Krankenhaus ermöglicht 
werden. 

(2) Der Schriftwechsel eines betroffenen Menschen mit 

1. seiner anwaltlichen und gesetzlichen Vertretung, 
seiner rechtlichen Betreuerin oder seinem rechtli-
chen Betreuer und die oder den nach § 317 des 
Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit bestellte Verfahrenspflegerin oder 
den bestellten Verfahrenspfleger, Behörden, Ge-
richten oder Staatsanwaltschaften, Seelsorgerin-
nen und Seelsorgern, Beschwerdestellen sowie 
Mitgliedern der Anliegenvertretung, 

2. Ärztinnen und Ärzten sowie psychologischen 
Psychotherapeutinnen und psychologischen 
Psychotherapeuten, in deren Behandlung sich 
der betroffene Mensch vor seiner Unterbringung 
befunden hat, 

3. Volksvertretungen der Europäischen Union, des 
Bundes und der Länder sowie deren Mitgliedern, 
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4. Vertretungskörperschaften der Gemeinden und 
Gemeindeverbände sowie deren Mitgliedern, 

5. Verfassungsgerichten des Bundes und der Länder, 

6. dem Europäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte, 

7. Mitgliedern der Nationalen Stelle zur Verhütung 
von Folter, des Europäischen Ausschusses zur 
Verhütung von Folter und unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder Strafe (CPT), des 
Menschenrechtsausschusses der Vereinten Nati-
onen, des Ausschusses der Vereinten Nationen 
gegen Folter sowie des zugehörigen Unteraus-
schusses zur Verhütung von Folter und 

8. bei ausländischen Staatsangehörigen auch mit der 
konsularischen oder diplomatischen Vertretung des 
Heimatlandes unterliegt keiner Einschränkung. 

(3) Für den übrigen Schriftwechsel darf die für die 
Behandlung verantwortliche Ärztin oder der für die 
Behandlung verantwortliche Arzt im Einzelfall die 
Überwachung des Schriftwechsels anordnen, wenn 
Tatsachen dafürsprechen, dass bei freiem Schrift-
wechsel aufgrund der psychischen Störung erheb-
liche Nachteile für den Gesundheitszustand des 
betroffenen Menschen zu erwarten sind oder der 
Zweck der Unterbringung gefährdet werden könnte. 

(4) Ergibt die Überwachung, dass durch einen kon-
kreten Schriftverkehr eine der Voraussetzungen nach 
Absatz 3 vorliegt, kann die Sendung angehalten wer-
den. Das Anhalten der Sendung ist dem betroffenen 
Menschen mitzuteilen. Die Unterrichtung des betrof-
fenen Menschen kann solange unterbleiben, wie dies 
aus Gründen der Behandlung zwingend erforderlich 
ist. In diesem Fall ist die bestellte Verfahrenspflegerin 
oder der bestellte Verfahrenspfleger des betroffenen 
Menschen zu unterrichten. Die Sendung ist der ab-
sendenden Person zurückzugeben. Diese ist auf die 
Möglichkeit hinzuweisen, gegen das Anhalten der 
Sendung eine Entscheidung des Gerichts beantragen 
zu können. 

§ 20 
Pakete 

(1) Der betroffene Mensch ist berechtigt, Pakete ab-
zusenden und zu empfangen. 

(2) Der Inhalt von Paketen kann in Gegenwart des 
betroffenen Menschen daraufhin überprüft werden, 
ob darin 

1. Schreiben oder sonstige Nachrichten oder 

2. Gegenstände, deren Besitz den Zweck der Un-
terbringung oder die Sicherheit oder das geord-
nete Zusammenleben im Krankenhaus gefährden 
würde, enthalten sind. Für Schreiben und sonstige 
Nachrichten gilt § 19 entsprechend. 

(3) Enthält ein Paket Gegenstände der in Absatz 2 
Nummer 2 genannten Art, sind diese Gegenstände 
der absendenden Person oder der Person, in deren 

Eigentum sich dieser Gegenstand befindet, zurück-
zugeben. Ist dies nicht möglich oder aus besonderen 
Gründen nicht zweckmäßig, sollen sie aufbewahrt 
oder an eine von dem betroffenen Menschen oder 
seiner gesetzlichen Vertretung benannte Person ver-
sandt werden, soweit dies nach Art und Umfang 
möglich ist. Begründet die Art oder Beschaffenheit 
eines aufgefundenen Gegenstandes den Verdacht der 
Begehung einer Straftat, sind die Strafverfolgungs-
behörden hiervon in Kenntnis zu setzen. Im Übrigen 
gilt § 19 Absatz 4 entsprechend. 

§ 21  
Telekommunikation 

(1) Der betroffene Mensch ist berechtigt, Telefon-
gespräche zu führen. § 19 Absatz 1 bis 3 gilt ent-
sprechend. 

(2) Telefongespräche dürfen nur dadurch überwacht 
werden, dass eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter 
des Krankenhauses in Gegenwart des betroffenen 
Menschen den Gesprächsverlauf verfolgt und das Ge-
spräch mithört. Wird ein Telefongespräch überwacht, 
ist die Gesprächspartnerin oder der Gesprächspartner 
zu Beginn des Gesprächs darüber zu unterrichten. 

(3) Ergibt die Überwachung, dass durch den konkre-
ten Gesprächsverlauf erhebliche Nachteile für den 
Gesundheitszustand des betroffenen Menschen zu 
erwarten sind oder der Zweck der Unterbringung 
gefährdet werden könnte, kann die Fortsetzung des 
Gesprächs untersagt werden. 

§ 22 
Besuche 

(1) Der betroffene Mensch ist berechtigt Besuch zu 
empfangen oder abzulehnen. Besuche von Angehö-
rigen, insbesondere von Kindern, werden besonders 
unterstützt. Die Besuchsdauer richtet sich nach den 
individuellen Umständen des untergebrachten Men-
schen. § 19 Absatz 2 gilt entsprechend. 

(2) Sofern es unerlässlich ist, um erhebliche Nach-
teile für den Gesundheitszustand des betroffenen 
Menschen abzuwenden oder den Zweck der Unter-
bringung nicht zu gefährden, darf die für die Be-
handlung verantwortliche Ärztin oder der für die 
Behandlung verantwortliche Arzt im Einzelfall ein 
Besuchsverbot aussprechen. Die Betroffenen sind 
darüber zu unterrichten. Für die Überwachung ei-
nes zugelassenen Besuchs gelten § 21 Absatz 2 
und 3 entsprechend. 

(3) Für mitgebrachte Schriftstücke und Gegenstände 
gelten § 19 und § 20 entsprechend. Aus Gründen 
der Sicherheit oder zur Sicherung des Zwecks der 
Unterbringung können Besuche davon abhängig ge-
macht werden, dass sich die Besucherin oder der 
Besucher durchsuchen lässt; dies gilt nicht für die 
in § 19 Absatz 2 genannten Personen. 
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§ 23  
Durchsuchung 

(1) Zur Sicherung des Zwecks der Unterbringung 
oder der Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ord-
nung im Krankenhaus dürfen die Sachen des be-
troffenen Menschen sowie die Unterbringungsräume 
durchsucht werden. 

(2) Eine körperliche Durchsuchung des betroffenen 
Menschen ist im Einzelfall zulässig, um eine aufgrund 
tatsächlicher Anhaltspunkte anzunehmende Gefahr 
für die Sicherheit oder die Ordnung des Krankenhau-
ses abzuwenden. Eine körperliche Durchsuchung soll 
durch eine Person gleichen Geschlechts erfolgen. 

(3) Eine mit einer Entkleidung verbundene körperli-
che Durchsuchung ist im Einzelfall zulässig, um eine 
aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte anzunehmende 
Gefahr für die Sicherheit des Krankenhauses oder Leib 
oder Leben des betroffenen Menschen abzuwenden. 
Die Durchsuchung ist in einem geschlossenen Raum 
durchzuführen und zu dokumentieren. Das Schamge-
fühl ist zu schonen. Andere Patientinnen oder Patien-
ten dürfen nicht anwesend sein. Bei der Durchsuchung 
dürfen nur Personen gleichen Geschlechts anwesend 
sein. Ist dies bei der Person nach § 22 Absatz 3 
des Personenstandsgesetzes vom 19. Februar 2007 
(BGBl. I S. 122), zuletzt geändert durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2639) 
nicht möglich, kann die betroffene Person das Ge-
schlecht der Anwesenden wählen.

§ 24 
Beurlaubung 

(1) Das Krankenhaus kann den betroffenen Men-
schen bis zu 14 Tage unter vorheriger Benachrichti-
gung des Kreises oder der kreisfreien Stadt und einer 
der in § 11 Absatz 2 genannten Personen beurlauben. 
Werden Medikamente mit Depotwirkung verabreicht, 
kann die Frist von 14 Tagen erweitert werden bis zum 
Zeitpunkt der nächsten Gabe der Depotmedikamente. 

(2) Ergibt eine ärztliche Untersuchung, dass die Tat-
sachen und ärztlichen Beurteilungen, die der Un-
terbringung zugrunde liegen, nicht oder nicht mehr 
vorliegen, hat das Krankenhaus den betroffenen 
Menschen sofort zu beurlauben und den Kreis oder 
die kreisfreie Stadt sowie das zuständige Amtsge-
richt darüber unverzüglich zu benachrichtigen. Die 
Beurlaubung kann mit Auflagen verbunden werden. 

(3) Der Kreis oder die kreisfreie Stadt hat 

1. die Personen nach § 6 Absatz 5 Satz 3, die den 
betroffenen Menschen behandelten, 

2. eine der in § 11 Absatz 2 Satz 1 genannten Per-
sonen unverzüglich über die Beurlaubung zu un-
terrichten. 

§ 25  
Beendigung der Unterbringung 

(1) Die Unterbringung ist beendet, wenn 

1. die Unterbringungsfrist abgelaufen ist und das 
Gericht nicht vorher die Fortdauer der Unterbrin-
gung angeordnet hat, 

2. das Gericht die Anordnung der Unterbringung 
aufgehoben hat oder 

3. das Gericht im Falle der vorläufigen Unterbrin-
gung nicht spätestens bis zum Ablauf des auf den 
Beginn der vorläufigen Unterbringung folgenden 
Tages die Unterbringung und die sofortige Wirk-
samkeit seiner Entscheidung angeordnet hat. 

(2) Das Krankenhaus informiert möglichst im Einver-
nehmen mit dem betroffenen Menschen frühzeitig 
den Kreis oder die kreisfreie Stadt über die bevorste-
hende Beendigung der Unterbringung und hierzu be-
reits eingeleitete Maßnahmen. Je nach Betreuungs- 
und Behandlungsbedarf des betroffenen Menschen 
soll die Vorbereitung und Einleitung nachgehender 
Hilfsangebote in Zusammenarbeit zwischen dem 
Krankenhaus, dem zuständigen Kreis oder der zu-
ständigen kreisfreien Stadt, der weiterbehandelnden 
Ärztin oder dem weiterbehandelnden Arzt oder der 
weiterbehandelnden psychologischen Psychothera-
peutin oder dem weiterbehandelnden psychologi-
schen Psychotherapeuten erfolgen. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 und 3 
benachrichtigt das Krankenhaus das Amtsgericht, 
die bestellte Verfahrenspflegerin oder den bestellten 
Verfahrenspfleger, den Kreis oder die kreisfreie Stadt 
und eine der in § 11 Absatz 2 Satz 1 genannten 
Personen von der Beendigung der Unterbringung. 

§ 26  
Anliegenvertretung 

(1) Zur Vertretung der Belange und Anliegen der 
betroffenen Menschen bestellt der Kreis oder die 
kreisfreie Stadt für die Krankenhäuser, in denen in 
seinem Bezirk Unterbringungen vollzogen werden, 
eine Besuchskommission. Zusätzlich kann eine Pa-
tientenfürsprecherin und ihr Vertreter oder ein Pati-
entenfürsprecher und seine Vertreterin zur Anliegen-
vertretung bestellt werden. Der Sozialpsychiatrische 
Dienst unterstützt die Anliegenvertretung und führt 
ihre Geschäfte. 

(2) Die Anliegenvertretung soll die Krankenhäuser 
mindestens zweimal jährlich besuchen. Zwischen 
zwei Besuchen dürfen nicht mehr als sechs Monate 
liegen. Es ist sicherzustellen, dass die Anliegenver-
tretung auch zwischen den Besuchen für Anliegen 
und Beschwerden erreichbar ist. Die Anliegenver-
tretung soll prüfen, ob die Rechte der betroffenen 
Menschen gewahrt werden und der Zweck der Un-
terbringung erfüllt wird. Sie wirkt bei der Gestaltung 
der Unterbringung beratend mit. Aufgabe der Anlie-
genvertretung ist es, Anregungen und Beschwerden 
der betroffenen Menschen entgegenzunehmen und 
zu prüfen. Mitglieder von Anliegenvertretungen dür-
fen Aufgaben der Anliegenvertretung nicht in Kran-
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kenhäusern wahrnehmen, in denen sie beschäftigt 
sind. Die Anliegenvertretung kann zu einem Besuch 
weitere geeignete Personen hinzuziehen, die nicht 
im besuchten Krankenhaus beschäftigt sind. Dazu 
zählen insbesondere Beauftragte für Menschen mit 
Behinderung sowie Vertreterinnen und Vertreter der 
unabhängigen Beschwerdestellen oder eines Betreu-
ungsvereins. Die Anliegenvertretung ist berechtigt, 
die Krankenhäuser unangemeldet zu besuchen. 

(3) Einer Besuchskommission gehören mindestens 
vier Personen an; jeweils hälftig sollen Frauen und 
Männer berücksichtigt werden. Mitglieder sind 

1. eine Ärztin oder ein Arzt mit Erfahrung auf dem 
Gebiet der Psychiatrie, 

2. eine in Unterbringungsangelegenheiten erfahrene 
Person mit Befähigung zum Richteramt, 

3. ein Mitglied sowie bei Bedarf eine Assistenzper-
son auf Vorschlag von Vereinigungen der Psych-
iatrie-Erfahrenen und

4. ein Mitglied auf Vorschlag der Vereinigungen der 
Angehörigen und Freunde psychisch kranker Men-
schen. 

Die Mitglieder wählen die Vorsitzende oder den Vor-
sitzenden und die Vertreterin oder den Vertreter; 
Wiederwahl ist zulässig. Beim Ausscheiden eines 
Mitgliedes ist für die Restdauer der Amtszeit der 
Besuchskommission ein Ersatzmitglied zu bestellen. 

(4) In den Krankenhäusern ist durch Aushang an 
geeigneter Stelle unter Bekanntgabe des Namens 
und der Anschrift der oder des Vorsitzenden der 
Besuchskommission sowie gegebenenfalls der Pa-
tientenfürsprecherin und ihres Vertreters oder des 
Patientenfürsprechers und seiner Vertreterin auf die 
Anliegenvertretung und ihre Aufgaben hinzuweisen. 

(5) Der Anliegenvertretung ist ungehinderter Zugang 
zu den Krankenhäusern zu gewähren. Ihr sind die 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Einsicht in 
die vorhandenen Unterlagen zu gewähren. Personen-
bezogene Auskünfte bedürfen der Zustimmung des 
betroffenen Menschen. Bei den Besuchen ist den 
betroffenen Menschen auch Gelegenheit zu geben, 
in Abwesenheit von Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern des Krankenhauses Wünsche und Beschwerden 
vorzutragen. Das Krankenhaus hat die Anliegenver-
tretung bei ihrer Tätigkeit zu unterstützen. 

(6) Über ihre Tätigkeit berichtet die Anliegenvertre-
tung dem Kreis oder der kreisfreien Stadt einmal 
jährlich. 

(7) Für die Tätigkeit in der Anliegenvertretung und 
für die nach Absatz 2 Satz 8 hinzugezogenen Perso-
nen gelten die Vorschriften für ehrenamtliche Tätig-
keit. Für die Tätigkeit in der Anliegenvertretung ist 
eine Amtsdauer von mindestens vier und höchstens 
sechs Jahren festzulegen; Wiederbestellung ist zu-
lässig. Die Anliegenvertretung bleibt nach Ablauf 

ihrer Amtsdauer bis zum Amtsantritt der neuen An-
liegenvertretung im Amt. 

Abschnitt 3  
Sicherungs- und Zwangsmaßnahmen 

während der Unterbringung 

§ 27  
Sicherungs- und Zwangsmaßnahmen 

(1) Auf Sicherungs- und Zwangsmaßnahmen ge-
genüber dem betroffenen Menschen soll möglichst 
verzichtet werden. In den Krankenhäusern sind Me-
thoden und Instrumentarien zu entwickeln, zu eva-
luieren und anzuwenden, um Krisensituationen ohne 
Zwang zu bewältigen. Es ist sicherzustellen, dass bei 
der Anwendung von Sicherungs- und Zwangsmaß-
nahmen das nach dem aktuellen wissenschaftlichen 
Stand am wenigsten eingreifende geeignete Mittel 
zur Verfügung steht. Dazu haben die Krankenhäuser 
der Fachaufsicht ein auf die konkreten Gegebenhei-
ten vor Ort abzustellendes Konzept zur Vermeidung 
von Sicherungs- und Zwangsmaßnahmen vorzulegen 
und mit ihr abzustimmen.

(2) Wenn es zur Sicherung des Zwecks der Unter-
bringung, zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder 
zur Abwendung einer schwerwiegenden Störung der 
Ordnung des Krankenhauses unerlässlich ist, dürfen 
Sicherungs- und Zwangsmaßnahmen angeordnet 
werden. In Betracht kommen insbesondere 

1. der Entzug oder das Vorenthalten von Gegenstän-
den, 

2. die Beobachtung des betroffenen Menschen, 

3. die Absonderung von anderen Patientinnen und 
Patienten oder 

4. das Festhalten des betroffenen Menschen. 

Eine Maßnahme hat zu unterbleiben, wenn die Ge-
fahr unter Beachtung des aktuellen wissenschaftli-
chen Stands auch anders abgewendet werden kann 
oder ein durch die Maßnahme zu erwartender Scha-
den erkennbar außer Verhältnis zu dem angestrebten 
Erfolg steht. 

(3) Sicherungs- und Zwangsmaßnahmen sind vor 
ihrer Anwendung dem betroffenen Menschen anzu-
kündigen und zu begründen. Die Ankündigung darf 
nur dann unterbleiben, wenn die Umstände sie nicht 
zulassen. 

(4) Sicherungs- und Zwangsmaßnahmen dürfen nur 
von einer Ärztin oder einem Arzt aufgrund eigener 
Untersuchung angeordnet werden. Sie sind zu be-
fristen und unverzüglich aufzuheben, sobald die 
Voraussetzungen für ihre Anordnung entfallen. Die 
weitere Notwendigkeit der Maßnahme ist regelmäßig 
in angemessenen Zeitabständen durch eine Ärztin 
oder einen Arzt zu überprüfen. 

(5) Bei Gefahr im Verzug dürfen die Sicherungs- und 
Zwangsmaßnahmen auch von Vollzugskräften nach 
§ 252 Absatz 1 und 2 des Landesverwaltungsgeset-
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zes vorläufig durchgeführt werden; die Anordnung 
einer Ärztin oder eines Arztes ist unverzüglich her-
beizuführen. 

§ 28  
Besondere Sicherungsmaßnahmen 

(1) Bei einem betroffenen Menschen dürfen zeit-
weise besondere Sicherungsmaßnahmen angeordnet 
werden, wenn und solange die Gefahr besteht, dass 
der betroffene Mensch gegen Personen gewalttätig 
wird oder sich selbst tötet oder erheblich verletzt. 
Für besondere Sicherungsmaßnahmen gilt § 27 nach 
Maßgabe dieses Paragraphen. 

(2) Eine besondere Sicherungsmaßnahme darf nur 
angeordnet werden, wenn und soweit mildere Mittel 
nicht in Betracht kommen, insbesondere, weil Maß-
nahmen nach § 27 in der konkreten Situation aus-
sichtslos erscheinen oder bereits erfolglos geblieben 
sind und ein durch die Maßnahme zu erwartender 
Schaden nicht erkennbar außer Verhältnis zu dem 
angestrebten Erfolg steht. 

(3) Besondere Sicherungsmaßnahmen sind: 

1. die Unterbringung in einem besonderen Raum 
ohne gefährdende Gegenstände (Kriseninterven-
tionsraum) oder

2. die sedierende Medikation oder 

3. die Fixierung durch mechanische Hilfsmittel, wel-
che die Fortbewegungsfreiheit des betroffenen 
Menschen nach jeder Richtung hin vollständig 
aufhebt, einschließlich der hiermit medizinisch 
notwendig verbundenen Medikation (Fixierungs-
maßnahme). Nicht umfasst ist die Fixierung an 
weniger als zwei Gliedern (sogenannte 1-Punkt-
Fixierung) zur Sicherstellung einer laufenden so-
matischen Behandlung.

(4) Der von einer besonderen Sicherungsmaßnahme 
betroffene Mensch ist in besonderem Maße zu über-
wachen und betreuen. Nach Beendigung der Maß-
nahme ist ihm die Möglichkeit einer Nachbespre-
chung im Hinblick auf eine therapeutische Aufarbei-
tung einzuräumen. 

(5) Eine nicht nur kurzfristige Fixierungsmaßnahme 
bedarf einer Anordnung des Gerichts auf schriftli-
chen Antrag des Kreises oder der kreisfreien Stadt. 
Dem Antrag ist eine ärztliche Stellungnahme bei-
zufügen. 

(6) Bei Gefahr im Verzug darf eine Fixierungsmaß-
nahme von einer Ärztin oder einem Arzt aufgrund 
eigener Untersuchung angeordnet werden. Die Ärztin 
oder der Arzt unterrichtet unverzüglich den Kreis 
oder die kreisfreie Stadt, so dass der Kreis oder die 
kreisfreie Stadt einen Antrag auf gerichtliche Ent-
scheidung stellt. Die Beendigung der Maßnahme ist 
dem Gericht sowie dem Kreis oder der kreisfreien 
Stadt mitzuteilen. Der betroffene Mensch ist nach 
Beendigung einer Fixierungsmaßnahme, über die 

nicht richterlich entschieden wurde, auf die Mög-
lichkeit eines Antrags auf gerichtliche Überprüfung 
der durchgeführten Maßnahme hinzuweisen. 

(7) Bei Fixierungsmaßnahmen ist kontinuierlich eine 
Eins-zu-eins-Betreuung durch hinreichend geschultes 
Krankenhauspersonal sicherzustellen. Auf eine unmit-
telbare räumliche Anwesenheit kann auf Wunsch des 
betroffenen Menschen oder in medizinisch oder thera-
peutisch begründeten Ausnahmefällen verzichtet wer-
den; eine ständige Betreuung des fixierten Menschen 
ist sicherzustellen. Fixierungs- und Isolierungsmaß-
nahmen müssen in gesonderten Räumen so durchge-
führt werden, dass die Privatsphäre des betroffenen 
Menschen soweit wie möglich gewahrt wird. 

(8) Die Anordnung und Durchführung besonderer 
Sicherungsmaßnahmen sind zu dokumentieren; es 
sind mindestens aufzuzeichnen: 

1. die Ankündigung und Begründung gegenüber dem 
betroffenen Menschen oder ihr Unterbleiben, 

2. die Gründe für die Anordnung, 

3. gegebenenfalls die gerichtliche Entscheidung, 

4. die Art und der Beginn der Maßnahme, 

5. die Art der Betreuung, 

6. eine etwaige Verlängerung oder das Ende der 
Maßnahme, 

7. die Nachbesprechung und 

8. der Hinweis auf die Möglichkeit einer gerichtlichen 
Überprüfung der Maßnahme. 

Die Aufzeichnung ist zu den Krankenakten zu neh-
men und von einer Ärztin oder einem Arzt zu ver-
antworten. 

(9) Von der Anordnung einer besonderen Siche-
rungsmaßnahme ist die gesetzliche Vertretung des 
untergebrachten Menschen unverzüglich zu benach-
richtigen.

§ 29  
Ärztliche Zwangsmaßnahme 

(1) Eine Behandlung gegen den natürlichen Willen des 
betroffenen Menschen (ärztliche Zwangsmaßnahme) 
mit dem Ziel, die fortdauernde oder wiederkeh-
rende Notwendigkeit einer Unterbringung nach § 7 
zu beseitigen, darf nur dann durchgeführt werden, 
wenn 

1. der betroffene Mensch aufgrund einer psychi-
schen Störung die Notwendigkeit der ärztlichen 
Maßnahme nicht erkennen oder nicht nach dieser 
Einsicht handeln kann, 

2. sie im Hinblick auf das Behandlungsziel, das ihren 
Einsatz rechtfertigt, Erfolg verspricht, 

3. mildere Mittel, insbesondere eine weniger eingrei-
fende Behandlung, aussichtslos sind und 
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4. der zu erwartende Nutzen der Behandlung die 
zu erwartenden Beeinträchtigungen deutlich fest-
stellbar überwiegt. 

(2) Die Behandlung muss von einer Ärztin oder ei-
nem Arzt selbst durchgeführt werden. Sie muss 
ärztlich überwacht und dokumentiert werden. Die 
Notwendigkeit der Behandlung ist regelmäßig zu 
überprüfen und unverzüglich zu beenden, wenn ihre 
Voraussetzungen nicht mehr vorliegen, unerwartete 
Nebenwirkungen auftreten oder eine Verbesserung 
des Zustandes nicht absehbar ist. Eine wirksame 
Patientenverfügung ist zu beachten. 
(3) Eine ärztliche Zwangsmaßnahme setzt voraus, 
dass durch die behandelnde Ärztin oder den behan-
delnden Arzt 
5. eine den Verständnismöglichkeiten des betroffe-

nen Menschen entsprechende Information über 
die beabsichtigte Behandlung und ihre Wirkungen 
vorausgegangen ist, 

6. vor Beginn der Behandlung ernsthaft versucht wurde, 
eine auf Vertrauen gegründete, freiwillige Zustim-
mung des betroffenen Menschen zu erreichen und 

7. dem betroffenen Menschen nach Scheitern des 
Gespräches nach Nummer 2 die Beantragung 
der gerichtlichen Anordnung nebst der Möglich-
keit der Durchführung einer ärztlichen Zwangs-
maßnahme, im Falle der vorläufigen ärztlichen 
Zwangsmaßnahme ohne vorherige gerichtliche 
Anordnung, angekündigt worden ist. 

Die Durchführung der Gespräche nach Satz 1 muss 
durch die behandelnde Ärztin oder den behandelnden 
Arzt dokumentiert werden. 
(4) Die ärztliche Zwangsmaßnahme bedarf der vorheri-
gen Anordnung des zuständigen Gerichtes auf Antrag 
des Kreises oder der kreisfreien Stadt. § 8 Absatz 2 
gilt entsprechend. Kann eine gerichtliche Entschei-
dung nicht rechtzeitig herbeigeführt werden, kann die 
ärztliche Zwangsmaßnahme vorläufig vorgenommen 
werden, längstens jedoch bis zum Ablauf des auf 
die Zwangsmaßnahme folgenden Tages. Der Antrag 
auf Anordnung einer ärztlichen Zwangsmaßnahme ist 
unverzüglich beim zuständigen Gericht nachzuholen. 
(5) § 7 Absatz 3 gilt entsprechend. 

§ 30  
Unmittelbarer Zwang 

(1) Anordnungen nach diesem Gesetz dürfen von 
Vollzugskräften nach § 252 des Landesverwaltungs-
gesetzes im Wege des unmittelbaren Zwangs nach 
§ 251 Absatz 1 Nummer 1 und 2 des Landesver-
waltungsgesetzes gegenüber dem betroffenen Men-
schen durchgesetzt werden. Die Anwendung des 
unmittelbaren Zwangs ist mündlich anzudrohen. Von 
einer vorherigen Androhung kann abgesehen werden, 
wenn die Umstände sie nicht zulassen. 

(2) Das Recht zur Anwendung unmittelbaren Zwangs 
aufgrund anderer Vorschriften bleibt unberührt. 

(3) Die Anwendung unmittelbaren Zwangs ein-
schließlich der Gründe hierfür und der Begründung, 
warum Alternativen nicht möglich sind, sind zu do-
kumentieren. 

Teil 4  
Verschwiegenheitspflicht, Datenschutz 

und Dokumentation 
§ 31  

Berufs- und Amtsverschwiegenheitspflicht 
(1) Personenbezogene Daten, die Ärztinnen und Ärz-
ten im Rahmen der Unterbringung von einem betrof-
fenen Menschen als Geheimnis anvertraut oder über 
einen betroffenen Menschen sonst bekanntgeworden 
sind, unterliegen der Schweigepflicht. Eine Weitergabe 
gegenüber anderem Personal des Krankenhauses, den 
Kreisen und kreisfreien Städten, dem Gericht oder 
sonstigen Stellen ist zulässig, wenn und soweit dies 
nach diesem Gesetz vorgesehen oder im Einzelfall für 
den Zweck der Unterbringung oder zur Abwehr von 
Gefahren für die Gesundheit des betroffenen Men-
schen oder Dritter erforderlich ist. Sonstige Offenba-
rungsbefugnisse bleiben unberührt. Der betroffene 
Mensch ist vor der Erhebung über die nach Satz 2 be-
stehenden Offenbarungsbefugnisse zu unterrichten. 
(2) Absatz 1 gilt für sonstige Berufsgeheimnisträ-
gerinnen und Berufsgeheimnisträger entsprechend. 

§ 32  
Datenverarbeitung 

(1) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten 
durch öffentliche Stellen nach diesem Gesetz gelten 
die Verordnung (EU) 2016/6791, die nachfolgenden 
Regelungen (§§ 33 bis 37) sowie die allgemeinen 
Datenschutzvorschriften. 
(2) Personenbezogene Daten dürfen nur dann zur Er-
füllung von Aufsichts- und Kontrollbefugnissen sowie 
zur Rechnungsprüfung verarbeitet werden, wenn dies 
erforderlich ist, weil die Aufgabe auf andere Weise, 
insbesondere mit anonymisierten Daten, nicht oder nur 
mit unverhältnismäßigem Aufwand erfüllt werden kann. 

§ 33  
Datenspeicherung 

(1) Schutzwürdige Daten, die einem Berufs- oder 
besonderen Amtsgeheimnis unterfallen, dürfen nur 
gespeichert werden, soweit dies für die Erfüllung der 
in diesem Gesetz vorgesehenen Aufgaben oder für 
die Dokumentation von diagnostischen oder thera-
peutischen Maßnahmen erforderlich ist. Sie sind in 
Akten aufzunehmen. 
(2) Untersuchungs oder Behandlungsergebnisse sind 
gesondert aufzubewahren. 

1 Verordnung (EU) des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natür-
licher Personen bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverord-
nung) (ABl. L 119 S. 1, zuletzt ber. 2018, ABl. L 127 S. 2)
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§ 34  
Besonders schutzwürdige Daten 

(1) Personenbezogene Daten nach § 33 Absatz 1 
Satz 1 dürfen die Kreise oder kreisfreien Städte oder 
die an einem Unterbringungsverfahren beteiligten 
Stellen für andere Zwecke als die, für welche die 
Daten erhoben und gespeichert worden sind, nur 
weiterverarbeiten, wenn 

1. der betroffene Mensch eingewilligt hat, 

2. eine Rechtsvorschrift dies erlaubt oder 

3. eine Lebensgefahr oder eine Gefahr für die kör-
perliche Unversehrtheit nicht anders abgewendet 
werden kann. 

Eine Übermittlung an das Gericht, an die Betreuungs-
behörde oder an eine rechtliche Betreuerin oder ei-
nen rechtlichen Betreuer, ist darüber hinaus zulässig, 
soweit dies für eine Unterbringung oder vorläufige 
Unterbringung nach diesem Gesetz oder für die Be-
treuung erforderlich ist. 

(2) Werden in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Da-
ten übermittelt, hat die datenempfangende Person 
diese gegen unbefugte Kenntnisnahme zu sichern; 
hierauf ist sie hinzuweisen. 

§ 35  
Unterrichtung in besonderen Fällen 

Ist aufgrund der Art und Schwere seiner psychischen 
Störung anzunehmen, dass der betroffene Mensch 
sich oder andere durch das Führen eines motori-
sierten Verkehrsmittels oder durch den Umgang mit 
Waffen gefährden könnte, kann die Leitung des Sozi-
alpsychiatrischen Dienstes oder die ärztliche Leitung 
des Krankenhauses, in dem der betroffene Mensch 
untergebracht ist, die zuständige öffentliche Stelle 
über die getroffenen Feststellungen unterrichten. 
Dem betroffenen Menschen ist vorher Gelegenheit 
zu geben, sich zu der Unterrichtung zu äußern; eine 
Äußerung ist der Unterrichtung beizufügen. 

§ 36  
Datenlöschung 

Die unter dem Namen des betroffenen Menschen ge-
speicherten personenbezogenen Daten sind zu löschen 

4. von der für die Gewährung von Hilfen zuständigen 
Stelle spätestens zehn Jahre nach der Beendigung 
der Gewährung von Hilfen, 

5. von der für die Untersuchung nach § 6 Absatz 3 
zuständigen Stelle spätestens zehn Jahre nach 
der letzten Untersuchung, 

6. von der für die Beantragung oder Anordnung einer 
Unterbringung zuständigen Stelle spätestens zehn 
Jahre nach der Beendigung des Unterbringungs-
verfahrens, sofern die Daten nicht nach Nummer 1 
oder Nummer 2 länger aufbewahrt werden dürfen, 

7. von dem Krankenhaus spätestens 15 Jahre nach 
der Beendigung der Unterbringung. 

Ist zu den in Satz 1 genannten Zeitpunkten ein Rechts-
streit anhängig, sind die für den Rechtsstreit benötig-
ten Daten erst nach dessen Beendigung zu löschen. 

§ 37  
Auskunft, Akteneinsicht 

(1) Die Auskunft über die nach diesem Gesetz zum 
betroffenen Menschen gespeicherten Daten kann im 
beiderseitigen Einvernehmen mündlich durch eine 
Ärztin oder einen Arzt erteilt werden; ansonsten 
werden gebührenfrei Kopien gefertigt. Die Auskunft 
oder Einsicht kann versagt werden, soweit eine Un-
tersuchung nach § 6 Absatz 4, eine Unterbringung 
nach § 7 Absatz 1 oder eine vorläufige Unterbrin-
gung nach § 11 Absatz 1 wesentlich gefährdet oder 
Hilfen wesentlich erschwert würden. 

(2) Die Mitglieder einer Delegation des Europäi-
schen Ausschusses zur Verhütung von Folter und 
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder 
Strafe (CPT), des Unterausschuss zur Prävention von 
Folter der Vereinten Nationen (SPT) sowie der Natio-
nalen Stelle zur Verhütung von Folter erhalten wäh-
rend des Besuchs in dem Krankenhaus Einsicht in 
die vorhandenen Akten des betroffenen Menschen, 
mit Ausnahme der Therapiegespräche, soweit dies 
zur Wahrnehmung der Aufgaben des Ausschusses 
oder der Stelle erforderlich ist. 

§ 38  
Dokumentations- und Berichtspflicht 

(1) Im Rahmen der Unterbringung sind alle Entschei-
dungen, Maßnahmen, Eingriffe sowie besondere Vor-
kommnisse und ihre Umstände von dem Kranken-
haus zu dokumentieren. Dies gilt insbesondere für 
1. die Aufklärung nach § 12 Absatz 2, 
2. die Behandlungsplanung und die Behandlungs-

maßnahmen im Sinne von § 14, 
3. die Beschränkungen hinsichtlich des Schriftwech-

sel, bei Paketen, Telekommunikation, Besuchen 
und Religionsausübung nach §§ 16, 19 bis 22, 

4. Art, Beginn und Ende von Sicherungs- und 
Zwangsmaßnahmen nach § 27 und von beson-
deren Sicherungsmaßnahmen nach § 28 sowie 
die Gründe für ihre Anordnung, die Art der Be-
treuung und die Maßnahmen, die zur Deeskalation 
eingeleitet wurden, 

5. die Durchführung der ärztlichen Zwangsmaß-
nahme nach § 29, 

6. die Anwendung unmittelbaren Zwangs gemäß § 30, 
7. die Beschränkung der Auskunfts- und Einsichts-

rechte, 
8. die Beurlaubung gemäß § 24 unter Angabe von 

Gründen und 
9. die Beendigung der Unterbringung gemäß § 25. 
(2) Die im von der für Gesundheit zuständigen obers-
ten Landesbehörde veröffentlichtem Unterbringungs-
plan aufgeführten Krankenhäuser berichten den 



Nr. 22 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2020; Ausgabe 23. Dezember 2020 1047

Kreisen und kreisfreien Städten für ihren jeweiligen 
Zuständigkeitsbereich jährlich über 

1. die Anzahl und Dauer von Unterbringungen nach 
diesem Gesetz, 

2. die Anzahl der vorläufigen Unterbringungen nach 
§ 11, 

3. die Art, die Anzahl und die Dauer von besonderen 
Sicherungsmaßnahmen nach § 28, 

4. die Anzahl der ärztlichen Zwangsmaßnahmen 
nach § 29. 

Teil 5  
Kosten 

§ 39  
Grundsatz 

Für die Durchführung dieses Gesetzes erheben die 
Kreise und kreisfreien Städte keine Kosten. 

§ 40 
Kosten der Unterbringung 

(1) Die Kosten der Unterbringung nach dem Dritten 
Teil trägt der betroffene Mensch. Für die nach dem 
Pflegesatzrecht festgesetzten Krankenhauskosten ist 
der Krankenhausträger Kostengläubiger gegenüber 
diesem Menschen. Auf Gesetz oder Vertrag beru-
hende Verpflichtungen Dritter zur Kostentragung, 
insbesondere von Unterhaltspflichtigen oder Trägern 
der Sozialversicherung, bleiben unberührt. 

(2) Hat der Kreis oder die kreisfreie Stadt die Unter-
bringung vorläufig vorgenommen, trägt er oder sie 
die Kosten der Unterbringung, wenn das Gericht die 
Unterbringung nicht anordnet, weil sie zum Zeitpunkt 
der Anordnung nicht erforderlich war. 

§ 41  
Bedürftigkeit des betroffenen Menschen 

Soweit der betroffene Mensch bei freiwilligem Auf-
enthalt in einem Krankenhaus Anspruch auf Sozial-
hilfe hätte, sind in den Fällen der Unterbringung nach 
dem Dritten Teil vom Träger der Sozialhilfe Leistungen 
in entsprechender Anwendung des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch und des Gesetzes zur Ausführung 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch zu gewähren. 

Teil 6  
Übergangs- und Schlussvorschriften 

§ 42  
Einschränkung von Grundrechten 

Durch dieses Gesetz werden im Rahmen des Artikels 19 
Absatz 2 des Grundgesetzes die Rechte 

1. auf körperliche Unversehrtheit und auf Freiheit der 
Person (Artikel 2 Absatz 2 des Grundgesetzes), 

2. auf ungestörte Religionsausübung (Artikel 4 Ab-
satz 2 des Grundgesetzes), 

3. auf Unverletzlichkeit des Brief-, Post- und Fern-
meldegeheimnisses (Artikel 10 des Grundgeset-
zes) und 

4. auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) eingeschränkt. 

§ 43  
Verordnungsermächtigungen 

Die für Gesundheit zuständige oberste Landesbe-
hörde wird ermächtigt, durch Verordnung 

1. die Qualifikationsanforderungen für die Leitung 
des Sozialpsychiatrischen Dienstes festzulegen, 

2. zu bestimmen, 

a) welche weiteren Anforderungen die ärztliche 
Stellungnahme nach § 8 Absatz 2 erfüllen muss, 

b) welche Qualifikation Verfasserinnen und Verfasser 
ärztlicher Stellungnahmen haben müssen und 

c) dass die örtlichen Träger der Sozialhilfe Auf-
gaben des überörtlichen Trägers nach § 41 
durchführen. 

§ 44  
Übergangsvorschriften 

(1) Bis zum 31. Dezember 2026 ist § 28 Absatz 2 
und Absatz 7 mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
besondere Sicherungsmaßnahmen auch dann ange-
ordnet werden können, wenn und soweit mildere 
Mittel aufgrund der baulichen Situation in dem Kran-
kenhaus nicht zur Verfügung stehen. 

(2) Der erste Berichtszeitraum im Sinne des § 38 
Absatz 2 beginnt am 1. Januar 2022. In dieser Über-
gangzeit sind die Voraussetzungen für die Datenerhe-
bung anhand einheitlicher definitorischer Merkmale 
zu schaffen. Für die ersten beiden Berichtsjahre ist 
die Berichterstattung quartalsweise vorzunehmen. 

§ 45  
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt das Psychisch-Kranken-Ge-
setz vom 14. Januar 2000 (GVOBl. Schl.-H. S. 106, 
ber. S. 206)*), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
2. Mai 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 162), außer Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 

Kiel, 11. Dezember 2020

 D a n i e l  G ü n t h e r D r.  H e i n e r  G a r g
 Ministerpräsident Minister 
  für Soziales, Gesundheit,
  Jugend, Familie und Senioren

*) GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2126-10
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Hinweis der Schriftleitung:

Unverzügliche Bekanntmachung der nachstehenden Landesverordnung gemäß § 60 
Absatz 3 Satz 2 und 3 i.V.m. § 60 Absatz 1 LVwG

Die Ersatzverkündung dieser Landesverordnung gemäß § 60 Absatz 3 Satz 1 LVwG ist am 12. Dezember 2020 
durch Veröffentlichung auf der Webseite der Landesregierung durch das Ministerium für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur unter https://www.schleswig-holstein.de/DE/Schwerpunkte/Coronavirus/Erlasse/201212_corona_ 
aenderungsverordnung_schulen.html erfolgt.

Landesverordnung  
zur Änderung der Schulen-Coronaverordnung*)

Vom 12. Dezember 2020
Aufgrund des § 32 Satz 1 und 2, § 28 Absatz 1 Satz 1 
und 2, § 28a Absatz 1 Nummer 2 und 16 sowie 
Absatz 3, 5 und 6 des Infektionsschutzgesetzes vom 
20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. November 2020 
(BGBl. I. S. 2397), in Verbindung mit § 12 Absatz 1 
Satz 1 der Corona-Bekämpfungsverordnung vom 
29. November 2020 (ersatzverkündet am 29. No-
vember 2020 auf der Internetseite www.schleswig-
holstein.de/coronavirus-erlasse.de) verordnet das Mi-
nisterium für Bildung, Wissenschaft und Kultur:

Artikel 1 
Änderung der Schulen-Coronaverordnung

Die Schulen-Coronaverordnung vom 30. November 
2020 (ersatzverkündet am 30. November 2020 auf 

der Internetseite www.schleswig-holstein.de/coro-
navirus-erlasse.de) wird wie folgt geändert:

1. In der Überschrift von § 5 sowie in dessen Absatz 1 
und Absatz 4 Satz 1 werden jeweils die An-
gabe „1. bis zum 19. Dezember 2020“ ersetzt 
durch die Angabe „13. Dezember 2020 bis zum 
10. Januar 2021“.

2. Folgender neuer § 6a wird eingefügt:

„§ 6a 
Schulbetrieb in der Zeit vom 14. Dezember 

2020 bis zum 9. Januar 2021

In den allgemein bildenden Schulen und Förder-
zentren ab der Jahrgangsstufe 8 sowie in den be-
rufsbildenden Schulen finden für die Schülerinnen 
und Schüler vom 14. Dezember 2020 bis zum 9. 
Januar 2021 kein Unterricht und keine sonstigen 
schulischen Veranstaltungen statt. Für die Schüle-

Landesverordnung  
zur Änderung der Landesverordnung über Verwaltungsgebühren in Angelegenheiten 

der Lebensmittel- und Bedarfsgegenständeüberwachung und des Weinrechts*)
Vom 8. Dezember 2020

Aufgrund des § 2 des Verwaltungskostengesetzes 
des Landes Schleswig-Holstein vom 17. Januar 1974 
(GVOBl. Schl.-H. S. 37), zuletzt geändert durch Arti-
kel 9 des Gesetzes vom 1. September 2020 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 508), in Verbindung mit § 4 Nummer 4 
Buchstabe b der Verwaltungsgebührenverordnung 
vom 26. September 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 476), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 15. Sep-
tember 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 697), verordnet 
das Ministerium für Justiz, Europa und Verbraucher-
schutz:

Artikel 1

1. Die Verordnungsüberschrift erhält folgende Fas-
sung:

„Landesverordnung über Verwaltungsgebühren in 
Angelegenheiten der Lebensmittel- und Bedarfs-
gegenständeüberwachung und des Weinrechts 
(LMBuaVwGebVO)“

2. Die Anlage wird wie folgt geändert:

a) Die Tarifstellengruppe 1.3 wird gestrichen.

b) In der Tarifstelle 1.4.1 wird die Angabe „Arti- 
kel 79 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 47 
Absatz 1 Buchstabe c oder Artikel 53 Absatz 1 
Buchstabe a“ durch die Angabe „Artikel 44“ 
ersetzt. 

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
in Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 8. Dezember 2020
C l a u s  C h r i s t i a n  C l a u s s e n

Minister 
für Justiz, Europa und Verbraucherschutz

*) Ändert LVO vom 8. September 2010, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2013-2-48

*) Ändert LVO vom 30. November 2020, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. B 2126-13-33
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rinnen und Schüler ist ein Lernen in Distanz vorzu-
sehen. Bereits vorgesehene und unaufschiebbare 
Prüfungen und Leistungsnachweise können in der 
Schule durchgeführt werden. Für Schülerinnen und 
Schüler mit einem sonderpädagogischen Förderbe-
darf können abweichend von Satz 1 an Förderzen-
tren und allgemein bildenden Schulen erforderliche 
Betreuungsangebote vorgehalten werden.“

3. In § 9 Absatz 2 wird die Angabe „22. Dezember 
2020“ ersetzt durch die Angabe „10. Januar 2021“.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 12. Dezember 2020
Ka r i n  P r i en

Ministerin 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur

Begründung des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur zu der Landesverordnung zur Änderung der Schulen-
Coronaverordnung vom 12. Dezember 2020 gemäß § 28a Absatz 5 Satz 1 IfSG

Trotz des seit Oktober 2020 deutschlandweit zu verzeichnenden deutlichen Anstiegs der Zahl an Neuinfektionen mit 
dem Coronavirus SARS-CoV-2 konnte der Schulbetrieb in Schleswig-Holstein bislang weitestgehend in Präsenzunter-
richt fortgesetzt werden. Einen wichtigen Anteil hieran haben insbesondere die im August 2020 eingeführte und im 
Oktober 2020 nach dem Ende der Herbstferien ausgeweitete Mund-Nasen-Bedeckungspflicht sowie die sonstigen Hy-
gieneregeln an Schulen. Es bleibt weiterhin das grundsätzliche Ziel, die Schulen innerhalb der Coronavirus-Pandemie 
in Berücksichtigung des Infektions- und Gesundheitsschutzes weitgehend geöffnet zu halten.

Eine Woche vor den Winterferien mit den Festen zu Weihnachten und Silvester ergibt sich nunmehr eine nochmals 
veränderte, besondere Situation. Das Robert Koch-Institut (RKI) meldet mit Stand vom 11. Dezember 2020 bundesweit 
einen Stand von 29.875 Fällen binnen eines Tages. Dies bedeutet einen neuen Höchststand und rund 21 Prozent mehr 
Fälle als am selben Tag der Vorwoche. Auch die Zahl der gemeldeten Todesfälle im Zusammenhang mit dem Corona-
virus stieg auf einen neuen Höchstwert und liegt nun bei 598 binnen eines Tages. Auch in Schleswig-Holstein ist ein 
sehr starker Anstieg der Fallzahlen zu verzeichnen, wodurch der landesweite 7-Tages-Inzidenzwert auf einen kritischen 
Höchstwert von 67,9 Fälle je 100.000 Einwohner gestiegen ist. Dieses Infektionsgeschehen erfordert ein kurzfristiges 
Handeln, welches auch Maßnahmen umfasst, die sich auf den Präsenzunterricht in Schulen auswirken.

Insofern müssen nunmehr auch Kontakte beschränkt werden, die in der schulischen Präsenz stattfinden. Zugleich ist 
weiterhin das Recht der Schülerinnen und Schüler auf eine Teilhabe am schulischen Bildungswesen zu berücksichtigen. 
Deshalb ist ab dem 14. Dezember 2020 bis zum 10. Januar 2021 ein besonders geeigneter Zeitraum, in Schulen über 
die bisherige Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung hinaus auch Kontaktbeschränkungen zu verfügen. Denn 
in diesen 28 Kalendertagen gibt es aufgrund der Winterferien nur 7 (bzw. 8) übliche Schultage. Das Schulwesen kann 
hier einen wesentlichen Beitrag zum Infektions- und Gesundheitsschutz der an Schulen beteiligten Personen sowie 
insbesondere auch für die Allgemeinheit leisten, um insbesondere auch das Risiko für ältere oder an Vorerkrankungen 
leidende Familienmitglieder von Schülerinnen und Schülern zu reduzieren und nach Weihnachten einen Anstieg von 
besonders schweren Krankheitsverläufen zu vermeiden.

Im Einzelnen sind folgende Regelungen für den Zeitraum vom 14. Dezember 2020 bis zum 9. Januar 2021 vorgesehen:

Jahrgangsstufen 1 bis 7

Für die Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 1 bis 7 findet Unterricht in Präsenz statt. Eltern können ihre 
Kinder allerdings aus Gründen der Kontaktreduzierung und Selbst-Quarantäne vom Präsenzunterricht beurlauben las-
sen. Hierdurch reduziert sich wiederum die Anzahl der Schülerinnen und Schüler im Präsenzunterricht. Es besteht ein 
erhöhter Betreuungsbedarf bei den Schülerinnen und Schüler in diesen Jahrgangsstufen. Eine gesonderte Regelung 
hierzu ist nicht Gegenstand der Schulen-Coronaverordnung.

Jahrgangsstufen 8 und höher sowie berufsbildende Schulen

Für Schülerinnen und Schüler ab der Jahrgangsstufe 8 sowie an den berufsbildenden Schulen finden kein Unterricht 
und keine sonstigen schulischen Veranstaltungen (auch schulische Ganztagsangebote) statt. Für sie wird ein Lernen 
in Distanz vorgesehen. Für Schülerinnen und Schüler mit einem sonderpädagogischen Förderbedarf können an För-
derzentren und allgemein bildenden Schulen erforderliche Betreuungsangebote vorgehalten werden.

Prüfungen und Leistungsnachweise

Bereits vorgesehene und unaufschiebbare Prüfungen und Leistungsnachweise können in der Schule durchgeführt 
werden. Bei der Abwägung, ob bereits vorgesehene Leistungsnachweise wirklich erforderlich sind, sind enge Maß-
stäbe anzulegen. Wichtig ist, dass in den Fällen, wo noch zu erbringende Leistungsnachweise unaufschiebbar sind und 
nicht ggf. ersatzlos entfallen können, insbesondere, weil sie abschlussrelevant sind, diese auch stattfinden sollen. Dies 
betrifft insbesondere die Qualifikationsphase in der Sekundarstufe II, in der in einzelnen Fächern nur ein schriftlicher 
Leistungsnachweis pro Halbjahr vorgesehen ist, und Prüfungen an berufsbildenden Schulen. Die betroffenen Schüle-
rinnen und Schüler kommen in diesen Fällen für den Zeitraum der Klassenarbeit oder der Prüfung in die Schule. Die 
erforderlichen Hygieneregeln sind zu gewährleisten.

Bedenken gegen die Verhältnismäßigkeit dieser Regelungen bestehen aufgrund der oben beschriebenen aktuellen 
Entwicklung nicht. Die Unterbindung bzw. Reduzierung von direkten, sozialen Kontakten in der Schule ist geeignet, um 
der Ausbreitung der Coronavirus SARS-CoV-2 Infektion entgegenzuwirken. Die Eignung dieser Maßnahmen entfällt 
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auch deshalb nicht, weil nicht ausgeschlossen werden kann, dass sich Schülerinnen und Schüler weiterhin privat treffen 
werden. Denn das Risiko einer Infektion wird insgesamt zumindest gesenkt, Kontakte jedenfalls insgesamt reduziert. Die 
Verringerung von direkten, sozialen Kontakten ist im Übrigen erforderlich, um eine weitere Zunahme von Infektionen zu 
verhindern bzw. deren Verhinderung zumindest zu fördern. Das Aussetzen von Präsenzunterricht ab der Jahrgangsstufe 8 
und in den berufsbildenden Schulen ist auch erforderlich und angemessen. Der Infektions- und Gesundheitsschutz 
überwiegt. Durch die Einführung des Lernens in Distanz werden die mit der Maßnahme eintretenden Auswirkungen 
auf das Recht auf Teilhabe am schulischen Bildungswesen zudem abgeschwächt. Das Lernen in Distanz verfolgt über 
die Kontaktreduzierung in Schule hinaus einen weiteren infektionsschutzrechtlichen Zweck, weil mit diesem bewirkt 
werden soll, dass die Schülerinnen und Schüler während der regulären Unterrichtszeiten möglichst zu Hause sind, 
um zu lernen. Eine Zunahme von privaten, sozialen Kontakten im Rahmen der Freizeitgestaltung soll aufgrund des 
Aussetzens des Präsenzunterrichtes gerade nicht erfolgen. Überdies betrifft die Maßnahme „netto“ lediglich sieben 
(bzw. acht) übliche Unterrichtstage (5 vor und 2 bzw. 3 nach den Winterferien). Ferner können bereits vorgesehene und 
unaufschiebbare Prüfungen und Leistungsnachweise in der Schule durchgeführt werden.

Die vorstehenden Ausführungen begründen zugleich die Verlängerung der Geltungsdauer der Schulen-Coronaver-
ordnung bis zum 10. Januar 2021.

Hinweis der Schriftleitung:

Unverzügliche Bekanntmachung der nachstehenden Landesverordnung gemäß § 60 
Absatz 3 Satz 2 und 3 i.V.m. § 60 Absatz 1 LVwG

Die Ersatzverkündung dieser Landesverordnung gemäß § 60 Absatz 3 Satz 1 LVwG ist am 14. Dezember 2020 
durch Veröffentlichung auf der Webseite der Landesregierung durch das Ministerium für Soziales, Gesund-
heit, Jugend, Familie und Senioren unter https://www.schleswig-holstein.de/DE/Schwerpunkte/Coronavirus/
Erlasse/201216_Landesverordnung_Corona.html erfolgt.

Landesverordnung  
zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2  

(Corona-Bekämpfungsverordnung – Corona-BekämpfVO)
Vom 14. Dezember 2020

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 2126-13-34

Aufgrund des § 32 Satz 1 und 2 in Verbindung mit 
§ 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 sowie § 28a Absatz 1, 
3, 4 und 5 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 
2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I 
S. 2397), verordnet die Landesregierung: 

§ 1 
Grundsätze

(1) Diese Verordnung dient der Bekämpfung der Pan-
demie des Coronavirus-SARS-CoV-2 (Coronavirus) im 
Rahmen des Gesundheitsschutzes der Bürgerinnen 
und Bürger. Zu diesem Zweck sollen Infektionsgefah-
ren wirksam und zielgerichtet reduziert, Infektions-
wege nachvollziehbar gemacht und die Aufrechter-
haltung von medizinischen Kapazitäten zur Behand-
lung der an COVID-19 erkrankten Patientinnen und 
Patienten gewährleistet werden.

(2) Zur Verfolgung der Ziele nach Absatz 1 werden 
in dieser Verordnung besondere Ge- und Verbote 
aufgestellt, die in Art und Umfang in besonderem 
Maße freiheitsbeschränkend wirken. Umzusetzen 
sind diese Ge- und Verbote vorrangig in Eigenver-
antwortung der Bürgerinnen und Bürger und nach-
rangig durch hoheitliches Handeln der zuständigen 
Behörden, sofern und soweit es zum Schutz der 
Allgemeinheit geboten ist.

§ 2 
Allgemeine Anforderungen an die Hygiene; 

Kontaktbeschränkungen

(1) Im privaten und öffentlichen Raum ist zu anderen 
Personen ein Mindestabstand von 1,5 Metern einzu-
halten (Abstandsgebot). Dies gilt nicht, 

1. wenn die Einhaltung des Mindestabstands nach 
Satz 1 aus tatsächlichen oder rechtlichen Grün-
den nicht möglich ist;

2. wenn die Übertragung von Viren durch ähnlich 
geeignete physische Barrieren verringert wird; 

3. für Angehörige des eigenen Haushalts,

4. bei Zusammenkünften im öffentlichen Raum zu 
einem gemeinsamen privaten Zweck mit den An-
gehörigen eines weiteren Haushalts und

5. bei Zusammenkünften im privaten Raum.

(2) Kontakte zu anderen Personen als den Angehö-
rigen des eigenen Haushalts sind nach Möglichkeit 
auf ein absolut nötiges Minimum zu beschränken.

(3) Die jeweils aktuellen Empfehlungen und Hinweise 
der zuständigen öffentlichen Stellen zur Vermeidung 
der Übertragung des Coronavirus sollen beachtet 
werden.

(4) Ansammlungen und Zusammenkünfte im öffentli-
chen Raum und privaten Raum zu privaten Zwecken 
sind nur wie folgt zulässig (Kontaktbeschränkungen):
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1. mit Personen des eigenen Haushaltes unabhängig 
von der Personenzahl oder

2. mit bis zu fünf Personen, die dem eigenen oder 
einem weiteren Haushalt angehören, oder

3. im Zeitraum vom 24. bis zum 26. Dezember 2020 
mit Personen des eigenen Haushaltes und vier 
Angehörigen des engsten Familienkreises.

Kinder bis zur Vollendung des vierzehnten Lebens-
jahres sind bei den Obergrenzen nach Satz 1 Num-
mer 2 und 3 nicht zu berücksichtigen. Der engste 
Familienkreis nach Satz 1 Nummer 3 besteht aus 
Ehegatten, Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern, 
Partnerinnen und Partner einer nichtehelichen Le-
bensgemeinschaft, Verwandte in gerader Linie, Ge-
schwister, Geschwisterkinder und deren jeweilige 
Haushaltsangehörigen.

§ 2a 
Mund-Nasen-Bedeckung

(1) Soweit nach dieser Verordnung das Tragen einer 
Mund-Nasen-Bedeckung vorgeschrieben ist, sind 
Mund und Nase so zu bedecken, dass eine Ausbrei-
tung von Tröpfchen und Aerosolen durch Husten, 
Niesen oder Sprechen vermindert wird; eine Bede-
ckung mit Hand oder Arm oder die Verwendung einer 
Maske mit Ausatemventil oder eines Visiers reicht 
nicht aus. Abweichend von Satz 1 ist die Verwen-
dung eines Visiers durch Lehrpersonal dann ausrei-
chend, wenn es das ganze Gesicht abdeckt und die 
Erkennbarkeit der Mimik oder die unbeeinträchtigte 
sprachliche Verständlichkeit der Erreichung eines 
verfolgten Bildungszwecks dient; ein solches Visier 
ist auch ausreichend für Personen, die als Gebär-
dendolmetscherinnen Gebärdendolmetscher, Kom-
munikationshelferinnen oder Kommunikationshelfer 
für Personen mit Hörbehinderung tätig sind. Satz 1 
gilt nicht für Kinder bis zum vollendeten sechsten 
Lebensjahr und Personen, die aufgrund einer körper-
lichen, geistigen oder psychischen Beeinträchtigung 
keine Mund-Nasen-Bedeckung tragen können und 
dies glaubhaft machen können.

(2) In Fußgängerzonen, Haupteinkaufsbereichen, 
Bahnhöfen und anderen innerörtlichen Bereichen, 
Straßen und Plätzen mit vergleichbarem Publikums-
verkehr, in denen typischerweise das Abstandgebot 
nicht eingehalten werden kann, müssen Fußgänge-
rinnen und Fußgänger eine Mund-Nasen-Bedeckung 
nach Maßgabe von Absatz 1 tragen. Die Bereiche 
nach Satz 1 sowie zeitliche Beschränkungen werden 
von den zuständigen Behörden, im Bereich der Kreise 
nach Abstimmung mit den betroffenen kreisangehö-
rigen Gemeinden, durch Allgemeinverfügung festge-
legt und ortsüblich öffentlich bekanntgemacht. Auf 
die Geltung der Pflicht nach Satz 1 soll in geeigneter 
Weise durch Beschilderung hingewiesen werden. Die 
Verpflichtung nach Satz 1 gilt nicht bei der Nahrungs-
aufnahme und beim Rauchen, sofern dies jeweils im 
Sitzen oder Stehen erfolgt.

(3) In geschlossenen Räumen, die öffentlich, für 
Kunden oder Besucher zugänglich sind, und an Ar-
beits- oder Betriebsstätten in geschlossenen Räumen 
ist eine Mund-Nasen-Bedeckung nach Maßgabe des 
Absatz 1 zu tragen. Satz 1 gilt nicht

1. am festen Steh- oder Sitzplatz, wenn ein Min-
destabstand von 1,5 Metern eingehalten oder die 
Übertragung von Viren durch ähnlich geeignete 
physische Barrieren verringert wird;

2. bei schweren körperlichen Tätigkeiten;

3. wenn Kontakte nur mit Angehörigen des eigenen 
Haushalts erfolgen;

4. bei der Nahrungsaufnahme;

5. wenn dies aufgrund der besonderen Umstände 
des Einzelfalls unzumutbar ist;

6. im Rahmen gerichtlicher Verhandlungen und An-
hörungen.

§ 2b 
Alkoholverbot

Im öffentlichen Raum sind der Ausschank und der 
Verzehr von alkoholhaltigen Getränken untersagt. 
Innerhalb von Gaststätten gilt § 7 Absatz 1 Satz 3 
Nummer 5.

§ 2c 
Feuerwerksverbot

Auf Straßen, Wegen und Plätzen sowie auf sonstigen 
Flächen, auf denen zu Silvester und Neujahr mit ver-
stärktem Personenaufkommen zu rechnen ist, dürfen 
Feuerwerkskörper nicht verwendet werden. Die Be-
reiche nach Satz 1 sowie zeitliche Beschränkungen 
werden von den zuständigen Behörden, im Bereich 
der Kreise nach Abstimmung mit den betroffenen 
Gemeinden, durch Allgemeinverfügung festgelegt 
und ortsüblich bekanntgemacht.

§ 3 
Allgemeine Anforderungen für Einrichtungen 

mit Publikumsverkehr, bei Veranstaltungen und 
Versammlungen

(1) Beim Betrieb von Einrichtungen mit Publikumsver-
kehr, insbesondere den in §§ 7 bis 10 und 12 bis 17 
sowie § 18 Absatz 2 genannten Einrichtungen, so-
wie bei der Durchführung von Versammlungen nach 
§ 6 gelten die nachfolgenden Anforderungen. Ar-
beitsschutzrechtliche Vorgaben bleiben unberührt.

(2) Die jeweils aktuellen Empfehlungen und Hinweise 
der zuständigen öffentlichen Stellen zur Vermeidung 
der Übertragung des Coronavirus sollen beachtet wer-
den. Die Betreiberinnen und Betreiber oder Versamm-
lungsleiterinnen und Versammlungsleiter haben die 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um die Einhal-
tung folgender Hygienestandards zu gewährleisten:

1. Besucherinnen und Besucher, Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer halten in der Einrichtung und beim 
Warten vor dem Eingang das Abstandsgebot aus 
§ 2 Absatz 1 ein;
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2. Besucherinnen und Besucher sowie Beschäftigte, 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer halten die allge-
meinen Regeln zur Husten- und Niesetikette ein;

3. in geschlossenen Räumen bestehen für Besu-
cherinnen und Besucher, Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer Möglichkeiten zum Waschen oder 
Desinfizieren der Hände;

4. Oberflächen, die häufig von Besucherinnen und 
Besuchern, Teilnehmerinnen und Teilnehmer be-
rührt werden, sowie Sanitäranlagen werden re-
gelmäßig gereinigt;

5. Innenräume werden regelmäßig gelüftet.

(3) An allen Eingängen ist durch deutlich sichtbare 
Aushänge in verständlicher Form hinzuweisen

1. auf die Hygienestandards nach Absatz 2 Satz 2 
Nummer 1 bis 5 und weitere nach dieser Verord-
nung im Einzelfall anwendbaren Hygienestandards; 

2. darauf, dass Zuwiderhandlungen zum Verweis 
aus der Einrichtung oder Veranstaltung führen 
können;

3. auf sich aus dieser Verordnung für die Einrichtung 
ergebende Zugangsbeschränkungen, gegebenen-
falls unter Angabe der Höchstzahl für gleichzeitig 
anwesende Personen.

Die Umsetzung der Hygienestandards nach Nummer 1 
ist jeweils kenntlich zu machen.

(4) Bei der Bereitstellung von Toiletten ist zu gewähr-
leisten, dass enge Begegnungen vermieden werden 
und leicht erreichbare Möglichkeiten zur Durchfüh-
rung der Händehygiene vorhanden sind. Andere sa-
nitäre Gemeinschaftseinrichtungen wie Sammelum-
kleiden, Duschräume, Saunen und Wellnessbereiche 
sind für den Publikumsverkehr zu schließen. 

§ 4 
Besondere Anforderungen an die Hygiene

(1) Soweit nach dieser Verordnung ein Hygienekon- 
zept zu erstellen ist, hat die oder der Verpflichtete 
dabei nach den konkreten Umständen des Einzel-
falls die Anforderungen des Infektionsschutzes zu 
berücksichtigen. Im Hygienekonzept sind insbeson-
dere Maßnahmen für folgende Aspekte vorzusehen:

1. die Begrenzung der Besucherzahl auf Grundlage 
der räumlichen Kapazitäten; 

2. die Wahrung des Abstandsgebots aus § 2 Absatz 1;

3. die Regelung von Besucherströmen; 

4. die regelmäßige Reinigung von Oberflächen, die 
häufig von Besucherinnen und Besuchern berührt 
werden;

5. die regelmäßige Reinigung der Sanitäranlagen; 

6. die regelmäßige Lüftung von Innenräumen, mög-
lichst mittels Zufuhr von Frischluft.

Die oder der Verpflichtete hat die erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen, um die Einhaltung des Hy-

gienekonzepts zu gewährleisten. Auf Verlangen der 
zuständigen Behörde hat die oder der Verpflichtete 
das Hygienekonzept vorzulegen und über die Umset-
zung Auskunft zu erteilen. Darüber hinaus gehende 
Pflichten zur Aufstellung von Hygieneplänen nach 
dem Infektionsschutzgesetz bleiben unberührt. 

(2) Soweit nach dieser Verordnung Kontaktdaten 
erhoben werden, sind Erhebungsdatum und -uhr-
zeit, Vor- und Nachname, Anschrift, sowie, soweit 
vorhanden, Telefonnummer oder E-Mail-Adresse zu 
erheben und für einen Zeitraum von vier Wochen 
aufzubewahren. Es gelten die Anforderungen des 
§ 28a Absatz 4 IfSG. Die oder der zur Datenerhe-
bung Verpflichtete hat Personen, die die Erhebung 
ihrer Kontaktdaten verweigern, von dem Besuch oder 
der Nutzung der Einrichtung oder der Teilnahme an 
der Veranstaltung auszuschließen. Soweit gegenüber 
der oder dem zur Erhebung Verpflichteten Kontakt-
daten angegeben werden, müssen sie wahrheitsge-
mäß sein; bei dienstlichen Tätigkeiten genügen die 
dienstlichen Kontaktdaten.

§ 5 
Veranstaltungen 

(1) Veranstaltungen sind untersagt. 

(2) Absatz 1 und § 3 gelten nicht

1. für Veranstaltungen und Einrichtungen, die der Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung, der Rechtspflege, der Beratung von Organen 
öffentlich-rechtlicher Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen oder der Daseinsfür- und -vorsorge 
zu dienen bestimmt sind; dies betrifft insbesondere 
Veranstaltungen und Sitzungen der Organe, Organ-
teile und sonstigen Gremien der gesetzgebenden, 
vollziehenden und rechtsprechenden Gewalt sowie 
Einrichtungen des Selbstorganisationsrechtes des 
Volkes wie Gemeindewahlausschüsse; 

2. für Zusammenkünfte, die aus geschäftlichen, be-
ruflichen oder dienstlichen Gründen, zur Durch-
führung von Prüfungen oder zur Betreuung erfor-
derlich sind;

3. im Rahmen der Kindertagesbetreuung, einer au-
ßerfamiliären Wohnform oder von Betreuungs- 
und Hilfeleistungsangeboten nach dem Achten 
Buch Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe 
(SGB VIII); 

4. für die Wintereinlagerung von Booten, soweit 
nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekon- 
zept erstellt wird;

5. für Veranstaltungen zu privaten Zwecken im Rah-
men von § 2 Absatz 4;

6. für unaufschiebbare Veranstaltungen von Parteien 
und Wählergruppen zur Aufstellung ihrer Bewer-
berinnen und Bewerber nach den jeweiligen Wahl-
gesetzen für unmittelbar bevorstehende Wahlen;
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7. für Veranstaltungen, die nach anderen Vorschrif-
ten dieser Verordnung zulässig sind.

Bei Einrichtungen und Veranstaltungen nach Satz 1 
Nummer 1 sind Kontaktdaten nach Maßgabe von § 4 
Absatz 2 zu erheben.

§ 6 
Versammlungen

(1) Öffentliche und nichtöffentliche Versammlungen 
sind unbeschadet der Vorschriften des Versammlungs-
freiheitsgesetzes für das Land Schleswig-Holstein 
(VersFG SH) vom 18. Juni 2015 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 135), Ressortbezeichnungen ersetzt durch Verord-
nung vom 16. Januar 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 30), 
nur zulässig, sofern eine Teilnehmerzahl von 100 Per-
sonen außerhalb und 50 Personen innerhalb geschlos-
sener Räume nicht überschritten wird. Bei Versamm-
lungen müssen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
eine Mund-Nasen-Bedeckung nach Maßgabe von § 2a 
Absatz 1 tragen. Die Pflicht zum Tragen einer Mund-
Nasen-Bedeckung gilt nicht für die jeweils sprechende 
Person bei Ansprachen und Vorträgen. 

(2) Wer eine öffentliche oder nichtöffentliche Ver-
sammlung veranstalten will, hat ein Hygienekonzept 
nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 zu erstellen. Satz 1 
gilt nicht für Spontanversammlungen nach § 11 Ab-
satz 6 VersFG SH. Das Hygienekonzept ist einer 
Anzeige nach § 11 VersFG SH beizufügen. Die Ver-
sammlungsleitung hat die erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen, um die Einhaltung des Hygienekonzepts 
zu gewährleisten. Bei Versammlungen in geschlos-
senen Räumen hat die Leitung die Kontaktdaten der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach Maßgabe von 
§ 4 Absatz 2 zu erheben. 

(3) Die zuständigen Versammlungsbehörden können 
im Benehmen mit der zuständigen Gesundheitsbe-
hörde nach Durchführung einer auf den Einzelfall be-
zogenen Verhältnismäßigkeitsprüfung abweichend von 
Absatz 1 Versammlungen genehmigen, oder, sofern 
anders ein ausreichender Infektionsschutz nicht ge-
währleistet werden kann, beschränken oder verbieten. 

§ 7 
Gaststätten

(1) Der Betrieb von Gaststätten im Sinne des § 1 des 
Gaststättengesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 20. November 1998 (BGBl. I S. 3418), 
zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 
10. März 2017 (BGBl. I S. 420), ist unzulässig. Dies 
gilt nicht für

1. Kantinen für Betriebsangehörige im Sinne von 
§ 25 Absatz 1 des Gaststättengesetzes;

2. die Abgabe und Lieferung von Speisen und Ge-
tränken zum Verzehr außerhalb der Gaststätte; 
Gäste dürfen die Gaststätte nur einzeln zur Ab-
holung betreten;

3. die Bewirtung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
im Rahmen von nach § 5 Absatz 2 Nummer 1, 2 
und 6 zulässigen Veranstaltungen;

4. Hotels und andere Beherbergungsbetriebe bei der 
Bewirtung ihrer Hausgäste;

5. Autobahnraststätten und Autohöfe.

Für den Betrieb von Gaststätten nach Satz 2 Nummer 3 
bis 5 gelten folgende zusätzliche Anforderungen:

1. die Betreiberin oder der Betreiber erstellt nach 
Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept;

2. die Betreiberin oder der Betreiber erhebt nach Maß-
gabe von § 4 Absatz 2 die Kontaktdaten der Gäste;

3. die Betreiberin oder der Betreiber verabreicht keine 
alkoholischen Getränke an erkennbar Betrunkene;

4. die gleichzeitige Bewirtung von mehr als 50 Gäs-
ten erfolgt nur, wenn das Hygienekonzept zuvor 
der zuständigen Behörde angezeigt worden ist;

5. der Ausschank und der Verzehr alkoholhaltiger 
Getränke ist in der Zeit zwischen 21 Uhr und 6 
Uhr unzulässig.

In Gaststätten nach Satz 2 haben Gäste und dort 
Beschäftigte in Bereichen mit Publikumsverkehr in-
nerhalb und außerhalb geschlossener Räume nach 
Maßgabe von § 2a Absatz 1 eine Mund-Nasen-
Bedeckung zu tragen. Ausgenommen von Satz 4 
sind Gäste während des Aufenthaltes an ihren fes-
ten Steh- oder Sitzplätzen. Die Betreiberin oder der 
Betreiber hat die erforderlichen Maßnahmen zu tref-
fen, um die Einhaltung der Pflicht nach Satz 4 zu 
gewährleisten.

(2) Zwischen 23 Uhr und 6 Uhr darf außer Haus kein 
Alkohol verkauft werden. Dies gilt auch für gastro-
nomische Lieferdienste.

(3) Diskotheken und ähnliche Einrichtungen sind zu 
schließen.

§ 8 
Einzelhandel

(1) Verkaufsstellen des Einzelhandels sind für den 
Publikumsverkehr zu schließen. Satz 1 gilt nicht für 
Lebens- und Futtermittel, Wochenmärkte, Getränke-
märkte, Apotheken, Sanitätshäuser, Drogerien, Tank-
stellen, Poststellen, Reformhäuser, Babyfachmärkte, 
Zeitungsverkauf Tierbedarfsmärkte sowie Lebensmit-
telausgabestellen (Tafeln). Im Falle von Mischsortimen-
ten sind die überwiegenden Sortimentsteile maßgeb-
lich. Die Kundenzahl ist auf eine Person je zehn Qua-
dratmeter Verkaufsfläche begrenzt, soweit nicht das 
Sortiment überwiegend aus Lebensmitteln besteht.

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 ist zulässig

1. die Ausgabe von im Fernabsatz gekauften oder 
bestellten Waren, sofern die Kundinnen und Kun-
den hierzu geschlossene Räume nur einzeln be-
treten oder die Ausgabe außerhalb geschlossener 
Räume erfolgt, sowie
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2. der Verkauf von Weihnachtsbäumen, soweit er 
außerhalb geschlossener Räume stattfindet. 

(3) Die Betreiberinnen und Betreiber von Verkaufsstel-
len des Einzelhandels haben ein Hygienekonzept nach 
Maßgabe von § 4 Absatz 1 zu erstellen. Sie haben die 
nach § 3 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 obligatorischen 
Möglichkeiten zur Handdesinfektion im Eingangsbe-
reich bereit zu stellen. In der Zeit zwischen 23 Uhr 
und 6 Uhr darf kein Alkohol verkauft werden.

(4) Die Betreiberinnen und Betreiber von Einkaufs-
zentren und Outlet-Centern mit jeweils mehr als zehn 
Geschäftslokalen haben nach Maßgabe von § 4 Ab-
satz 1 ein Hygienekonzept zu erstellen. Der Betrieb 
ist unzulässig, soweit das Hygienekonzept nicht zuvor 
von der zuständigen Behörde genehmigt worden ist.

(5) Vor und in Verkaufs- und Warenausgabestellen 
des Einzelhandels, in abgeschlossenen Verkaufsstän-
den, in überdachten Verkehrsflächen von Einkaufs-
zentren, auf den jeweils dazugehörigen Parkflächen 
und auf Wochenmärkten haben Kundinnen und Kun-
den und dort Beschäftigte in Bereichen mit Publi-
kumsverkehr nach Maßgabe von § 2a Absatz 1 eine 
Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen. Ausgenommen 
von Satz 1 sind Beschäftigte, wenn die Übertragung 
von Viren durch ähnlich geeignete physische Barrie-
ren verringert wird. Die Betreiberin oder der Betreiber 
hat die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um die 
Einhaltung dieser Pflicht zu gewährleisten.

§ 9  
Dienstleistungen

(1) Dienstleistungen mit Körperkontakt sind unzuläs-
sig. Dies gilt nicht für medizinisch notwendige und 
pflegerisch notwendige Dienstleistungen. 

(2) Dienstleisterinnen und Dienstleister dürfen nach 
Absatz 1 zulässige Tätigkeiten am Gesicht der Kun-
din oder des Kunden nur ausführen, sofern besondere 
Schutzmaßnahmen die Übertragung des Coronavirus 
ausschließen. Besondere Schutzmaßnahmen nach 
Satz 1 sind nicht erforderlich, soweit sonst aufgrund 
einer körperlichen, geistigen oder psychischen Beein-
trächtigung der Kundin oder des Kunden die Tätigkeit 
nicht ausgeübt werden kann.

(3) § 8 Absatz 1 Satz 1 gilt nicht für Dienstleistungs- 
und Handwerksbetriebe, soweit der Verkauf nur von 
untergeordneter Bedeutung ist.

(4) Der Betrieb des Prostitutionsgewerbes und die 
Erbringung sexueller Dienstleistungen mit Körper-
kontakt sind untersagt.

§ 10  
Freizeit- und Kultureinrichtungen

(1) Freizeit- und Kultureinrichtungen innerhalb und 
außerhalb geschlossener Räume sind für den Publi-
kumsverkehr zu schließen, insbesondere

1. Theater-, Opern- und Konzerthäuser,

2. Museen, Archive und Bibliotheken,

3. Kinos und Autokinos, 

4. Freizeitparks, Tierparks, Wildparks, Aquarien und 
Zoos,

5. Spielhallen, Spielbanken, Wettannahmestellen und

6. Sonnenstudios.

(2) Absatz 1 gilt nicht für frei zugängliche Spielplätze 
außerhalb geschlossener Räume. Betreiberinnen und 
Betreiber von Spielplätzen haben nach Maßgabe von 
§ 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept zu erstellen. 

§ 11 
Sport

(1) Die Sportausübung ist nur allein, gemeinsam mit 
im selben Haushalt lebenden Personen oder einer 
anderen Person gestattet. 

(2) Der Betrieb von Schwimm- und Spaßbädern, 
Fitnessstudios und ähnlichen Einrichtungen ist un-
tersagt. Sportanlagen sind für die Sportausübung 
zu schließen. Satz 2 gilt nicht für Tiersportanlagen, 
soweit der Betrieb zur Erhaltung des Tierwohls er-
forderlich ist; Zuschauerinnen und Zuschauer haben 
keinen Zutritt.

(3) Die zuständige Behörde kann für die Nutzung von 
Sportanlagen und Schwimmbädern durch Berufs-
sportlerinnen und Berufssportler, Kaderathletinnen 
und Kaderathleten, Rettungsschwimmerinnen und 
Rettungsschwimmer sowie deren Trainerinnen und 
Trainer und für Prüfungen, Sportangebote zur medi-
zinischen Rehabilitation und Praxisveranstaltungen 
im Rahmen des Studiums an Hochschulen Ausnah-
men von den Anforderungen aus den Absätzen 1, 
2 und 4 unter der Voraussetzung zulassen, dass 
nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept 
erstellt und der Ausschluss des Zugangs für weitere 
Personen sichergestellt wird. Das für Sport zustän-
dige Ministerium ist über die Ausnahmegenehmigung 
zu unterrichten. 

(4) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 ist 
die Ausübung von Profisport zulässig. Das Abstands-
gebot aus § 2 Absatz 1 ist nicht einzuhalten. § 3 
Absatz 4 Satz 2 findet keine Anwendung. Die Ver-
anstalterin oder der Veranstalter hat nach Maßgabe 
von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept zu erstellen, 
das auch das besondere Infektionsrisiko der ausge-
übten Sportart berücksichtigt und ein Testkonzept 
enthält. Die Veranstalterin oder der Veranstalter hat 
nach Maßgabe von § 4 Absatz 2 die Kontaktdaten 
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer zu erheben. Sie 
oder er hat die Konzepte und Empfehlungen der je-
weiligen Sportfach- und -dachverbände umzusetzen. 
Zuschauerinnen und Zuschauer haben keinen Zutritt. 

§ 12 
Schulen und Hochschulen

(1) Die Ermächtigung der Landesregierung zum Er-
lass von Verordnungen nach § 32 Satz 1 des In-
fektionsschutzgesetzes wird auf das Ministerium für 
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Bildung, Wissenschaft und Kultur übertragen, soweit 
der Schulbetrieb, der Schulweg sowie staatliche und 
staatlich anerkannte Hochschulen nach § 1 Absatz 1 
des Hochschulgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 5. Februar 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 39), 
zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 
1. September 2020 (GVOBl. S. 508), betroffen sind. 

(2) Im Übrigen werden Schulen und Hochschulen 
von dieser Verordnung nicht erfasst.

§ 12a 
Außerschulische Bildungsangebote

Außerschulische Bildungsangebote als Präsenzver-
anstaltung sind unzulässig. Keine Präsenzveranstal-
tungen sind insbesondere digitaler Fernunterricht und 
digitale Fernangebote. Prüfungen sind unter den Vor-
aussetzungen des § 5 Absatz 2 Nummer 2 zulässig.

§ 13 
Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, 

Bestattungen

(1) An rituellen Veranstaltungen der Religions- und 
Weltanschauungsgemeinschaften dürfen höchstens 
100 Personen außerhalb und 50 Personen innerhalb 
geschlossener Räume nach vorheriger Anmeldung 
teilnehmen. Die Veranstalterin oder der Veranstalter 
hat nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekon-
zept zu erstellen. Der Gemeindegesang ist untersagt. 
Während der gesamten Veranstaltung ist eine Mund-
Nasen-Bedeckung nach Maßgabe von § 2a Absatz 1 
zu tragen. Die Kontaktdaten der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer sind nach Maßgabe von § 4 Absatz 2 
zu erheben. 

(2) Für Bestattungen sowie Trauerfeiern auf Fried-
höfen und in Bestattungsunternehmen gelten die 
Vorgaben des Absatzes 1 mit der Maßgabe, dass 
höchstens 25 Personen teilnehmen.

§ 14 
Stationäre Vorsorge- und 

Rehabilitationseinrichtungen sowie 
Mutter-/Vater-Kind-Einrichtungen

(1) Stationäre Vorsorge- und Rehabilitationseinrich-
tungen sowie Einrichtungen zur stationären medizi-
nischen Vorsorge und Rehabilitation für Mütter und 
Väter erbringen ihre Leistungen in einem dem jewei-
ligen Infektionsgeschehen angemessenen Rahmen. 
Sie können Betretungsbeschränkungen zum Zwecke 
des Infektionsschutzes erlassen. Es gelten folgende 
zusätzliche Anforderungen:

1. die Betreiberin oder der Betreiber hat nach Maß-
gabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept zu 
erstellen, welches auch Festlegungen zur Rück-
reise von mit dem Coronavirus infizierten Perso-
nen sowie zur vorläufigen Absonderung trifft;

2. externe Personen haben nach Maßgabe von § 2a 
Absatz 1 eine Mund-Nase-Bedeckung zu tragen;

3. die Kontaktdaten von allen Personen, die das Ge-
lände der Einrichtung betreten, sind nach Maß-
gabe von § 4 Absatz 2 zu erheben;

4. vor der Aufnahme ist ein negatives Testergebnis 
in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus 
vorzulegen.

(2) Für Angebote der Kinderbetreuung in Mutter-/Va-
ter-Kind-Einrichtungen ist ein Hygienekonzept nach 
Maßgabe von § 4 Absatz 1 zu erstellen, welches im 
Rahmen des Regelbetriebes unter Berücksichtigung 
der örtlichen Gegebenheiten die Anzahl der gleich-
zeitig gemeinsam zu betreuenden Kinder und die 
Teilnehmerzahl insgesamt bei Trennung in einzelne 
Gruppen festlegt. 

§ 14a 
Krankenhäuser 

(1) Zugelassene Krankenhäuser nach § 108 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch – Gesetzliche 
Krankenversicherung (SGB V) stellen ihren Versor-
gungsauftrag entsprechend dem gültigen Feststel-
lungsbescheid in einem dem jeweiligen Infektionsge-
schehen angemessenen Rahmen sicher. Sie können 
Betretungsbeschränkungen zum Zwecke des Infek-
tionsschutzes erlassen.

(2) Die unter Absatz 1 genannten Krankenhäuser, 
die gleichzeitig im COVID-19-Intensivregister Schles-
wig-Holstein registriert sind, nehmen im Rahmen 
der allgemeinen und der Notfall-Versorgung jeder-
zeit einzelne COVID-19-Patientinnen und Patienten 
unverzüglich auf und versorgen diese medizinisch 
angemessen.

(3) Bei einem Anstieg der Infektionen mit dem Co-
ronavirus haben die in Absatz 2 genannten Kran-
kenhäuser, nach Feststellung des für Gesundheit 
zuständigen Ministeriums, 25 Prozent ihrer jewei-
ligen Intensivkapazitäten für die Versorgung von 
COVID-19-Patientinnen und Patienten freizuhalten. 
Davon sind 15 Prozent durchgehend frei zu halten 
und weitere 10 Prozent innerhalb von 24 Stunden 
für die Versorgung von COVID-19-Patientinnen und 
Patienten verfügbar vorzuhalten.

(4) Soweit die Kapazitäten des Absatzes 3 für die 
stationäre Versorgung bei einem Anstieg der Infek-
tionen mit dem Coronavirus nicht ausreichen und 
das für Gesundheit zuständige Ministerium dies fest-
stellt, erhöhen die Krankenhäuser nach Absatz 2 
ihre frei zu haltenden Intensivkapazitäten mit der 
Möglichkeit zur invasiven Beatmung auf insgesamt 
45 Prozent. 

§ 15  
Einrichtungen und Gruppenangebote der Pflege, 

der Eingliederungshilfe, der Gefährdetenhilfe sowie 
Frühförderstellen

(1) Für voll- und teilstationäre Einrichtungen zur Be-
treuung und Unterbringung älterer, behinderter oder 
pflegebedürftiger Menschen nach § 71 Absatz 2 des 
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Elften Buches Sozialgesetzbuch – Soziale Pflegever-
sicherung (SGB XI) sowie für Gruppenangebote zur 
Betreuung pflegebedürftiger Menschen nach dem 
SGB XI gelten folgende zusätzliche Anforderungen:

1. die Betreiberin oder der Betreiber hat nach Maß-
gabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept zu 
erstellen, welches bei vollstationären Einrichtun-
gen auch Regelungen für Besuche durch externe 
Personen vorsieht;

2. externe Personen haben nach Maßgabe von § 2a 
Absatz 1 eine Mund-Nase-Bedeckung zu tragen;

3. die Kontaktdaten von allen Personen, die das Ge-
lände der Einrichtung betreten, sind nach Maß-
gabe von § 4 Absatz 2 zu erheben;

4. für Personen mit akuten Atemwegserkrankungen, 
ausgenommen Personen, die in der Einrichtung 
betreut werden, gilt ein Betretungsverbot;

5. die angestellten sowie die externen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter sollen zweimal wöchentlich 
in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus 
getestet werden; 

6. Bewohnerinnen und Bewohner dürfen im Gel-
tungszeitraum dieser Verordnung jeweils nur von 
zwei verschiedenen Personen, die vom Betreiber 
zu registrieren sind, besucht werden, soweit nicht 
ein besonderer rechtfertigender Grund vorliegt.

(2) Bewohnerinnen und Bewohner von vollstationären 
Einrichtungen, die akute respiratorische Symptome 
oder eine Störung des Geruchs- oder Geschmacks-
sinns aufweisen, sind in einem Einzelzimmer mit 
Nasszelle unterzubringen (Einzelunterbringung). Die 
Aufnahme von Bewohnerinnen und Bewohnern mit 
Symptomen nach Satz 1 in vollstationäre Einrichtun-
gen ist nur zulässig, sofern aufgrund einer ärztlichen 
Diagnostik keine akute Infektion mit dem Coronavirus 
vorliegt.

(3) Für Einrichtungen zur Betreuung und Unterbrin-
gung behinderter Menschen der Eingliederungshilfe 
nach § 42a Absatz 2 Nummer 2 des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe (SGB XII) gelten 
die Anforderungen nach Absatz 1 und 2 entspre-
chend. Für stationäre Einrichtungen der Gefährde-
tenhilfe nach § 67 SGB XII gelten die Anforderungen 
nach Absatz 1 Nummer 1 bis 4 und 6 sowie Absatz 2 
entsprechend. Die Ausnahmen gemäß § 5 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 3 gelten für Einrichtungen der Ein-
gliederungshilfe und der stationären Gefährdetenhilfe 
entsprechend, soweit nicht besonders vulnerable Per-
sonen betroffen sind.

(4) Die Betreiberinnen und Betreiber von Werkstätten 
für behinderte Menschen nach § 219 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch – Rehabilitation und Teil-
habe von Menschen mit Behinderungen (SGB IX) 
und Tagesförderstätten sowie Tagesstätten für Leis-
tungen nach § 81 SGB IX erstellen nach Maßgabe 
von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept. Absatz 1 

Nummer 4 gilt entsprechend. Personen, die für den 
Betrieb der Einrichtung nicht erforderlich sind, haben 
keinen Zutritt. Satz 3 gilt nicht für Besuche, die be-
hinderungsbedingt, heilpädagogisch oder pflegerisch 
notwendig sind.

(5) Für Frühförderstellen nach § 35a SGB VIII und 
§ 46 SGB IX gelten die Anforderungen nach Absatz 1 
mit Ausnahme der Ziffern 5 und 6 entsprechend.

(6) Das für Gesundheit zuständige Ministerium er-
lässt bereichsspezifisch Empfehlungen und Hinweise. 

§ 16 
Einrichtungen und Angebote der Kinder- 

und Jugendhilfe

(1) Angebote der Kinder- und Jugendhilfe im Rahmen 
des SGB VIII sind nur zulässig, soweit sie dem prä-
ventiven oder intervenierenden Kinder- und Jugend-
schutz dienen. Die Träger haben nach Maßgabe von 
§ 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept zu erstellen. Vom 
Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 kann abgewichen 
werden, soweit der Angebotszweck dies erfordert 
und wenn alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer eine 
Mund-Nasen-Bedeckung nach Maßgabe von § 2a 
Absatz 1 tragen.

(2) Für Kindertagesstätten und ähnliche gewerbliche 
Betreuungsangebote gilt ein Betretungsverbot. An-
gebote der Notbetreuung sind zulässig; in Kinderta-
gesstätten dürfen in der Regel nicht mehr als zehn 
Kinder in einer Gruppe gleichzeitig betreut werden. 
Abweichende Gruppengrößen können durch die be-
triebserlaubniserteilende Behörde nach § 45 SGB 
VIII zugelassen werden. Vom Verbot nach Satz 1 
ausgenommen sind diejenigen Beschäftigten und 
Bevollmächtigten der Einrichtung, die zur Aufrecht-
erhaltung der Betreuung erforderlich sind, sowie 
Personen mit gesetzlichen Betretungsbefugnissen 
und Personen, die für sprach- und heilpädagogische 
Angebote in Kindertagesstätten tätig sind.

(3) Angebote der Notbetreuung sind folgenden Kin-
dern vorbehalten, soweit alternative Betreuungsmög-
lichkeiten fehlen:

1.  Kinder, die einen täglichen hohen Pflege- und 
Betreuungsaufwand haben, dem im häuslichen 
Rahmen nicht entsprochen werden kann,

2.  Kinder, die aus Sicht des Kindeswohls besonders 
schützenswert sind,

3.  Kinder, von denen mindestens ein Erziehungsbe-
rechtigter in Bereichen der kritischen Infrastruk-
turen nach § 19 dringend tätig ist, und 

4.  Kindern von berufstätigen Alleinerziehenden. 

Die Erziehungsberechtigten haben die Voraussetzun-
gen zur Inanspruchnahme gegenüber der Einrichtung 
in geeigneter Weise zu dokumentieren.

(4) Absatz 1 und § 2a Absatz 3 gelten nicht für Ein-
richtungen der Kinder- und Jugendhilfe mit Betriebs-
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erlaubnis nach § 45 SGB VIII und erlaubnispflichtiger 
Kindertagespflege nach § 43 SGB VIII. 

(5) In Horten im Sinne von § 1 Absatz 2 Nummer 3 
des Kindertagesstättengesetzes vom 12. Dezember 
1991 (GVOBl. Schl.-H. S. 651), zuletzt geändert 
durch Artikel 26 des Gesetzes 8. Mai 2020 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 220), ist eine Mund-Nasen-Bedeckung 
nach Maßgabe von § 2a Absatz 1 zu tragen. Dies 
gilt auch für im Hort betreute Kinder vor Vollendung 
des sechsten Lebensjahres. Die Ausnahmen aus § 2 
Absatz 2 der Schulen-Coronaverordnung gelten ent-
sprechend.

§ 17 
Beherbergungsbetriebe

Für Hotels und andere Beherbergungsbetriebe gelten 
folgende zusätzliche Anforderungen:

1. Die Betreiberin oder der Betreiber erstellt nach 
Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept;

2. die Kontaktdaten der Besucherinnen und Besucher 
werden nach Maßgabe von § 4 Absatz 2 erhoben;

3. eine Beherbergung erfolgt nur, wenn der Gast 
zuvor schriftlich bestätigt, dass die Übernachtung 
ausschließlich zu beruflichen, medizinischen oder 
zwingenden sozial-ethischen Zwecken erfolgt.

§ 18 
Personenverkehre

(1) Bei der Nutzung des öffentlichen Personennah- 
und -fernverkehrs einschließlich Taxen, Schulbussen 
oder vergleichbarer Transportangebote sowie bei 
Flugreisen gilt das Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 
nicht. Kundinnen und Kunden haben nach Maßgabe 
von § 2a Absatz 1 eine Mund-Nasen-Bedeckung zu 
tragen. Dies gilt nicht in abgeschlossenen Räumen, 
in denen sich nur Personen aufhalten, für die das 
Abstandsgebot nach § 2 Absatz 1 Satz 2 nicht gilt. 
§ 3 findet keine Anwendung.

(2) Gewerblich angebotene Reiseverkehre zu touris-
tischen Zwecken sind unzulässig. Reiseverkehre, die 
Schleswig-Holstein nur durchqueren und bei denen die 
Kundinnen und Kunden das Verkehrsmittel nicht ver-
lassen, werden von dieser Verordnung nicht erfasst.

§ 19 
Kritische Infrastrukturen

(1) Die zuständigen Behörden können bei Maßnah-
men nach §§ 28 und 28a des Infektionsschutzge-
setzes in geeigneten Fällen danach unterscheiden, 
ob Personen oder ihre Angehörigen zu kritischen 
Infrastrukturen gehören. Das ist der Fall, wenn die 
berufliche oder gewerbliche Tätigkeit für die Kern-
aufgaben der jeweiligen Infrastruktur relevant ist. 

(2) Kritische Infrastrukturen im Sinne von Absatz 1 
sind folgende Bereiche:

 1.  Energie: Strom-, Gas-, Kraftstoff-, Heizöl- und 
Fernwärmeversorgung gemäß § 2 BSI-Kritis-

verordnung (BSI-KritisV) vom 22. April 2016 
(BGBl. I S. 958), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 21. Juni 2017 (BGBl. I S. 1903);

 2.  Wasser: Öffentliche Wasserversorgung und öf-
fentliche Abwasserbeseitigung gemäß § 3 BSI-
KritisV, Gewässerunterhaltung, Betrieb von Ent-
wässerungsanlagen;

 3.  Ernährung, Futtermittelhersteller, Hygiene (Pro-
duktion, Groß- und Einzelhandel), einschließlich 
Zulieferung und Logistik, gemäß § 4 BSI-KritisV;

 4.  Informationstechnik und Telekommunikation ein-
schließlich der Einrichtung zur Entstörung und 
Aufrechterhaltung der Netze gemäß § 5 BSI-
KritisV;

 5.  Gesundheit: Krankenhäuser, Rettungsdienst, 
ambulante, stationäre und teilstationäre Pflege, 
Niedergelassener Bereich, Angehörige der Ge-
sundheits- und Therapieberufe, Medizinprodukte-
hersteller, Arzneimittelhersteller und -großhänd-
ler, Hebammen, Apotheken, Labore, Sanitäts-
dienste der Bundeswehr gemäß § 6 BSI-KritisV, 
Schwangerschaftskonfliktberatung, die für den 
ordnungsgemäßen Betrieb eines Krankenhauses 
sowie einer stationären Pflegeeinrichtung erfor-
derlichen Dienstleistungen (Nahrungsversorgung, 
Hauswirtschaft, Reinigung), notwendige medizi-
nische Dienstleistungen für die Tiergesundheit;

 6.  Finanzen und Bargeldversorgung gemäß § 7 BSI-
KritisV;

 7.  Arbeitsverwaltung, Jobcenter und andere Sozial- 
transfers;

 8.  Transport und Verkehr, einschließlich der Logistik 
für die kritischen Infrastrukturen, öffentlicher 
Personennahverkehr, gemäß § 8 BSI-KritisV;

 9.  Entsorgung, insbesondere Abfallentsorgung;

10.  Medien und Kultur: Risiko- und Krisenkommuni-
kation;

11.  Kernaufgaben der öffentlichen Verwaltung, ins-
besondere Regierung und Parlament, Polizei, 
Verfassungsschutz, Feuerwehr, Katastrophen-
schutz, Steuerverwaltung, Justiz, Veterinärwe-
sen, Küstenschutz, Hochwasserschutz; 

12.  Lehrkräfte und alle weiteren in Schulen Tätige; 
in Kindertageseinrichtungen Tätige sowie Kin-
dertagespflegepersonen;

13.  Leistungsangebote der Eingliederungshilfe nach 
dem SGB IX, stationäre Gefährdetenhilfe, statio-
näre Einrichtungen der Jugendhilfe und ambulante 
sowie teilstationäre Angebote der Jugendhilfe als 
notwendige Voraussetzung für die Gewährleistung 
des Kindeswohls nach dem SGB VIII;

14.  Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Notarin-
nen und Notare, Steuerberaterinnen und Steuer-
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berater, Berufsbetreuerinnen und Berufsbetreuer 
und deren Kanzleipersonal;

15.  Sicherheitspersonal, Hausmeisterinnen und Haus-
meister und Gebäudereinigerinnen und Gebäude- 
reiniger für die zuvor aufgeführten Bereiche;

16.  Bestatterinnen und Bestatter.

§ 20 
Befugnisse und Pflichten 
der zuständigen Behörden

(1) Die zuständigen Behörden können auf Antrag 
Ausnahmen von den Geboten und Verboten aus §§ 5 
bis 18 genehmigen, 

1. soweit die dadurch bewirkten Belastungen im Ein-
zelfall eine besondere Härte darstellen und die 
Belange des Infektionsschutzes nicht überwiegen;

2. soweit dies zur Bekämpfung der Pandemie erfor-
derlich ist.

(2) Die Befugnis der zuständigen Behörden, weiterge-
hende Maßnahmen zum Schutz vor Infektionen nach 
dem Infektionsschutzgesetz zu treffen, bleibt von die-
ser Verordnung unberührt. Dies gilt insbesondere für 
Betretungsverbote zur Regulierung des Tagestourismus, 
um das Infektionsgeschehen kontrollieren zu können. 
Regelungsinhalte geplanter Allgemeinverfügungen sind 
dem für Gesundheit zuständigen Ministerium mindes-
tens einen Tag vor Bekanntgabe anzuzeigen. 

§ 21 
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig nach § 73 Absatz 1a Num- 
mer 24 des Infektionsschutzgesetzes handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 den Mindestab-
stand trotz wiederholter Aufforderung durch eine 
Ordnungskraft nicht einhält;

2. entgegen § 2 Absatz 4 an einer Ansammlung im 
öffentlichen Raum oder einer Zusammenkunft zu 
privaten Zwecken teilnimmt;

3. entgegen § 3 Absatz 2 Satz 2 nicht die erforderli-
chen Maßnahmen trifft, um die Einhaltung der in 
§ 3 Absatz 2 Satz 2 Nummern 1 bis 5 genannten 
Hygienestandards zu gewährleisten;

 4.  entgegen § 3 Absatz 3 dort genannte Aushänge 
nicht anbringt;

 5.  entgegen § 3 Absatz 4 Satz 2 sanitäre Gemein-
schaftseinrichtungen geöffnet hält;

 6.  entgegen § 6 Absatz 2 Satz 1, § 7 Absatz 1 Satz 3 
Nummer 1, § 8 Absatz 3 Satz 1 oder Absatz 4 
Satz 1, § 11 Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 
Satz 4, § 14 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1, § 14 
Absatz 2, § 15 Absatz 1 Nummer 1, auch in 
Verbindung mit Absatz 3 Satz 1 oder 5 Satz 1, 
§ 15 Absatz 4, § 17 Satz 1 Nummer 1, jeweils 
in Verbindung mit § 4 Absatz 1, kein oder kein 
vollständiges Hygienekonzept erstellt;

 7.  entgegen § 4 Absatz 1 Satz 3 nicht die erfor-
derlichen Maßnahmen trifft, um die Einhaltung 
eines Hygienekonzepts zu gewährleisten;

 8.  entgegen § 4 Absatz 1 Satz 4 ein Hygienekon-
zept nicht vorlegt oder Auskünfte nicht erteilt;

 9.  entgegen § 6 Absatz 2 Satz 5, § 7 Absatz 1 
Satz 3 Nummer 2, § 11 Absatz 4 Satz 5, § 14 
Absatz 1 Satz 3 Nummer 3, § 15 Absatz 1 Num-
mer 3, auch in Verbindung mit Absatz 3 Satz 1, 
§ 17 Satz 1 Nummer 2, jeweils in Verbindung 
mit § 4 Absatz 2, Kontaktdaten nicht oder nicht 
vollständig erhebt;

10.  entgegen § 4 Absatz 2 Satz 1 Kontaktdaten 
nicht aufbewahrt;

11.  entgegen § 5 Absatz 1 eine Veranstaltung durch-
führt;

12.  entgegen § 6 Absatz 2 Satz 4 als Leiter einer 
Versammlung nicht die erforderlichen Maßnah-
men trifft, um die Einhaltung des Hygienekon-
zepts zu gewährleisten;

13.  entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1, Satz 3 Nummer 3 
bis 5, Satz 4 oder 6 oder Absatz 2 eine Gast-
stätte oder einen gastronomischen Lieferdienst 
betreibt;

14.  entgegen § 7 Absatz 3 Diskotheken und ähnliche 
Einrichtungen geöffnet hält;

15.  entgegen § 8 Absatz 1 Satz 1 Verkaufsstellen 
des Einzelhandels geöffnet hält;

16.  entgegen § 8 Absatz 2 Nummer 1 Waren ausgibt;

17.  entgegen § 8 Absatz 4 Satz 2 ein Einkaufs-
zentrum oder Outlet-Center ohne genehmigtes 
Hygienekonzept betreibt;

18.  entgegen § 9 Absatz 1 Satz 1 Dienstleistungen 
mit Körperkontakt erbringt;

19.  entgegen § 9 Absatz 2 Satz 1 Tätigkeiten am 
Gesicht einer Kundin oder eines Kunden aus-
führt;

20.  entgegen § 9 Absatz 4 ein Prostitutionsgewerbe 
betreibt oder sexuelle Dienstleistungen mit Kör-
perkontakt erbringt; 

21.  entgegen § 10 Absatz 1 eine der in Nummer 1 
bis 6 genannten Freizeit- oder Kultureinrichtun-
gen für den Publikumsverkehr geöffnet hält;

22.  entgegen § 11 Absatz 2 Satz 1 Schwimm- und 
Spaßbäder, Fitnessstudios oder ähnliche Einrich-
tungen betreibt;

23.  entgegen § 11 Absatz 2 Satz 2 Sportanlagen 
geöffnet hält;

24.  entgegen § 12a außerschulische Bildungsange-
bote als Präsenzveranstaltung durchführt;

25.  entgegen § 15 Absatz 2 Satz 1 Bewohnerinnen 
und Bewohner nicht in einem Einzelzimmer mit 
Nasszelle unterbringt;
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26.  entgegen § 15 Absatz 2 Satz 2 Bewohnerinnen 
und Bewohner in vollstationäre Einrichtungen 
aufnimmt;

27.  entgegen § 17 Satz 1 Nummer 3 Gäste beher-
bergt;

28.  entgegen § 18 Absatz 2 Reiseverkehre zu tou-
ristischen Zwecken durchführt.

(2) Ordnungswidrig nach § 73 Absatz 1a Nummer 24 
des Infektionsschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 

1. entgegen § 2b im öffentlichen Raum alkoholhal-
tige Getränke verzehrt, nachdem er zur Unterlas-
sung aufgefordert worden ist, oder alkoholhaltige 
Getränke ausschenkt;

2. entgegen § 2c Feuerwerkskörper verwendet;

3. entgegen § 4 Absatz 2 Satz 4 falsche oder un-
vollständige Kontaktdaten angibt;

4. entgegen § 2a Absatz 2 Satz 1, § 6 Absatz 1 
Satz 2, § 7 Absatz 1 Satz 4, § 8 Absatz 5 Satz 1, 

§ 14 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2, § 15 Absatz 1 
Nummer 2, § 18 Absatz 1 Satz 2, jeweils in 
Verbindung mit § 2a Absatz 1, trotz wiederhol-
ter Aufforderung durch eine Ordnungskraft keine 
Mund-Nasen-Bedeckung trägt;

5. entgegen § 17 Satz 1 Nummer 3 als Gast falsche 
Angaben zum Beherbergungszweck macht.

§ 22 
Inkrafttreten; Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 16. Dezember 2020 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Corona-Bekämpfungsver-
ordnung vom 29. November 2020 (ersatzverkündet am 
29. November 2020 auf der Internetseite https://www. 
schleswig-holstein.de/DE/Schwerpunkte/Coronavirus/ 
Erlasse/201129_Landesverordnung_Corona.html)*) 
außer Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 10. Januar 
2021 außer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 14. Dezember 2020

 Dan i e l  Gün the r  D r.  He i ne r  Ga rg
 Ministerpräsident  Minister 
  für Soziales, Gesundheit, Jugend,
  Familie und Senioren 

*) GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 2126-13-32

Begründung der Landesregierung zur Corona-Bekämpfungsverordnung vom 14. Dezember 2020 gemäß § 28a Absatz 5 
Satz 1 IfSG: 

A. Allgemein

Nach Ausbruch der Corona-Pandemie hat die Landesregierung mit zahlreichen Maßnahmen zur Bekämpfung übertrag-
barer Krankheiten reagiert. Auf der Grundlage von § 32 Satz 1 Infektionsschutzgesetz erging erstmals am 17. März 2020 
die Landesverordnung über Maßnahmen zur Bekämpfung der Ausbreitung des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 
in Schleswig-Holstein (SARS-CoV-2-Bekämpfungsverordnung – SARS-CoV-2-BekämpfV). Diese Verordnung ist seitdem 
mehrfach überarbeitet, neugefasst und geändert worden.

Der Deutsche Bundestag hat am 25. März 2020 mit Inkrafttreten des § 5 Absatz 1 Satz 1 Infektionsschutzgesetz aufgrund 
der Ausbreitung des neuen Coronavirus in Deutschland eine epidemische Lage von nationaler Tragweite festgestellt. 
Mit Beschluss vom 18. November 2020 hat er festgestellt, dass die epidemische Lage von nationaler Tragweite fortbe-
steht. Eine Aufhebung dieser Feststellung nach § 5 Absatz 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes ist bislang nicht erfolgt.

Die mehrfachen Neufassungen und Änderungen der Verordnung waren notwendig, weil der Fortgang der Corona-
Pandemie der kontinuierlichen und fortwirkenden Beobachtung durch die Landesregierung unterliegt und jeweils 
eine Anpassung an die aktuelle Pandemie-Situation erfolgte. Der Landesregierung war und ist sich dabei bewusst, 
dass durch die Verordnung in der Vergangenheit in Grundrechte eingegriffen wurde und gegenwärtig in wesentlichen 
Bereichen in elementare Grundrechte der Bürgerinnen und Bürger des Landes Schleswig-Holstein und darüber hinaus 
eingegriffen wird. Dies hat seinen Grund darin, dass die Pandemie nach wie vor nicht in dem Umfang zum Stillstand 
gebracht werden konnte, der Beschränkungen entbehrlich gemacht hätte. 

Mit der Anpassung der Verordnung am 2. November 2020 wurde eine erhebliche Reduzierung der Kontakte in der 
Bevölkerung bezweckt, um auf die sehr hohe Dynamik der Ausbreitung des Coronavirus zu reagieren. 

Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder haben zuletzt am 25. November 
2020 einschneidende und befristete Maßnahmen beschlossen bzw. verlängert, um die mit Winterbeginn erheblich 
angestiegenen Corona-Infektionszahlen in Deutschland einzudämmen und damit auch schwere Krankheitsverläufe 
und Todesfälle zu verhindern. Damit sollte zudem eine Überlastung des Gesundheitssystems verhindert werden, denn 
Krankenhäuser und vor allem zahlreiche Intensivstationen sind durch die hohen Zahlen schwer erkrankter Corona- 
Patienten stark belastet.

Es ist durch die Maßnahmen gelungen, das exponentielle Wachstum zu stoppen und das Infektionsgeschehen auf 
hohem Niveau zu stabilisieren, nicht jedoch zu senken. Eine weiterhin hohe Belastung des Gesundheitssystems und 
eine nicht hinnehmbare hohe Zahl täglicher Todesfälle sind die Folge. Mit der zunehmenden Mobilität und den damit 
verbundenen zusätzlichen Kontakten in der Vorweihnachtszeit deutet sich nun in den Fallzahlen erneut eine steigende 
Tendenz an. Deshalb ist es erforderlich, weitere Maßnahmen zur Beschränkung von Kontakten zu ergreifen. 
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Trotz der bisherigen Maßnahmen steigt die Zahl der Infektionen mit dem Coronavirus (SARS-CoV-2) inzwischen wieder 
in nahezu allen Regionen Deutschlands und Schleswig-Holsteins mit sehr hoher Dynamik an. Dies hat dazu geführt, 
dass bereits in zahlreichen Gesundheitsämtern eine vollständige Kontaktnachverfolgung nicht mehr gewährleistet 
werden kann, was wiederum zu einer beschleunigten Ausbreitung des Virus beiträgt. Aktuell verzeichnen sich täglich 
neue Höchststände bei Infiziertenzahlen deutschlandweit und in Schleswig-Holstein. 

In Schleswig-Holstein entwickelten sich sowohl die Zahlen der Neuinfektionen als auch die Anzahl intensivmedizinisch 
behandelter COVID-19-Fälle im Oktober stark ansteigend. Im November wurde dieser Anstieg gebremst; entsprechend 
zur bundesweiten Entwicklung zeigt sich ein Seitwärtstrend. Im Dezember sind die Zahlen allerdings stark angestie-
gen. Aktuell (Stand 14. Dezember 2020) haben in Schleswig-Holstein 10 Kreise und kreisfreie Städte die Zahl von 50 
Neuinfektionen pro 100.000 Einwohner überschritten (Stand 27. November 2020: 5 Kreise bzw. kreisfreie Städte). Zwei 
Kreise und zwei kreisfreie Städte haben die Zahl von 100 Neuinfektionen pro 100.000 Einwohner überschritten. Der 
höchste Inzidenzwert liegt aktuell (Stand 14. Dezember 2020) bei 145,9 in der Hansestadt Lübeck.

Die 7-Tages-Inzidenz liegt aktuell bei 79,7 (Stand 13. Dezember 2020) mit deutlich steigender Tendenz. So lag der Wert 
zuletzt am 5. Dezember noch unter 50. In den letzten 7 Tagen stieg die Inzidenz täglich an. Sollten die Kontaktbeschrän-
kungen aufgehoben werden, bestünde die Gefahr, dass die Grenze zeitnah wieder überschritten werden würde.

Gemäß § 28a Absatz 3 Satz 10 des Infektionsschutzgesetzes sind bei einer landesweiten Überschreitung eines Schwel-
lenwertes von über 50 Neuinfektionen je 100.000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen landesweit abgestimmte um-
fassende, auf eine effektive Eindämmung des Infektionsgeschehens abzielende Schutzmaßnahmen anzustreben. Nach 
Satz 11 können die in Bezug auf den jeweiligen Schwellenwert genannten Schutzmaßnahmen aufrechterhalten werden, 
soweit und solange dies zur Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) erforderlich ist.

Bei der aktuellen Lage ist es erforderlich, die weiterhin bestehenden erheblichen grundrechtseinschränkenden Maß-
nahmen zur Eindämmung der Infektion auszuweiten, da die Infektionszahlen trotz der bestehenden Maßnahmen stark 
ansteigen. 

Gleichzeitig prüft die Landesregierung kontinuierlich, ob nicht die Verhältnismäßigkeit des staatlichen Handelns im 
weiteren Sinne eine Modifizierung der Maßnahmen nötig macht und damit weniger grundrechtseinschränkende Wir-
kungen für die Bürgerinnen und Bürger möglich sind. 

Die Landesregierung hat deshalb den Geltungszeitraum für diese Verordnung auf vier Wochen begrenzt, um sehr zeitnah 
auf Änderungen in der Pandemiesituation reagieren und die erforderlichen Maßnahmen weiter anpassen zu können. 

Im Rahmen der vorliegenden Neufassung sind Beschränkungen in nahezu allen Lebens- und Wirtschaftsbereichen 
getroffen und erweitert worden, die insgesamt zur Kontaktbeschränkung erforderlich sind. Geändert werden inso-
weit insbesondere § 2 (Kontaktbeschränkungen), § 5 (Veranstaltungen), § 6 (Versammlungen), § 8 (Einzelhandel), § 9 
(Dienstleistungen), § 10 (Freizeit- und Kultureinrichtungen), § 12a (Außerschulische Bildung), § 13 (Religions- und Welt-
anschauungsgemeinschaften), § 15 (Einrichtungen der Pflege, der Eingliederungshilfe) und § 16 (Betretungsverbote für 
Kindertagesstätten). Die aktuellen Änderungen sind dadurch gekennzeichnet, dass die am 2. November 2020 in Kraft 
getretenen Beschränkungen deutlich ausgeweitet werden. 

Insgesamt sind die getroffenen Maßnahmen dazu geeignet, das öffentliche Leben im Sinne eines umfassenden Lock-
downs weitgehend herunter zu fahren. Dabei hat die Landesregierung berücksichtigt, dass die betroffenen Bereiche 
bereits jetzt umfassenden Regelungen durch diese Verordnung zur Verhinderung der Ausbreitung des Coronavirus 
unterworfen sind (Pflicht zur Erstellung von Hygienekonzepten etc.). Die Einschränkungen bezwecken nach wie vor 
eine Reduzierung der Kontakte in der Bevölkerung. Ohne solche Beschränkungen bestünde das Risiko, dass die Infi-
ziertenzahlen exponentiell wachsen könnten. Dies würde unweigerlich binnen weniger Wochen zu einer Überforderung 
des Gesundheitssystems führen und die Zahl der schweren Verläufe und der Todesfälle würde erheblich ansteigen. 
Wesentlich ist es dabei auch, schnell und konsequent zu reagieren. Je später die Infektionsdynamik umgekehrt wird, 
desto länger bzw. umfassender sind Beschränkungen erforderlich. Nach den Statistiken des Robert-Koch-Institutes 
sind die Ansteckungsumstände im Bundesdurchschnitt in mehr als 75 Prozent der Fälle unklar. Zur Vermeidung einer 
akuten nationalen Gesundheitsnotlage ist es deshalb weiterhin erforderlich, durch eine erhebliche Reduzierung der 
Kontakte in der Bevölkerung insgesamt das Infektionsgeschehen aufzuhalten bzw. gering zu halten und die Zahl der 
Neuinfektionen wieder in die nachverfolgbare Größenordnung von unter 50 Neuinfektionen pro 100.000 Einwohner in 
einer Woche zu senken bzw., soweit einzelne Gebiete diese Grenze noch nicht überschritten haben, den Anstieg der 
Infektionszahlen aufzuhalten. Die zum 16. Dezember 2020 deutlich verschärften Maßnahmen dienen dazu, den Anstieg 
der Infektionszahlen zumindest abzubremsen. Dazu gehören weitgehende Einschränkungen im öffentlichen Leben:

– Beschränkungen der Kontakte im öffentlichen und privaten Bereich auf 5 Personen (Ausnahme Familie im privaten 
Raum,

– Einschränkungen des Silvesterfeuerwerks,

– Verbot des Konsums- und Ausschanks von Alkohol in der Öffentlichkeit,

– Verbot fast aller Veranstaltungen,

– Einschränkungen der Zahl von Teilnehmerinnen und Teilnehmern bei Veranstaltungen,

– weitgehende Schließung des Einzelhandels,

– Verbot körpernahen Dienstleistungen,

– Schließung sämtlicher Freizeit- und Kultureinrichtungen,

– Verbot außerschulischer Bildungsangebote.

Die Ausweitung der Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung soll die Gefahr einer Übertragung des Corona-
virus dort verhindern, wo sich zwangsläufig viele Menschen aufhalten. Das Robert Koch-Institut (RKI) empfiehlt das 
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generelle Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung (MNB) in bestimmten Situationen im öffentlichen Raum als einen 
weiteren Baustein, um den Infektionsdruck und damit die Ausbreitungsgeschwindigkeit von COVID-19 in der Bevölke-
rung zu reduzieren und somit Risikogruppen zu schützen. Diese Empfehlung beruht auf Untersuchungen, die belegen, 
dass ein relevanter Anteil von Übertragungen von SARS-CoV-2 unbemerkt erfolgt, d.h. zu einem Zeitpunkt vor dem 
Auftreten der ersten Krankheitszeichen.

Die Ausweitung der bisherigen Regelungen ist das mildeste Mittel. Eine Aufhebung der getroffenen Maßnahmen oder 
eine Beibehaltung des Status Quo könnte eine Ausweitung des Ausbruchsgeschehens verursachen. Ebenso wenig 
ist es möglich, gezielt Maßnahmen zu treffen, die sich auf nachgewiesene Ausbruchsgeschehen (z.B. private Feiern) 
beschränken. Das aktuelle Ausbruchsgeschehen lässt sich nur mit einer generellen und systematischen Reduzierung 
der Kontakte eindämmen, wie dies bereits im Frühjahr erfolgreich durch ähnliche Maßnahmen erreicht werden konnte. 

Auch eine räumliche Beschränkung der getroffenen Maßnahmen etwa auf die Gebiete, in denen die 50-Tage-Inzidenz 
bereits überschritten wurde, kommt als milderes Mittel nicht in Betracht. Die Infektionszahlen sind flächendeckend 
noch sehr hoch und lassen sich nicht lokalen Ausbruchsgeschehen zuordnen. Zudem könnte die Öffnung einzelner 
Bereiche (Freizeitangebote, Gastronomie, etc.) dazu führen, dass Personen aus Gebieten mit einer höheren Inzidenz 
zur Wahrnehmung der in ihrem Gebiet geschlossenen Angebote in Gebiete mit niedriger Inzidenz reisen. 

Bei der Auswahl und Prüfung der Verhältnismäßigkeit der getroffenen Maßnahmen verfolgte die Landesregierung 
bisher das Ziel, dass die betroffenen Bürgerinnen und Bürger als Kundinnen und Kunden überwiegend in ihrer Frei-
zeitgestaltung eingeschränkt werden. Aufgrund der aktuellen Dynamik des Ausbruchsgeschehens sind weitergehende 
Einschränkung erforderlich und angemessen. 

Bei den Inhaberinnen und Inhabern der betroffenen Betriebe (Fitnessstudios, Beherbergungsbetriebe, Gastronomie, 
Kulturtreibende) wurde bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit der Umstand einbezogen, dass die Bundesregierung 
umfassende finanzielle Hilfe für die betroffenen Betriebe zur Verfügung stellt. Bei der Fortgeltung der Maßnahmen 
wurde berücksichtigt, dass die finanziellen Hilfen auch im Dezember 2020 fortgesetzt werden. 

Die Regelungen dieser Verordnung werden fortlaufend hinsichtlich Ihrer Erforderlichkeit und Angemessenheit überprüft 
und angepasst im Lichte der dann gegebenen Infektionslage.

B. Im Einzelnen

Zu § 1 (Grundsätze)

Absatz 1 beschreibt den Zweck, den die Verordnung verfolgt. Um die Corona-SARS-CoV-2-Pandemie wirksam und 
zielgerichtet bekämpfen zu können, ist es notwendig, die Übertragung durch Verfolgung von Infektionswegen nach-
vollziehen zu können und die Aufrechterhaltung von medizinischen Kapazitäten zur Behandlung des Coronavirus zu 
gewährleisten.

Absatz 2 erkennt an, dass die Verordnung durch ihre Ge- und Verbote freiheitsbeschränkend wirkt. Gleichzeitig stellt 
er klar, dass Pflicht und Zwang nur dort eingreifen sollen, wo dies unumgänglich erscheint. Wesentlich und vorrangig 
für die Umsetzung ist die Eigenverantwortung der Bürgerinnen und Bürger. 

Zu § 2 (Allgemeine Anforderungen an die Hygiene; Kontaktbeschränkungen)

Die Vorschrift beinhaltet die allgemeinen Hygieneanforderungen und die notwendigen Kontaktbeschränkungen, die 
zur Bekämpfung des Virus von jedermann einzuhalten sind. Die Übertragung von SARS-CoV-2 erfolgt hauptsächlich 
über Tröpfchen, die aus dem Nasen-Rachenraum abgegeben werden. Infizierte können bereits vor Symptombeginn 
ansteckend sein. Es wird davon ausgegangen, dass schon am Tag vor dem Symptombeginn eine hohe Ansteckungs-
fähigkeit besteht. Auch asymptomatische Personen können das Virus übertragen. Daher sind Schutzmaßnahmen nicht 
nur beim Auftreten von Symptomen geboten; derartige Maßnahmen sind vielmehr generell zu treffen.

Zu Absatz 1

Um das Risiko der Übertragung zu minimieren, sind daher im privaten und öffentlichen Raum das Einhalten eines Min-
destabstands von 1,5 Metern und die Begrenzung von Kontakten die wesentlichen Maßnahmen. Der private Raum umfasst 
den privaten Wohnraum und das dazugehörige befriedete Besitztum (insbesondere den Garten). Der öffentliche Raum 
umfasst alle Orte, die nicht zum privaten Raum gehören. Entsprechend sind das diejenigen Orte, die für die Allgemeinheit 
geöffnet oder zugänglich sind, unabhängig davon, ob sich der Ort im Freien oder in geschlossenen Räumen befindet. 

Das Abstandsgebot aus Absatz 1 ist einzuhalten, wo immer dies möglich ist. Angesichts der Vielfalt sozialer Situatio-
nen sind sehr unterschiedliche Ausnahmen denkbar. So können hilfs- oder betreuungsbedürftige Personen auf eine 
körperliche Unterstützung angewiesen sein oder der Weg zur Arbeitsstätte kann die Benutzung von übermäßig besetz-
ten Verkehrsmitteln des Öffentlichen Personennah- und Fernverkehrs erforderlich machen. Kann der Mindestabstand 
vorübergehend nicht eingehalten werden, ist er möglichst rasch wiederherzustellen. Das Tragen einer Mund-Nasen-
Bedeckung befreit nicht von der Einhaltung des Abstandsgebots, es sei denn, eine Regelung in der Verordnung erlaubt 
dies ausdrücklich. Zu der Unterschreitung des Mindestabstands aus rechtlichen Gründen gehört beispielsweise die 
Tätigkeit der Polizei bei Benutzung ihrer Fahrzeuge. Auch Prüfungen stellen solchen rechtliche Ausnahmen dar.

Das Abstandsgebot gilt nach Nummer 2 nicht, wenn geeignete physische Barrieren vorhanden sind, z.B. Plexiglas-
scheiben, die in Länge, Breite und Höhe derart dimensioniert sind, dass eine Tröpfchenübertragung zwischen Personen 
vermieden wird. 

Nummer 3 bis 5 regeln weitere Ausnahmen vom Abstandsgebot. Die Unterschreitung des Mindestabstandes bei 
Zusammenkünften nach Nummer 3 und 4 gilt unabhängig von dem Ort des Treffens, gilt also für den privaten und 
öffentlichen Raum. Die Ausnahme nach Nummer 5 stellt den Gleichklang zu Zusammenkünften im privaten Raum her. 
Bei zulässigen Zusammenkünften im privaten Raum nach Absatz 4 gilt das Abstandgebot nicht.

Die Umsetzung des Abstandsgebots erfordert in besonderem Maße die Eigenverantwortung der Bürgerinnen und Bürger. 
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Zu Absatz 2

Dies gilt auch für das Gebot aus Absatz 2, Kontakte mit Personen außerhalb des eigenen Haushalts auf ein absolut 
notwendiges Minimum zu reduzieren. Auch hier hängt die Bestimmung dieses Minimums von den Umständen des 
Einzelfalls ab und bleibt letztlich in der Verantwortung der oder des Einzelnen. So sind Treffen im privaten Raum mit bis 
zu fünf Personen möglich. Allerdings sollte aus Gründen des Infektionsschutzes diese Möglichkeit nicht ausgeschöpft 
werden. Treffen sollten auch im Familien- und Verwandtenkreis auf die jeweilige Erforderlichkeit hin geprüft und auf 
den engsten Familienkreis beschränkt bleiben. 

Zu Absatz 3

Absatz 3 verweist auf die Hinweise und Empfehlungen zu Schutzmaßnahmen der Ministerien und Fachinstitutionen 
des Bundes (zum Beispiel Robert Koch-Institut, Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, örtliche Gesundheits-
behörden pp.), die von jedermann beachtet werden sollen. Nach dieser Norm können auch Ministerien Empfehlungen 
veröffentlichen. 

Zu Absatz 4

Es wird nicht mehr danach unterschieden, wo die Zusammenkünfte stattfinden. 

Ansammlungen im öffentlichen Raum und Zusammenkünfte zu einem gemeinsamen privaten Zweck sind nur noch 
mit Personen aus höchstens zwei Hausständen zulässig; dabei ist eine Obergrenze von maximal fünf Personen einzu-
halten. Bei dieser Obergrenze sind Kinder bis zum 14. Geburtstag nicht mitzuzählen; auch sie müssen aber einem der 
beiden Hausstände angehören.

Soweit nur ein Hausstand betroffen ist, gibt es keine Obergrenze. 

Für die Weihnachtstage gibt es eine besondere Regelung, um dem besonderen Bedürfnissen nach familiären Zusam-
menkünften gerecht zu werden. Vom 24. bis zum 26. Dezember 2020 gelten erweiterte Kontaktmöglichkeiten: Möglich 
ist das Treffen eines Hausstandes mit bis zu 4 Personen, die jeweils zum engsten Familienkreis eines oder mehrerer der 
Hausstandsangehörigen gehören. Der engste Familienkreis wird in Satz 3 definiert. Zum engsten Familienkreis zählen 
Ehegatten, Lebenspartnerinnen und Lebenspartner, Partnerinnen und Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft, 
Verwandte in gerader Linie, Geschwister, Geschwisterkinder und deren jeweilige Haushaltsangehörige. Für die Zuläs-
sigkeit eines Treffens reicht es aus, wenn die Voraussetzungen aus der Sicht eines Haustandes erfüllt sind. Es genügt 
also, wenn jeweils eine Person des Hausstandes mit den vier zusätzlichen Personen verwandt oder die Personen, die 
nicht mit der Person des Hausstandes verwandt sind, mit einer anderen der vier Personen in einem Hausstand wohnt. 
Die vier Personen müssen dann nicht untereinander verwandt sein. 

Beispiel: Eine Familie aus zwei Eltern und Kindern (alle 1 Haushalt) dürfen mit Onkel und Tante Weihnachten feiern, 
sofern Onkel und Tante mit den Eltern verwandt sind. Angeheiratete Onkel und Tanten  dürfen ebenfalls teilnehmen, 
wenn diese mit dem verwandten Onkel  bzw. der verwandten Tante in einem Haustand leben. 

Angesichts des Infektionsgeschehens wird an alle Bürgerinnen und Bürger appelliert, Kontakte in den fünf bis sieben 
Tagen vor Familientreffen auf ein absolutes Minimum zu reduzieren. So wird eine sog. Schutzwoche empfohlen, um 
insbesondere Familienangehörige, die zu einer Risikogruppe zählen, vor einer Ansteckung zu schützen. 

Auch wenn zu Weihnachten Treffen mit mehr als fünf Personen möglich sind, sollte aus Gründen des Infektionsschutzes 
diese Möglichkeit nicht ausgeschöpft werden. Treffen sollten auch im Familien- und Verwandtenkreis auf die jeweilige 
Erforderlichkeit hin geprüft und auf den engsten Familienkreis beschränkt bleiben.

Mit dem Begriff „zu einem gemeinsamen privaten Zweck“ wird klargestellt, dass sich die Personen bewusst entschei-
den, als Gruppe etwas gemeinsam zu unternehmen. 

Zu § 2a (Mund-Nasen-Bedeckung)

Zu Absatz 1

Eine Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung besteht nur, soweit dies in der Verordnung besonders angeordnet 
ist. Für diese Fälle regelt Absatz 1 die Anforderungen an die Mund-Nasen-Bedeckung und die stets geltenden Ausnah-
men. Als Mund-Nasen-Bedeckung kommt jeder Schutz in Betracht, der aufgrund seiner Beschaffenheit geeignet ist, 
eine Ausbreitung von übertragungsfähigen Tröpfchenpartikeln und Aerosolen durch Husten, Niesen oder Aussprache 
zu verringern, unabhängig von der Kennzeichnung oder einer zertifizierten Schutzkategorie. In Betracht kommen etwa 
aus Stoff genähte Masken, Schals, Tücher oder Schlauchschals. Dagegen reicht es nicht aus, Mund und Nase nur mit 
Hand oder Arm abzudecken. Auch die Verwendung einer Maske mit Ausatemventil reicht nicht aus, um der Verpflich-
tung zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung nachzukommen. 

Durchsichtige Schutzvorkehrungen aus Kunststoff, die meist an einem Stirnband befestigt sind und im Übrigen das 
Gesicht nicht berühren, reichen ebenfalls nicht aus, da sie nur die Verbreitung von Tröpfchen vermindern; die Verbrei-
tung von Aerosolen wird dadurch hingegen nicht ausreichend gehemmt. Eine Ausnahme gilt für Lehrpersonal, wenn 
das Tragen eines Visiers im Interesse des Bildungszwecks die Erkennbarkeit der Mimik oder die unbeeinträchtigte 
Verständlichkeit der Aussprache gewährleisten soll. Ein Visier bleibt auch zulässig bei Gebärdendolmetscherinnen und 
Gebärdendolmetschern sowie bei Kommunikationshelferinnen oder Kommunikationshelfern für Menschen mit Hörbe-
hinderung. Personen, die grundsätzlich von der Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung befreit sind, dürfen 
dennoch freiwillig zum Infektionsschutz Visiere verwenden. Dies gilt auch für alle anderen Personen in Situationen, in 
denen eine Maskenpflicht nicht besteht.

Die Mund-Nasen-Bedeckung bedarf keiner Zertifizierung, wie sie beispielsweise bei Medizinprodukten verlangt wird. 
Ausdrücklich nicht erforderlich ist das Tragen von Medizinprodukten wie Schutzmasken oder ein Mund-Nasen-Schutz. 
Diese sollen grundsätzlich medizinischem Personal und Pflegepersonal vorbehalten sein. Medizinische Schutzmasken 
sind zudem zur Vermeidung der Ausbreitung, also zum vorrangigen Schutz der anderen Personen, nicht immer geeignet. 
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Zum Beispiel dienen FFP-Masken („filtering face piece“) mit einem Explorationsventil ausschließlich dem Eigenschutz 
und sind zum Fremdschutz ungeeignet, da durch das Ventil die Tröpfchen des Trägers gezielt in die Umgebung ab-
gegeben werden. Eine Ausnahme zum Tragen solcher Masken stellen entsprechende medizinische Indikationen dar. 
Die Trägerin oder der Träger einer Mund-Nasen-Bedeckung hat darauf zu achten, dass Mund und Nase beim Aufent-
halt in den öffentlich zugänglichen Bereichen bedeckt bleiben. Die Anforderung an die Einhaltung von notwendigen 
Mindestabständen und Hygieneanforderungen werden durch das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung nicht ersetzt. 

Von der Tragepflicht ausgenommen sind Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr. 

Auch Personen, die aufgrund körperlicher, geistiger oder psychischer Beeinträchtigung (einschließlich Behinderungen) 
nicht in der Lage sind, eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen, sind von der Tragepflicht ausgenommen. Das betrifft 
insbesondere einen Personenkreis, für den auch Bedeckungsalternativen nicht in Frage kommen. Menschen mit Hör-
behinderungen und Menschen mit Sprachbehinderungen dürfen eine Mund-Nasen-Bedeckung auch abnehmen, soweit 
dies zum Zwecke der Kommunikation mit anderen erforderlich ist. 

An einen Nachweis sind keine hohen Anforderungen zu stellen. Ein Nachweis kann ein Schwerbehindertenausweis, 
Allergikerausweis oder ähnliches sein, verbunden mit der Glaubhaftmachung der oder des Betroffenen, dass aufgrund 
medizinischer oder psychischer Beeinträchtigung das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung nicht möglich ist. Nicht 
erforderlich ist die Vorlage einer ärztlichen Bestätigung. Sollte diese aus Sicht der oder des Betroffenen aber hilfreich 
sein, dann muss daraus lediglich zu erkennen sein, dass diese Bestätigung von einer approbierten Ärztin bzw. einem 
approbierten Arzt ausgestellt worden ist und die- oder derjenige, die oder der sich auf diese Ausnahme beruft, da-
raus erkennbar ist. Eine gesonderte Begründung der Ärztin bzw. des Arztes ist dabei nicht erforderlich und gewollt. 
Vergleichbare Bescheinigungen können auch von Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten ausgestellt werden. 

Zu Absatz 2

Eine Maskenpflicht ist nunmehr auch in Fußgängerzonen, Haupteinkaufsbereichen und anderen innerörtlichen Berei-
chen, Straßen und Plätzen sowie Bahnhöfen und Bahnhaltepunkten mit vergleichbarem Publikumsverkehr erforderlich. 

Ein Einkaufsbereich ist eine Straße oder ein Platz mit Ladenzeilen, wo sich also ein Geschäft an ein anderes reiht, nicht 
aber die Nebenstraße, in der sich nur vereinzelt Geschäfte befinden, oder die angrenzende Parkzone. Ein Haupteinkaufs-
bereich zeichnet sich durch eine Konzentration von Einzelhandelsbetrieben, Gaststätten, Dienstleistungsunternehmen 
und oft auch kulturellen Einrichtungen auf engem Raum aus. Maßgeblich ist, ob der Handel und das öffentliche Leben 
in dem Bereich derart konzentriert sind, dass dort ein typischerweise erhöhter Publikumsverkehr vorliegt. Dabei kommt 
auch eine unterschiedliche Bewertung für jede Straßenseite in Betracht.

Ein vergleichbarer Publikumsverkehr kann etwa auf Kurpromenaden, Bahnhofsvorplätzen oder stark frequentierten 
Bushaltestellen vorkommen.

Die entsprechenden Bereiche werden durch eine Allgemeinverfügung der zuständigen Behörden – Gesundheitsämter 
bei den Kreisen und kreisfreien Städten – festgelegt. Die Allgemeinverfügung kann die Geltung zeitlich einschränken (z.B. 
Beschränkung auf Geschäftszeiten). Die betroffenen Bereiche sollen durch geeignete Beschilderung ausgewiesen werden. 

Die Maskenpflicht gilt für Fußgängerinnen und Fußgänger. Sie gilt daher nicht beim Fahren mit Fahrrädern, Tretrollern 
und anderen Ein- und Zweirädern, wohl aber beim Schieben solcher Fahrzeuge. Ausnahmen zur Pflicht zum Tragen 
einer Mund-Nasen-Bedeckung gelten beim Rauchen und bei der Nahrungsaufnahme. 

Zu Absatz 3

Für Bereiche, in denen typischerweise vermehrt mit Kontakten gerechnet werden muss, wird in Satz 1 das Tragen ei-
ner Mund-Nasen-Bedeckung angeordnet. Soweit in anderen Vorschriften dieser Verordnung für besondere Kontexte 
bereits eine Maskenpflicht angeordnet ist, tritt die zusätzliche Maskenpflicht aus Satz 1 selbständig daneben; die Vor-
aussetzungen und Ausnahmen sind jeweils unabhängig voneinander zu beurteilen. Absatz 3 umfasst auch Behörden; 
die bisherige Sonderregelung in § 6a kann daher entfallen.

Satz 2 definiert Ausnahmen und Grenzen der Maskenpflicht, soweit sie angemessen und erforderlich sind. Im Rah-
men des Hausrechts oder der gerichtlichen Sitzungspolizei können auch strengere Anforderungen gestellt werden; 
die Ausnahmen aus Satz 2 finden insoweit keine Anwendung, sondern gelten allein für die Maskenpflicht aus Satz 1. 

Als feste Plätze im Sinne von Nummer 1 kommen sowohl Sitz- als auch Stehplätze von Beschäftigten, Kundinnen und 
Kunden in Betracht.

Zu § 2b (Alkoholverbot)

Das Verbot des Konsums und des Ausschanks von Alkohol in der Öffentlichkeit dient dazu, alkoholbedingte Verstöße 
gegen Infektionsschutzmaßnahmen zu unterbinden. Trotz des Verbotes von Weihnachtsmärkten gibt es Verkaufsstände, 
die alkoholhaltige Getränke zum Verzehr anbieten. Um nicht dem Gaststättenverbot in § 7 zu unterliegen, werden die 
Getränke „to go“ angeboten, also zum Verzehr außer Haus. Dies führt dazu, dass sich in der Nähe der Verkaufsstände 
Menschen treffen, um dort gemeinsam insbesondere in der Vorweihnachtszeit alkoholhaltige warme Getränke zu konsu-
mieren. Der Alkoholkonsum kann zu einer Herabsetzung der Hemmschwelle führen, was dazu führt, dass die gebotenen 
Vorsichtsmaßnahmen wie die Einhaltung des Mindestabstandes oder das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung nicht 
mehr eingehalten werden. Außerdem dient das Verbot der Kontaktminimierung. Sowohl der Verkauf von Alkohol als 
auch der Konsum von Alkohol in der Öffentlichkeit führen zu einer größeren Zahl von Begegnungen von Menschen. 
Dies widerspricht der derzeitigen Pandemiepolitik, das öffentliche Leben dort herunter zu fahren, wo menschliche 
Zusammenkünfte entbehrlich sind.

Zum Ausschank im Sinne dieser Vorschrift zählt nicht der Verkauf von geschlossenen Gebinden, deren Inhalt nicht 
zum sofortigen Verzehr bestimmt ist. 
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Das Ausschankverbot gilt nicht innerhalb von Gaststätten. Dort gibt es speziellere eigenständige Regelungen. Gaststätten 
dürfen dabei nur unter den eingeschränkten Voraussetzungen des § 7 Absatz 1 Satz 2 öffnen; der Alkoholausschank 
ist zudem nach § 7 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 beschränkt. 

Zu § 2c (Feuerwerksverbot)

Die Verwendung von Feuerwerkskörpern in belebten Bereichen wird untersagt. Die betroffenen Bereiche sind von den 
Gesundheitsämtern der Kreise und kreisfreien Städte im Benehmen mit den betroffenen Gemeinden durch Allgemein-
verfügung festzulegen. Als derartige Bereiche kommen auch größere Gebiete einer Stadt wie Quartiere oder Stadtteile 
in Betracht, soweit dort ein erhöhtes Aufkommen von Fußgängern zu erwarten ist.

Feuerwerkskörper sind gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 4 des Sprengstoffgesetzes (SprengG) pyrotechnische Gegenstände 
für Unterhaltungszwecke. Pyrotechnische Gegenstände sind nach § 3 Absatz 1 Nummer 3 SprengG Gegenstände, die 
explosionsgefährliche Stoffe oder Stoffgemische enthalten (pyrotechnische Sätze), mit denen auf Grund selbsterhalten-
der, exotherm ablaufender chemischer Reaktionen Wärme, Licht, Schall, Gas oder Rauch oder eine Kombination dieser 
Wirkungen erzeugt werden soll. Zu den Feuerwerkskörpern gehören etwa Feuerwerksraketen, Knallkörper, Fontänen 
und bengalische Lichter (jeweils auch als Teile von Batterien und Verbundfeuerwerken).

Unabhängig von den Regelungen der Verordnung und der Kommunen werden die Bürgerinnen und Bürger eindringlich 
gebeten, auf die Verwendung von Feuerwerkskörpern zu verzichten 

Zu § 3 (Allgemeine Pflichten bei Einrichtungen mit Publikumsverkehr, bei Veranstaltungen und Versammlungen)

§ 3 regelt die allgemeinen Pflichten für die Betreiberinnen und Betreiber von Einrichtungen mit Publikumsverkehr, für 
die Ausrichterinnen und Ausrichter von Veranstaltungen nach § 5 sowie für die Leiterinnen und Leiter von Versamm-
lungen nach § 6. 

Zu Absatz 1

Bei den anderen in §§ 7 bis 10 und 12 bis 17 sowie § 18 Absatz 2 geregelten Einrichtungen treten die dort normierten 
besonderen Anforderungen neben die allgemeinen Pflichten aus § 3 und ggf. den besonderen Anforderungen an die 
Hygiene aus § 4. Die Regelungen des § 2, die jeder einzuhalten hat, gelten demnach auch in den Einrichtungen mit 
Publikumsverkehr, Veranstaltungen und Versammlungen.

Auf die Einhaltung der arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften wird zudem in Satz 2 hingewiesen. Soweit nach diesen 
arbeitsschutzrechtlichen Vorgaben das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung für die Kunden und/oder die Beschäftigten 
vorgegeben wird, sind diese einzuhalten.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 Satz 1 sollen die Empfehlungen und Hinweise der zuständigen öffentlichen Stellen beachtet werden, 
wozu auch die Ministerien gehören; dies entspricht § 2 Absatz 3. Dies setzt voraus, dass sich die Betreiberinnen und 
Betreiber von Einrichtungen regelmäßig über den jeweils aktuellen Stand der Empfehlungen und Hinweise kundig 
machen, was über das Internet ohne unzumutbaren Aufwand jederzeit möglich ist.

Soweit sich aus § 2 Pflichten für die Besucherinnen und Besucher bzw. Teilnehmerinnen und Teilnehmer ergeben, hat 
die Betreiberin oder der Betreiber, die Veranstalterin oder der Veranstalter oder die Versammlungsleiterin oder der 
Versammlungsleiter nach Absatz 2 Satz 2 im Rahmen seiner organisatorischen Möglichkeiten zu gewährleisten, dass 
die Pflichten eingehalten werden. Dabei stehen ihr oder ihm insbesondere das Direktionsrecht gegenüber Angestellten 
sowie das Hausrecht zur Verfügung. Als geeignete Maßnahme kommt beispielsweise in Betracht, auf das Verhalten der 
Besucherinnen und Besuchern zu achten, sie bei Verstößen mit dem im Einzelfall gebotenen Nachdruck zur Einhaltung 
der Hygienestandards anzuhalten und sie erforderlichenfalls der Einrichtung zu verweisen. 

Absatz 2 Satz 3 Nummer 3 fordert, dass in geschlossen Räumen Möglichkeiten für Besucherinnen und Besucher 
bestehen müssen, sich die Hände waschen oder desinfizieren zu können. Für die Verhinderung der Übertragbarkeit 
des Coronavirus ist die Handhygiene von elementarer Bedeutung. Die Übertragung der Infektion erfolgt über Sekrete 
des Respirationstraktes. Wenn die infektiösen Sekrete an die Hände gelangen, ist es möglich, dass über diese eine 
Übertragung stattfindet. Wichtig bleibt die Händehygiene, neben der Einhaltung im medizinischen Bereich, vor allem 
auch vor dem Verzehr von Lebensmitteln oder nach Kontakten zu Oberflächen im öffentlichen Raum. Zur Händehy-
giene gehören das Waschen der Hände mit Wasser und Seife, oder – falls dies örtlich bedingt nicht durchführbar ist 
- die Händedesinfektion. Beide Maßnahmen sind bei korrekter Durchführung wirksam. Die Hinweise der öffentlichen 
Stellen zur korrekten Umsetzung sind zu beachten. Außerhalb des medizinischen und pflegerischen Bereiches bietet 
eine Händedesinfektion in Situationen, wo die Hände auch gewaschen werden können, keinen Vorteil in Bezug auf 
die Inaktivierung von SARS-CoV-2. Sofern eine Händedesinfektion erfolgt, ist auf die Verwendung eines adäquaten 
Desinfektionsmittels zu achten. 

Nummer 4 sieht die regelmäßige Reinigung von solchen Oberflächen vor, die häufig von Besucherinnen und Besu-
chern berührt werden, da die Umweltstabilität der Corona-Viren von den Umgebungsbedingungen abhängt. Zwar 
liegen Nachweise für eine Übertragung durch Oberflächen im öffentlichen Bereich bislang nicht vor. Trotzdem ist es 
notwendig, auch in diesem Bereich jegliches Infektionsrisiko so weit als möglich zu minimieren. In öffentlichen Berei-
chen steht dabei die Reinigung der Oberflächen im Vordergrund. Sofern eine Desinfektion im Einzelfall als notwendig 
erachtet wird, so soll diese generell als Wisch- (und nicht als Sprüh-) Desinfektion erfolgen. Besondere Bedeutung hat 
die Flächendesinfektion durch Wischdesinfektion in medizinischen Einrichtungen. Das gleiche gilt für die Sanitäranla-
gen, die ebenfalls regelmäßig gereinigt werden müssen. 

Nach Nummer 5 sind Maßnahmen zur regelmäßigen Lüftung von Innenräumen notwendig, weil hier das Risiko einer 
Aerosolbildung besteht. Aerosole sind Tröpfchenkerne, die sich länger in der Luft halten und die unter Umständen beim 
Sprechen freigesetzt werden können. Diese können potentiell Erreger übertragen. Daher ist das häufige Lüften, also die 
Frischluftzufuhr und der Luftaustausch in Innenräumen eine zentrale Maßnahme zur Minimierung des Infektionsrisikos.
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Zu Absatz 3

Absatz 3 fördert die Transparenz gegenüber den Besucherinnen und Besuchern. Es werden die Hygienestandards, 
mögliche Zugangsbeschränkungen mit der Höchstzahl der gleichzeitig anwesenden Personen und nach Nummer 3 
im Einzelfall die nach Absatz 2 anwendbaren Anforderungen angegeben, die auch im Form einer Checkliste erfolgen 
können. In der Checkliste kann auch kurz und knapp angegeben werden, ob die Anforderungen überprüft und einge-
halten worden sind. Eine Checkliste wird auf den Seiten der Landesregierung vorgehalten. Soweit die nach Absatz 3 
an allen Eingängen erforderlichen Hinweise in verständlicher Form zu erfolgen haben, kommt etwa die Verwendung 
einer einfachen Sprache, von Bildern oder von Übersetzungen in Betracht. 

Zu Absatz 4

Absatz 4 Satz 1 enthält besondere Vorgaben bei der Bereitstellung von Toiletten. Ansammlungen vor und in den sani-
tären Einrichtungen sind zu vermeiden, so dass die Verfügbarkeit sanitärer Einrichtungen auch ein limitierender Faktor 
für die zulässige Personenzahl und die Einhaltung der Abstandsregeln sein kann. 

Zu § 4 (Besondere Anforderungen an die Hygiene)

§ 4 spezifiziert einige besondere Hygieneanforderungen, die über § 3 hinausgehen und nur dann zu beachten sind, wenn 
sie gezielt in anderen Vorschriften angeordnet werden. Bei diesen Einrichtungen und bei den Veranstaltungen bestehen 
erhöhe Risiken für eine Übertragbarkeit von Infektionserregern, die es insofern erforderlich machen, sich intensiver mit 
den Gefahren auseinanderzusetzen und im Anschluss die erforderlichen Maßnahmen zu treffen und zu gewährleisten.

Satz 2 regelt die Schließung von Gemeinschaftseinrichtungen wie Sammelumkleiden, Duschräumen und Wellnessbe-
reichen. Dabei sind auch Einzelkabinen umfasst, die einen gemeinsamen Vorraum haben. Nicht umfasst sind Umklei-
demöglichkeiten im Rahmen von Kleidungsgeschäften. Diese Umkleiden stellen keine Gemeinschaftseinrichtungen 
dar, sondern gehören zum Verkaufsraum.

Zu Absatz 1

In einem Hygienekonzept nach Absatz 1 sind die Maßnahmen zur Verhinderung der Übertragung von Infektionser-
regern darzulegen. Es hat die Verfahrensweisen zur Einhaltung von Anforderungen an die Hygiene abzubilden und 
die Dokumentation durchgeführter Maßnahmen sicherzustellen. Soweit aus Gründen des Arbeitsschutzes zusätzliche 
Maßnahmen zur Minimierung des Infektionsrisikos erforderlich sind, können diese ebenfalls abgebildet werden. Der 
Umfang des Hygienekonzeptes hängt von den jeweiligen individuellen Gegebenheiten in der Einrichtung oder bei der 
Veranstaltung ab. 

In Absatz 1 Satz 2 Nummern 1 bis 6 werden Vorgaben zum Mindestinhalt eines Hygienekonzepts gemacht. So sind ins-
besondere Maßnahmen zur Besucherzahl, zum Abstandsgebot, zur Lenkung von Besucherströmen, zur Reinigung von 
Oberflächen und Sanitäranlagen und zum Lüften, möglichst mit frischer Luft, erforderlich. Auf die teilweisen Ausführungen 
zu § 3 wird verwiesen. Für die Besucherzahl gibt es keine feste Bezugsgröße wie zum Beispiel eine maximale Besucherzahl 
für eine bestimmte Fläche. Entscheidend sind hier die örtlichen Verhältnisse. Es muss jederzeit gewährleistet sein, dass die 
einzelnen Besucherinnen und Besucher das Abstandsgebot einhalten können. Bei kleineren Einrichtungen, die aus einem 
oder wenigen Räumen bestehen, kann eine maximale Obergrenze von Besucherinnen und Besuchern festgeschrieben 
werden. Ist zu erwarten, dass die Besucherinnen und Besucher sich in bestimmten Räumen aufstauen könnten, kann die 
Beschränkung aber auch auf einzelne Räume bezogen werden. Zu dem Hygienekonzept gehört auch, die Wegeführung 
und die Nutzung von Flächen, Räumen oder Gegenständen so zu gestalten, dass die Einhaltung dieses Abstands mög-
lich ist. Besucherströme können im Rahmen der Wegeführung durch Markierungen, Einbahnstraßenregelungen und 
gesonderte Zu- und Ausgänge gelenkt werden. In Abhängigkeit von der Größe der zur Verfügung stehenden Flächen und 
Räume müssen erforderlichenfalls Zutrittsbeschränkungen veranlasst und kontrolliert werden. Wo erforderlich, ist dies 
durch Terminvorgaben zu gewährleisten, um unkontrollierte Ansammlungen zu vermeiden.

Satz 5 stellt klar, dass damit keine Hygienepläne im Sinne des Infektionsschutzgesetzes gemeint sind. An ein Hygiene-
konzept sind weniger strenge Anforderungen zu stellen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt die Einzelheiten der Erhebung der notwendigen Kontaktdaten und deren datenschutzkonforme Aufbewah-
rung und Vernichtung. Die Erhebung von Kontaktdaten ist nur in den in der Verordnung geregelten Fällen verpflichtend. 
Es müssen nur die Daten angegeben werden, die vorhanden sind. Wenn also jemand keine E-Mail-Adresse besitzt, 
muss diese auch nicht angegeben werden; die Einrichtung kann dennoch genutzt werden. Soweit sich Besucherinnen 
oder Besucher weigern, Name und Anschrift anzugeben, sind sie vom Zugang auszuschließen.

Das Erhebungsdatum und die -uhrzeit sind neben der Einrichtung von Löschroutinen auch für die Nachverfolgbar-
keit von Bedeutung. Der Speicherungszeitraum von 4 Wochen ist erforderlich, um eine effektive Rückverfolgbarkeit 
von Infektionen auch praktisch umsetzen zu können. Diese Frist ist auch angemessen, da vor dem Hintergrund der 
Inkubationszeit des Virus, des bis zum Behandlungsbeginn verstreichenden Zeitraums und der sodann erforderlichen 
Anordnung und Durchführung einer Testung ein erheblicher Teil der Speicherfrist bereits verstrichen sein kann, bevor 
das zuständige Gesundheitsamt Maßnahmen zur Rückverfolgung überhaupt einleiten kann. Eine kürzere Frist würde 
sodann die Rückverfolgbarkeit erheblich einschränken. Eine längere Frist ist vor dem Hintergrund des bisher bekannten 
Pandemieverlaufs nicht erforderlich.

Die Regelung zur Kontaktdatenerhebung in Absatz 2 wird durch § 28a Absatz 4 IfSG ergänzt, dessen Bestimmungen im 
Landesrecht nicht zu wiederholen sind. Danach haben die Verantwortlichen sicherzustellen, dass eine Kenntnisnahme 
der erfassten Daten durch Unbefugte ausgeschlossen ist. Die Daten dürfen nicht zu einem anderen Zweck als der Aus-
händigung auf Anforderung an die nach Landesrecht für die Erhebung der Daten zuständigen Stellen verwendet werden 
und sind vier Wochen nach Erhebung zu löschen. Die zuständigen Stellen (nach § 10 Gesundheitsdienstgesetz sind dies 
die Kreise und kreisfreien Städte) sind berechtigt, die erhobenen Daten anzufordern, soweit dies zur Kontaktnachverfol-
gung nach § 25 Absatz 1 IfSG erforderlich ist. Die Verantwortlichen sind in diesen Fällen verpflichtet, den zuständigen 
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Stellen die erhobenen Daten zu übermitteln. Eine Weitergabe der übermittelten Daten durch die zuständigen Stellen 
oder eine Weiterverwendung durch diese zu anderen Zwecken als der Kontaktnachverfolgung ist ausgeschlossen. Die 
den zuständigen Stellen übermittelten Daten sind von diesen unverzüglich irreversibel zu löschen, sobald die Daten 
für die Kontaktnachverfolgung nicht mehr benötigt werden.

Nach Satz 5 sind Personen, die in Rahmen einer Erhebung nach dieser Verordnung Kontaktdaten angeben, zu wahr-
heitsgemäßen Angaben verpflichtet. Die vorsätzliche Angabe falscher Kontaktdaten stellt nach § 21 Absatz 2 eine 
Ordnungswidrigkeit dar.

Wer nach der Verordnung Kontaktdaten erhebt, muss auch die Vorgaben der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 
erfüllen. Hierzu zählen insbesondere die Einhaltung von Informationspflichten nach Artikel 13 DSGVO, die Einhaltung 
von Löschregeln nach Artikel 17 DSGVO und die Erfüllung technisch-organisatorischer Anforderungen nach Artikel 32 
DSGVO.

Zu § 5 (Veranstaltungen)

Zu Absatz 1

Eine Veranstaltung ist ein zeitlich begrenztes und geplantes Ereignis mit einer definierten Zielsetzung oder Absicht, einer 
Programmfolge mit thematischer, inhaltlicher Bindung oder Zweckbestimmung in der abgegrenzten Verantwortung 
einer Veranstalterin oder eines Veranstalters, einer Person, Organisation oder Institution, an dem eine Gruppe von 
Menschen teilnimmt (vgl. OLG Düsseldorf, Urteil vom 1. Juli 2014, I-20 U 131/13). Der Veranstaltungsbegriff ist sehr 
weit gefasst: Dazu zählen unter anderem private Feiern aller Art, Unterrichtsformate, bestimmte Kulturangebote wie 
Kino- oder Theateraufführungen und Großveranstaltungen wie Volksfeste und Festivals. Zusammenkünfte von zwei 
Personen stellen keine Veranstaltung dar.

Bei der Zulassung von Veranstaltungen gilt nunmehr folgende Regelung:

Alle Veranstaltungen sind gemäß Absatz 1 grundsätzlich untersagt.

Eine Ausnahme besteht gemäß Absatz 2 lediglich für Veranstaltungen, die vorher in Absatz 7 und 8 privilegiert waren. 

Zu Absatz 2

Absatz 2 normiert für bestimmte Veranstaltungen und Einrichtungen Ausnahmen vom Verbot des Absatz 1 sowie von 
den Vorgaben des § 3. Bei diesen Veranstaltungen gilt lediglich das allgemeine Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 sowie 
das Gebot aus § 2 Absatz 2, Kontakte nach Möglichkeit auf ein Minimum zu beschränken. Darüberhinausgehende 
Hygienemaßnahmen sind in eigener Verantwortung zu treffen. 

Zu den ausgenommenen Veranstaltungen nach Nummer 1 zählen beispielsweise Übungen der Feuerwehren. Ebenfalls 
unter diese Ausnahme fallen Gesellschafts- und Bewegungsjagden auf Schalenwild, einschließlich der An- und Abreise 
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Diese Jagden dienen der Seuchenprävention (z.B. afrikanische Schweinepest) 
und dem Schutz vor Wildschäden in der Land- und Forstwirtschaft und damit der Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit. Zu den beruflich oder dienstlich begründeten Zusammenkünften nach Nummer 2 gehören auch berufliche 
oder dienstliche Fortbildungsveranstaltungen, die vom Arbeitgeber oder Dienstherrn selbst veranstaltet werden; sie 
werden daher vom allgemeinen Verbot außerschulischer Bildungsangebote aus § 12a nicht erfasst.

Ebenso zulässig bleiben unaufschiebbare Veranstaltungen von Parteien und Wählergruppen. Die allgemeinen Anfor-
derungen nach Absatz 2 Satz 3 Nummern 1 bis 3 sind ebenso einzuhalten wie die Hygienestandards in § 3.

Von Nummer 5 und 7 sind Veranstaltungen erfasst, die nach anderen Vorschriften der Verordnung zulässig sind. 
Beispiele sind private Zusammenkünfte, Wochenmärkte, religiöse Veranstaltungen oder Profisportveranstaltungen. 

Zu § 6 (Versammlungen)

In Abgrenzung zu den allgemeinen Veranstaltungen, für die § 5 gilt, regelt § 6 die Versammlungen im Sinne des Ver-
sammlungsrechts.

Zu Absatz 1

Aufgrund der konstituierenden Bedeutung des Grundrechts der Versammlungsfreiheit nach Artikel 8 GG für die frei-
heitlich demokratische Grundordnung bleiben Versammlungen weiterhin zulässig. Allerdings muss aufgrund des In-
fektionsgeschehens die grundsätzlich zulässige Teilnehmerzahl auf 100 Personen außerhalb geschlossener Räume und 
50 Personen innerhalb geschlossener Räume begrenzt werden. Entsprechend dem Gesamtkonzept der Verordnung 
sind die grundlegenden Gebote aus § 2 Absatz 1 Satz 1 (Abstandsgebot) sowie gemäß § 3 Absatz 2 (allgemeine An-
forderungen) zu gewährleisten.

Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung gemäß § 2a Absatz 1 unter freiem 
Himmel und in geschlossenen Räumen verpflichtet. Angesichts ihrer herausragenden verfassungsrechtlichen Be-
deutung sollen Versammlungen auch weiterhin mit einer größeren Teilnehmerzahl zulässig sein können und nicht in 
gleichem Maße den strengen Kontaktbeschränkungen anderer Lebensbereiche unterworfen werden müssen. Um dies 
zu erreichen bedarf es aus Infektionsschutzgründen anderer, geeigneter Maßnahmen wie der Pflicht zum Tragen einer 
Mund-Nasen-Bedeckung. Unter Berücksichtigung des kommunikativen Aspekts von Versammlungen sind Rednerinnen 
und Redner von dieser Pflicht befreit.

Zu Absatz 2

Auch bei Eilversammlungen ist es den Organisatorinnen und Organisatoren noch möglich, ein zumindest grundlegen-
des Hygienekonzept zu erstellen. Für sog. Spontanversammlungen, die sich aufgrund eines spontanen Entschlusses 
augenblicklich bilden, wäre die Pflicht zur Erstellung eines Hygienekonzepts jedoch eine verfassungsmäßig unzulässige 
Beschränkung, da sie faktisch unmöglich gemacht würden. Diese sind daher ausgenommen. Die praktische Bedeutung 
dieser Versammlungen ist jedoch gering.



Nr. 22 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2020; Ausgabe 23. Dezember 2020 1067

Zu Absatz 3

In Absatz 3 wird klargestellt, dass die zuständigen Behörden die zulässigen Versammlungen im Einzelfall beschränken, 
d.h. mit Auflagen versehen, oder gänzlich untersagen können, wenn die konkreten Umstände eine unter epidemiolo-
gischen Gesichtspunkten zu verantwortende Durchführung nicht zulassen. Zudem können die zuständigen Behörden 
Versammlungen, deren Teilnehmerzahl laut Anzeige über die in Absatz 1 genannte Teilnehmerzahl hinausgeht, geneh-
migen, wenn die konkreten Umstände eine unter epidemiologischen Gesichtspunkten zu verantwortende Durchführung 
einer Versammlung zulassen.

Zu § 7 (Gaststätten)

Zu Absatz 1

Gaststätten sind grundsätzlich nach Satz 1 zu schließen. Das gilt sowohl für den Gastraum im Gebäude selbst als auch 
im Außenbereich. Nur der Außerhausverkauf von Speisen und Getränken ist zulässig. 

Wegen der mit exponentieller Dynamik gestiegenen Zahl der mit dem Coronavirus infizierten Personen bedarf es 
schnellstmöglich einer erheblichen Reduzierung von Kontakten. Ohne eine weit gefächerte Kontaktbeschränkung droht 
eine akute Gesundheitsnotlage und eine Überforderung des Gesundheitssystems. Hierzu dienen die zahlreichen Ein-
schränkungen in dieser Verordnung bei Reisen, Freizeiteinrichtungen oder beispielsweise auch bei der Kontaktbe-
schränkung an sich. Nach Einschätzung des Verordnungsgebers gehören auch die Gaststätten zu den Betrieben, die 
es zu schließen gilt, um die Möglichkeit der Übertragung des Virus zu reduzieren. Der Betrieb von Gaststätten birgt ein 
hohes Übertragungsrisiko des Coronavirus, selbst wenn die Gäste mit Abstand zueinander sitzen und entsprechend 
dem geforderten Hygienekonzept die Gastwirtin oder der Gastwirt erhöhte Anforderungen an die Sicherheit für seine 
Beschäftigten und seine Gäste umzusetzen hat. Jede Bewegung innerhalb der Gaststätte, sei es durch neue Gäste, sei 
es durch anwesende Gäste oder sei es durch die Beschäftigten selbst, birgt die erhöhte Gefahr einer Übertragung. Aber 
auch der Weg zu und die Nutzung der Sanitäranlagen selbst stehen im besonderen Fokus bei der Übertragbarkeit des 
Virus. In der Vergangenheit hat es Infektionsherde in Gaststätten gegeben. Trotz des Eingriffs in die Grundrechte der 
Betroffenen wird die Maßnahme insgesamt als verhältnismäßig angesehen. Der Gesundheitsschutz der Bevölkerung 
insgesamt aber auch insbesondere der besonders vulnerablen Gruppen überwiegt die wirtschaftlichen Einbußen, die 
dadurch für die betroffenen Branchen entstehen. Was eine Gaststätte ist, ergibt sich aus § 1 des Gaststättengesetzes. 

Betriebskantinen, die gemäß § 25 GastG nur der Bewirtung der eigenen und auch als solcher namentlich bekannten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern dienen und wo die Öffentlichkeit ausgeschlossen ist, dürfen nach Satz 2 Nummer 1 
weiterhin öffnen. Damit die Arbeit in den Betrieben fortgeführt werden kann, bedarf es auch der Versorgung der eige-
nen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

Der Außerhausverkauf von Speisen und Getränken nach Satz 2 Nummer 2 wird zugelassen, weil eine Übertragung des 
Virus beim Außerhausverkauf geringer ist, sofern die Gäste beim Abholen der Speisen und Getränke Abstand halten. 
Dabei dürfen die Gäste die Gasträume nicht betreten. Tische und Stühle – (auch) im Außenbereich der Gaststätte – 
dürfen nicht für den Verzehr verwendet werden. Sie sind wegzuräumen oder für die Benutzung zu sperren. Wo der Gast 
seine Speisen oder Getränke verzehrt, ist ihm unbenommen, sofern es nicht in der Gaststätte erfolgt. In sogenannten 
Drive-In-Restaurants findet ein Außerhausverkauf statt. Beim Außerhausverkauf ist darauf zu achten, dass Personen-
ansammlungen vermieden werden. Auch hier gilt es, das Abstandsgebot nach Absatz 1 einzuhalten. Ein Betreten der 
Gaststätte nur für den Abholenden zwecks Abholung der Speisen oder Getränke ist erlaubt. 

Damit auch Gaststätten die Bewirtung übernehmen können und damit Cateringbetrieben gleichgestellt werden, dürfen 
sie in Satz 2 Nummer 3 nur insoweit geöffnet bleiben. Das gilt jedoch nur für solche wenigen Veranstaltungen, die nach 
§ 5 – konkret nach Absatz 2 Nummer 1, 2 und 6 – zugelassen sind. 

Beherbergungsbetriebe dürfen nach Satz 2 Nummer 4 für ihre Hausgäste - und nur für diese - Speisen und Getränke 
wie zum Frühstück oder Abendbrot anbieten. Mit dem Begriff Hausgäste wird im Zusammenhang mit einem Beherber-
gungsbetrieb klargestellt, dass nur die Beherbergungsgäste bewirtet werden können, die der Beherbergungsbetrieb 
nach § 17 noch beherbergen darf. 

Für die Autobahnraststätten und Autohöfen im Sinne des Bundesfernstraßengesetzes gibt es nach Satz 2 Nummer 5 
eine Ausnahmeregelung. Das dient dazu, dass den Kraftfahrern eine Grundversorgung zur Verfügung steht, die auch 
die Sanitärbereiche umfasst. So wird der Warentransport gewährleistet. Die Autobahnraststätten und Autohöfe sind 
für jedermann geöffnet.

Satz 3 enthält besondere Voraussetzungen für diejenigen Gaststätten, die nach den Ziffer 3 bis 5 noch in ihren Gaststätten 
Gäste bewirten dürfen. Hier bedarf es weiterhin eines Hygienekonzeptes und der Erhebung der Kontaktdaten. Ziffer 3 soll 
der Enthemmung durch übermäßigen Alkoholkonsum entgegenwirken. Nach Ziffer 4 muss das Hygienekonzept weiterhin 
dem Gesundheitsamt angezeigt werden, sofern beabsichtigt ist, gleichzeitig mehr als 50 Gäste zu bewirten. Ziffer 5 stellt 
klar, dass der Ausschank alkoholischer Getränke und sein Verzehr ab 21:00 Uhr innerhalb einer Gaststätte unzulässig ist. 
Das Verbot außerhalb einer Gaststätte ergibt sich bereits aus § 2b. Diese Regelung soll den Gästen einerseits ermögli-
chen, zum Verzehr des Abendessens ein Glas Wein oder Bier zu konsumieren. Dagegen soll der Verzehr ausschließlich 
von alkoholischen Getränken zu einer späteren Uhrzeit, z.B. das gemeinsame Trinken an der Hotelbar, verhindert werden.

Satz 4 und 5 regeln aufgrund des stark gestiegenen Infektionsgeschehens eine Maskenpflicht sowohl für Gäste als 
auch für das Bedienungspersonal im gesamten Bereich der Gaststätte, also Innen und Außenbereiche, Tresen- und 
Sanitärbereiche. Die Pflicht gilt demnach insbesondere beim Betreten und Verlassen der Gaststätte, beim Warten auf 
Zuweisung eines Platzes, bei der Bestellung am Tresen oder beim Gang zu und von den Sanitärräumen. Am Tisch ist 
die Maskenpflicht für Gäste nicht vorgesehen. Hier sitzen die Gäste längere Zeit an ihrem Platz. Ebenso wenig muss 
das Küchenpersonal außerhalb von Gasträumen eine Mund-Nasen-Bedeckung tragen. Das gleiche gilt – insofern 
vergleichbar mit dem Einzelhandel –, wenn sich die Beschäftigten beispielsweise durch eine geeignete Trenn- und 
Schutzwand vor einer möglichen Tröpfchen- und Aerosolübertragung von den Gästen schützen können. Die Anforde-
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rungen an die Beschaffenheit der Mund-Nasen-Bedeckung richten sich nach § 2a Absatz 1; damit sind insbesondere 
Masken mit Ausatemventil verboten. 

Die allgemeinen Anforderungen an die Hygiene für jedermann, das Abstands- und Kontaktverbot nach § 2 und auch die all-
gemeinen Pflichten für Einrichtungen mit Publikumsverkehr nach § 3 gelten im Übrigen für alle noch geöffneten Gaststätten.

Zu Absatz 2

Zwar darf nach Satz 2 Nummer 2 der Außerhausverkauf von Speisen und Getränken erfolgen. Hiervon macht Absatz 2 
wieder eine Einschränkung beim Verkauf von Alkohol. Dieser ist zwischen 23.00 Uhr und 6.00 Uhr am Folgetag verbo-
ten. Dies gilt auch für gastronomische Lieferdienste wie beispielsweise Pizzaservice, die keine Gaststätten im Sinne 
von § 1 Gaststättengesetzes sein müssen. Beim Außerhausverkauf ist darauf zu achten, dass Personenansammlungen 
vermieden werden. Auch hier gilt es das Abstandsgebot nach Absatz 1 einzuhalten. Diese Regelung ist gleichlaufend 
mit den Regelungen des § 8 Absatz 3 für die Geschäfte des Einzelhandels.

Zu Absatz 3

Absatz 3 verbietet die Öffnung von Diskotheken, Tanzlokalen und ähnlicher Einrichtungen, in denen zu Vergnügungszwecken 
getanzt wird. Als Schank- oder Speisewirtschaft gemäß § 1 Gaststättengesetz dürfen sie unter den Bedingungen des § 7 
agieren, d.h. ein Außerhausverkauf von Speisen und Getränken ist möglich. Der Alkoholverkauf ist ab 23.00 Uhr verboten.

Zu § 8 (Einzelhandel)

Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt die speziellen Anforderungen für die Verkaufsstellen des Einzelhandels. Der Großhandel wird von § 8 nicht 
erfasst und ist zulässig. Wegen der stark steigenden Infektionszahlen müssen auch im Einzelhandel große Einschränkungen 
vorgenommen werden, um die Kontakte in einem größeren Umfang als bisher zu reduzieren. Wie in der Anfangsphase 
der Pandemie bleiben nur die für die Versorgung der Bevölkerung notwendigen Verkaufsstellen geöffnet. In diesen 
Verkaufsstellen ist auch eine Warenausgabe möglich. Banken Sparkassen, Reinigungen und Waschsalons dürfen auch 
öffnen, sind jedoch keine Verkaufsstellen des Einzelhandels, sondern Dienstleistungen und daher gemäß § 9 als nicht 
körpernahe Dienstleistungen erlaubt. Auch Kfz-Werkstätten und Fahrradwerkstätten können gemäß § 9 öffnen. Der Ver-
kauf von Fahrzeugen und Fahrrädern ist nur gemäß § 8 Absatz 2 Nummer 1 zulässig. Auch Abhol- und Lieferdienste sind 
als Dienstleistungen zulässig. Auch eine Direktvermarktung von Lebensmitteln ist erlaubt. Der Verkauf von Pyrotechnik 
vor Silvester wird untersagt. Hierzu wird der Bund Regelungen erlassen. Unter anderem sind Baumärkte zu schließen. 

Im Satz 3 wird festgelegt, wie im Falle von Mischsortimenten zu verfahren ist. Es kommt auf den Schwerpunkt des Sor-
timents für die Entscheidung an, ob die Verkaufsstellen geöffnet bleiben können. Bei einer Abgrenzung von erlaubten zu 
nicht erlaubten Sortimenten ist maßgeblich, welches überwiegt, mithin mehr als 50 Prozent ausmacht. Ist insofern das 
Hauptsortiment erlaubt, darf das nicht erlaubte Nebensortiment mitverkauft werden. Es muss nicht abgedeckt werden. 
Dabei wird erwartet, dass keine Ausweitung der non-food-Produkte im Lebensmitteleinzelhandel über den bisherigen 
Umfang hinaus erfolgt. Mit der Regelung wird erreicht, dass bestimmte Produkte wie beispielsweise Zigaretten am 
Markt noch zu erlangen sind. Im umgekehrten Fall, wenn nur das Nebensortiment erlaubt ist, ist die Verkaufsstelle 
ganz zu schließen. Hierbei hilft es nicht, die nicht erlaubten Sortimentsteile abzudecken. Das führt nicht dazu, dass nun 
die Verkaufsstelle zu einer erlaubten Verkaufsstelle wird. Bei der Betrachtung ist das ursprüngliche Sortiment einzube-
ziehen. Ziel der Schließungen ist es, die Anzahl der Verkaufsstellen stark zu reduzieren. Dabei ist mittelbare Folge der 
Schließung von Verkaufsstellen, dass einzelne Produkte nicht mehr in allen Verkaufsstellen erworben werden können. 

Gemäß Satz 4 bedarf es Vorgaben im Hinblick auf die Anzahl von Kundinnen und Kunden in den Geschäften. Die Steue-
rung erfolgt über die Kundenzahl pro Quadratmeter. Einzig für Lebensmittelgeschäfte gibt es eine Ausnahme. In diesem 
wichtigen Bereich sollen Warteschlangen vermieden werden, die möglicherweise psychologisch ein übertriebenes 
Einkaufsbedürfnis (sog. Hamstern) von Lebensmitteln und Gebrauchsgegenständen hervorrufen könnte. Überwiegend 
besteht ein Sortiment aus Lebensmitteln, wenn es über 50 Prozent des Sortiments ausmacht. Bei der Berechnung der 
Verkaufsflächen wird sich an der baurechtlichen Rechtsprechung zu Verkaufsflächen im Zusammenhang mit der Groß-
flächigkeit eines Handelsbetriebes im Sinne von § 11 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 Baunutzungsverordnung angelehnt. 

Zu Absatz 2

Die bloße Ausgabe von im Fernabsatz – etwa im Internet oder per Telefon – verbindlich gekauften Waren ist auch bei 
Verkaufsstellen gemäß Nummer 1 möglich, die ansonsten schließen müssen. Auch die Bezahlung kann anlässlich der 
Abholung erfolgen, da sie nicht zum Abschluss des Kaufvertrags gehört, sondern zu dessen Erfüllung. Eine Warenaus-
gabe innerhalb geschlossener Räume darf nur erfolgen, wenn sie jeweils nur von einer Kundin oder einem Kunden 
betreten werden. Im Übrigen gilt Absatz 5, wonach auch vor und in Warenausgabestellen eine Mund-Nasen-Bedeckung 
zu tragen ist. Ansammlungen von Kundinnen und Kunden darf es nicht geben; auch im Rahmen einer Warenausgabe 
gilt das allgemeine Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1. Auch eine Auslieferung der Ware ist zugelassen. 

Saisonal bedingt ist der Weihnachtsbaumverkauf nach Nummer 2 – unabhängig vom sonstigen Sortiment von allen 
Verkaufsstellen zugelassen. Dies darf nur außerhalb von geschlossenen Räumen erfolgen. Der Weihnachtsbaumverkauf 
kann insofern auch von solchen Verkaufsstellen angeboten werden, die ansonsten geschlossen sind. Es dürfen insofern 
dann jedoch nur die Weihnachtsbäume verkauft werden. 

Zu Absatz 3

Darüber hinaus müssen Betreiberinnen und Betreiber von Verkaufsstellen ein Hygienekonzept im Sinne von § 4 Ab-
satz 1 erstellen. Dabei ist sicherzustellen, dass es zu keinen Ansammlungen von Kundinnen und Kunden kommt. 
Auch wenn keine Pflicht hierzu besteht, bietet es sich an, auf die Anzahl der Kontrollkräfte und deren Aufgaben zur 
Einhaltung der Verpflichtungen aus dieser Verordnung einzugehen. Als Kontrollkräfte können dabei auch Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter des Geschäftes eingesetzt werden, sofern sie dabei jedoch parallel zur Kontrolltätigkeit keine 
Verkaufs- und Beratungstätigkeit im Geschäft vornehmen. Bei Ein-Personenbetrieben (zum Beispiel inhabergeführte 
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Einzelhandelsbetriebe ohne weiteres Personal oder Geschäften mit nur einer im Ladenlokal beschäftigten Person) kann 
die im Verkaufsraum anwesende Person sowohl die Kontroll- als auch die Verkaufstätigkeit wahrnehmen. Weiterhin 
wird vorgegeben, dass Möglichkeiten zur Handdesinfektion im Eingangsbereich vorhanden sind. § 8 gilt auch für die 
Verkaufsstellen bei Dienstleisterinnen und Dienstleistern und Handwerkerinnen und Handwerkern. 

Satz 3 regelt das Verkaufsverbot von Alkohol zwischen 23.00 Uhr und 6.00 Uhr am Folgetag. Mit dem Genuss von Alko-
hol gehen besondere Gefahren einher. Seine enthemmende Wirkung führt häufig in Gruppen zu einer Unterschreitung 
des Abstandsgebotes und der Nichteinhaltung von Hygieneregeln. Dies soll aufgrund des fortschreitenden Infektions-
geschehens in der Nacht soweit wie möglich zumindest von gewerblicher Seite unterbunden werden. Wie auch beim 
Außerhausverkaufsverbot bei Gaststätten gemäß § 7 dürfen auch Verkaufsstellen wie beispielsweise Tankstellen oder 
Supermärkte keinen Alkohol in der Nacht verkaufen.

Zu Absatz 4

Weil in Einkaufszentren und Outlet-Centern Geschäfte konzentriert vorhanden sind, bedarf es in Absatz 4 besonderer 
zusätzlicher Regelungen für deren Betreiberinnen und Betreiber, damit auch steuernd in die Flächen vor den einzelnen 
Geschäften eingegriffen wird. Hierzu müssen die Betreiberinnen und Betreiber dem zuständigen Gesundheitsamt ein 
Hygienekonzept vorlegen und sich genehmigen lassen, bevor das Einkaufszentrum oder das Outlet-Center betrieben 
werden darf. Ihre Verpflichtung, die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um die Einhaltung des Hygienekonzepts 
zu gewährleisten, ergibt sich aus § 4 Absatz 1 Satz 3. In den Einkaufszentren oder im Outlet-Center dürfen nur solche 
Verkaufsstellen öffnen, die gemäß Absatz 1 öffnen können. 

Zu Absatz 5

Absatz 5 regelt die Mund-Nasen-Bedeckungspflicht für Kundinnen und Kunden sowie das Personal auf denjenigen 
Flächen, auf denen mit Kundinnen und Kunden Kontakte entstehen können. Dies betrifft auch Theken- und Tresen-
bereiche. Das Ausweiten der Pflicht zur Mund-Nasen-Bedeckung ist erforderlich, um dem aktuellen Infektionsgesche-
hen Rechnung zu tragen. In Sozial- und Gemeinschafträumen, die ausschließlich dem Personal zugänglich sind, gilt 
diese Pflicht nicht. Darüber hinaus ist Personal von der Maskenpflicht befreit, wenn dieses beispielsweise durch eine 
geeignete Trenn- und Schutzwand vor einer möglichen Tröpfchen- und Aerosolübertragung durch Kundinnen oder 
Kunden geschützt ist. Mit dem Betreten der Verkaufsfläche (Eingangstür) und während des gesamten Aufenthaltes 
in Verkaufs- und Warenausgabestellen des Einzelhandels, in abgeschlossenen Verkaufsständen und in überdachten 
Verkehrsflächen von Einkaufszentren sowie auch Wochenmärkten haben Kundinnen und Kunden eine Mund-Nasen-
Bedeckung zu tragen. Diese Pflicht wurde erweitert auf den Bereich vor den Verkaufs- und Warenausgabenstellen und 
deren Parkplätze. Damit ist der unmittelbare Nahbereich der Eingänge gemeint. 

Näheres zu der Mund-Nasen-Bedeckung findet sich in § 2a Absatz 1. Die Geschäftsinhaberinnen und Geschäftsinhaber 
sowie die Betreiberinnen und Betreiber des Einkaufszentrums oder des Outlet-Centers haben im Rahmen ihres Haus-
rechtes mit den ihnen zu Gebote stehenden Mitteln dafür zu sorgen, dass die Kundinnen und Kunden ihrer Verpflichtung 
nachkommen. Die Ausübung des Hausrechts bedeutet, dass sie notfalls den Aufenthalt der Kundinnen und Kunden in 
dem Geschäft oder dem Einkaufszentrum bzw. Outlet-Center beenden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass es Kundinnen 
und Kunden gibt, die nach § 2a Absatz 1 Satz 5 nicht verpflichtet sind, eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen.

Zu § 9 (Dienstleistungen)

§ 9 gilt für Dienstleistungen, die von Dienstleisterinnen und Dienstleistern, Handwerkerinnen und Handwerkern, Ge-
sundheitshandwerkerinnen und Gesundheitshandwerkern erbracht werden. In der Überschrift wird der Oberbegriff 
„Dienstleistungen“ verwendet. Inhaltlich ist damit keine Veränderung zur früheren Überschrift „Dienstleisterinnen und 
Dienstleister, Handwerkerinnen und Handwerker“ verbunden.

Zu Absatz 1

Die Erbringung von Dienstleistungen ohne Körperkontakt ist zulässig. Bei diesen eher sachbezogenen Leistungen wie 
denen eines Dachdeckers, Installateurs oder Schornsteinfegers ist der Abstand zum Kunden von ca. 1,5 Metern unpro-
blematisch einhaltbar. Die Dienstleisterinnen oder der Dienstleister üben die Tätigkeit ohne die Zuarbeit der Kundinnen 
und Kunden aus. Für diese Tätigkeiten gelten nur die Voraussetzungen und Anforderungen nach § 2 und § 3.

Die Erbringung von Dienstleistungen mit Körperkontakt ist grundsätzlich unzulässig. Bei diesen eher personenbezoge-
nen Leistungen geht der unmittelbare Kundenkontakt mit stark erhöhten Risiken einer Übertragbarkeit des Coronavirus 
einher, insbesondere weil sie innerhalb des Mindestabstandes von 1,5 Metern ausgeführt werden. Ausgenommen sind 
Dienstleistungen, die aus medizinischen oder aus pflegerischen Gründen erforderlich sind. 

Vom Verbot betroffen sind folglich im Grundsatz beispielsweise Nagel,- Kosmetik- oder Tattoo-Studios, Massagestudios 
sowie Friseurleistungen. Ausnahmen sind nur deshalb vorgesehen, weil sie notwendig sind. Das betrifft die medizinisch 
bedingten Dienstleistungen die von den Gesundheits- und Heilberufen sowie den Gesundheitshandwerkerinnen und 
Gesundheitshandwerkern wie Augenoptikerinnen und Augenoptiker, Hörgeräteakustikerinnen und Hörgeräteakustiker, 
Orthopädietechnikerinnen und Orthopädietechniker, Orthopädieschuhmacherinnen und Orthopädieschuhmacher und 
Zahntechnikerinnen und Zahntechniker ausgeführt werden. Auch die Fußpflege, die im Rahmen der Podologie erfolgt, 
ist eine medizinisch notwendige Dienstleistung. Massagestudios müssen schließen, es sei denn, sie sind physiothera-
peutisch aufgrund eines ärztlichen Rezeptes tätig. Medizinisch notwendige Dienstleistungen sind auch solche, die zur 
Verhinderung von Verletzungen im Zusammenhang mit künstlichen Nägeln oder Piercings erfolgen. 

Pflegerisch notwendige Dienstleistungen sind ebenfalls zulässig. Gemeint sind solche Dienstleistungen, die erfolgen 
müssen, weil Personen aufgrund ihrer Hilfsbedürftigkeit die Tätigkeiten nicht selbst durchführen können. 

Zu Absatz 2

Dienstleisterinnen und Dienstleister haben besondere Voraussetzungen zu erfüllen, wenn sie am Gesicht der Kundin 
oder des Kunden tätig sind. Mit der Formulierung „abweichend von Absatz 1“ wird klargestellt, dass die Verpflichtung 
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der Kundin oder des Kunden, eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen, nicht gilt, weil dies naturgemäß bei Tätigkeiten 
an ihrem oder seinem Gesicht nicht möglich ist. Solche Tätigkeiten sind zwar grundsätzlich zulässig, jedoch nur sofern 
besondere Schutzmaßnahmen die Übertragung des Coronavirus ausschließen. In diesem Gesicht-zu-Gesicht-Kontakt 
besteht eine hohe abstrakte Gefahr für das Übertragungsrisiko des Coronavirus. Je länger der Gesicht-zu-Gesicht-Kontakt 
dabei andauert, desto stärker steigt die Gefahr für eine Übertragung. Kennzeichnend für das SARS-CoV-2 Coronavirus ist 
nämlich seine Verbreitung über Tröpfchen, die beim Husten, Niesen oder Sprechen besonders übertragen werden (siehe 
auch § 2a Absatz 1). Eine Mund-Nasen-Schutzmaske (FFP-Maske ohne Ausatemventil; höherwertig als der medizinische 
Mund-Nasen-Schutz [sogenannte Operationsmaske]) stellt beispielsweise eine solche geforderte Schutzmaßnahme 
dar, sofern sie durch eine Schutzbrille oder ein Gesichtsschild bzw. -visier ergänzt wird. In dieser Kombination werden 
die Voraussetzungen an die besonderen Schutzmaßnahmen erfüllt, die die Übertragung des Coronavirus im Sinne 
von § 9 Satz 1 ausschließen. Was eine solche Mund-Nasen-Schutzmaske konkret ist, lässt sich auf den Internetseiten 
des Robert-Koch-Instituts und des Bundesinstituts für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) in Erfahrung bringen. 
Ein Tragen der medizinischen sogenannten FFP2- oder FFP3-Masken mit Auslassventil ist dabei nicht gestattet. Sie 
schützt die Kundinnen und Kunden nicht. Nähere Ausführungen zum alltäglichen Gebrauch solcher Masken über einen 
Zeitraum von 30 Minuten hinaus finden sich in den DGUV Regeln 112-190, vom Spitzenverband Deutsche Gesetzliche 
Unfallversicherung. Auf die Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) wird hingewiesen. Nicht zu 
verwechseln ist die Mund-Nasen-Schutzmaske mit der Mund-Nasen-Bedeckung im Sinne von § 2a Absatz 1. Sie reicht 
nicht aus und stellt insofern keine besondere Schutzmaßnahme nach Satz 1 dar. 

Die strengen Anforderungen nach Satz 1 gelten nach Satz 2 nicht in den Fällen, in denen aufgrund einer körperlichen, 
geistigen oder psychischen Beeinträchtigung bei der Kundin oder beim Kunden eine fachgerechte Ausführung der 
erbetenen Tätigkeit nicht erfolgen kann. Beispielsweise kann es notwendig sein, dass eine hörgeschädigte Kundin 
oder ein hörgeschädigter Kunde das Lippenbild der Hörakustikerin oder des Hörakustikers sehen muss. Hier bedarf es 
jedoch annähernd ähnlich effektiver Schutzmaßnahmen.

Besondere Regelungen für die Gesundheits- und Heilberufe sind in dieser Verordnung nicht notwendig. Die Vorgaben 
ergeben sich bereits aus deren eigenen Regularien.

Zu Absatz 3

Die Vorschrift betrifft das Verhältnis zum generellen Verbot von Verkaufsstellen des Einzelhandels in § 8 Absatz 1 Satz 1. 
Dieses Verbot soll für Dienstleistungs- und Handwerksbetriebe nicht gelten, wenn sie zwar Waren verkaufen, der Um-
fang des Verkaufs gegenüber der Dienstleistungstätigkeit aber von untergeordneter Bedeutung ist. Optikerinnen und 
Optiker oder Hörgeräteakustikerinnen und Hörgeräteakustiker werden beispielsweise von dieser Norm erfasst.

Zu Absatz 4

Der Betrieb des Prostitutionsgewerbes und die Erbringung sexueller Dienstleistungen mit Körperkontakt werden wei-
terhin untersagt. Es bedarf weiterhin einer erheblichen Reduzierung von Kontakten. Ohne eine weit gefächerte Kon-
taktbeschränkung droht eine akute Gesundheitsnotlage und eine Überforderung des Gesundheitssystems. Zu diesen 
weit gefächerten Maßnahmen gehört auch das Verbot im Bereich der Prostitution.

Was ein Prostitutionsgewerbebetrieb ist, ergibt sich aus § 2 des Prostituiertenschutzgesetzes (Prost-SchG) vom 
21. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2372), zuletzt geändert durch Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328). 

Zu § 10 (Freizeit- und Kultureinrichtungen)

Zu Absatz 1

Freizeiteinrichtungen und Kultureinrichtungen sind für den Publikumsverkehr zu schließen. 

Diese Regelung dient der Kontaktminimierung. Als Beispiele zählen die in § 10 Absatz 1 genannten Einrichtungen. 
Bei Bibliotheken ist auch die Rückgabe von entliehenen Medien sowie die Abholung von Medien nach Vorbestellung 
unzulässig. Lottoannahmestellen, die ihr Angebot als Nebensortiment in den Verkaufsstellen vertreiben, sind keine 
Wettannahmestellen im Sinne dieser Verordnung und dürfen geöffnet bleiben. Zu Freizeiteinrichtungen, die zu schlie-
ßen sind, zählen im Übrigen auch Autokinos, Tierparks, Zoos und Wildparks und Aquarien. Die Aufrechterhaltung der 
Schließung von Sonnenstudios ist auch weiterhin gerechtfertigt, um die Kontakte, die im Zusammenhang des Besuches 
eines Sonnenstudios entstehen, zu minimieren. Eine Ungleichbehandlung zu körpernahen Dienstleistungen ist gerecht-
fertigt, da bei vielen körpernahen Dienstleistungen die Kundinnen und Kunden auf die Tätigkeit der Dienstleisterin oder 
des Dienstleisters angewiesen sind, um die Dienstleistung in Anspruch zu nehmen.

Zu Absatz 2

Frei zugängliche Spielplätze unter freiem Himmel werden aus sozialen Gründen von Absatz 1 ausgenommen. Für 
Spielplätze ist nach Satz 2 ein Hygienekonzept zu erstellen. Um hier pragmatische und umsetzbare Lösungen vor Ort 
zu erreichen, hat das Sozialministerium „Handlungsempfehlungen zur Umsetzung in den Kommunen“ veröffentlicht. 

Zu § 11 (Sport)

§ 11 regelt die Ausübung von Sport innerhalb und außerhalb von Sportstätten, draußen und drinnen. Als Sport im 
Sinne des § 11 zählt auch Tanzen einschließlich Balletttanz. 

Zu Absatz 1 

Bei der Regelung von Sport war es notwendig, die Ausübung von Sport in Gruppen weitgehend einzuschränken. Die 
Vorschrift umfasst sowohl Freizeit- als auch Breiten-, Leistungs- und Spitzensport. Sport kann zukünftig nur noch in 
folgenden drei möglichen Konstellationen ausgeübt werden: Entweder treibt jemand alleine Sport oder zusammen 
mit den Personen seines eigenen Haushaltes oder es treiben zwei Personen aus zwei unterschiedlichen Haushalten 
gemeinsam Sport.

Der Sport darf dabei nur außerhalb von Sportanlagen ausgeübt werden. 
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Für die Ausübung von Sport gelten zudem die allgemeinen Regelungen der Verordnung. So gelten insbesondere das 
Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1, das Kontaktverbot aus § 2 Absatz 4 und die Regelungen zur Schließung von Gemein-
schaftsräumen aus § 3 Absatz 4 Satz 2.

Zu Absatz 2

Fitnessstudios und vergleichbare Einrichtungen werden geschlossen. In diesen Einrichtungen üben mehrere Personen 
gleichzeitig Sport in geschlossenen Räumen aus. Zudem bewegen sich die Personen in einem Fitnessstudio zwischen 
den einzelnen Sportgeräten. Aufgrund der sportbedingten erhöhten Atmung besteht hier das besondere Risiko, dass 
sich Aerosole von möglicherweise infizierten Personen verbreiten und andere Personen anstecken könnten. Auch 
Personaltraining in Fitnessstudios ist untersagt.

Schwimm- und Spaßbäder werden geschlossen. Dies liegt daran, dass diese Einrichtungen zwingend die Nutzung von 
Gemeinschaftsräumen wie z.B. Umkleiden und Duschen voraussetzen. Dabei lässt es sich nicht vermeiden, dass eine 
Vielzahl von Besuchern diese Einrichtungen zeitgleich oder in kurzen zeitlichen Abständen nutzen.

Schwimmbecken zur medizinischen Rehabilitation sind keine „Schwimmbäder“ im Sinne dieser Vorschrift. Ebenso 
sind Trainingsgeräte in Physiopraxen zur medizinischen Rehabilitation keine „Fitnessstudios“.

Sämtliche Sportanlagen einschließlich Golf- und Bolzplätzen und Skateparks sind ebenfalls geschlossen. Eine Aus-
nahme gibt es lediglich für Tiersportanlagen. Diese müssen geöffnet bleiben, da zum Beispiel Pferden aus Gründen 
des Tierschutzes die Möglichkeit zur Bewegung eingeräumt werden muss. 

Das Betreten geschlossener Sportanlagen zum Zwecke der Erhaltung der Anlage, der Eigentumssicherung oder sons-
tiger notwendiger Arbeiten bleibt unter den allgemeinen Kontaktbeschränkungen möglich.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt die schon bisher bestehende Ausnahmemöglichkeit für bestimmte Sportlerinnen und Sportler. Neu 
aufgenommen wurde eine Ausnahme für Rehasport. Bei der Ausnahmemöglichkeit für Kader sind auch Nachwuchs-
kader mit umfasst.

Zu Absatz 4

Absatz 4 regelt eine Ausnahme, um professionelle Sportausübung zu ermöglichen. 

Zu § 12 (Bildungseinrichtungen und -angebote)

Zu Absatz 1

In Absatz 1 wird das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur ermächtigt, Rechtsverordnungen nach § 32 Satz 1 
des Infektionsschutzgesetzes für Schulen sowie für staatliche und staatlich anerkannte Hochschulen zu erlassen. Von 
der Verordnungsermächtigung umfasst sind auch Regelungen zum Verhalten von Schülerinnen und Schülern auf dem 
Weg von ihrer Wohnung zur Schule und zurück. Möglich sind auch Regelungen über Teilbereiche des Schulweges, 
etwa von der nächsten Haltestelle bis zum Schulgelände. In der Rechtsverordnung können auch von § 12 abweichende 
Pflichten von Schülerinnen und Schülern, Lehrerinnen und Lehrern oder anderen Personen zum Tragen einer Mund-
Nasen-Bedeckung, sowie Pflichten zum Einhalten von Mindestabständen oder von Gruppengrößen geregelt werden. 
Auch können Abweichungen von § 18 Absatz 1 für Fahrten in Schulbussen geregelt werden.

Das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur bleibt befugt, weitergehende Empfehlungen und Hinweise zu 
erteilen, zum Beispiel zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung auch über die rechtlichen Vorgaben hinaus.

Zu Absatz 2

Absatz 2 stellt klar, dass die Vorgaben dieser Verordnung wie beispielsweise das Abstandsgebot nach § 2 Absatz 1 und 
das Kontaktverbot nach § 2 Absatz 4 für Schulen und Hochschulen nicht gilt.

Zu § 12a (Außerschulische Bildungsangebote)

Außerschulische Bildungsangebote sind untersagt, soweit die Teilnehmer dafür anwesend sind. Zulässig bleiben daher 
insbesondere digitaler Fernunterricht, digitale Fernangebote, wie bei Arbeitsmarkt- und Qualifikationsprojekten, und 
Prüfungen, die unter den Voraussetzungen von § 5 Absatz 2 Nummer 2 zulässig sind. 

Außerschulische Angebote umfassen sämtliche Bildungsangebote und Bildungsstätten, die nicht unter § 12 fallen. 
Dazu zählen zum Beispiel das Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume, Einrichtungen zur Berufsvor-
bereitung, Volkshochschulen und andere Einrichtungen der Weiterbildung, Einrichtungen zur Durchführung arbeits-
marktpolitischer Maßnahmen, Fahrschulen, Musikschulen, Familienbildungsstätten und andere qualifizierte Anbieter.

Zu § 13 (Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, Bestattungen)

Zu Absatz 1

Sämtliche rituellen Veranstaltungen von Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften sind mit bis zu 100 Personen 
außerhalb geschlossener Räume und 50 Personen innerhalb geschlossener Räume gestattet. Bei dieser Regelung handelt 
es sich um einen schwerwiegenden Eingriff in die Ausübung der Religionsfreiheit gemäß Artikel 4 Absatz 2 des Grundge-
setzes. Insbesondere zu den Weihnachtsgottesdiensten werden Kirchen von einer großen Zahl von Gläubigen besucht. 
Der Besuch des Gottesdienstes ist dabei für viele Menschen ein wichtiger Bestandteil der traditionellen Ausübung des 
Weihnachtsfestes. Gerade zur effektiven Kontaktminimierung ist es aber erforderlich, die Teilnehmerzahl von Gottesdiens-
ten zu begrenzen. Die maximale Teilnehmerzahl gilt dabei unabhängig von der Größe der Kirche. Dies ist durch das Ziel 
der Kontaktminimierung gerechtfertigt. Für dieses Ziel spielt es keine Rolle, dass in sehr großen Kirchen, wie z.B. dem 
Lübecker Dom, auch eine größere Zahl von Gläubigen unter Einhaltung des Abstandgebotes Platz fänden. Verstöße gegen 
diese Bestimmung sind im Übrigen nicht bußgeldbewehrt. Es gelten die allgemeinen Anforderungen des § 3:

– Einhaltung des Abstandsgebotes,



1072 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2020; Ausgabe 23. Dezember 2020 Nr. 22

– Einhaltung der Husten- und Niesetikette,

– Möglichkeit zum Waschen oder Desinfizieren der Hände, 

– an allen Eingängen deutlich sichtbare Aushänge,

– für die sanitären Gemeinschaftseinrichtungen und Sammelumkleiden gelten die Vorgaben gemäß § 3 Absatz 4.

Die Veranstalterin oder der Veranstalter erstellt nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept. 

Die Besucher müssen sich zuvor bei der Veranstalterin oder dem Veranstalter anmelden Eine Anmeldung bei einer 
Behörde ist nicht erforderlich.

Zudem sind spätestens bei Beginn der rituellen Veranstaltung nach Maßgabe von § 4 Absatz 2 die Kontaktdaten der 
Teilnehmenden zu erheben. Außerdem ist bei rituellen Veranstaltungen von allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen.

Zu Absatz 2

Für Bestattungen sowie Trauerfeiern auf Friedhöfen und in Bestattungsunternehmen gelten dieselben Vorgaben wie für 
rituelle Veranstaltungen von Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften. Zur Trauerfeier gehört die eigentliche 
Zeremonie, nicht aber eine anschließende Bewirtung.

Zu § 14 (Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen sowie Krankenhäuser)

Zu Absatz 1

§ 14 Absatz 1 definiert die Anforderungen an Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen sowie Mutter-/Vater-Kind-
Einrichtungen. Das für Gesundheit zuständige Ministerium kann ergänzende Empfehlungen veröffentlichen. Externe 
Personen im Sinne des § 14 Absatz 1, Satz 3, Nummer 2 sind solche Personen, deren Aufenthalt in der Einrichtung nicht 
aufgrund einer stationären Betreuung oder pflegerischen Versorgung erforderlich ist. Dies können sowohl persönliche 
Besucherinnen und Besucher (im engeren Sinne) für Einrichtungsbewohnerinnen und -bewohner sein, als auch bei-
spielsweise Dienstleisterinnen und Dienstleister wie Lieferantinnen und Lieferanten oder Friseurinnen und Friseure.

Sofern zubereitete Speisen in Kantinen oder Kiosken verabreicht werden, sind sie Gaststätten nach dem Gaststättengesetz. 
Es gelten die Voraussetzungen gemäß § 7 dieser Verordnung. Der Betrieb dieser Einrichtungen ist damit aktuell unzulässig. 

Für reine Betriebskantinen und die tägliche Versorgung der Bewohnerinnen und Bewohner gilt § 7 nicht. Hier gelten 
nur die allgemeinen Pflichten für Betreiberinnen und Betreiber nach § 3 sowie die allgemeinen Vorschriften für jede 
und jeden nach § 2. Das Abstandsgebot ist einzuhalten. Betriebskantinen sind solche, die Speisen nur an die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter verabreichen. Sofern externe Gäste hinzukommen, sind es gemäß § 25 Gaststättengesetz 
keine Betriebskantinen mehr.

Zu Absatz 2

Für die Kinderbetreuung in Mutter-/Vater-Kind-Einrichtungen ist ein Hygienekonzept nach § 4 Absatz 1 zu erstellen, 
welches im Rahmen des Regelbetriebes unter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten die Anzahl der gleichzei-
tig gemeinsam zu betreuenden Kinder und die Teilnehmerzahl insgesamt bei Trennung in einzelne Gruppen festlegt.

Zu § 14a (Krankenhäuser)

In § 14a werden die Rahmenbedingungen für die Anforderungen an die Krankenhäuser mit einem staatlichen Versor-
gungsauftrag – also zugelassene Krankenhäuser nach § 108 SGB V – definiert. In der Pandemie haben diese Kranken-
häuser wesentliche Aufgaben. 

Wie alle anderen Einrichtungen auch, müssen die Krankenhäuser Maßnahmen ergreifen, um die Ausbreitung der 
Infektionen zu verhindern. Dieses liegt – entsprechend der Aufgaben nach dem Infektionsschutzgesetz – weitgehend 
in der Zuständigkeit der jeweiligen Krankenhausträgerin oder des jeweiligen Krankenhausträgers. Dabei sind auch 
(externe) Dienstleisterinnen und Dienstleister zu berücksichtigen, die ihr Angebot nach den weiteren Vorgaben dieser 
Verordnung erbringen können. Das Ministerium veröffentlicht Empfehlungen bzw. Handreichungen für einen ausrei-
chenden Infektionsschutz in Krankenhäusern.

Zu Absatz 1

In Absatz 1 wird geregelt, dass alle Krankenhäuser mit einem Versorgungsauftrag diesen auch während der Pandemie 
so weit wie möglich erfüllen müssen. Insbesondere die psychiatrische und somatische Notfallversorgung ist zu jedem 
Zeitpunkt sicherzustellen. 

Zu Absatz 2

In Absatz 2 wird geregelt, dass die Krankenhäuser, die im Intensivregister des Landes registriert sind, jederzeit einzelne 
COVID-19 Fälle sowohl intensivmedizinisch wie auch auf Normalstation versorgen können müssen. Es gilt also – wie 
in der allgemeinen Notfallversorgung auch – dass ein Intensivbett zu jedem Zeitpunkt frei sein muss. 

Zu Absatz 3 und 4

In Absatz 3 und 4 wird die sogenannte Ampel definiert. Bei niedrigen Infektionszahlen und einer niedrigen Inanspruch-
nahme der stationären Versorgung, müssen die Kapazitäten der normalen Versorgung ausreichen (weiße Stufe). Dies 
entspricht den Vorhaltungen des Absatzes 2. Steigen die Infektionszahlen an und ist in der Folge eine höhere Inan-
spruchnahme der stationären Kapazitäten zu erwarten, wird das Ministerium feststellen, dass größere Kontingente 
an Intensivbetten freizuhalten sind. In der grünen Stufe sind dieses insgesamt 25 Prozent der Intensivkapazitäten mit 
Möglichkeit zur invasiven Beatmung, bezogen auf die von den Krankenhäusern am 1. März 2020 im Intensivregister 
gemeldeten Intensivkapazitäten. In der weißen und grünen Stufe können die Kapazitäten auch im Cluster übergreifend 
bereitgestellt werden, d.h. die Versorgung kann sich auf ein oder mehrere Krankenhäuser innerhalb eines Clusters kon-
zentrieren. Bei einem weiteren Anstieg der Infektionszahlen sind – wiederum nach Feststellung des Ministeriums – die 
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Intensivkapazitäten auf 45 Prozent aufzustocken. Im jeweils notwendigen Ausmaß müssen elektive Behandlungen dann 
ausgesetzt werden. Innerhalb eines Clusters sowie mit geeigneten Kliniken außerhalb des Clusters, wie z.B. Beleg- und 
Fachkrankenhäuser, können Kooperationen eingegangen werden, um die Versorgungssituation zu verbessern. Dieses 
hat keine Auswirkungen auf die jeweiligen Versorgungsaufträge wie sie im Feststellungsbescheid verfügt sind.

Für die unter Absatz 2 genannten Krankenhäuser wird das Ministerium in seiner Funktion als Krankenhausplanungs-
behörde die Feststellungsbescheide der Krankenhäuser um die bereit zu haltenden Intensivkapazitäten im Rahmen der 
Ampel ergänzen. Damit ist diese Aufgabe Teil des staatlichen Versorgungsauftrages.

Zu § 15 (Einrichtungen und Gruppenangebote der Pflege, der Eingliederungshilfe, der Gefährdetenhilfe sowie Frühför-
derstellen)

Wesentliche Regelungstatbestände, dieses Bereiches die in der Vergangenheit über Erlasse des Landes bzw. Allge-
meinverfügungen getroffen wurden, sind hier normsystematisch als Voraussetzungen des Betriebes in die Verordnung 
definiert. Darüber hinaus ergehen über die zuständigen öffentlichen Stellen, insbesondere durch das für Gesundheit 
zuständige Ministerium, weiterhin zu beachtende Hinweise und Empfehlungen (vgl. § 2 Absatz 3).

Zu Absatz 1

In Absatz 1 werden parallel wesentliche allgemeingültige Regelungen für die voll- und teilstationäre Pflege sowie für 
Gruppenangebote zur Betreuung Pflegebedürftiger nach dem SGB XI, insbesondere im Sinne von Unterstützungsan-
geboten im Alltag nach § 45a SGB XI in Verbindung mit der Landesverordnung zur Anerkennung und Förderung von 
Angeboten zur Unterstützung im Alltag (Alltagsförderungsverordnung - AföVO) vom 10. Januar 2017 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 9) oder durch Gruppenangebote ambulanter Dienste nach § 45b Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 SGB XI getroffen. Am-
bulant pflegerisch versorgte Wohnformen, wie z.B. betreutes Wohnen, werden nicht erfasst, da es sich bei diesen um 
privates Wohnen in der eigenen Häuslichkeit mit Versorgung durch ambulante Dienste handelt. 

Im Wesentlichen werden die notwendigen Mindestregelungen beschrieben, die gemäß § 2a Absatz 1 Satz 1, § 4 Absatz 1 
Satz 4 und Absatz 2 Corona-BekämpfVO erforderlich sind.

Die erfassten Einrichtungen, Dienste und Angebote haben nach Nummer 1 ein individuelles Hygienekonzept nach 
Maßgabe von § 4 Absatz 1 zu erstellen, welches im Falle von stationären Einrichtungen unter Berücksichtigung des 
jeweiligen Infektionsgeschehens und des Selbstbestimmungsrechts der versorgten Personen insbesondere auch verhält-
nismäßige Regelungen zur Ermöglichung des Betretens durch externe Personen in den Einrichtungen vorsieht. Externe 
Personen sind solche Personen, deren Aufenthalt in der Einrichtung nicht aufgrund einer stationären Betreuung oder 
pflegerischen Versorgung erforderlich ist. Dies können sowohl persönliche Besucherinnen und Besucher (im engeren 
Sinne) für Einrichtungsbewohnerinnen und -bewohner sein, als auch bspw. Dienstleisterinnen und Dienstleister wie 
Lieferantinnen und Lieferanten oder Friseurinnen und Friseure. 

Die nach § 36 Absatz 1 IfSG zur Vorzuhaltung von Hygieneplänen verpflichteten Einrichtungen und Dienste haben im Üb-
rigen ihre Hygienepläne entsprechend anzupassen (vgl. § 4 Absatz 1 Satz 5). Mit dem Bestandteil des Hygienekonzeptes 
zu Besuchen (Besuchskonzept) ist vor allem den grundrechtlich verbürgten Selbstbestimmungs- und Teilhaberechten 
der Bewohnerinnen und Bewohner stationärer Einrichtungen in angemessenem Umfang Rechnung zu tragen. Es wird 
auf insoweit auch auf die Bestimmungen des Gesetzes zur Stärkung von Selbstbestimmung und Schutz von Menschen 
mit Pflegebedarf oder Behinderung (Selbstbestimmungsstärkungsgesetz – SbStG) vom 17. Juli 2009 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 402), geändert durch Gesetz vom 17. Dezember 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 789), zur grundsätzlichen Gewährleistung 
dieser Rechte hingewiesen, insb. §§ 1, 14 und 16 SbStG.

Das für Gesundheit zuständige Ministerium hat u.a. hierzu Handlungsempfehlungen veröffentlicht, die zuvor über den 
Erlass zum Erlass von Allgemeinverfügungen zum Verbot und zur Beschränkung von Kontakten in besonderen öffent-
lichen Bereichen vom 5. Juni 2020 – VIII 40 23141/2020 Anwendung fanden. Diese Empfehlungen sind über Absatz 6 
in Verbindung mit § 2 Absatz 3 weiterhin zu beachten. Dies gilt insbesondere für Besuchskonzepte.

Das einrichtungsindividuelle Besuchskonzept sollte auf der Grundlage einer Güter- und Interessenabwägung zwischen 
dem Selbstbestimmungsrecht der pflegebedürftigen Personen und den notwendigen Maßnahmen des Infektionsschut-
zes (Risikobewertung) insbesondere Regelungen treffen, die:

– sicherstellen, dass nur so vielen Besucherinnen und Besuchern Zugang gewährt wird, dass Abstands- und Hygie-
nevorschriften sicher eingehalten werden können, und durch ein Zugangs- und Wegekonzept zur Minimierung von 
Begegnungen beitragen;

– die Dokumentation der Besuche sicherstellen;

– Anforderungen an geeignete gesonderte Besuchsräume sowie an Besuche in Bewohnerzimmern beschreiben; 

– die Nutzung eines zum Einrichtungsgelände gehörenden Außengeländes unter Einhaltung der gebotenen Hygiene-
standards ermöglichen.

Auch im jeweiligen Hygienekonzept insbesondere von Tagespflegeeinrichtungen und Gruppenangeboten nach der 
AföVO ist vorzusehen, dass nur so viele Personen betreut werden, dass der generell einzuhaltende Mindestabstand 
nach § 2 Absatz 1 eingehalten werden kann. 

Nummer 2 stellt klar, dass externe Personen (s.o.), die die Einrichtungen bzw. Gruppenangebote betreten, nach Maß-
gabe der allgemeinen Bestimmungen der Verordnung grundsätzlich eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen haben, 
die Bewohnerinnen und Bewohner der Einrichtung beziehungsweise teilstationär oder im Gruppenangebot versorgten 
Pflegebedürftigen selbst aber grundsätzlich nicht. 

Nummer 3 bestimmt, dass bei Einrichtungen mit Besuchsverkehr, wie auch Pflegeeinrichtungen etc., entsprechend § 4 
Absatz 2 die Kontaktdaten zu erheben sind.
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Nummer 4 übernimmt aus den bisherigen Erlass- bzw. Allgemeinverfügungsregelungen das Betretensverbot für ein-
schlägig symptomatische externe Personen. 

Nummer 5 enthält eine Soll-Regelung für die Testpflicht für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Diese Pflicht richtet sich 
an die Betreiberin oder den Betreiber der Einrichtung. Die Pflicht gilt mit dem Inkrafttreten der Verordnung Eine Soll-
Regelung ist angezeigt, um allen Einrichtungen die Möglichkeit zu geben, sich auf diese Pflicht einzurichten. 

Nummer 6 regelt den Besuch für Bewohnerinnen und Bewohner dieser Einrichtungen. Diese können sich von jeweils 
zwei festen Personen besuchen lassen. Diese Personen müssen sich zuvor registrieren lassen und können dann „ihren“ 
Bewohner oder „ihre“ Bewohnerin im Rahmen der üblichen Besuchszeiten besuchen. Zudem gibt es eine Ausnahme-
möglichkeit für weitere Besuche, wenn z.B. aus sozialethischen Gründen ein Besuch ermöglicht werden muss. 

Zu Absatz 2

Absatz 2 trifft zur Einhaltung der Infektionshygiene Vorgaben zur diagnostischen Symptomabklärung bei (Wieder-)
Aufnahme von Bewohnerinnen und Bewohnern in eine stationäre Einrichtung sowie zur Einzelunterbringung von vor 
Ort symptomatisch werdenden Bewohnerinnen und Bewohnern. Wegen der besonderen Vulnerabilität der betroffenen 
Personen sind Verstöße dagegen bußgeldbewehrt.

Satz 1 gilt für das Auftreten entsprechender Symptomatik (Verdachtsfall) bei Bewohnerinnen und Bewohnern einer 
Einrichtung. Bewohnerinnen und Bewohner, die akute respiratorische Symptome jeder Schwere oder eine Störung 
des Geruchs- oder Geschmackssinns aufweisen (Verdachtsfälle) sind danach in einem Einzelzimmer mit Nasszelle (ggf. 
Kohortierung) unterzubringen (Einzelunterbringung). Die Einzelunterbringung endet wiederum, wenn in Einzelunter-
bringung befindliche Personen einen negativen SARS-CoV-2-Test aufweisen und keine anderweitigen medizinischen 
Gründe dem entgegenstehen.

Satz 2 gilt im Verdachtsfall für die Aufnahme neuer Bewohnerinnen und Bewohner oder die erneute Aufnahme von 
Bewohnerinnen oder Bewohnern nach Rückkehr von einem zwischenzeitlichen auswärtigen Aufenthalt in einem Kran-
kenhaus, einer einem Krankenhaus vergleichbaren akutstationären Einrichtung, in einer Einrichtung der medizinischen 
Vorsorge oder Rehabilitation oder einem sonstigen auswärtigen Aufenthalt mit Übernachtung. 

Zu Absatz 3

Gemäß Absatz 3 gelten die in Absatz 1 geregelten Vorgaben hinsichtlich der Erstellung eines Hygienekonzepts (ein-
schließlich Besuchsregelungen), dem Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung für Externe, der Erhebung von Kontaktdaten 
sowie dem Betretungsverbot für Personen mit akuten Atemwegserkrankungen für Wohneinrichtungen der Eingliede-
rungs- und Gefährdetenhilfe entsprechend. Die Ausnahmen aus § 5 Absatz 2 Nummer 3 gelten für Einrichtungen der 
Eingliederungshilfe und der stationären Gefährdetenhilfe entsprechend, soweit nicht besonders vulnerable Personen 
betroffen sind. Die Frage, ob es sich um eine besonders vulnerable Person handelt, ist anhand der Hinweise des RKI 
und einschlägiger medizinischer Quellen zu beurteilen. Die Testpflicht nach Absatz 1 Nummer 5 gilt dabei nicht für 
stationäre Einrichtungen der Gefährdetenhilfe nach § 67 SGB XII.

Zu Absatz 4

Absatz 4 regelt die Anforderungen an Werkstätten für Menschen mit Behinderungen, Tagesförderstätten sowie Tages-
stätten. In Werkstätten, Tagesförderstätten und Tagesstätten kann der Betrieb unter Auflagen stattfinden. Voraussetzung 
dazu ist die Erstellung eines Hygienekonzepts gemäß § 4 Absatz 1, das dem zuständigen Gesundheitsamt auf Verlangen 
vorzulegen ist. Die im Hygienekonzept nach § 4 Absatz 1 zu regelnden Maßnahmen können in den nach § 36 Absatz 1 
Nummer 2 IfSG erforderlichen einrichtungsbezogenen Hygieneplan aufgenommen werden. Nähere Anforderungen und 
die Ausgestaltung des Hygienekonzepts regelt die Handreichung des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Jugend, 
Familie und Senioren „Öffnung der Werkstätten für Menschen mit Behinderungen, Tagesförderstätten sowie Tages-
stätten in Schleswig-Holstein“, die nach Absatz 6 zu beachten ist. Für Personen mit akuten Atemwegserkrankungen 
gilt ein Betretungsverbot entsprechend Absatz 1 Nummer 4.

Zu Absatz 5

Gemäß Absatz 5 ist auch für Frühförderstellen die verpflichtende Erstellung eines Hygienekonzepts, das Tragen einer 
Mund-Nasen-Bedeckung für Externe und während Therapien bzw. Maßnahmen sowie das Betretungsverbot für Per-
sonen mit akuten Atemwegserkrankungen vorgeschrieben.

Zu Absatz 6

Über Absatz 6 wird klargestellt, dass das zuständige Ministerium in dem sensiblen Bereich nach § 15 bereits Gebrauch 
gemacht hat und diese Empfehlungen über § 2 Absatz 3 von besonderer Bedeutung sind. Insbesondere wird auf die 
folgenden Empfehlungen in der jeweils aktuellen Fassung hingewiesen: 

– Robert Koch-Institut: „Kriterien zur Entlassung aus dem Krankenhaus bzw. aus der häuslichen Isolierung“. 

– Robert Koch-Institut: „Prävention und Management von COVID-19 in Alten- und Pflegeeinrichtungen für Menschen 
mit Beeinträchtigungen und Behinderungen“.

– Ministerium für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren: „Handlungsempfehlungen als Mindestvorgaben 
für ein Besuchskonzept in Einrichtungen der Pflege“ 

– Ministerium für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren: „Handreichung für Einrichtungen der Tages-
pflege - Maßnahmen zur schrittweisen Öffnung der Tagespflegeinrichtungen“ 

– Ministerium für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren: „Muster-Hygienekonzept i.S.d. § 4 Absatz 1 
Landesverordnung zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2 für Gruppenangebote im Rahmen des SGB XI“ 

– Ministerium für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren: „Handlungsempfehlungen als Mindestvorgaben 
für ein Besuchskonzept in Einrichtungen der Eingliederungshilfe und stationären Gefährdetenhilfe“
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– Ministerium für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren: „Öffnung der Werkstätten für Menschen mit 
Behinderungen, Tagesförderstätten sowie Tagesstätten in Schleswig-Holstein – Regelbetrieb unter Auflagen“ 

Das Sozialministerium stellt seine jeweils aktuellen Empfehlungen und Hinweise auf der Website der Landesregierung 
zur Verfügung. Weitergehende spezifische Vorgaben und Maßnahmen, insbesondere um dem jeweiligen aktuellen 
Infektionsgeschehen versorgungsbereichsspezifisch zu begegnen und den Betrieb der betroffenen Versorgungsbe-
reiche in einem dem Infektionsgeschehen angemessenen Umfang aufrechterhalten zu können, können im Bedarfsfall 
regionsspezifisch durch die zuständigen Behörden vor Ort getroffen werden (§ 20 Absatz 2 Satz 1). 

Sofern das zuständige Ministerium gemäß § 2 Absatz 3 Handreichungen auf ihren Internetseiten veröffentlicht, haben 
sie empfehlenden Charakter.

Zu § 16 (Einrichtungen und Angebote der Kinder- und Jugendhilfe)

Zu Absatz 1

§ 16 regelt die Voraussetzungen für Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe nach dem SGB VIII, soweit diese Ein-
richtungen nicht bereits den Vorgaben des IfSG als Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 IfSG unterfallen. 

Angebote der Kinder- und Jugendhilfe müssen auch unter den gegebenen Rahmenbedingungen ermöglicht werden, 
sofern und soweit sie aus dringenden Kinderschutzgesichtspunkten erforderlich sind. Die Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe sind und bleiben verpflichtet, den Kinderschutz durch die Aufrechterhaltung von im Einzelfall zwingend 
gebotene Maßnahmen und Angeboten fortzuführen. Dies kann im Einzelfall auch Kleingruppenangebote mit erziehe-
rischen beziehungsweise pädagogisch-therapeutischen Angeboten betreffen (Spezielle Beratungsangebote für Kinder 
und Jugendliche in Krisensituationen, Aufsuchende erzieherische Hilfen etc.)

Aus Infektionsschutzgesichtspunkten essentiell ist auch hier die Aufstellung von Hygienekonzepten nach § 4 Absatz 1 
als Voraussetzung auch dieser Angebote. 

Ausnahmen vom Abstandsgebot möglich sind nur möglich, wenn der Zweck des Angebotes dies erfordert. Trägerinnen 
und Träger sind so flexibel und können situations- und einzelfallgerecht Angebote planen.

Zu Absatz 2

Für Kindertagesstätten und ähnliche Betreuungsangebote (Ferienbetreuung, betriebliche Notfall-Betreuungsangebote 
etc.) wird ein Betretungsverbot erlassen. Zur Aufrechterhaltung der Betreuungsmöglichkeiten werden Möglichkeiten 
zur Notbetreuung geschaffen und die Voraussetzungen dafür beschrieben. Ausnahmen zur zulässigen Gruppengröße 
sind unter Beachtung der räumlichen Situation in der Einrichtung und der Möglichkeit zur Kontaktminimierung in 
Abstimmung mit der betriebserlaubniserteilenden Behörde möglich.

Personen, die zur Aufrechterhaltung der Notbetreuung erforderlich sind, werden explizit vom Betretungsverbot aus-
genommen. Erziehungsberechtige sind unter denselben Voraussetzungen vom Betretungsverbot ausgenommen, d.h. 
die Begleitung eines Kindes während der Eingewöhnung bleibt ebenso zulässig. Allen weiteren externen Personen ist 
der Zutritt zu verwehren. 

Angebote der erlaubnispflichtigen Kindertagespflege können mit bis zu fünf Kindern aufrechterhalten werden. Bei 
Kooperationen von zwei Angeboten der Kindertagespflege mit bis zu zehn Kindern ist die gemeinschaftliche Nutzung 
von Funktions- und Nebenräumen weiterhin zulässig. 

Zu Absatz 3

Absatz 3 beschreibt die Voraussetzungen zur Inanspruchnahme der Notbetreuung. Um hier Transparenz und Sicherheit 
zu schaffen, werden die berechtigten Personengruppen beschrieben und so vor Ort konkretisierbar beschrieben. Es 
gilt, dass Eltern das Angebot nur in Anspruch nehmen können, wenn keine Alternativbetreuung vorhanden ist. Sofern 
dies nicht der Fall ist, reicht es aus, dass nur ein Elternteil in der kritischen Infrastruktur beschäftigt ist oder eine der 
Alternativen von Absatz 3 gegeben ist. In den Fällen der Ziffer 2 entscheidet das zuständige Jugendamt.

Zu Absatz 4

Soweit nach § 45 SGB VIII betriebserlaubte Einrichtungen betrieben werden, sind hier die nach § 36 IfSG vorzuhaltenden 
Hygienepläne maßgebend, sodass diese Einrichtungen nach Absatz 4 von den Regelungen der Verordnung ausge-
nommen werden. Die Verpflichtung aller Mitarbeitenden in Kindertagesstätten und Einrichtungen der Erziehungshilfe 
über § 2a Absatz 3 zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung geht indes an Erfordernissen der praktischen Arbeit in 
Jugendhilfe-Einrichtungen vorbei. Die Regelung des § 2a Absatz 3 ist auch hinsichtlich ihrer Ausnahmen für Arbeit mit 
Kindern in Einrichtungen nicht anwendbar, da es einen festen Arbeitsplatz, an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
sich aufhalten, aufgrund der Tätigkeit nicht gibt.

Im Rahmen von Kindertagesbetreuung in Kindertagesstätten, Kindertagespflegestellen und Erziehungshilfeeinrichtungen 
wird empfohlen, dass alle erwachsenen Personen – und somit auch die pädagogischen Fachkräfte – eine Mund-Nasenbe-
deckung tragen, wo immer dies möglich ist. Dabei können die pädagogischen Fachkräfte in der Betreuung der Kinder mit 
Blick auf das Kindeswohl situationsabhängig, z.B. zur gezielten Sprachförderung oder beim Streitschlichten und Trösten 
der Kinder, vorübergehend auf das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung verzichten. Im Kontext von Erziehungshilfe-
einrichtungen kommt hinzu, dass der Arbeitsplatz gleichzeitig Zuhause und Rückzugsort der dort lebenden Kinder ist. 
Der Weg der Empfehlung und Beratung über die gegebenen Strukturen der Jugendhilfe erscheint hier sachgerecht und 
angemessen, um Infektionsschutz, Kinderschutz und pädagogische Erfordernisse miteinander in Einklang zu bringen.

Zu Absatz 5

Nach Absatz sollen die Regelungen zur Maskenpflicht in Schulen auch in Horten gelten, die sich auf dem Schulge-
lände befinden. Die für Schulen geltenden Ausnahmen finden entsprechende Anwendung. Dabei sind die Kohorten 
von der Einrichtungsleitung zu definieren. Den in § 2 Absatz 2 Nummer 1 der Schulen-Coronaverordnung genannten 
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Unterrichtsräumen entsprechen die Horträume, den dort genannten an der Schule tätigen Personen entsprechen die 
im Hort tätigen Personen.

Zu § 17 (Beherbergungsbetriebe)

Beherbergungsbetriebe dürfen zu touristischen und anderen privaten Zwecken nicht mehr geöffnet sein. Wie aus § 17 
Nummer 3 ersichtlich ist, dürfen Gäste nur noch zu beruflichen, medizinischen oder zu zwingenden sozial-ethischen 
Zwecken beherbergt werden. Mit der engen Ausnahme des Sozial-Ethischen sind beispielsweise unabweisbare Über-
nachtungen anlässlich von Bestattungen oder bei der Sterbebegleitung gemeint. Bei den medizinischen Gründen ist 
neben der eigenen Betroffenheit auch beispielsweise die Begleitung von minderjährigen Kindern unter 14 Jahren bei 
einem Krankhausaufenthalt miterfasst. 

Der Grundrechtseingriff ist zur Vermeidung einer Gesundheitsnotlage angemessen. Auf die Ausführungen zu A. All-
gemein wird verwiesen. Die Beschränkung der Beherbergung auf bestimmte Personengruppen ist in diesem Fall das 
mildeste Mittel. Die Einschränkung der Beherbergung stellt einen Beitrag dazu dar, Kontakte auf das notwendige Maß 
zu beschränken. Zudem ist zu berücksichtigen, dass die Beschränkung der Beherbergung in anderen Bundesländern und 
die stark eingeschränkte Möglichkeit zu Auslandsreisen dazu führen, dass sich Touristen in den Gebieten konzentrieren, 
in denen touristische Reisen mit Unterbringung noch möglich sind. Würde also Schleswig-Holstein die touristische 
Beherbergung zulassen, würde dies zwangsläufig zu vermehrten Reisen nach Schleswig-Holstein führen. Die damit 
einhergehenden vermehrten Kontakte und höhere Menschendichte würden zwangsläufig zu erhöhten Ansteckungsge-
fahren führen. Hygienekonzepte und die allgemeinen Regelungen zum Schutz der Ausbreitung der Pandemie würden 
eine Ansteckungsgefahr lediglich reduzieren, aber nicht gänzlich ausschließen. 

Eine Differenzierung nach dem Zweck der Beherbergung ist aus Gleichbehandlungsgründen gerechtfertigt, da die 
Untersagung der Unterbringung für Gäste, die aus beruflichen, medizinischen oder zwingenden sozial-ethischen Grün-
den reisen, einen schwerwiegenderen Eingriff darstellen würde im Vergleich zu touristisch oder aus anderen privaten 
Zwecken Reisenden. 

Die Vorschrift gilt für sämtliche Beherbergungsbetriebe wie beispielsweise Hotels, Pensionen, Ferienhäuser, privat und 
gewerblich vermietete Ferienwohnungen, Jugendfreizeiteinrichtungen, Jugendbildungseinrichtungen, Jugendherbergen, 
Schullandheime und vergleichbare Einrichtungen. Eigentümer von Zweitwohnungen, die ihre eigene Häuslichkeit nutzen, 
stellen keinen Beherbergungsbetrieb im Sinne von § 17 dar. Das gleiche gilt für Mieter von Zweitwohnungen, die ihre 
Zweitwohnung auf Grundlage von langfristig abgeschlossenen Mietverträgen selbst nutzen. Vergleichbar hierzu sind auch 
Campingplätze und Wohnmobilstellplätze unter besonderen Bedingungen kein Beherbergungsbetrieb und zwar nur dann 
nicht, wenn dort dauerhaft gecampt wird. In Anlehnung an das Bauordnungsrecht muss der Wohnwagen, das Wohnmobil, 
das Campingzeit oder das Campinghaus quasi als eine ortsfeste Anlage zu werten sein. Hiervon ist auszugehen, wenn 
sie unbewegt bleiben und der Stellplatz bzw. die Unterkunft langfristig, d.h. für mindestens 5 Monate, gemietet wird, In 
diesem Sinne sind auch Sportboothäfen keine Beherbergungsbetriebe, sofern die Liegeplätze langfristig vermietet werden. 

Da nur der Gast weiß, ob er zu beruflichen oder zu medizinischen Zwecken eine Beherbergung aufsucht, wird von 
ihm eine Bestätigung verlangt, dass er nur aus diesen Gründen beherbergt werden soll. Eine falsche Bestätigung ist 
bußgeldbewehrt. Auch die Beherbergung trotz Kenntnis des Nicht-vorliegens dieser Voraussetzungen stellt eine Ord-
nungswidrigkeit dar. 

Für Beherbergungsbetriebe gelten zunächst die allgemeinen Anforderungen des § 3: 

– Einhaltung des Abstandsgebotes, 

– Einhaltung der Husten- und Niesetikette,

– Möglichkeit zum Waschen oder Desinfizieren der Hände, 

– an allen Eingängen deutlich sichtbare Aushänge,

– für Toiletten gelten die Vorgaben gemäß § 3 Absatz 4 Satz 1. Andere sanitäre Gemeinschaftseinrichtungen wie 
Sammelumkleiden, Duschräume, Saunen und Wellnessbereiches sind für den Publikumsverkehr zu schleißen.

Sämtliche Beherbergungsbetriebe müssen zudem ein Hygienekonzept erstellen und Kontaktdaten erheben. Für beides 
gelten die allgemeinen Vorgaben nach § 4. 

Gastronomische Dienste dürfen nur unter den Voraussetzungen des § 7 angeboten werden. Nach § 7 Absatz 1 Nummer 3 
dürfen u.a. nur Hausgäste in der Beherbergung essen und trinken.

Zu § 18 (Personenverkehre)

Zu Absatz 1

Die Regelung in Absatz 1 betrifft die Nutzung des öffentlichen Personennah- und Fernverkehrs (Bus, Bahn, Schiff, 
Schulbusse) und Taxen oder damit vergleichbare öffentliche Angebote in Schleswig-Holstein. Die Personenverkehre 
nach Absatz 1 umfassen insbesondere die Beförderung von Personen im Linienverkehr im Sinne von § 42 Personenbe-
förderungsgesetz. Linienverkehr ist eine zwischen bestimmten Ausgangs- und Endpunkten eingerichtete regelmäßige 
Verkehrsverbindung, auf der Fahrgäste an bestimmten Haltestellen ein- und aussteigen können. Es geht um die Befrie-
digung der Nutzerinnen und Nutzer nach Verkehrsnachfragen. Das Verkehrsmittel wird nicht auf diejenigen nach § 1 
Personenbeförderungsgesetz begrenzt, sondern umfasst auch Eisenbahnen und Schiffe, sofern sie im Linienverkehr 
verkehren. Auch Flugreisen werden von Absatz 1 erfasst, sofern sie im Linienverkehr erfolgen. Das umfasst sowohl 
die Flugreisen zwischen Städten nach einem festgelegten Flugplan als auch Urlaubsflugreisen, unabhängig davon, ob 
die Urlauberin oder der Urlauber eine Pauschalreise bei einem Reiseveranstalter oder nur den Urlaubsflug gebucht 
haben. Bei grenzüberschreitendem Personenverkehr sind die Regelungen des jeweiligen Landes zu berücksichtigen.

Das Abstandsgebot im Sinne von § 2 Absatz 1 ist auch in allen Verkehrsmitteln möglichst einzuhalten. Die Unterschrei-
tung des Mindestabstandes ist nach Satz 1 zulässig. Sie sollten jedoch erst erfolgen, wenn wegen Belegung im ganzen 
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Verkehrsmittel die Unterschreitung des Mindestabstandes notwendig wird. Die Unterschreitung des Mindestabstandes 
liegt daran begründet, dass die Kundinnen und Kunden auf die Beförderung im Linienverkehr angewiesen sind, um 
beispielsweise rechtzeitig zur Arbeit oder zur Schule gelangen zu können. Anderenfalls drohen Engpässe und An-
sammlungen vor den Verkehrsmitteln ohne Einhaltung des Mindestabstandes, die epidemiologisch zu vermeiden sind. 
Auch lässt sich die Auslastung des jeweiligen Verkehrsmittels im Linienverkehr schwierig planen und eine kurzfristige 
Ausweitung des Angebotes kaum realisieren. Im Rahmen einer Abwägung ist ausnahmsweise die Unterschreitung 
des Abstandsgebotes erlaubt. 

Die Regelung in Satz 2 verpflichtet die Nutzerinnen und Nutzer – im Regelfall die Passagiere – von Angeboten des öffent-
lichen Personennah- und Fernverkehrs (Bus, Bahn, Schiff, Flugzeuge, Schulbusse) und Taxen oder damit vergleichbare 
öffentliche Angebote in Schleswig-Holstein zum Tragen einer Mund-Nasen Bedeckung. Dabei wird dem Umstand besonders 
Rechnung getragen, dass Hygieneanforderungen und Abstände in den genannten Bereichen nicht in allen Konstellationen 
umfassend eingehalten werden können, um Mitpassagierinnen und Mitpassagiere, Fahrpersonal oder Kontrollpersonal 
und anderweitiges Personal, dass im öffentlichen Personennah- und Fernverkehr eingesetzt wird, zu schützen. Die Ver-
pflichtung zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung entsteht dabei erst mit dem Betreten des Fahrzeugs bzw. an der 
geöffneten Tür desselben und gilt für die gesamte Fahrtdauer. Dies gilt auch für Passagierinnen und Passagiere in Fernzü-
gen, Fernbussen oder Fähren, so lange sie sich auf dem Gebiet des Landes Schleswig-Holstein befinden. Die Ausnahmen 
gemäß § 2a Absatz 1 Satz 3 für Kinder bis zum vollendeten 6. Lebensjahr und Personen mit Beeinträchtigung sind dabei 
zu beachten. Im Übrigen gilt eine Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung auf Bahnhöfen gemäß § 2a Absatz 2. 

Die Maskenpflicht richtet sich dabei an den Kunden- bzw. Nutzerkreis und nicht an das Fahrpersonal. Deren Schutz ist 
durch die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber im Rahmen des Arbeitsschutzes gesondert herzustellen und wird beispiels-
weise durch die Installation von besonderen Schutzvorrichtungen, z.B. durch Trennwände bereits heute sichergestellt.

Mit Satz 3 wird dem Umstand Rechnung getragen, dass im Personennah- und -fernverkehr nicht in allen Fällen die 
Verpflichtung notwendig ist, Mund und Nase zu bedecken. Dies gilt beispielsweise in Schiffskabinen oder in den Fahr-
zeugen auf Autofähren, die über den Nord-Ostsee-Kanal oder zu den Nordseeinseln fahren, sofern sie ihre Fahrzeuge 
oder Kabinen nicht verlassen und somit keinen Kontakt zu weiteren Personen haben. 

Im Übrigen finden gemäß Satz 4 die allgemeinen hygienischen Anforderungen für Einrichtungen mit Publikumsverkehr 
keine Anwendung.

Zu Absatz 2

Absatz 2 trifft Regelungen gewerblich angebotene Reiseverkehre im touristischen Bereich, die in Abgrenzung zu Absatz 1, 
nicht im Linienverkehr angeboten werden. Fahrten von Bürgerinnen und Bürger beispielsweise mit dem eigenen 
PKW zu touristischen Zwecken werden ausdrücklich nicht erfasst. Auch ist es ihr oder ihm nicht verboten zu reisen. 
Entscheidend für den touristischen Zweck ist die gewerbliche Zielrichtung der Anbieterin oder des Anbieters, nicht 
der Nutzungszweck der oder des einzelnen Reisenden. Es geht um Ausflugsfahrten im Sinne von § 48 Absatz 1 Per-
sonenbeförderungsgesetz (PBefG), wobei die Verkehrsmittel nicht auf diejenigen des Personenbeförderungsgesetzes 
begrenzt sind. Neben den Reisebussen sind auch Bahnen, Schiffe und Flugzeuge von Absatz 2 erfasst. Ausflugsfahrten 
sind demnach Fahrten, die der Unternehmer nach einem bestimmten, von ihm aufgestellten Plan und zu einem für 
alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer gleichen und gemeinsam verfolgten Ausflugszweck anbietet und ausführt. Auch 
Gruppenreisen zu Erholungsaufenthalten im Sinne von § 48 Absatz 2 PBefG sind nach Absatz 2 verboten. Reiseverkehre 
zu touristischen Zwecken sind kraft ihrer Zielrichtung Veranstaltungen mit Freizeitcharakter. Solche sind in § 5 Absatz 2 
Satz 2, da sie nicht der Unterhaltung dienen, mit Inkrafttreten der entsprechenden Corona-BekämpfVO seit dem 
2. November 2020 verboten. Aufgrund der stark gestiegenen Infektionszahlen sollen alle nicht notwendigen Aktivitäten 
reduziert werden. Das gilt auch für nicht notwendige touristische Reisen. Entsprechend müssen die Gaststätten und 
die Beherbergungen dem Grunde nach schließen und das in allen Ländern. Gerade Reisebusse bieten solche seit dem 
2. November 2020 nicht mehr gewollten touristischen Reisen an. § 18 Absatz 2 stellt das klar.

Auch sind weiterhin touristische Nutzungen von Kreuzfahrtschiffen bzw. die angebotenen Kreuzfahrten nicht erlaubt. Das 
Verbot gilt bereits seit dem Inkrafttreten der entsprechenden Corona-BekämpfVO vom 2. November 2020, weil Kreuz-
fahrtangebote in der Gesamtsumme als Beherbergungsbetrieb, Unterhaltungsveranstaltung und als Freizeiteinrichtung 
anzusehen sind, die nicht zulässig sind. Zudem gilt es, die Reisen zu touristischen Zwecken zu reduzieren. Das touristische 
Erlebnis steht bei Kreuzfahrten ausdrücklich im Vordergrund. § 18 Absatz 2 stellt das klar. Vom Verbot sind nicht Situationen 
erfasst, die der Abwehr einer Notlage dienen. Hier gilt der Vorrang des höherrangigen internationalen Rechts, was auch 
das Recht der friedlichen Durchfahrt durch das Küstenmeer einschließlich des Nord-Ostsee-Kanals betrifft. 

Zu § 19 (Kritische Infrastruktur)

Die Regelung der kritischen Infrastruktur ist notwendig, weil Erlasse auf Grundlage des Infektionsschutzgesetzes daran 
anknüpfen, ob Personen oder ihre Angehörigen zu kritischen Infrastrukturen gehören. Dies kann als Rechtsfolge nach 
sich ziehen, dass Notbetreuung für pflegebedürftige Angehörige oder für Kinder in Anspruch genommen werden kann.

Die Bereiche der kritischen Infrastrukturen sind in Absatz 2 enumerativ aufgeführt. 

Zu § 20 (Befugnisse und Pflichten der zuständigen Behörden)

Zu Absatz 1

Absatz 1 gibt den Gesundheitsbehörden die Möglichkeit, auf Antrag Ausnahmen von den Ge- und Verboten der §§ 5 bis 
18 der Verordnung zuzulassen. Diese Öffnungsmöglichkeit ist aus Gründen der Verhältnismäßigkeit erforderlich. Durch 
diese Befugnis können die Behörden unbillige Härten im Einzelfall verhindern. Neu in Absatz 1 Nummer 2 wurde eine 
Ausnahmemöglichkeit eingefügt für den Fall, dass Vorschriften der Verordnung der Pandemiebekämpfung entgegenste-
hen. So kann insbesondere Handwerkern, welche am Aufbau der Impfzentren beteiligt sind, erlaubt werden, Baumärkte 
aufzusuchen und zu betreten, um dort Materialien einzukaufen, die zum Aufbau der Impfzentren erforderlich sind. 
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Landesverordnung  
über ergänzende Vorschriften zur Düngeverordnung  

(Landesdüngeverordnung – LDüV) 

Vom 15. Dezember 2020

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 7820-7-3

Aufgrund des § 13a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 
und § 13a Absatz 3 Satz 1 der Düngeverordnung 
vom 26. Mai 2017 (BGBl. I S. 1305), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 der Verordnung vom 28. April 
2020 (BGBl. I S. 846), in Verbindung mit § 15 Ab-
satz 6 Satz 1 sowie § 15 Absatz 6 Satz 2 Nummer 2 
des Düngegesetzes vom 9. Januar 2009 (BGBl. I 
S. 54, ber. S. 136), zuletzt geändert durch Artikel 277 
der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I 
S. 1328), verordnet die Landesregierung:

§ 1 
Ziele

(1) Diese Verordnung regelt ergänzend zur Düngever-
ordnung und unter Berücksichtigung der Allgemei-
nen Verwaltungsvorschrift zur Ausweisung von mit 
Nitrat belasteten und eutrophierten Gebieten (AVV 
Gebietsausweisung) vom 3. November 2020 (BAnz 
AT 10.11.2020 B4) zum Schutz der Gewässer vor 
Verunreinigung durch Nitrat zusätzliche Anforderun-
gen bei der Anwendung von Düngemitteln, Boden-
hilfsstoffen, Kultursubstraten und Pflanzenhilfsmit-
teln auf landwirtschaftlich genutzten Flächen.

(2) Ziel der Verordnung ist die Reduzierung der land-
wirtschaftlichen Nährstoffeinträge in Gewässer, ins-
besondere von Nitrat in belastete Grundwasserkörper.

(3) Diese Verordnung dient auch der Umsetzung der 
unionsrechtlichen Vorgaben der Richtlinie (EWG) 
Nummer 91/6761.

§ 2 
Begriffe

Soweit nichts Abweichendes geregelt ist, gelten die 
Begriffsbestimmungen gemäß § 2 Düngeverordnung 
und § 2 AVV Gebietsausweisung entsprechend.

§ 3 
Räumlicher Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt für die gemäß AVV Gebiets-
ausweisung ermittelten mit Nitrat belasteten Gebiete 
nach § 13a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 Dünge-
verordnung (N-Kulisse). Die N-Kulisse ist in der Anlage 
grafisch dargestellt. Die Anlage ist Bestandteil dieser 
Verordnung. Eine Detaildarstellung auf Feldblockebene 
kann im Internet (https://danord.gdi-sh.de/viewer/ 
resources/apps/feldblockfinder) eingesehen werden.

1 Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12. Dezember 
1991 zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigung 
durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen (ABl. L 375 
S. 1), zuletzt geändert durch Verordnung (EG) Num-
mer 1137/2008 vom 22. Oktober 2008 (ABl. L 311 S. 1)

Zu Absatz 2

Satz 1 weist deklaratorisch auf die Möglichkeit der zuständigen Behörden hin, weitergehende Maßnahmen nach § 28 
IfSG zu treffen. In bestimmten Einzelfällen kann es notwendig sein, dass die zuständigen örtlichen Behörden Regelun-
gen treffen müssen, die über die Regelungen der Verordnung hinausgehen. 

Satz 2 nennt als Beispielsfall Betretungsverbote zur Regulierung des Tagestourismus. So kann der Fall eintreten, dass 
es wetterbedingt zu einer großen Ansammlung von Tagestouristinnen und Tagestouristen kommt. Um der Ausbreitung 
eines möglichen Infektionsgeschehens vorzubeugen, kann es dann erforderlich sein, dass die zuständigen Behörden 
schnell steuernd eingreifen können. 

Sofern die zuständigen Behörden Allgemeinverfügungen planen, haben sie gemäß Satz 3 diejenigen Regelungsinhalte, 
die sie zu erlassen beabsichtigen, dem Gesundheitsministerium mindestens einen Tag vor der Bekanntgabe mitzuteilen. 
Das Gesundheitsministerium hat dann die Möglichkeit zu prüfen, ob die Maßnahmen zweck- und verhältnismäßig sind. 
Es wird zudem in die Lage versetzt, rechtzeitig auf mögliche zielführendere Maßnahmen hinzuwirken. 

Zu § 21 (Ordnungswidrigkeiten)

Aufgrund § 73 Absatz 1a Nummer 24 Infektionsschutzgesetz können in der Verordnung bußgeldbewehrte Tatbestände 
formuliert werden. Dies erfolgt, soweit es für eine wirksame Durchsetzung der für den Infektionsschutz wesentlichen 
Ver- und Gebote unerlässlich ist.

Zu § 22 (Inkrafttreten; Außerkrafttreten)

Die Geltungsdauer der Verordnung ist auf wenige Wochen begrenzt. Aufgrund der mit der Verordnung verbundenen 
Grundrechtseingriffe ist es notwendig, dass die Einschränkungen nur so lange gelten, wie dies unbedingt erforderlich 
ist. Eine Geltungsdauer von wenigen Wochen für die Verordnung hat sich bewährt. Nach diesem Zeitraum lässt sich 
daher abschätzen, welchen Einfluss die getroffenen Maßnahmen auf die Entwicklung der Infektionszahlen haben. 

Anl.
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§ 4 
Schutz von Gebieten nach § 13a Absatz 1 Satz 1 

Nummer 1 bis 3 der Düngeverordnung 

(1) In den mit Nitrat belasteten Gebieten, die nach 
der Anlage der N-Kulisse angehören, gelten die in 
den Absätzen 2 bis 4 geregelten Anforderungen.

(2) Abweichend von § 3 Absatz 4 Satz 1 Düngever-
ordnung darf das Aufbringen von Wirtschaftsdüngern 
sowie von organischen und organisch-mineralischen 
Düngemitteln, bei denen es sich um Gärrückstände 
aus dem Betrieb einer Biogasanlage handelt, nur 
erfolgen, wenn vor dem Aufbringen ihre Gehalte 
an Gesamtstickstoff, verfügbarem Stickstoff oder 
Ammoniumstickstoff und Gesamtphosphat auf der 
Grundlage wissenschaftlich anerkannter Messme-
thoden vom Betriebsinhaber oder in dessen Auftrag 
festgestellt worden sind. Die in Satz 1 genannte 
Feststellung darf nicht älter als ein Jahr sein. Die 
Feststellungspflicht nach Satz 1 gilt nicht für die 
in § 10 Absatz 3 Düngeverordnung genannten Flä-
chen und Betriebe sowie für Festmist von Huf- und 
Klauentieren.

(3) Abweichend von § 6 Absatz 1 Satz 1 Düngever-
ordnung sind die dort genannten Düngemittel bei der 
Aufbringung auf unbestelltes Ackerland unverzüglich, 
jedoch spätestens innerhalb von einer Stunde nach 
Beginn des Aufbringens einzuarbeiten; § 6 Absatz 1 
Satz 2 und 3 Düngeverordnung bleibt unberührt.

(4) Inhaberinnen und Inhaber von Betrieben, deren 
Flächen ganz oder teilweise in der N-Kulisse lie-
gen, haben alle drei Jahre, erstmalig bis spätestens 
31. Dezember 2021, an einer von der zuständigen 
Stelle durchgeführten Düngeberatung teilzunehmen. 
Die Teilnahme ist der zuständigen Behörde auf Ver-
langen nachzuweisen. Die Düngeberatung ist auf 
eine Erhöhung der Nährstoffeffizienz auszurichten. 
Die Teilnahmepflicht nach Satz 1 gilt nicht für Inha-

berinnen und Inhaber der in § 10 Absatz 3 Nummer 3 
und 4 Düngeverordnung genannten Betriebe. In be-
gründeten Einzelfällen kann die zuständige Behörde 
auf Antrag eine von Satz 1 abweichende Frist be-
stimmen.

§ 5 
Bußgeldvorschriften

Ordnungswidrig nach § 14 Absatz 2 Nummer 1 
Buchstabe a des Düngegesetzes handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 4 Absatz 2 Satz 1 Wirtschaftsdün-
ger sowie organische und organisch-mineralische 
Düngemittel, bei denen es sich um Gärrückstände 
aus dem Betrieb einer Biogasanlage handelt, auf-
bringt, ohne dass vor dem Aufbringen ihre Ge-
halte an Gesamtstickstoff, verfügbarem Stickstoff 
oder Ammoniumstickstoff und Gesamtphosphat 
auf der Grundlage wissenschaftlich anerkannter 
Messmethoden vom Betriebsinhaber oder in des-
sen Auftrag festgestellt worden sind;

2. entgegen § 4 Absatz 2 Satz 2 eine Feststellung 
vorlegt, die älter als ein Jahr ist;

3. entgegen § 4 Absatz 3 Düngemittel bei der Auf-
bringung auf unbestelltes Ackerland nicht inner-
halb von einer Stunde nach Beginn des Aufbrin-
gens einarbeitet;

4. entgegen § 4 Absatz 4 Satz 1 an der Düngebe-
ratung nicht oder nicht rechtzeitig teilnimmt oder 
den Nachweis der Teilnahme nicht erbringt. 

§ 6 
Inkrafttreten; Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Landesdüngever-
ordnung vom 5. Juli 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 395, 
ber. S. 441)*) außer Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 15. Dezember 2020

 D a n i e l  G ü n t h e r J a n  P h i l i p p  A l b r e c h t
 Ministerpräsident Minister 
  für Energiewende, Landwirtschaft, 
  Umwelt, Natur und Digitalisierung

*) GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 7820-7-2
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Hinweis: Die vollständigen Fassungen aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen können im Internet unter http:// 
www.schleswig-holstein.de (➝ Landesrecht) abgerufen 
werden.


